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(Beginn: 9.03 Uhr)

Vizepräsident Frank Lortz:

Ich eröffne die Sitzung, heiße Sie alle sehr herzlich will-
kommen und stelle die Beschlussfähigkeit des Hauses
fest.

Zur Tagesordnung: Noch offen sind die Tagesordnungs-
punkte 7, 8, 15 bis 18, 20 bis 22, 24, 26 bis 34, 39, 45 bis 48,
53, 55 bis 57 und 60.

Zum Ablauf der Sitzung: Wir tagen heute bis 18 Uhr bei
einer Mittagspause von einer Stunde.

Wir beginnen mit den vier Anträgen betreffend eine Ak-
tuelle Stunde. Das sind die Tagesordnungspunkte 45, 46,
47 und 48. Es ist eine Redezeit von jeweils fünf Minuten
pro Fraktion vereinbart worden.

Danach folgt Tagesordnungspunkt 8, Dringlicher Antrag
der Fraktion der FDP betreffend verbindlicher Rahmen
für Bildungsziele in hessischen Kindergärten, Drucks. 16/
1818. Er wird zusammen mit Tagesordnungspunkt 7 auf-
gerufen, Antrag der Fraktion der SPD zu dem gleichen
Thema, Drucks. 16/1773.

Ich weise Sie darauf hin, dass auf allen Plätzen ein Kräp-
pel liegt.Wer zusätzliche Kräppel braucht, möge sich bitte
bei Präsident Kartmann melden. Dann können Kräppel
nachgeliefert werden.

(Allgemeiner Beifall)

– Man kann ruhig klatschen. – Sie wissen, dass heute ein
besonderer Tag ist. Deshalb wird es genehmigt, dass die
Vornehmen und die nicht so Vornehmen heute keine
Krawatte tragen. Ich habe das gutgeheißen.

(Jörg-Uwe Hahn (FDP): Ältestenrat!)

Wir beginnen mit den Aktuellen Stunden. Ich rufe Tages-
ordnungspunkt 45 auf:

Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN be-
treffend eine Aktuelle Stunde (Absturzrisiko für Minis-
terpräsident und Fraport-Vorstand) – Drucks. 16/1918 –

Das Wort hat der Kollege Kaufmann.

Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Es ist auf den Tag genau dreieinhalb Jahre her, dass
der Ministerpräsident einen Fehler machte, der ihm seit
gestern Nachmittag, als die Störfallkommission ihre Ent-
scheidung bekannt gegeben hat, massive Probleme berei-
tet. Dreieinhalb Jahre lang konnte er sich als brutalstmög-
licher Richtungsgeber profilieren. Jetzt muss er selbst er-
kennen, dass er einen Weg in die Irre gewiesen hat.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

So ist das eben, wenn man alle Mahnungen und Argu-
mente beiseite wischt, weil man sich stark genug glaubt,
die Realität, dass das Rhein-Main-Gebiet kein weiteres
Wachstum des Flugverkehrs verträgt, ignorieren zu kön-
nen. Doch die absolute Mehrheit der Mandate und eine
erdrückende Mehrheit der Befürworter im Landtag nüt-
zen nichts gegen die Fakten und gegen die Wahrheit.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, wir stellen fest: Die zweite der
drei angedachten Ausbauvarianten ist gescheitert.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Südvariante ist bereits im Raumordnungsverfahren
eliminiert worden. Die Nordwestvariante ist jetzt daran
gescheitert, dass man ihre spezifischen Risiken erst über-
sehen hat und dann verniedlichen wollte. Einige wollen
das immer noch.

Es nützt den Ausbaufetischisten auch nichts, dass der Fra-
port-Vorstand noch in den letzten Tagen versucht hat,
massiven politischen Druck auf die Mitglieder der Stör-
fallkommission auszuüben. Nicht ein einziges Mitglied
wurde von dem Vortrag überzeugt. Wie sollte es auch
überzeugt werden? Die Argumente waren natürlich, wie
wir es von Fraport kennen, hanebüchen falsch und maßlos
überzogen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Besonders skandalös an diesem Vorgang ist, dass Herr Dr.
Bender und Herr Prof. Schölch – glücklicherweise verge-
blich – versucht haben, am äußersten Rand der Legalität
zu operieren. Der Bruch der Vertraulichkeit geht dabei
mit Unwahrheiten einher, z. B. mit der Behauptung, dass
ein Vertreter des BUND, der in der Tat ein Gegner der
Fraport AG in Gerichtsverfahren ist, in der Arbeitsgruppe
der Störfallkommission gesessen habe. Das stimmt natür-
lich nicht. Durch eine solche Behauptung soll nur der Ein-
druck erweckt werden, dass die arme, unschuldige Fraport
AG wieder einmal benachteiligt wurde.

Die so genannte Stellungnahme der Fraport AG zu der
Vorlage und zu dem jetzt getroffenen Beschluss der Stör-
fallkommission strotzt darüber hinaus vor Fehlern. Die
Zeit reicht jetzt nicht, um sie alle zu benennen. Ein Bei-
spiel mag deshalb genügen.

Fraport behauptet, durch die Entscheidung der Störfall-
kommission werde der Luftverkehrsstandort Deutsch-
land gefährdet. Die Fraport AG sieht dabei überhaupt
nicht, dass sie europaweit als Einzige die Idee hatte und
offensichtlich immer noch hat, nur 700 m von einem In-
dustriebetrieb entfernt eine Landebahn zu bauen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Der Ministerpräsident und der Fraport-Vorstand sind ge-
nau diejenigen, die sich jetzt einem Absturzrisiko ausge-
setzt haben bzw. sich – wie wir heutigen Zeitungskom-
mentaren entnehmen können – bereits im Absturz befin-
den. Lesen Sie das einmal nach. Sie dürfen nicht nur die
„Frankfurter Rundschau“ nehmen.Auch der Kommentar
in der „Neuen Presse“ – gewiss kein Kampfblatt der
GRÜNEN – wird Ihnen das zeigen.

Meine Damen und Herren, Sie haben – damit meine ich
sowohl den Fraport-Vorstand als auch den Ministerpräsi-
denten – bislang kein Zeichen von Einsicht gezeigt. Statt-
dessen werden massive Drohungen an Ticona gerichtet,
und es beginnt ein perfides Spiel mit dem Hinweis, dass
das Chemiewerk eigentlich nie hätte genehmigt werden
dürfen.

Herr Ministerpräsident und Ex-Aufsichtsratschef von
Fraport, kurz und knapp gesagt: Machen Sie heute – wie-
der ein 19. – nicht den nächsten Fehler, indem Sie versu-
chen, das Werk Ticona zu schließen. Das wäre rechtlich
höchst unverhältnismäßig und politisch völlig inakzepta-
bel.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Die real existierenden ca. 1.000 direkten Arbeitsplätze
und Tausende von „indirekten“, „induzierten“ und „kata-
lytischen“ Arbeitsplätzen – wir alle kennen diese Begriffe
aus dem Gutachten der Fraport AG –, die daran hängen,
kann man nicht einfach vernichten.

Herr Ministerpräsident, auch die neueste Variante Ihrer
Rechtfertigungsversuche, es gehe Ihnen um eine mög-
lichst geringe Lärmbelastung der Menschen und um den
Schutz der Wälder, ist überhaupt nicht glaubwürdig. Aus-
weislich der Ergebnisse des Raumordnungsverfahrens 
– das ist das Raumordnungsverfahren unter Ihrer Regie-
rung – vernichtet der Bau der Nordwestvariante knapp
100 ha mehr Wald als z. B. die in der landesplanerischen
Beurteilung auch für möglich gehaltene Nordostvariante.
– Herr Irmer, hören Sie zu.

Die Vorgabe der Landesplanung, nämlich die Zahl der
durch Fluglärm belasteten Menschen zu vermindern, er-
reicht keine Variante.

Vizepräsident Frank Lortz:

Herr Kollege Kaufmann, Sie müssen langsam zum Schluss
kommen.

Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

So steht es wörtlich auf Seite 121 der landesplanerischen
Beurteilung.

Meine Damen und Herren, Herr Ministerpräsident, ver-
abschieden Sie sich von der Nordwestvariante und räu-
men Sie Ihre Fehlentscheidung ein – je früher, desto bes-
ser für Sie und uns alle. Beginnen Sie stattdessen das, was
die GRÜNEN nach sorgfältiger Analyse schon seit Jahren
fordern: Umdenken statt Ausbauen ist der einzig richtige
Weg.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Zuruf des Abg. Hans-Jürgen Irmer (CDU))

Der Flughafen Frankfurt findet eine gute Zukunft nicht
im Auswuchern vor Ort, sondern in der Kooperation mit
anderen bestehenden Flughäfen. – Vielen Dank.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Hans-Jürgen Irmer (CDU): Helau!)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank. – Jetzt spricht der Kollege Reif für die
CDU-Fraktion.

Clemens Reif (CDU):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Der Titel dieser Aktuellen Stunde ist mehr als ge-
schmacklos.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Hier wird das Wort „Absturzrisiko“ mit Menschen aus
diesem Parlament, aus dieser Hessischen Landesregie-
rung und aus dem Fraport-Vorstand verbunden. Herr
Kaufmann, das ist unanständig.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU – Widerspruch
bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Ihnen sind bei
diesem Thema jedes Mittel und jede Formulierung recht.
Das zeichnet Sie nicht gerade aus.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Zur Sache selbst. Wir sind der Überzeugung, dass es auch
nach dem Beschluss der Störfallkommission keiner Än-
derung unserer politischen Haltung und unserer Vorge-
hensweise bedarf.

(Zurufe von der SPD: Warum auch?)

Dieses Parlament hat die Variantendiskussion in sehr
gründlicher Form vor drei Jahren geführt. Bei dieser
gründlichen Diskussion haben wir uns von Sachlichkeit
leiten lassen und von dem, was die Mediatoren in ihren
fünf Punkten vorgegeben haben.

Auch heute bedarf es keiner Änderung dieser grundsätz-
lichen Position. Wir stehen nach wie vor zur Nordwest-
variante.

(Zuruf des Abg. Günter Rudolph (SPD))

Meine sehr verehrten Damen und Herren, so viel zum ers-
ten Punkt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Zum zweiten Punkt: Herr Kaufmann, wenn Sie sich auf
einmal als Lordsiegelbewahrer der hessischen Chemie-
industrie aufspielen, dann muss ich sagen: Als chemische
Industrie hätte ich da wirklich Angst.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Ich muss sagen, wenn Sie auf einmal als jemand auftreten,
der meint, er müsse das Werk Ticona retten, dann stellt
sich die Frage:Wo ist hier eigentlich die Perspektive? Hier
wird, wie der Kollege Hahn richtig sagt, der Bock zum
Gärtner gemacht.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Meine Damen und Herren, ich darf es wiederholen:

(Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sie haben noch kein einziges Argument gebracht!)

Die Ist-Situation – Herr Al-Wazir, von diesen Themen
scheinen Sie nichts zu verstehen – ist so,

(Widerspruch bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

dass zurzeit Flugzeuge beim Start mit vollen Tanks über
dieses Chemiewerk fliegen – und zwar über die proble-
matischen Bereiche dieses Chemiewerkes, genau darüber,
wo Gefahren für Leib und Leben entstehen können.

(Zuruf des Abg. Norbert Schmitt (SPD))

Die künftige Situation ist eine vollkommen andere. Bei
der Realisierung der Nordwestbahn werden in Zukunft
Flugzeuge 400 bis 600 m vom Chemiewerk entfernt mit
leeren Tanks in die Landebahn einfliegen. Meine Damen
und Herren, das ist die Situation.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Wir sagen, die Sicherheit wird dadurch nicht größer, aber
sie wird auch nicht kleiner. Denn es kann nicht sein, dass
die Sicherheit in dieser Situation – in Zukunft 400 bis 
600 m entfernt, mit leeren Tanks – geringer sein soll, als es
zurzeit der Fall ist.
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(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Herr Kollege, mit leerem Tank stürzt
man ab!)

Meine Damen und Herren, ein Weiteres. Die Störfall-
kommission hat gestern getagt. Wir haben keinen Grund,
nach dieser Entscheidung – die bereits durch eine Ent-
scheidung des Arbeitskreises vorgezeichnet war – unsere
Auffassung  zu ändern. Herr Kaufmann, wenn Sie hier von
der Interessenlage sprechen, dann ist es ganz klar:

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Einmal dumm, immer dumm!)

Eine Vielzahl interessierter Kreisen vertreten ihre In-
teressen. Die GRÜNEN haben das Interesse, den Flugha-
fenausbau zu verhindern.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und des Abg.
Jörg-Uwe Hahn (FDP))

Die grüne Parlamentarische Staatssekretärin in Berlin hat
das Interesse, den hessischen GRÜNEN dabei zu helfen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU – Lachen bei
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Fraport hat
das Interesse, den Flughafen auszubauen; die hessische
CDU und die Landesregierung haben das Interesse, zu-
künftig 100.000 Arbeitsplätze zu schaffen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU – Widerspruch
bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das ist unsere unterschiedliche Interessenlage. Sie zeich-
net sich dadurch aus, dass wir sagen: Wir sind der Über-
zeugung, dass sich nach dem Bau der Nordwestbahn, der
Landebahn, 25.000 Arbeitsplätze innerhalb des Zaunes
des Flughafens und weitere 25.000 Arbeitsplätze außer-
halb des Zaunes des Flughafens schaffen lassen. Es ist des
Schweißes der Edlen wert, hierfür alles zu tun und zu ar-
beiten, damit das gelingt und umgesetzt werden kann.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU – Zuruf des
Abg. Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN))

Meine Damen und Herren, wir als CDU werden diesen
Weg in den nächsten Monaten und den verbleibenden
zwei Jahren beharrlich verfolgen, damit das, was Sie hier
in jedem Plenum vorführen, keine Chance hat.Wir stehen
zu diesem Flughafen. Wir stehen zu seinem Ausbau. Wir
stehen zu den Chancen, die sich durch diesen Ausbau für
das Land Hessen und die Bundesrepublik Deutschland
ergeben.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Frank Lortz:

Herr Reif, vielen Dank. – Das Wort hat jetzt der Kollege
Riege, SPD-Fraktion.

Bernd Riege (SPD):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Hochmut kommt vor dem Fall.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Mit diesem Sprichwort im Kopf bin sicherlich nicht nur
ich aus der Plenarsitzungswoche im Januar nach Hause
gegangen. Herr Ministerpräsident Koch, die Art und

Weise, in der Sie hier das Thema Ticona öffentlich behan-
delt haben,

(Gerhard Bökel (SPD): Und noch behandeln!)

hat sicherlich nicht dazu beigetragen, dass wir in dieser
Sache zu einer einvernehmlichen Lösung kommen. Für
meine Fraktion muss ich ganz deutlich sagen: Es muss ei-
nen Unterschied zwischen dem geben, was man denkt,
und dem, was man sagt. Die Auswirkungen können wir
heute in den Zeitungen lesen.

(Zurufe von der CDU)

– Es eignen sich nicht alle Gedanken für eine öffentliche
Äußerung des Ministerpräsidenten. Das wollte ich damit
sagen. – Einer dieser Gedanken war es, die Frage der Ent-
eignung in den Mittelpunkt der Debatte zu stellen. Das
halte ich im Zusammenhang mit diesem Problem für völ-
lig unangemessen.

Das konnte nicht ohne Auswirkungen bleiben. Die Stör-
fallkommission tagt nicht im luftleeren Raum, sondern sie
bekommt mit, was hier im Hessischen Landtag debattiert
wird.

(Hans-Jürgen Irmer (CDU): Sagen Sie jetzt, was
Sie denken, oder denken Sie, was Sie sagen?)

Es wundert meine Fraktion nicht, dass unsere Warnungen,
sorgfältiger mit der Umsetzung des Mediationspakets
umzugehen, bei Ihnen auf taube Ohren stoßen.

(Zuruf des Abg. Volker Hoff (CDU))

Herr Reif, hier muss ich Sie korrigieren: Dieses Parlament
hat nicht über Varianten diskutiert – damit Sie das viel-
leicht wieder einmal richtig in Ihrem Gedächtnis einsor-
tieren. Wir haben das Mediationspaket beschlossen.

(Beifall bei SPD)

Das andere ist Ihr Bier. Die Variantendiskussion haben
Sie geführt, aber nicht dieses Parlament.

(Volker Hoff (CDU): Auch die Störfallkommission
nicht!)

Herr Ministerpräsident, jetzt ist aber Ihre Bauchlandung
so offensichtlich wie perfekt. Das muss man einmal fest-
stellen. Im Interesse des Landes wäre aber etwas anderes
gewesen.

(Hans-Jürgen Irmer (CDU): Wofür sind Sie jetzt?)

Ich empfinde wie meine Fraktion über dieses Ergebnis
eher Traurigkeit als Schadenfreude.

Zur Auffrischung Ihrer Erinnerung zähle ich Ihnen noch
einmal die Stationen auf, bei denen Sie unsere Kritik
hochmütig überhört haben. Es begann damit, dass wir
darauf bestanden haben, das Mediationsergebnis in den
Landesentwicklungsplan aufzunehmen. Sie haben sich
standhaft geweigert und werden jetzt durch den Verwal-
tungsgerichtshof dazu gezwungen. Das war der erste Feh-
ler im Verfahren.

Der nächste Fehler war Ihre Weigerung, den Vorsitz im
Regionalen Dialogforum zu übernehmen. Stattdessen
sind Sie in den weichen Sessel des Aufsichtsratsvorsitzen-
den gefallen und haben ihn jetzt schon wieder verlassen.

(Ministerpräsident Roland Koch: Oh!)

Die schwierige Arbeit der Überzeugung und der Koope-
ration mit den direkt Betroffenen im Regionalen Dialog-
forum haben Sie Prof. Wörner überlassen. Wir haben es
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damals für besser gehalten, dass Sie es selbst tun, um die
Akzeptanz für diese Maßnahme zu erhöhen, denn mit den
Reden, die Sie führen, Herr Reif, gewinnen wir keine Ak-
zeptanz. Ich habe den Verdacht, dass es zu wenige in Ihrer
Fraktion gibt, die sich darum bemühen, die Akzeptanz für
die von uns im Landtag beschlossene Umsetzung des Me-
diationspaketes zu erhöhen.

(Beifall bei der SPD – Widerspruch bei der CDU)

Ihre Reden tragen dazu jedenfalls nicht bei, wie es die Ge-
schichte beweist. Der dritte Punkt, wo wir Sie kritisiert ha-
ben, war Ihre Festlegung auf die Nordwestvariante bereits
zu Beginn des Raumordnungsverfahrens.

(Clemens Reif (CDU): Und das war gut!)

Dazu bestand keine Not. Es war nur politisch opportun,
um die Zahl der Gegner zu reduzieren. Wir waren der
Meinung, dass es zum Zeitpunkt des Verfahrens nicht
sinnvoll gewesen ist.

(Hans-Jürgen Irmer (CDU): Wofür sind Sie jetzt
eigentlich?)

Das Ergebnis haben Sie zu verantworten.

(Beifall bei der SPD)

Ihre beharrliche Weigerung, das Problem Ticona als sol-
ches zur Kenntnis zu nehmen, ist eine weitere Folge, die
wir kritisieren.

(Volker Hoff (CDU):Wasch mir den Pelz und mach
mich nicht nass!)

Ich zeige Ihnen gern, was meine Fraktion in Gesprächen
mit der Firma Ticona bereits im Dezember 2002 vorgelegt
bekommen hat.

(Clemens Reif (CDU): Sie haben sich auch einlul-
len lassen!)

Das ist ein Konzept, in dem die Firma offensichtlich Fol-
gendes feststellt: „Wir sind für den Ausbau des Flug-
hafens.“

(Lachen des Abg. Clemens Reif und weiterer Ab-
geordneter der CDU)

Aber sie stellt auch fest: Sollte die Nordwestbahn Realität
werden und sich eine Unvereinbarkeit mit dem Betrieb
der Ticona herausstellen, wäre eine Standortverlagerung
unumgänglich.

(Hans-Jürgen Irmer (CDU): Die Situation wird
noch besser!)

Wer das mit Verstand liest, kann das auch als eine Auffor-
derung verstehen, sich mit Ticona ins Benehmen zu set-
zen. Das hat nicht stattgefunden, im Gegenteil. Ihre still-
schweigende Duldung der Reden des Kollegen Reif, die
alles andere als sachdienlich für Verhandlungen mit der
Firma Ticona sind,

(Beifall bei der SPD – Widerspruch bei der CDU)

haben das Gegenteil von dem bewirkt, was wir brauchen:
Akzeptanz für diese Maßnahme. Meine Damen und Her-
ren, wir gehen davon aus, dass Sie auch in Zukunft auf die-
sem Weg weitergehen.

Wenn ich zusammenfasse, kann ich Folgendes feststellen.

(Hans-Jürgen Irmer (CDU): Dunkel war der Rede
Sinn!)

Betrachten Sie die bisherigen Vorgänge als Lernprozess
und verabschieden Sie sich von Ihrer Politik nach Guts-
herrenart.

(Beifall bei der SPD – Lachen des Abg. Clemens
Reif (CDU))

Das wird nirgendwo deutlicher als beim Thema Umset-
zung des Mediationspaketes. Ich habe sehr viel Verständ-
nis, dass Sie kritisieren, wenn jemand, wie beispielsweise
Minister Stolpe, sehr geduldig und beharrlich verhandelt.

(Zurufe von der CDU)

Das steht Ihnen aber nicht zu. Ich weiß, Sie sind mehr
nach dem Motto angetreten: „Hier macht der Chef alles
selbst“, und alle Sprüche wie „Wir machen das zur Chef-
sache“ haben in der Sache nur Schaden angerichtet. Das
ist offensichtlich so.

(Beifall bei der SPD)

Nicht zuletzt passt in dieses Bild der Eindruck, den die
Fraport mit ihrem öffentlichen Schreiben an die Mitglie-
der der Störfallkommission selbst erzeugt hat.

Vizepräsident Frank Lortz:

Herr Kollege, Sie müssten zum Schluss kommen.

Bernd Riege (SPD):

Herr Präsident, ich komme zum Schluss.

Das mag verständlich sein. Aber der Eindruck, dass auch
hier nach Gutsherrenart verfahren wird, wird dadurch nur
verstärkt. – Meine Damen und Herren, ich komme zum
Schluss. Im 21. Jahrhundert sind Kooperationsfähigkeit,
Überzeugungskraft und Sachkompetenz nicht mehr
durch Arroganz und Machtwillen zu ersetzen.

(Beifall bei der SPD)

Herr Ministerpräsident, der Stoiber-Edi würde Ihnen jetzt
sagen: Machen Sie Ihre Hausaufgaben. – Wenn Sie das
versuchen würden, könnten wir Sie unterstützen.

(Zurufe von der CDU)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank. – Das Wort hat der Kollege Denzin für die
FDP-Fraktion.

(Jörg-Uwe Hahn (FDP): Jetzt sachlich, wie sich das
gehört!)

Michael Denzin (FDP):

Mein lieber Kollege Fraktionsvorsitzender Jörg-Uwe
Hahn, es gibt auch noch Männer, die Mut haben.

(Beifall bei der FDP – Heiterkeit bei der CDU und
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Frank-Peter
Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Schlipsträger sind feige, das ist der Ersatzab-
schnitt!)

Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Sowohl
der Tag wie auch der Anlass, die Aktuelle Stunde, schei-
nen mir dem Thema nicht ganz angemessen. All denen,
die das in diesem Landtag das erste Mal als Gäste verfol-
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gen, muss man sagen: Es ist vielleicht die 60., vielleicht 
die 70. Debatte zu dem Thema Flughafenausbau.

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Und nicht die letzte, Herr Kollege!)

Für Sie sind die Argumente, die vorgetragen worden sind,
weitgehend neu. Für mich sind die Texte schon fast Fließ-
texte,

(Lachen bei Abgeordneten der SPD)

weil sich an der Situation nichts ändert.

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Das haben Sie das letzte Mal auch
noch zu der Störfallkommission gesagt!)

– Mein lieber Kollege Kaufmann, die Situation ist, dass
wir eine Entscheidung haben, die – bei aller politischer
Festlegung, über die man durchaus diskutieren kann – kri-
tisch zu diskutieren ist, ob sie zu dem Zeitpunkt gerecht-
fertigt, zu früh oder wie auch immer war.Aber darum geht
es überhaupt nicht.

Der Antragsteller, nämlich das Unternehmen Fraport, hat
einen Antrag gestellt. Dieser Antrag ist im Planfeststel-
lungsverfahren, d. h. im Genehmigungsverfahren. In die-
sem Genehmigungsverfahren gibt es Anhörung. Es gibt
Gutachten. Es gibt Stellungnahmen. Eine solche Stellung-
nahme – nicht mehr und nicht weniger – ist die der Stör-
fallkommission, sicherlich eine sehr ernst zu nehmende,
aber nicht sich der Abwägung entziehende Stellung-
nahme.

Deshalb hat sie genauso viel Rechtsqualität wie alle an-
deren Gutachten. Ich muss Ihnen sagen – alle, die in der
Anhörung waren, haben das mitbekommen –, dass ausge-
rechnet der Gutachter, der in der Anhörung vor allen Kol-
leginnen und Kollegen, Journalisten usw. seine Meinung
aufgrund der Faktenlage total revidieren musste, Mitglied
der Arbeitsgruppe dieser Störfallkommission war, Herr
Kaufmann.

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Das stimmt auch nicht!)

Ich wehre mich dagegen, dass diese Stellungnahme im
Vergleich zu allen anderen Stellungnahmen wie die eines
„Übergremiums“ als unantastbar angesehen wird.

(Dr. Franz Josef Jung (Rheingau) (CDU): Sehr
richtig!)

Ich will nicht aus einem Abwägungsprozess heraus. Es
gibt keinen Rabatt, wenn es um Sicherheitsfragen geht –
damit das klar ist.

(Beifall bei der FDP)

Aber es kann nicht sein, dass eine Stellungnahme einfach
aufgrund veröffentlichter Meinung ein anderes Gewicht
als alle anderen Stellungnahmen oder die Auffassungen
aller anderen Wissenschaftler bekommt.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der CDU)

Es bleibt Gegenstand des Verfahrens, das abzuwickeln
und dann letztlich zu entscheiden. Die Verfahrensent-
scheidung wird, wie wir alle wissen, noch einmal Gegen-
stand gerichtlicher Überprüfung sein. Es wäre jeder be-
hämmert, der jetzt leichtfertig in irgendeine Richtung aus
einer Vorfestlegung heraus, die immer suggeriert wird,
Herr Kaufmann, eine Entscheidung treffen würde. Das
kann sich keiner leisten.

Deshalb habe ich hier Vertrauen. Das ist kein Verfahren
der Landesregierung. Das ist kein Verfahren derer, die re-
lativ früh gesagt haben, die Nordwestbahn sei die verträg-
lichste, weil sie die wenigsten Eingriffe in die Natur und
eine geringere Betroffenheit von Menschen brächte, son-
dern das ist ein Verfahren eines Antragstellers, der ein
Recht hat, nach einer rechtsstaatlichen Abwicklung des
Verfahrens einen Bescheid zu bekommen.

Ich muss Sie wiederholt fragen: Wir haben nicht nur die
Anteilseigner Land und Stadt Frankfurt, wir haben auch
den Anteilseigner Bund. In großer Übereinstimmung mit
dem Luftverkehrswegeplan des Bundes, der von der Ver-
abschiedung her immerhin Kabinettsrang hat, hat der An-
teilseigner Bund – zumindest nach meinem Wissen, Auf-
sichtsratssitzungen sind nicht öffentlich – nicht gegen die-
sen Antrag gestimmt, nicht gegen die Variantenauswahl
gestimmt. Das heißt, ich muss unterstellen, der Bund steht
dahinter.

Heute ist von Frau Staatssekretärin Wolf, die aus Hessen
kommt, zu lesen, dass offensichtlich der Vorschlag Nord-
ostbahn die richtige Lösung sei.

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Zitieren Sie doch nicht schon wieder
falsch! – Sarah Sorge (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Alles ist schlecht!)

Ich kann Ihnen hier nicht sagen, was besser oder schlech-
ter ist.

Vizepräsident Frank Lortz:

Herr Kollege Denzin, bitte seien Sie so lieb.

Michael Denzin (FDP):

Herr Präsident, ich weiß, dass es einen Antrag zu beschei-
den gibt. Sollte der Antrag abgelehnt werden, muss man
neu nachdenken. Ich befürchte aber, dass wir nicht mehr
sehr lange nachdenken können, sondern dass dann die
Ausbaufrage erledigt ist.

Meine Damen und Herren, es macht doch überhaupt kei-
nen Sinn, wenn wir uns hier gegenseitig jedes Mal aufs
Neue etwas vormachen wollen. Gucken wir uns die Tatsa-
chen an, warten wir ab. Dann sehen wir, was dabei her-
auskommt. Nach allen Argumenten, mit denen ich mich
befasst habe, bin ich mir relativ sicher, dass dieser Ausbau
gelingen wird. Ich sage für meine Fraktion:Wir halten die-
sen Ausbau für das Land, aber auch für Deutschland für
absolut notwendig.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Herr Kollege Denzin. – Das Wort hat der
Herr Ministerpräsident.

Roland Koch, Ministerpräsident:

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Sie können mich doch nicht in die Überschrift Ihres
Antrages schreiben und sich dann wundern, dass ich dazu
rede.

(Heiterkeit – Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Wir freuen uns!)
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Insofern muss sich die Überraschung in Grenzen halten.
Ich würde gerne dort anknüpfen, wo Herr Kollege Denzin
geendet hat. Die Abwägung wird am Ende vom Bundes-
verwaltungsgericht überprüft. Wir wissen, dass zuvor alle
möglichen Leute ihre Beteiligungsrechte und ihre Ent-
scheidungsverpflichtungen ausüben werden. Zum Schluss
wird das in Deutschland höchste für Verwaltungsrechts-
fragen zuständige Gericht entscheiden. Was wird das
Wichtigste sein, worüber das Bundesverwaltungsgericht
am Ende zu entscheiden hat? Das Gleiche, was wir am
Anfang zu entscheiden hatten: Ob es Argumente des öf-
fentlichen Wohls gibt, die es rechtfertigen, einen Flugha-
fenausbau durchzuführen, der einen solchen Eingriff in
Natur und Landschaft und in die Ruhe der Menschen dar-
stellt. Dies wird dann dagegen abgewogen, welche Schä-
den entstehen, wenn man nicht ausbaut.

Wenn man wie Sie, die GRÜNEN – was legitim ist –, zu
der Auffassung kommt, dass das öffentliche Wohl den
Ausbau des Flughafens nicht gebietet, dann ist Ihre wei-
tere Beteiligung an allen Abwägungen ziemlich unsinnig.

(Beifall bei der CDU und der FDP sowie des Abg.
Jürgen Walter (SPD))

Mit jemandem, der mir erklärt, er wolle keine Variante,
darüber zu diskutieren, ob ich die richtige Variante präfe-
riere, ist Unsinn, ist akademische Zeitverschwendung.
Das muss man auch im Parlament nicht in jeder Woche
wieder hören.

(Beifall bei der CDU und bei Abgeordneten der
FDP – Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Das ist überhaupt kein Unsinn!)

Zweitens. Wenn bei drei Fraktionen in diesem Hause die
Überzeugung herrscht, dass es gute Gründe des öffent-
lichen Wohls gibt, die für den Ausbau des Flughafens spre-
chen – sodass man nicht Hunderttausende sich positiv
entwickelnder Arbeitsplätze riskiert –, dann muss die Ab-
wägung getroffen werden, was die mildeste Lösung ist.
Das ist ziemlich unstreitig. Ich habe mich bereits an den
von Ihnen zitierten Tagen über die Frage der Varianten
geäußert. An meiner politischen Einschätzung in dieser
Frage hat sich bis zu dieser Minute überhaupt nichts ge-
ändert.

(Martin Häusling (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Unbelehrbar!)

– Aus Ihrer Sicht bin ich unbelehrbar. Denn ich bin der
festen Überzeugung, dass man als Ministerpräsident nicht
Hunderttausende von Arbeitsplätzen riskieren darf. Da
bin ich in der Tat unbelehrbar.

(Beifall bei der CDU und der FDP – Lebhafter
Widerspruch bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Von denen, die diese Grundeinschätzung teilen, gibt es
bisher niemanden, den ich kenne, der sagt, die Priorisie-
rung einer bestimmten Variante unter dem Gesichtspunkt
„Umwelt – Menschen – Realisierbarkeit“ sei falsch. Ich
muss damit leben, dass eine Opposition, die die Entschei-
dung nicht mittragen muss, sagt: Junge, du musst immer
wissen, wenn es falsch ist, warst du schuld. – Das gehört zu
der Aufgabenverteilung. Ich habe mich nicht als Opposi-
tionsführer beworben, sondern als Regierungschef.

In dieser Diskussion ist abzuwägen, was die einzelnen
Elemente sind. Das müssen die Genehmigungsbehörde,
die Antragstellerin und am Schluss das Gericht machen.
Wenn aber das öffentliche Wohl für den Ausbau und all-

gemeine Gründe für eine bestimmte Variante sprechen,
dann sind ein Chemiewerk und ein Wald, der nicht ver-
kauft werden soll, Bestandteile des Verfahrens, mit denen
man umgehen muss.

Herr Kollege Riege, ich nehme sehr dankbar zur Kennt-
nis, dass Sie sagen: Da muss man bei Ticona einmal gu-
cken. – Bei dem Verhältnis von Regierung und Opposi-
tion ist das schon eine ganze Menge. Ich habe zu diesem
„einmal gucken“ den Hinweis aus Sicht des Staates beige-
tragen, dass dies ein öffentlich rechtliches Abwägungsver-
fahren ist, in dem am Ende ein Eigentümer ein Recht auf
angemessene Beteiligung, aber nicht ein Recht auf öffent-
liche Versteigerung hat, und dass, wenn Beteiligte spre-
chen, sie diese Rahmenbedingungen kennen sollten. Ich
bin auch nicht bereit, diese Rahmenbedingungen zu än-
dern. Denn es gibt einen Rechtsanspruch der Bürger, dass
der Minister am Ende seiner Entscheidung abwägt, was
notwendig ist, um Gefahren zu beseitigen. Es gibt aber
auch einen Anspruch der Fraport – darüber haben wir
schon einmal geredet: es gibt private Eigentümer, die dort
ihr Geld hereingeben –, dass keine Forderungen gestellt
werden, die in der Sache nicht gerechtfertigt sind. Beide
Elemente haben eine Rolle zu spielen.

Ich habe in der Debatte letzte Woche Wert darauf gelegt
– deshalb hat sich durch die gestrige Entscheidung über-
haupt nichts verändert –, dass die Störfallkommission ei-
nen wichtigen Hinweis gibt. Wir Politiker sollten nicht so
tun, als gebe es die Störfallkommission nicht, und sollten
nicht sagen, wir seien schlauer als sie. Das macht uns für
die daraus folgende Diskussion aber nicht unmündig.
Wenn sich nach einer Prüfung ergibt, dass die Störfall-
kommission Recht hat, dann muss ihr Votum beachtet
werden und in dem Genehmigungsbescheid gegen die
Nordwestbahn angemessen behandelt werden. Das ge-
hört zum Handwerk.

Am Ende muss die Genehmigungsbehörde abwägen, wie
bedeutsam das Argument ist, dass 20 Leute zusammenge-
sessen und etwas in einer Weise beschlossen haben, wie
dies bisher kein Gutachter getan hat. Der einzige Gutach-
ter, der in diese Richtung begutachtet hat, hat seine Mei-
nung in der öffentlichen Disputation seines Gutachtens
zurückgenommen.

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Das ist alles falsch, was Sie sagen! Gro-
ßer Quatsch! Lesen Sie einmal die Unterlagen!)

Im Zweifel gibt es in der Frage der Sicherheit keinen Ra-
batt. Diese Diskussion ist zu führen. Diese Diskussion
wird wieder mit der Begleitmusik der GRÜNEN geführt
werden, die sagen werden, dass das Gutachten auf jeden
Fall bedeutsam sei, weil sie nicht abwägen wollen.

Sie haben aber ein Problem. Nach dem, was Sie mit
Hoechst gemacht haben, würde ich gerne Ihre Position
dazu sehen, wenn es keinen Flughafen gäbe und ich Ihnen
einen Ausbauplan der Ticona im Rhein-Main-Gebiet vor-
legen würde.

(Lebhafter Beifall bei der CDU und Beifall bei Ab-
geordneten der FDP – Frank-Peter Kaufmann
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Billige Polemik!
Das ist kläglich! – Gegenruf des Abg. Volker Hoff
(CDU))

Nicht einmal Ihre eigenen Wähler würden es Ihnen ab-
nehmen, dass Sie, nur um aus ideologischen Gründen ei-
nen Flughafen zu verhindern, am Ende Ihre Liebe zu ei-
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nem Erdöl verarbeitenden Chemiewerk entdecken. Dann
merkt auch der Letzte: Ihnen geht es nicht um die Sache.

(Lachen bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Sarah Sorge (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): So
ein Unfug!)

Aus ideologischen Gründen wollen Sie die einzige valide
Entwicklungschance des internationalen Zentrums
Frankfurt – das liegt an unserer internationalen Verbin-
dung – verhindern. Das halte ich für verantwortungslos.
Aber Sie sind gewählt. Es ist legitim, dass Sie es sagen. Sie
dürfen aber nicht glauben, dass Ihre grundsätzliche Kritik
am Ende der Maßstab unserer Abwägung ist. Denn wir
sind schon in der Grundfrage unterschiedlicher Meinung.
– Vielen Dank.

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der CDU und
lebhafter Beifall bei der FDP – Zuruf der Abg.
Sarah Sorge (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

Vizepräsident Frank Lortz:

Herr Ministerpräsident, vielen Dank. – Meine Damen und
Herren, damit gibt es zur ersten Aktuellen Stunde keine
weiteren Wortmeldungen.

(Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Das stimmt nicht, aber ich darf ja nicht! Wenn ich
mich melde, nehmen Sie mich dran? – Dr. Franz
Josef Jung (Rheingau) (CDU): 1 : 0!) 

Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Herr Kol-
lege Al-Wazir, ich nehme nicht an, dass Sie das Präsidium
kritisieren wollen.

(Heiterkeit – Jörg-Uwe Hahn (FDP): Tofftä!)

Dann rufe ich jetzt die nächste Aktuelle Stunde, Tages-
ordnungspunkt 46, auf:

Antrag der Fraktion der SPD betreffend eine Aktuelle
Stunde (Hessische Wirtschaft fragt: Wo bleiben die Ganz-
tagsschulen?) – Drucks. 16/1919 –

Das Wort hat Frau Kollegin Habermann.

Heike Habermann (SPD):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Das Bundes-
programm „Zukunft, Bildung und Betreuung“ könnte
eine gute Chance für Hessen sein, durch ein an der Ver-
besserung der Bildungsqualität orientiertes Konzept ei-
nen Anstoß für den Ausbau von Ganztagsschulen in unse-
rem Bundesland zu geben.

Leider ist diese Landesregierung gerade dabei, diese
Chance durch mangelnde Motivation und Konzeptlosig-
keit zu verspielen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Hessen war eines der letzten Bundesländer: Es hat erst im
November 2003 seine Richtlinie zur Vergabe der Bundes-
mittel in Kraft gesetzt. Damit wurde den Schulträgern die
Antragstellung ermöglicht. Bis heute ist die hessische
Richtlinie zur Einrichtung von Ganztagsschulen durch
Bereitstellung von Landesmitteln und Stellen nur im Ent-
wurf vorhanden. Diese Richtlinie könnte den Schulen
darüber Klarheit verschaffen, auf welcher Basis sie ihre
pädagogischen Konzepte entwickeln können.

Im Juni 2003 hat die CDU-Fraktion einen Gesetzentwurf
der SPD-Fraktion abgelehnt, der allen Schulformen die

Möglichkeit eröffnen sollte, sich neben pädagogischer
Mittagsbetreuung auch für die Formen der offenen oder
gebundenen Ganztagsschule zu entscheiden. Frau Minis-
terin, wir haben zur Kenntnis genommen, dass die Lan-
desregierung diese Forderung der SPD in ihren Gesetz-
entwurf zur Novellierung des Hessischen Schulgesetzes
aufgenommen hat. Wir werden hier im Landtag etwa ein
Jahr, nachdem wir unseren Gesetzentwurf vorgelegt hat-
ten, darüber beraten. Das bedeutet, dass ein Jahr lang Zeit
für die Schulträger und Schulen und vor allem auch für
die Kinder und Jugendlichen verschwendet wurden, die
durch ein Ganztagsschulkonzept besser hätten gefördert
werden können.

(Beifall bei der SPD und der Abg. Priska Hinz und
Kordula Schulz-Asche (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN))

Frau Kultusministerin, es bleibt weiterhin unklar, wie Sie
aus dem Schmalspurprogramm „Ganztagsschule nach
Maß“ zukünftig auch gebundene Ganztagsschulen mit
der entsprechenden Zuweisung an Ressourcen fördern
wollen. Dieses Programm reicht gerade für die Einrich-
tung weiterer pädagogischer Mittagsbetreuungen an den
Schulen aus.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Das ist, sozialpolitisch gesehen, ebenfalls ein wichtiger
Ansatz. Aber Schulen mit pädagogischer Mittagsbetreu-
ung unter dem Oberbegriff „ganztägig arbeitende Schu-
len“ zu verkaufen ist schlicht und einfach Etiketten-
schwindel.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der Abg.
Priska Hinz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

Damit werden auch die Ziele nicht erreicht, neue Bil-
dungskonzepte in den Schulen zu verwirklichen, fächer-
übergreifende Förderung zu organisieren, eine stärkere
Vernetzung des Unterrichts mit Erziehung und indivi-
dueller Unterstützung der Persönlichkeitsentwicklung zu
erreichen. Mit der von Ihnen vorgenommenen Einschrän-
kung marschieren Sie an diesen Zielen weit vorbei.

Was geschieht gerade jetzt? Im Moment warten die Schul-
träger auf die Bewilligungsbescheide für die Zuteilung
der Bundesmittel. Sie müssen weitere Verzögerungen
auch bei den Investitionsmaßnahmen in Kauf nehmen.
Bis zum Ende des Jahres 2003 gab es lediglich Bewilli-
gungen in Höhe von 2,78 Millionen c. Dabei standen 
20,8 Millionen c zur Verfügung, die Hessen aus dem
Bundesprogramm für das Jahr 2003 erhalten hat. Ganze
27 Schulen können sich auf den Weg machen, neue För-
derkonzepte mit der entsprechenden räumlichen Ausstat-
tung zu verwirklichen.

Es gab Verschleppen, Verzögern, unklare Bestimmungen
und ein Verwirrspiel über die Gültigkeit der Richtlinien.
Jetzt gibt es für die Bewilligung von Mitteln aus dem
Bundesprogramm offensichtlich eine verkomplizierte Be-
arbeitung der Anträge der Schulträger. Angesichts der
Art und Weise, wie diese Landesregierung an den Ausbau
der Ganztagsschulen herangegangen ist, drängt sich der
Verdacht auf, dass sie gar kein allzu großes Interesse bei
den Schulträgern  wecken will. Sie will lieber ein Klima er-
zeugen, das die Schulen davon abhält, überhaupt Anträge
zu stellen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Nebenbei bemerkt, dafür spricht auch, dass es die Kultus-
ministerin abgelehnt hat, im Kulturpolitischen Ausschuss
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die detaillierten Fragen eines Dringlichen Berichtsantrags
der SPD-Fraktion zu diesem Thema auch nur ansatzweise
zu beantworten. Sie haben kein Konzept für die Ganz-
tagsschule; und Sie wollen auch gar keines entwickeln.

Es ist gut, dass nicht nur die SPD-Fraktion und die be-
troffenen Schulträger diese Erkenntnis gewonnen haben,
sondern auch die hessische Wirtschaft diese Erkenntnis
gewonnen hat.Wenn Sie uns nicht zuhören wollen, so will
ich Sie auffordern, sich mit den Äußerungen der Vereini-
gung hessischer Unternehmerverbände auseinander zu
setzen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

In einer Presseerklärung kritisiert der für das Ressort Bil-
dung verantwortliche Geschäftsführer der VhU, Jörg
Feuchthofen, massiv die Tatenlosigkeit des Hessischen
Kultusministeriums. Ich zitiere:

Die 278 Millionen c des Bundes für den Auf- und
Ausbau von Ganztagsschulen in Hessen sind ein so-
lider Kapitalstock für eine gezielte Investition. Jetzt
geht es darum, diese Gelder zügig beim Bund abzu-
rufen und vor allem für Ganztagsschulen  mit neuen
pädagogischen Konzepten bereitzustellen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Er führt weiter aus, dass die VhU keine Bemühungen des
Landes sieht, „zügig ein pädagogisch modernes Ganztags-
schulkonzept zu entwickeln und umzusetzen“.

(Zuruf von der SPD: Das ist ein Armutszeugnis!)

Vizepräsident Frank Lortz:

Frau Kollegin Habermann, Sie müssen zum Schluss Ihrer
Rede kommen.

Heike Habermann (SPD):

Herr Präsident, ich komme gleich zum Schluss meiner
Rede. – Ich denke, Herr Feuchthofen hat Recht. Diese
Initiative der VhU zeigt nachdrücklich: Der Ausbau der
Ganztagsschulen mit einem neuen pädagogischen Ansatz
käme nicht nur den Eltern, Kindern und Jugendlichen zu-
gute. Dadurch würde auch Hessen als Wirtschaftsstandort
gestärkt. Das würde dazu beitragen, dass die Qualifika-
tion unserer Schulabgänger steigen würde. Sie könnten
dann mit einer befriedigenden beruflichen Perspektive ih-
ren Anteil an der Entwicklung Hessens leisten.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Frau Kultusministerin, ich fordere Sie auf, aus den Ergeb-
nissen der PISA-Studie zu lernen und endlich dafür zu
sorgen, dass solche Konzepte auch in Hessen greifen kön-
nen.

(Beifall bei der SPD und der Abg. Priska Hinz
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank. – Das Wort hat Frau Kollegin Kölsch für die
CDU-Fraktion.

Brigitte Kölsch (CDU):

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Frau Habermann, da Sie Mitglied des Kulturpolitischen

Ausschusses sind, müssten Sie eigentlich wissen, dass die
Förderrichtlinie seit Beginn des letzten Schuljahrs in
Kraft getreten ist.

Die SPD-Fraktion fragt: Wo bleiben die Ganztagsschu-
len?

Wir fragen: Wo waren die Ganztagsschulen unter rot-grü-
ner Regierung?

(Beifall bei Abgeordneten der CDU – Widerspruch
bei Abgeordneten der SPD – Tarek Al-Wazir
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Von Plottnitz ist
schuld!)

Seit 1992 wurde während Ihrer Regierungszeit kein einzi-
ges Mal die Einrichtung einer Ganztagsschule genehmigt.
Ich weiß, dass Sie das nicht hören wollen.Aber wenn man
Forderungen stellt, muss man es sich auch gefallen lassen,
an die Vergangenheit erinnert zu werden.

Wir mussten, damals gemeinsam mit der FDP, erst einmal
ein Konzept erarbeiten. Wir mussten damit erst einmal
beginnen. Im Jahre 2002 haben wir unser Ganztagsschul-
programm gestartet. Inzwischen haben wir die Zahl der
Ganztagsangebote um fast 100 % gesteigert. Inzwischen
gibt es 226 ganztägig arbeitende Schulen mit unterschied-
lichen Programmen. Dabei handelt es sich um Schulen mit
pädagogischer Mittagsbetreuung sowie um kooperative
Ganztagsschulen mit offener und gebundener Konzep-
tion. Mit dem In-Kraft-Treten des neuen Schulgesetzes
wird es das dann auch für die Grundschulen geben.

Von Anfang an war es uns wichtig, zu betonen, dass es sich
hierbei um eine Gemeinschaftsaufgabe handelt. Es han-
delt sich um eine Gemeinschaftsaufgabe des Landes, der
Schulträger, der Jugendhilfeträger und – das betone ich
immer wieder – auch der Eltern. Es geht um ergänzende
Förderung und um ein verlässliches Bildungs- und Be-
treuungsangebot. Neben der Hausaufgabenbetreuung
sind Förderunterricht und Wahlangebote zentrale Bedin-
gungen für die Anerkennung als Ganztagsschule.

Das alles haben wir auf den Weg gebracht, bevor sich die
Bundesregierung in Berlin entschlossen hat, Investitionen
für Ganztagsschulen finanziell zu unterstützen. Man muss
wissen – das scheint einigen immer noch nicht klar zu 
sein –, dass das Geld des Bundes natürlich an die Schul-
träger weitergereicht werden muss. Denn die Schulträger
sind für die Investitionen zuständig. Das müsste vielleicht
auch einmal jemand der grünen Schuldezernentin in
Frankfurt erklären. Offensichtlich hat auch sie es nicht
verstanden. Das Land prüft und reicht das Geld weiter.
Aber die Schulträger müssen die Voraussetzungen schaf-
fen, damit sie in den Genuss der Bundeszuwendungen
kommen können. Denn es handelt sich nur um eine zu-
sätzliche Finanzierung zu den notwendigen Eigenaufwen-
dungen.

Es scheint Ihnen auch entfallen zu sein, dass die Kultus-
ministerin im Kulturpolitischen Ausschuss hierüber aus-
führlich berichtet hat. Sie haben die Zahlen genannt. Bis
Mitte Dezember 2003 wurden 128 Schulen gemeldet. Na-
türlich müssen die Anträge erst im Ministerium geprüft
werden. Bei 27 Schulen konnte das Projekt genehmigt
werden. Sie wurden mit 2,8 Millionen c gefördert. Da die
Schulträger ihre Projekte meistens erst im Jahr 2004 be-
gonnen haben, konnte im Jahr 2003 eben noch kein Geld
fließen.

Ich weiß, dass es möglich ist, hierfür Unterstützung zu er-
halten. Im Hochtaunuskreis sind wir da schon ein ganzes
Stück weiter.
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Die Kultusministerin hat immer wieder auf die besonde-
ren Schwierigkeiten und die besondere Situation hinge-
wiesen. Es ist eben so, wenn der Bund in Aufgabengebiete
der Länder eingreift, dann aber nicht in Personal in-
vestiert, sondern sich an den Investitionen beteiligt.

(Zuruf der Abg. Priska Hinz (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN))

Daher haben sich die Verhandlungen anfangs auch so pro-
blematisch gestaltet. Wir wollen das Angebot der ganztä-
gig arbeitenden Schulen Schritt für Schritt weiter aus-
bauen in Zusammenarbeit mit den Schul- und Jugendhil-
feträgern und den freien Trägern. Die Praxis zeigt, wie
vielfältig und engagiert dies von den Schulgemeinden vor-
bereitet wird.

Unser Ziel muss es sein – das steht auch in unserem Re-
gierungsprogramm bis 2008 –, dass jede Schülerin und je-
der Schüler die Möglichkeit haben soll, ein wohnortnahes
ganztägiges Schulangebot in Anspruch zu nehmen, und
zwar auf freiwilliger Basis. Denn es zeigt sich nach wie vor,
dass viele Eltern zwar die Notwendigkeit eines solchen
Angebots erkennen, es aber für ihre Kinder selbst nicht in
Anspruch nehmen wollen. Es gibt eben auch noch genü-
gend Eltern, die, wenn sie dazu in der Lage sind, eine Be-
rufspause einlegen, um sich ganz der Erziehung ihrer Kin-
der zu widmen. Auch darauf müssen wir Rücksicht neh-
men.

Daher ist es so wichtig, hier schrittweise voranzugehen,
das Angebot attraktiv zu gestalten. Dazu gehört auch der
Auf- und Ausbau von Schulbibliotheken. Die IGLU-Stu-
die hat es gerade wieder eindrucksvoll bestätigt. Eltern
sollen, wenn sie dies wollen, eine echte Wahlfreiheit ha-
ben, wie sie ihren privaten Weg mit Kindern gestalten.

Vizepräsident Frank Lortz:

Frau Kollegin Kölsch, Sie müssten zum Schluss kommen.

Brigitte Kölsch (CDU):

Ich komme zum Schluss. – Es steht nach wie vor fest, dass
die Ganztagsschule kein Allheilmittel ist. Die letzten Gut-
achten belegen dies wieder. Sie ist nicht dazu geeignet,
Defizite zu heilen. Die Kritik der VhU sehe ich dabei als
vordergründig an; denn hier geht es natürlich um eigene
Interessen.

Daher wiederhole ich: Wir bleiben bei unserem Ziel des
schrittweisen Ausbaus. Im Gegensatz zu der Opposition
hatten wir immer einen klaren Weg. Diesen werden wir
unbeirrt und zielorientiert im gesellschaftlichen Konsens
fortsetzen.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Frank Lortz:

Das Wort hat Frau Kollegin Henzler, FDP-Fraktion.

Dorothea Henzler (FDP):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Frau Haber-
mann, ich muss Sie daran erinnern, dass wir einmal einen
Landtagswahlkampf hatten, in den die SPD mit der gro-
ßen Forderung gezogen ist: „500 Ganztagsschulen ver-
sprechen wir für Hessen“. – Den Erfolg haben wir hinter-
her gesehen. Der lag wahrscheinlich auch daran, dass Sie

nicht einmal erklären konnten, was Sie unter Ganztags-
schulen verstanden haben.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU – Zurufe von der SPD)

Das schwankte von freiwilligen Angeboten bis zu Pflicht-
angeboten, je nachdem, wer auftrat. In einer Podiums-
diskussion wurden die Reden dann schon wieder ganz an-
ders gehalten.

(Hans-Jürgen Irmer (CDU): Der Anfang war gut,
Frau Henzler!)

– Der Anfang ist gut. Sie werden noch eine Weile gut zu-
hören können. – Die FDP hat als damalige Regierungs-
fraktion 2001 das erste politische Signal für den Ausbau
von Ganztagsangeboten gegeben. Wir haben damals ein
sehr ausgefeiltes Konzept vorgelegt, in dem schon enthal-
ten war, dass die Schulen sich öffnen sollen, dass sich Trä-
ger von außen beteiligen sollen, dass es nicht nur ein schu-
lisches Angebot sein soll und dass es vor allen Dingen
weiterhin freiwillig sein soll.

Ich erinnere mich noch sehr genau daran, dass die Oppo-
sition damals den ersten großen Koalitionsstreit zwischen
FDP und CDU propagiert hat, weil wir mit unserem Kon-
zept ein bisschen vorangegangen sind. Das war natürlich
überhaupt nicht so. Wir haben hinterher gemeinsam ein
sehr gutes Konzept für Ganztagsangebote vorgelegt. Wir
haben dafür gesorgt, dass die Schulen sich öffnen und an-
dere Träger an die Schulen kommen dürfen.

(Beifall bei der FDP)

Dieses Programm startete damals sehr hoffnungsvoll. In
den letzten drei Jahren wurde die Zahl schrittweise auf
173 Angebote erhöht. Dafür haben wir 130 Lehrerstellen
bereitgestellt. Dies kann man zu Recht als eine beachtli-
che Leistung ansehen, da man schließlich schulpolitisches
Neuland betrat und von der rot-grünen Vorgängerregie-
rung keinerlei Vorkehrungen für solche Dinge getroffen
worden sind.

(Beifall des Abg. Jörg-Uwe Hahn (FDP) und bei
Abgeordneten der CDU)

Ich erinnere mich noch sehr genau daran, dass wir sehr oft
diskutiert haben, wobei die Opposition behauptet hat, das
sei alles kein vernünftiges Angebot, ein warmes Süppchen
und ein bisschen Betreuung. – Das war ihre Aussage dazu.

(Zuruf des Abg. Gerhard Bökel (SPD))

– Jawohl, ich zitiere das wörtlich, wie Sie das damals for-
muliert haben. – Im Gegenteil, daraus sind Superkonzepte
geworden. Die Konzepte werden weiterentwickelt. In
Oberursel hat sich jetzt sogar ein Kinder- und Jugendhil-
feträger an der Schule engagiert. Auch die Schranke zwi-
schen Schule und Kinder- und Jugendhilfeträger ist damit
weg. – Das ist jetzt schon alles, was positiv war.

(Dr. Franz Josef Jung (Rheingau) (CDU): Machen
Sie ruhig weiter mit positiven Dingen! – Zuruf des
Abg. Hans-Jürgen Irmer (CDU))

– Sie dürfen ruhig weiter zuhören, Herr Irmer. – Im letz-
ten Jahr häuften sich wie bei vielen anderen schulpoliti-
schen Dingen leider die Missstände. Mittlerweile erntet
die Landesregierung bei den Ganztagsangeboten wie
auch in vielen anderen schulpolitischen Bereichen Kritik
auf der ganzen Linie. Schulen, Schulträger sowie die Part-
ner aus der Wirtschaft sind zu Recht unzufrieden mit dem
Stand des Ausbaus. Die Bundesmittel werden nicht aus-
reichend genutzt. Von 20 Millionen c verfügbaren Mit-
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teln sind in diesem Jahr bisher lediglich 2,7 Millionen c
abgerufen worden. Schulen, die Anträge stellen – das tun
sie zuhauf –, werden abgewiesen, und die Schulträger wer-
den durch Bürokratieaufbau gegängelt.

(Gerhard Bökel (SPD): So ist es!)

Der bildungspolitische Nutzen und die Notwendigkeit zur
Einrichtung von ganztägigen Angeboten werden von der
Landesregierung offenbar immer noch nicht ernst genug
genommen,

(Beifall des Abg. Gerhard Bökel (SPD))

obwohl die gesamte Entwicklung in und um Schule deut-
lich in diese Richtung geht. Es ist für uns nicht nachvoll-
ziehbar, warum in Hessen die Richtlinien so viel kompli-
zierter sein müssen als in Baden-Württemberg und
Rheinland-Pfalz und warum sie sich seit August 2003, also
seit sechs Monaten, in der Anhörung befinden. Das hat
Frau Kultusministerin bestätigt.

(Beifall bei der FDP)

Ich will Ihnen zwei Beispiele geben. Warum müssen in
Hessen ganztägig arbeitende Schulen gleichzeitig über
eine Mensa, eine Cafeteria und noch eine entsprechende
Vorbereitungsküche verfügen? Es muss ein Mittagsange-
bot da sein, darüber sind wir uns alle einig. Aber die
Schule sollte das regeln können, wie sie es für richtig hält,
und auch in dem Umfang, den sie für richtig hält.

(Beifall bei der FDP)

Wir sind uns einig, dass es etwas zu Essen geben muss.
Aber es gibt Schulen, die in einem sozialen Umfeld ange-
siedelt sind, in dem das Mittagessen in der Schule kein
richtig umfangreiches, komplettes Essen sein muss, weil es
dort Familien gibt, die gemeinsam zu Hause zu Abend es-
sen. Es gibt aber auch Schulen in einem sozialen Umfeld,
wo das Mittagessen manchmal die einzige richtige Mahl-
zeit ist, die Schülern angeboten wird. Deshalb muss es
dort umfangreicher sein. Letztendlich muss es den Schu-
len selbst überlassen sein, wie sie das regeln, ob sie selbst
kochen, ob sie Catering machen oder etwas anderes.

Das zweite Beispiel sind die Schulbibliotheken. Wir sind
uns einig, Schulbibliotheken sind wichtig. Trotzdem muss
ich nicht vorschreiben, in welcher Größenordnung sie
vorher schon da sein müssen. Sie können auch in der Zeit,
in der das Ganztagsangebot aufgebaut wird, als Bibliothe-
ken aufgebaut werden.

Mit diesen bürokratischen Vorschriften werden Schulträ-
ger eher abgeschreckt als ermuntert, ihre Schulen auf ei-
nen Ganztagsbetrieb umzurüsten.

Auch das Verfahren zur Mittelvergabe ist undurchsichtig
und auf der ganzen Linie abzulehnen. So müssen Schulen
offenkundig bereits am Landesbauprogramm „Ganztags-
schule nach Maß“ teilnehmen, um in den Genuss von
Bundesmitteln zu kommen. Das ist die Aussage des Ganz-
tagsschulverbandes. Diese Vorschrift ist eine neue Hürde,
und vor allem ist sie den Schulen überhaupt nicht ausrei-
chend bekannt. Nachdem der Bund gesagt hat, er gebe
Gelder für die Ganztagsschulen, haben viele Schulen an-
gefangen, ein Konzept zu entwickeln, haben es erarbeitet,
haben es vorgelegt und dann Anträge gestellt. Sie haben
aber gar nicht gewusst, dass sie eigentlich schon vorher im
Ganztagsprogramm nach Maß sein müssen.

Vizepräsident Frank Lortz:

Frau Kollegin Henzler, würden Sie bitte zum Schluss kom-
men?

Dorothea Henzler (FDP):

Ja. – Wir treten für einen flächendeckenden freiwilligen
Ausbau von Ganztagsangeboten ein; denn die Schulen
brauchen pädagogische Konzepte. Den Schulträgern
sollte einer Genehmigung nichts im Wege stehen, wenn
die Schulen Konzepte haben und wenn sie das beantra-
gen.

Lassen Sie mich zum Schluss noch eines sagen: Wenn wir
die Verkürzung des gymnasialen Zweiges durchsetzen
wollen, wie sie jetzt im Gesetz vorgegeben ist, dann geht
das nur, indem die Gymnasien mit dem Unterricht in den
Nachmittag gehen. Wenn wir das wirklich erreichen wol-
len – da sind wir uns alle einig –, dann müssen wir da
Unterstützung geben.

(Beifall der Abg. Ruth Wagner (Darmstadt) (FDP))

Ich bitte die Landesregierung, klar und deutlich zu sagen,
ob sie diese Ganztagsangebote will, ob sie will, dass die
Gymnasien in den Nachmittagsunterricht gehen, oder ob
sie es nicht will. Wenn sie es will, muss sie klipp und klar
sagen, wie wir das mit dem vorgelegten Sparkonzept ver-
einbaren. Denn das geht eigentlich nicht zusammen.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Frank Lortz:

Das Wort hat Frau Abg. Priska Hinz, Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN.

Priska Hinz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Die Kritik der
VhU an der Landesregierung bezüglich Ausbaupro-
gramm für Ganztagsangebote ist berechtigt.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der Abg. Heike Habermann (SPD))

Wir sind mit der VhU nicht nur in dieser Hinsicht, aber
auch in dieser, schon lange einer Meinung. Die Landesre-
gierung hat viel zu spät begriffen, wie wichtig der Ausbau
von Ganztagsangeboten für die Förderung von Kindern
sein kann.

(Zurufe von der CDU)

Es hat vieler Anträge der Opposition bedurft, bis die Lan-
desregierung endlich ein Programm auf die Beine gestellt
hat und dann angeblich eine Stufe nach der anderen, wie
eine Rakete, gestartet hat. Aber herausgekommen sind
nicht in der Hauptsache Ganztagsangebote, sondern An-
gebote der pädagogischen Mittagsbetreuung. Da besteht
ein deutlicher Unterschied.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Es ist ein halbherziges Förderprogramm, das immer schon
den Finanzen geschuldet war. Wenn Schulen für ein Pro-
gramm, das in den Nachmittag hineinreichen soll, eine
halbe Stelle Personal und eine halbe Stelle in Geld be-
kommen, dann ist es natürlich nur möglich, an drei Nach-
mittagen und dann nur bis 14 oder 14.30 Uhr ein Pro-
gramm auf die Beine zu stellen.
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(Hans-Jürgen Irmer (CDU):Was haben Sie denn zu
Ihrer Regierungszeit gemacht? – Axel Wintermeyer
(CDU): Gar nichts!)

Das beinhaltet im Wesentlichen Hausaufgabenhilfe oder
eine Arbeitsgemeinschaft. Sie können aber nicht das ma-
chen, was tatsächlich notwendig wäre, nämlich echte För-
derprogramme für schwächere Schüler und für begabtere
Schüler. Sie können kein echtes Förderprogramm machen
für die Kinder, die Schwächen im Unterricht zeigen, und
Projekte, die den Unterricht unterstützen, schon einmal
gar nicht.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dass die Schulen überhaupt etwas mit dem Geld machen,
ist dem Engagement der Lehrerinnen und Lehrer ge-
schuldet, die viel Herzblut in die Entwicklung stecken. Sie
müssten auch einmal darin unterstützt werden, dass end-
lich wirkliche Ganztagsangebote entwickelt werden kön-
nen. Die meisten Anträge, die von den Schulen gestellt
werden, werden von der Landesregierung abgeschmet-
tert. Die Rhythmisierung des Unterrichts ist unter diesen
Vorgaben überhaupt nicht drin. Das wäre aber notwendig,
um tatsächlich zu einer besseren Förderung zu kommen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Zuruf des Abg. Hans-Jürgen Irmer (CDU))

Das Bundesprogramm ist deshalb so spät in Kraft getre-
ten, weil die Landesregierung in Hessen so lange Wider-
stand geleistet hat.

(Mark Weinmeister (CDU): Was?)

Ich kann Ihnen alte Pressemitteilungen vorlesen. Die
Landesregierung hatte Angst, die Bundesregierung würde
ihr reinregieren. Sie regiert aber nicht hinein, sondern
unterstützt mit dem Programm Schulen,

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

damit die Schulträger überhaupt investiv tätig werden
können. Die Landesregierung hat bisher überhaupt kein
Geld in die Hand genommen, damit Schulbibliotheken,
Mensen und Cafeterien ausgebaut werden können.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und Abgeordneten der SPD)

Natürlich war das Land Hessen auch nicht das erste Land,
das eigene Ausbildungsrichtlinien auf der Grundlage des
Bundesprogramms erlassen hat. Es war allerdings auch
nicht das letzte Bundesland, das muss man zur Ehrenret-
tung sagen. Aber dass bislang so wenig Mittel abgerufen
werden, ist der Tatsache geschuldet, dass es kein mehrjäh-
riges Ausbauprogramm seitens der Landesregierung gibt,
um die personellen Ressourcen sicherzustellen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Kein Schulträger kann sich darauf verlassen, wenn er mit
einer Schule ein Konzept entwickelt, dass er in zwei Jah-
ren tatsächlich in den Genuss von Personalkapazitäten
kommt, weil man nicht weiß, wie in diesem Jahr oder im
nächsten Jahr Stellen bereitgestellt werden. Die Länder
Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz sind dabei viel
besser, sie geben nämlich dem Ausbau von Ganztagsange-
boten einen Stellenwert.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der Abg. Andrea Ypsilanti (SPD))

Da, wo es Sicherheit hinsichtlich personeller Ressourcen
gibt, gibt es auch Sicherheit für eine Planung. Es ist nur
gut, dass die Bundesmittel übertragen werden können,

sonst sähe es in Hessen wirklich düster aus. Ich hoffe, dass
wir in diesem Jahr mit den Bundesmitteln vorankommen.

Meine Damen und Herren, es hat System, dass wir bei der
Abfrage der Bundesmittel so schlecht sind. Schließlich ha-
ben wir immer noch keine hessischen Richtlinien. Frau
Henzler hat es erwähnt. Seit einem halben Jahr stehen die
hessischen Richtlinien als Entwurf im Internet, und die
Ministerin sagt, sie seien in der Anhörung. Weshalb sie
nicht in Kraft treten, liegt doch mit Sicherheit daran, dass
Sie nicht wissen, wie viel Geld Sie zur Verfügung haben,
um diese Richtlinien zu erfüllen. Dazu müssten Sie den
Schulträgern sagen, dass sie Geld und Mittel dafür be-
kommen, dass echte Ganztagsangebote an fünf Tagen in
der Woche bis nachmittags, 16.30 Uhr, geleistet werden
können, oder die Schule eine gebundene Ganztagsschule
werden kann.

(Hans-Jürgen Irmer (CDU): Welcher Schüler will
denn überhaupt bis um halb fünf in die Schule ge-
hen?)

Das ist das Manko, weshalb diese Landesregierung an die-
ser Fragestellung scheitert.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Frank Lortz:

Frau Kollegin, darf ich Sie bitten?

Priska Hinz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Gute pädagogische Ganztagsangebote mit fördernden
Angeboten haben bei dieser Landesregierung keinen
Stellenwert. Ich kann Frau Henzler nur unterstützen:
Wenn die Gymnasien, weil wir eine Schulzeitverkürzung
bekommen, unfreiwillig zu Ganztagsschulen werden,
ohne dass entsprechende personelle Ressourcen bereitge-
stellt werden, ohne dass das Land Hessen pädagogische
Unterstützung leistet, werden wir ein Problem bekom-
men, weil die Kinder diesem Druck nicht standhalten wer-
den. Die Schulen können dann nicht den ausreichenden
Rahmen bieten, dass die Kinder in kürzerer Zeit mehr
Lernstoff aufnehmen. Geregelte Förderangebote können
wir nur bei Ganztagsschulen haben.Aus diesem Grund ist
die Kritik der VhU berechtigt. Wir schließen uns dieser
Kritik an. – Danke schön.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank. – Das Wort hat die Kultusministerin, Frau
Staatsministerin Wolff.

Karin Wolff, Kultusministerin:

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Ich bin im Landtag schon einiges gewöhnt, aber Frau
Habermann, wenn man in jedem Satz eine Unwahrheit
ausspricht und alles wider besseres Wissen vertritt, dann
wird es schon richtig mühsam.

(Beifall bei der CDU – Zuruf vom BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Wenn wir einmal von den Fakten ausgehen – das hat mit
den Daten, die Sie genannt haben, überhaupt nichts zu 
tun –, dann nehmen Sie bitte zur Kenntnis, dass wir, aus-
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gehend von einer Grundlage des Bundes von Ende Fe-
bruar 2003, verhandelt haben. Frau Hinz, dabei haben wir
mit gutem Erfolg verhandelt. Dass die Übertragbarkeit
der Mittel in dieser Grundlage steht, ist auf hessische Ent-
würfe zurückzuführen.

(Beifall bei der CDU)

Wir haben mit dem Ergebnis verhandelt, dass am 29.04.
Bund und Länder diese Verwaltungsvereinbarung unter-
schrieben haben, dass am 20.05., Frau Kollegin Haber-
mann, das Gespräch mit den Kommunalen Spitzenver-
bänden über den Entwurf einer Umsetzungsrichtlinie in
Hessen nicht nur begonnen, sondern mit einem einver-
nehmlichen Ergebnis geführt wurde. Dann ist die Richtli-
nie zum neuen Schuljahr in Kraft getreten. Seitdem kann
danach verfahren werden. Für das Jahr 2003 war kein ein-
ziges Antragsdatum festgelegt. Die kommunalen Schul-
träger konnten zu jedem möglichen Zeitpunkt bis zum
Kassenschluss ihre Anträge einreichen.

(Beifall bei der CDU – Hans-Jürgen Irmer (CDU):
Das ist sehr flexibel!)

Man muss gelegentlich noch einmal hinschauen, was in
Anspruch genommen worden ist.Wenn man sich bei einer
Gesamtzahl von über 100 Anträgen anschaut, welche An-
träge für das Jahr 2003 gewesen sind – ich sage Ihnen die
Zahlen, ich habe sie im Ausschuss auch schon genannt, das
hindert Sie aber nicht, hier erneut die Unwahrheit zu sa-
gen –,

(Hans-Jürgen Irmer (CDU): Sehr richtig!)

stellt man fest, dass für das Jahr 2003 20 Anträge von öf-
fentlichen Schulträgern und zehn von privaten Schulträ-
gern eingegangen sind.

(Hans-Jürgen Irmer (CDU): Hört, hört, 20!)

Von 20 Anträgen öffentlicher Träger wurden 18 geneh-
migt, von zehn Anträgen privater Träger wurden acht ge-
nehmigt. Da hat die Stadt Frankfurt sogar noch Geld zu-
rückgegeben. Das ist die Wahrheit.

Dann ist die Aussage gemacht worden, es seien zu kom-
plexe, komplizierte Richtlinien aufgestellt worden. Dazu
will ich Ihnen ein Exempel geben. In der Richtlinie für die
Vergabe der Mittel des Bundes steht:

Gefördert werden insbesondere notwendige Inves-
titionen, z. B. für Klassenräume, sofern sie für Ganz-
tagsklassen genutzt werden, Versorgungsküchen,
Aufenthaltsräume, Speiseräume, Bibliotheken, PC-
und Internetausstattung, Pausenhöfe mit Spiel- und
Sportgeräten, Experimentierräume, z. B. für den na-
turwissenschaftlich-technischen Bereich, Räume
für das praktische und musische Gestalten, Cafete-
rien, soweit diese Einrichtungen vorrangig für die
ganztägige Förderung und Betreuung an Schulen
oder im Rahmen von ganztägigen Kooperations-
modellen genutzt werden.

Meine sehr geehrten Damen und Herren:Wo ist hier eine
Reglementierung, wo ist hier eine Einengung?

(Beifall bei der CDU)

Sie konnten alle Teile davon beantragen – das haben sie
getan und werden gefördert. Das ist die schlichte Wahr-
heit, und deswegen muss man auch nicht alles ernst neh-
men, was von der VhU gelegentlich in die Öffentlichkeit
getragen wird.

(Zuruf der Abg. Ruth Wagner (Darmstadt) (FDP))

Das ist nicht immer von Kenntnis und Wissen getrübt. Das
muss man unbefangen auch einmal sagen.

(Beifall bei der CDU und der Abg. Ruth Wagner
(Darmstadt) (FDP) – Zuruf des Abg. Dr. Franz Jo-
sef Jung (Rheingau) (CDU))

Dann stellt sich doch die Frage, ob diejenigen, die die VhU
so gerne zitieren, überhaupt wissen, was die VhU insge-
samt zum Thema Ganztagsschulen will.

Wollen Sie denn, wie die VhU verlangt, dass die Inan-
spruchnahme der Ganztagsschulen den Eltern in Rech-
nung gestellt wird? Wollen Sie, dass das gegen Entgelt ge-
macht wird? Wollen Sie das begrüßen, was die VhU auf-
geschrieben hat? Ich zitiere:

Die VhU spricht sich nachhaltig dafür aus, Bil-
dungsausgaben des Landes vorrangig für die wei-
tere und dringend notwendige Reform der schuli-
schen Regelangebote, also der Halbtagsschule, zu
tätigen.

Meine Damen und Herren, logischer kann es nicht sein.
Aber ich denke, wir können nachweisen, dass wir bis jetzt
durch die Vergabe der Zuschüsse und durch die von uns
erreichte Übertragbarkeit, durch die Prüfung der An-
träge, die jetzt vorliegen, sehr schnell auf das reagieren,
was die kommunalen Schulträger planen. Nur eines,
meine Damen und Herren: Wenn jetzt gesagt wird, es sei
ganz schlimm, dass wir nur bestehende pädagogische An-
gebote fördern, muss ich fragen: Was glauben Sie, was Sie
für Reden halten würden, wenn wir Geld des Bundes
weiterleiten würden und ein pädagogisches Angebot an
einer Schule nicht eingereicht, gemacht und genehmigt
eingeführt ist? Dann würde der Krach völlig von der an-
deren Seite losgehen.

Wir stehen dafür – das war auch die Kritik am Bund –,
dass wir ein integriertes pädagogisches Programm haben
wollen, das dann auch entsprechend durch investive
Mittel unterstützt wird. So muss es sein.Aber dann bin ich
schon sehr dafür, dass wir diese Debatte redlich führen.
Dies heißt, dass sehr schnell und unbürokratisch eine
Richtlinie über die Vergabe der Mittel zustande kommen
muss, und zwar auf der gedanklichen Basis dessen, was wir
in die Richtlinien und in den Gesetzentwurf hineinge-
schrieben haben, sodass in Zukunft auch gebundene
Ganztagsangebote möglich sein werden, was bei Ihnen in
Ihrem Schulgesetz nicht der Fall war, und dass in Grund-
schulen Angebote einrichtet werden können. Auf dieser
Basis wird die Richtlinie, die zurzeit abschließend beim
Landeselternbeirat liegt, in Kraft gesetzt und die pädago-
gische Arbeit in dieser Weise auch insgesamt im Rahmen
der Bildungspolitik des Landes Hessen weitergeführt
werden. – Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank. – Es gibt keine weiteren Wortmeldungen
zum Tagesordnungspunkt 46. Damit ist auch diese Ak-
tuelle Stunde abgehalten.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 47 auf:

Antrag der Fraktion der FDP betreffend eine Aktuelle
Stunde (Die geplante Ausbildungsplatzabgabe ist die
Praxisgebühr für den Mittelstand) – Drucks. 16/1920 –

(Demonstrativer Beifall bei der FDP – Ruth Wag-
ner (Darmstadt) (FDP): Gute Überschrift!)
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Das Wort hat Herr Kollege Posch.

Dieter Posch (FDP):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Wir haben in diesem Haus sehr oft über die Ausbil-
dungschancen junger Menschen gesprochen. Man könnte
fast annehmen, es bestehe darüber kein Beratungsbedarf
mehr. Die aktuelle Diskussion auf Bundesebene sieht
allerdings etwas anders aus. Der designierte Vorsitzende
der SPD hat verkündet: Die Ausbildungsplatzabgabe
kommt. Es gibt einen sehr dissonanten Chor zu diesem
Thema. Der Parlamentarische Staatssekretär im Bil-
dungsministerium widerspricht dem und sagt, es sei noch
nicht sicher, ob das Gesetz komme. Die GRÜNEN ver-
künden, man solle regionalisieren und bestimmte Länder
von der Pflicht, eine Ausbildungsplatzabgabe zu erheben,
ausnehmen. Das Gleiche hat Frau Simonis verkündet, und
Ähnliches mehr.

Angesichts dieser Tatsache sind wir der Auffassung, dass
wir noch einmal den Versuch unternehmen sollten, dieje-
nigen davon abzuhalten, eine Ausbildungsplatzabgabe
einzuführen, die das auch in Hessen befürworten.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

So vielstimmig der Chor in der SPD ist, so sehr sind wir
davon überzeugt, dass eine Ausbildungsplatzabgabe eine
zusätzliche Belastung der Wirtschaft ist, die die Wirtschaft
gegenwärtig nicht vertragen kann.

(Beifall bei der FDP und des Abg. Dr. Franz Josef
Jung (Rheingau) (CDU))

Lassen Sie mich noch auf eines eingehen. Wir sind uns 
– das will ich auch den Sozialdemokraten nicht abstrei-
ten – einig in dem Ziel, dass es sowohl gesellschaftspoli-
tisch als auch ökonomisch notwendig ist, jungen Men-
schen eine Chance bzw. Möglichkeit zu geben, einen Be-
ruf zu erlernen und damit die eigene Zukunft zu gestalten.
Der Streit bei der Ausbildung geht also nicht um das Ziel,
sondern darum, wie man ein solches Ziel erreicht.Wir, die
Freien Demokraten, sagen Ihnen: Per Dekret verordnete
Ausbildungsstellen retten das duale Ausbildungssystem
nicht; im Gegenteil, sie gefährden es.

(Beifall bei der FDP und des Abg. Michael Bod-
denberg (CDU))

Vor allem schafft, meine Damen und Herren, eine neue,
zusätzliche Abgabe keinen neuen Ausbildungsplatz. Das
Gegenteil wird der Fall sein. Die Zahl der Ausbildungs-
plätze wird zurückgehen.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU)

Meine Damen und Herren von den Sozialdemokraten, in
Ihren Reihen wird das ja offen ausgesprochen. Der Frak-
tionsvorsitzende der SPD im Bayerischen Landtag, Herr
Maget, hat gesagt: Wenn es ganz schlecht läuft, kann es in
Richtung einer Verstaatlichung der Berufsausbildung ge-
hen. Der Mann hat Recht. Die Ausbildungsplatzabgabe ist
der Einstieg in ein staatliches Berufsausbildungssystem,

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU)

und damit gäben wir etwas auf, um was wir von anderen
Ländern beneidet werden, nämlich unsere duale Ausbil-
dung – einerseits in der Schule und andererseits im Be-
trieb.

Meine Damen und Herren, Herr Schartau in Nordrhein-
Westfalen versucht zu besänftigen. Er sagt, Freiwilligkeit
solle auf jeden Fall Vorrang haben. Hier geht es aber nicht
um die Frage von Freiheit oder Zwang, sondern es geht
darum, ob marktwirtschaftliche Mechanismen wieder in
Gang gesetzt werden, um Ausbildungsplätze zu schaffen.

(Beifall bei der FDP)

Wer die Ausbildungsplatzabgabe fordert, der leugnet ei-
nes, nämlich den Zusammenhang von Arbeits- und Aus-
bildungsmarkt. Die Ursachen für fehlende Ausbildungs-
plätze liegen dort, wo die Wirtschaft ohnehin der Schuh
drückt, nämlich in überzogenen Abgaben, in einem un-
flexiblen Arbeitsrecht und in Steuererhöhungen statt
Steuerentlastungen.

Meine Damen und Herren, wer Frau Simonis heute Mor-
gen schon wieder gehört hat, hat vernommen: Sie hatte
nichts anderes zu sagen, als die Mehrwertsteuer und die
Erbschaftsteuer zu erhöhen. Das ist genau das Gegenteil
von dem, was der Bundeskanzler an Eindruck zu vermit-
teln versucht, nämlich die Wirtschaft zu entlasten.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU)

In Wahrheit belastet Herr Müntefering die Wirtschaft zu-
sätzlich.

Meine Damen und Herren, weil ich bei Personen bin:
Wenn ein Wirtschaftsminister von der SPD gezwungen
werden soll, wider seine eigene Überzeugung Formulie-
rungshelfer zu sein, ist das ein unglaublicher Vorgang.
Eine solche Demütigung eines deutschen Arbeits- und
Wirtschaftsministers hat es in der deutschen Geschichte
noch nie gegeben.

(Beifall bei der FDP und der CDU – Norbert
Schmitt (SPD): Helau! – Lachen bei der SPD)

– Nicht „Helau“, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren. So etwas hat es noch nie gegeben. Wer einen Wirt-
schaftsminister als Formulierungshelfer einsetzen will, der
diskreditiert den obersten Repräsentanten der Arbeits-
markt- und Wirtschaftspolitik in der Bundesrepublik
Deutschland.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Meine Damen und Herren, es wirft ein bezeichnendes
Licht auf die Initiatoren innerhalb der SPD. Es geht in
Wahrheit nicht mehr um die Sache. Es gibt einige Ideolo-
gen innerhalb der SPD, die befriedigt werden sollen.
Wegen des innerparteilichen Friedens wird die Ausbil-
dungsplatzabgabe auf dem Rücken der deutschen Wirt-
schaft eingeführt.

(Beifall bei der FDP – Zuruf des Abg. Norbert
Schmitt (SPD))

Vizepräsident Frank Lortz:

Herr Kollege Posch, Sie müssen zum Ende kommen.

Dieter Posch (FDP):

Ich möchte zum Ende kommen und auf einen hinweisen,
der gerade mit den hessischen Sozialdemokraten in vielen
Fragen Gespräche geführt hat. Meine Damen und Her-
ren, es ist kein anderer als der Präsident der Industrie-
und Handelskammer in Kassel und Präsident des Deut-
schen Industrie- und Handelskammertags. Ich weiß, dass
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viele von Ihnen sich mit ihm in der Vergangenheit in Ge-
sprächen befunden haben. Er sagt heute in der „Wirt-
schaftswoche“ auf die Frage: „Wollen Sie Rot-Grün
weiterhelfen zu wursteln und etwa eine Ausbildungsplatz-
abgabe durchzusetzen?“:

Nein, dazu will ich nicht die Hand reichen, sondern
das will ich gerade verhindern. Denn das ist gera-
dezu abenteuerlich. Das wäre der Einstieg in den
Ausstieg aus dem dualen Ausbildungssystem mit
der Folge, dass in Deutschland die Jugendarbeitslo-
sigkeit dramatisch ansteigt. Und was ist, wenn der
Friseur keinen Lehrling findet, obwohl er gerne ei-
nen hätte? Muss er dann per Abgabe dem großen
Autohersteller, der sich das Ausbilden auch über
Bedarf leisten kann, einen Ausgleich zahlen? Damit
provoziert die SPD einen Aufstand der kleinen Be-
triebe.

(Beifall bei der FDP)

Es handelt sich in der Tat um die Praxisgebühr für den
Mittelstand, garniert mit einem sozialfreundlichen Ab-
schlag in Form von Spenden; aber niemand wird Ihnen
Spenden in diesen Fonds hineingeben. – Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Herr Kollege Posch. – Das Wort hat Herr
Kollege Schäfer-Gümbel von der SPD-Fraktion.

(Jörg-Uwe Hahn (FDP): Der wird sich jetzt dem
anschließen!)

Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD):

Ganz bestimmt, Herr Hahn.

(Jörg-Uwe Hahn (FDP): Dann sind wir uns ja ei-
nig!)

– Ich vermute, dass damit aber die Übereinstimmung
schon aufhört.

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Als die FDP den Antrag gestellt hat, diese Aktuelle
Stunde unter dem Titel „Die geplante Ausbildungsplatz-
abgabe ist die Praxisgebühr für den Mittelstand“ durch-
zuführen,

(Beifall des Abg. Jörg-Uwe Hahn (FDP))

habe ich mich gefragt: Ist die FDP besonders mutig, oder
ist es ein Karnevalsbeitrag? Das würde ja zum heutigen
Tag passen. Herr Posch hat nämlich gar nicht zum Thema
gesprochen, sondern zur Frage der Verfasstheit der
Bundesregierung und der Bundes-SPD. Zur Sache haben
Sie nicht geredet, Herr Posch.

(Jörg-Uwe Hahn (FDP): Natürlich hat er das ge-
macht!)

Wenn Sie, meine sehr verehrten Kolleginnen und Kolle-
gen von der FDP – –

(Jörg-Uwe Hahn (FDP): Das nennt man selektive
Wahrnehmung! – Zuruf des Abg. Volker Hoff
(CDU))

– Herr Hoff, zu Ihnen komme ich gleich noch. – Wenn Sie
von Reform reden, Herr Hahn, dann meinen Sie Klientel-
politik.

(Beifall bei der SPD – Jörg-Uwe Hahn (FDP): Wer
gehört zu der Arbeitslosenindustrie? Das sind Ihre
Gewerkschaften! – Weitere Zurufe von der CDU
und der FDP)

Nehmen wir als Beispiel nur die Überschrift zu Ihrer – –

(Zuruf des Abg. Jörg-Uwe Hahn (FDP))

– Herr Hahn, lassen Sie mich erst einmal ausreden. – Herr
Präsident, ich gehe davon aus, dass das nicht von meiner
Redezeit abgeht.

Vizepräsident Frank Lortz:

Bei mir können Sie immer von allem ausgehen.

(Heiterkeit)

Bitte machen Sie weiter.

Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD):

Besonderen Dank, Herr Präsident.

(Jörg-Uwe Hahn (FDP): Die Sozis sind bei der Ar-
beitslosenindustrie mit ihren Gewerkschaften da-
bei! Ihr macht Klientelpolitik! – Zuruf des Abg.
Volker Hoff (CDU))

Wenn ich diese Überschrift ernst nehme, Herr Hahn, und
Sie von Praxisgebühr sprechen, dann wollen wir eines
festhalten: Die FDP war auf Bundesebene die Partei, die
sich frühzeitig aus den Gesprächen zur Gesundheitsre-
form verabschiedet hat,

(Jörg-Uwe Hahn (FDP): Viel zu spät!)

weil sie ihre Klientelpolitik dort nicht umsetzen konnte.
Wenn Sie nämlich von Reform reden, dann sprechen Sie
von weiteren Belastungen für Ihre Gegenseite und von
sonst gar nichts.

(Beifall bei der SPD – Jörg-Uwe Hahn (FDP): Das
ist das gefestigte Weltbild eines Sozialisten! – Zuruf
des Abg. Volker Hoff (CDU))

Herr Posch hat zu Recht darauf hingewiesen, dass wir be-
reits sechsmal – –

(Zuruf des Abg. Volker Hoff (CDU))

– Halten Sie doch endlich die Klappe, und hören Sie zu.

(Beifall bei der SPD – Jörg-Uwe Hahn (FDP): Bei
Ihrem Beitrag kann man nicht ruhig sein! Der ist so
blöd!)

Vizepräsident Frank Lortz:

Meine Damen und Herren, ich bitte alle, sich wieder dem
guten Stil des Hauses anzunähern. – Bitte sehr, Sie haben
das Wort.

(Jörg-Uwe Hahn (FDP): So einen Unsinn habe ich
selbst an der Uni in den Siebzigerjahren nicht ge-
hört!)

Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD):

Danke schön. – Herr Posch hat darauf hingewiesen, dass
wir in dieser Legislaturperiode schon mehrmals über die-
ses Thema diskutiert haben.



Hessischer Landtag  ·  16. Wahlperiode  ·  31. Sitzung  ·  19. Februar 2004 1979

(Jörg-Uwe Hahn (FDP): Sie könnten endlich ein-
mal in das neue Jahrtausend kommen!)

Ich wiederhole das, was ich schon vor vierzehn Tagen bei
dem Gespräch mit den IHKs und der VhU gesagt habe.
Auch die SPD setzt eine Priorität auf die duale Ausbil-
dung im ersten Arbeitsmarkt.

(Beifall bei der SPD – Volker Hoff (CDU): Was
heißt das?)

Das heißt, dass alle Ziele und Maßnahmen darauf zie-
len – –

(Zuruf des Abg. Volker Hoff (CDU))

– Herr Hoff, seien Sie endlich ruhig. Hören Sie erst einmal
zu. Es nervt wirklich.

(Volker Hoff (CDU): Das sind reine Worthülsen!
Sie haben noch nie ausgebildet!)

– Sie sind offensichtlich nicht bereit zuzuhören. Das wun-
dert mich nach Ihren Beiträgen von gestern nicht. Aber
hören Sie endlich zu.

(Volker Hoff (CDU): Sie haben keine Ahnung!)

– Zum Thema „Keine Ahnung“ haben Sie in der Tat viel
beizutragen, Herr Hoff.

(Clemens Reif (CDU):Wen haben Sie ausgebildet?
– Weitere Zurufe von der CDU)

Das Thema duale Ausbildung hat für uns oberste Prio-
rität. Allerdings – das hat etwas mit dem Urteil des
Bundesverfassungsgerichts zu tun, das dort zu Recht er-
stritten wurde – –

(Unruhe – Jörg-Uwe Hahn (FDP): Die eigenen
Leute brüllen schon!)

– Natürlich. Wenn ich hier dazwischengequakt bekomme,
dann müssen sie mich ein bisschen unterstützen.

(Heiterkeit bei der SPD)

Das Bundesverfassungsgericht redet von einem „aus-
wahlfähigen Angebot“.

(Clemens Reif (CDU): Sie sind ein echter Dünn-
brettbohrer! – Weitere Zurufe von der CDU)

– Herr Reif, zu diesem Beitrag gratuliere ich Ihnen eben-
falls.

Die Frage der Auswahlfähigkeit wird derzeit in keiner
Debatte zur Kenntnis genommen. Das Modell, das zurzeit
auf Bundesebene diskutiert wird, setzt in einem ersten
Schritt auf Freiwilligkeit. Zunächst soll es freiwillig erar-
beitete Lösungen unter den Tarifparteien geben.

(Beifall bei der SPD)

Das ist auch richtig so. Deswegen reden wir hier nicht
über ein bürokratisches Monstrum oder über eine
Sonderabgabe, sondern wir reden über eine Umlage bei
der Ausbildungsfinanzierung.

(Beifall bei der SPD)

Real haben wir in bestimmten Regionen längst die Situa-
tion, dass die duale Ausbildung nicht mehr funktioniert.
Das ist unser Problem.

(Beifall bei der SPD – Zurufe von der CDU)

Gehen Sie einmal in die fünf neuen Länder und in be-
stimmte hessische Regionen. Damit komme ich zum
Thema Vielstimmigkeit des Chors: Die Ministerpräsiden-

ten von Schleswig-Holstein und Nordrhein-Westfalen ma-
chen hier selbstverständlich einen Punkt. Dafür habe ich
Verständnis. Beide haben nämlich – im Gegensatz zu an-
deren Landesregierungen, insbesondere denen der Süd-
schiene – ihre Hausaufgaben gemacht. Schauen Sie sich
einmal die dortigen Ausbildungsbilanzen an.

(Beifall bei der SPD – Lachen bei der CDU und der
FDP)

Mit dieser Position stehe ich nicht ganz alleine. Ich möchte
hier Herrn Rogowski zitieren, der vor einigen Wochen bei
„Sabine Christiansen“ – das ist die Veranstaltung, wo Ihre
Positionen regelmäßig zu Wort kommen, Herr Hoff – fol-
genden Befund definiert hat.

(Zurufe von der CDU)

Er sprach davon, dass nur 30 % der Betriebe ausbilden,
dass 30 % der Betriebe nicht ausbilden können und dass
30 % der Betriebe – das ist nicht meine Sprache, sondern
die Sprache von Herrn Rogowski – „Schmarotzer im Sys-
tem“ seien.

(Beifall bei der SPD)

Das finde ich einen sehr spannenden Punkt, Herr Hoff.
30 % der Betriebe ruhen sich auf der Ausbildungsleistung
anderer Betriebe aus.

(Volker Hoff (CDU): Im Gegensatz zu Ihnen bilde
ich aus!)

Diese Betriebe erbringen die Ausbildungsleistung für die
anderen mit. Die Umlage soll dazu beitragen, dass sich
diejenigen, die sich bisher ihrer Verpflichtung und ihrem
Leistungsauftrag verweigern, endlich ihren Teil zur Finan-
zierung der Ausbildung beitragen. Das ist gerecht.

(Beifall bei der SPD – Jörg-Uwe Hahn (FDP): So
ein Schwachsinn! So reden nur Altsozialisten! Das
hieß früher Stamokap! – Volker Hoff (CDU): Sie
haben keine Ahnung!)

– Zum Thema Sozialismus sage ich jetzt besser nichts.

Der entscheidende Punkt ist: Diese Landesregierung 
– Herr Koch immer vorneweg – fordert regelmäßig Sank-
tionen, wenn sich bestimmte Gruppen ihren Verpflichtun-
gen entziehen. An dieser Stelle wollen wir das gleiche
Prinzip durchsetzen. Da bin ich sehr gespannt, wie Sie sich
verhalten werden.

(Beifall bei der SPD – Zurufe von der CDU und der
FDP)

Vizepräsident Frank Lortz:

Herr Kollege Schäfer-Gümbel, Sie müssten langsam zum
Schluss kommen.

Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD):

Ich muss noch zwei Sätze sagen. – Ich finde es erstaunlich,
dass in den Bündnissen für Arbeit immer wieder, Jahr für
Jahr Ausbildungsplatzzusagen gegeben werden. Gestern
hat mich folgende „dpa“-Meldung erreicht, die ich Ihnen
noch zur Kenntnis geben muss.

Der Deutsche Industrie- und Handelskammertag
lehnte das Vorhaben erneut ab. Der IHK-Hauptge-
schäftsführer Martin Wansleben sagte, die Wirt-
schaft könne zwar zusagen, möglichst viele Lehr-
stellen zu schaffen, eine Ergebniszusage, wie sie vor
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dem Verfassungsgericht erstritten und in den letz-
ten Jahren immer wieder, auch in den Bündnissen
für Arbeit, versprochen worden ist, könne aber
nicht gemacht werden.

(Zurufe von der CDU)

Deshalb in ich sehr skeptisch, ob die Zusagen, die von
Verbandsfunktionären gemacht werden, wirklich so ge-
meint sind. Ich hoffe, Herr Hoff, dass die fünfte Jahreszeit
bald vorbei ist, auf dass uns die FDP vor solchen Aktuel-
len Stunden verschont. Dieses Thema ist nämlich zu
schwierig, als es mit Klamauk zu behandeln.

(Beifall bei der SPD – Zurufe von der CDU und der
FDP)

Vizepräsident Frank Lortz:

Der nächste Redner ist der Kollege Boddenberg, CDU-
Fraktion.

Michael Boddenberg (CDU):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Eigentlich
wollte ich das, was hier von Herrn Schäfer-Gümbel vorge-
tragen wurde, inhaltlich ignorieren.

(Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD): Das wäre ty-
pisch!)

Herr Posch, Sie können sich zwar selbst wehren, aber ein
Punkt muss richtig gestellt werden. Wenn Herr Schäfer-
Gümbel der FDP Klientelpolitik vorwirft, dann ist das vor
dem Hintergrund der Tatsache, dass die SPD ihre letzten
Bundestagswahlkämpfe mit erheblicher finanzieller Hilfe
des Deutschen Gewerkschaftsbundes finanziert hat, ein
Treppenwitz der jüngeren Geschichte.

(Beifall bei der CDU und bei Abgeordneten der
FDP – Zurufe von der SPD)

Ich will eine zweite Feststellung zu dem machen, was im
Moment bei der SPD passiert. Ich will das unter die Über-
schrift stellen: Die können nicht nur nicht regieren, son-
dern sie können noch nicht einmal ordentlich zurücktre-
ten.

(Zuruf von der SPD: Büttenrede!)

Herr Posch hat völlig zu Recht gesagt:Wie diese Partei im
Moment mit Kabinettsmitgliedern umgeht, die noch vor
einem Jahr als „Superminister“ gefeiert worden sind, ist in
der deutschen Geschichte beispiellos.

Das macht im Grunde genommen das Problem aus, über
das wir hier reden. Das Durcheinander, das Sie zurzeit
produzieren – heute Morgen schon wieder eine Debatte
um neue Steuern und Abgaben –, überträgt sich auf eine
Wirtschaft, die nicht mehr weiß, woran sie mit dieser
Bundesregierung ist.

(Norbert Schmitt (SPD): Schauen Sie sich das
Durcheinander in Ihren Reihen an! – Weitere Zu-
rufe von der SPD)

Deshalb wäre das beste Ausbildungsplatzprogramm der
Rücktritt der gesamten Bundesregierung.

(Beifall bei der CDU)

Ich will, um zur Sache zu kommen – die von der FDP-
Fraktion zu Recht zur Sprache gebracht worden ist –, ei-
nige sehr grundsätzliche Bemerkungen machen.

(Zuruf des Abg. Norbert Schmitt (SPD))

Über was reden wir eigentlich? Wir reden darüber, dass
85 % der Betriebe in diesem Lande seit Jahrzehnten er-
folgreich ausbilden.Wir reden darüber, dass 85 % der Be-
triebe bereit sind, das gesamte Volumen der Ausbildung
zu schultern. Wir reden über Hunderttausende Ehren-
amtliche, die sich in der Ausbildung und bei Prüfungen en-
gagieren – ebenfalls seit Jahrzehnten mit Erfolg. Bei einer
Erfolgsquote von 85 % bin ich nicht bereit, so zu tun, als
gäbe es all diese Betriebe nicht, als müssten wir denjeni-
gen, die betroffen sind, per staatlichen Zwang beikom-
men, wie Sie es tun wollen. Sie wollen ein planwirtschaft-
liches Zwangssystem mit einer Freikaufoption. Das wer-
den wir Ihnen jeden Tag neu aufs Brot schmieren.

(Norbert Schmitt (SPD): Sie nehmen die Ausbil-
dungsnot der Jugendlichen in Kauf! Das ist der ge-
sellschaftliche Skandal!)

Wir hatten in diesem Jahr – auch in Hessen – das Problem,
nicht alle Ausbildungsplätze besetzen zu können.

Wir haben hier vielfach darüber diskutiert, was sich än-
dern müsste, damit diese Situation besser wird, und wir
haben über Wirtschaftspolitik geredet. Aber an anderer
Stelle sprechen wir auch noch darüber, was sich denn
möglicherweise an den Ausbildungsangeboten ändern
muss.

Ursprünglich war für heute die Behandlung eines Tages-
ordnungspunkts vorgesehen – leider ist er in das nächste
Plenum geschoben worden –, bei der es sich um die Schaf-
fung adäquater Berufsbilder für die Gruppe der proble-
matischen Jugendlichen geht.Auch an dem Punkt verwei-
gert sich diese Bundesregierung – Stichwort: Klientelpoli-
tik – mit Blick auf die Gewerkschaftsfunktionäre, die im-
mer noch nicht eingesehen haben, dass wir für schwächere
Schüler und für junge Menschen ohne Schulabschluss ein
adäquates Ausbildungsplatzangebot schaffen müssen.

(Norbert Schmitt (SPD):Was ist mit dem Arbeitge-
berverband?)

Beim Bundesbildungsministerium bzw. beim Wirtschafts-
ministerium stehen 18 Berufe zur Genehmigung an. Es
wird davon gesprochen, dass gerade einmal zwei dieser
Vorschläge umgesetzt werden sollen.

Am Ende fehlt mir in dieser ganzen Debatte eines: Mir
fehlt die positive Behandlung des Themas Ausbildung.
Wir brauchen in diesem Land auch bei der Behandlung
solcher Themen wieder mehr Begeisterung.Wir brauchen
einen positiven Blickpunkt. Die Unternehmen müssen er-
kennen – falls sie es jetzt noch nicht tun –, dass die Quali-
fikation junger Menschen für die Zukunftsstabilisierung
des eigenen Unternehmens unabdingbar ist. Mit den
Unternehmern, die das nicht einsehen, muss man auch re-
den.

(Norbert Schmitt (SPD): Ja, dann machen Sie es
doch!)

Aber wir müssen mit inhaltlichen Gründen überzeugen.
Wir müssen mit dem Hinweis auf die Professionalität der
Personalentwicklung auch und gerade in mittelständi-
schen Unternehmen überzeugen. Wir müssen aufhören,
mit einer Straf- oder Zwangsabgabe zu drohen, die im
Grunde genommen signalisiert: Da ist ein Problem zu lö-
sen, das etwas mit der Ausbildung zu tun hat. Das lösen
wir, indem wir mit der Keule kommen. – Mit Blick auf das,
was ich gerade über die mangelnde Begeisterung gesagt
habe, ist das genau die falsche Botschaft.
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(Norbert Schmitt (SPD): Die Beigeisterung haben
Sie aber nicht geweckt!)

Vizepräsident Frank Lortz:

Herr Kollege Boddenberg, Sie müssen zum Schluss kom-
men.

Michael Boddenberg (CDU):

Ich will eine letzte Bemerkung machen. Wenn der Vorsit-
zende des Deutschen Gewerkschaftsbunds hierher geht
und sagt, das Problem sei in Wahrheit noch zehnmal grö-
ßer, als es die Statistiken auswiesen, halte ich das für
skandalös. Ich finde es deshalb skandalös, weil die 20.000
Ausbildungsplätze, die in Deutschland fehlen, eine Größe
darstellen, die man, wenn man sie auf die Bundesländer
herunterbricht, noch überschauen kann. Aber wenn man,
wie Herr Sommer, behauptet, das Problem sei zehnmal so
groß, ist das ein völlig falsches Signal an die jungen Men-
schen, die am Ende sagen: Wenn ich einen schwachen
Hauptschulabschluss oder gar keinen Schulabschluss
habe, brauche ich mich angesichts dieser horrenden Zah-
len doch gar nicht erst zu bemühen.

Meine Damen und Herren, ich bin sicher, dass wir dieses
Problem unter der Beteiligung aller Betroffenen lösen
können. Herr Schäfer-Gümbel, wenn alle diejenigen, die
über dieses Problem reden, wirklich mit gutem Beispiel
vorangingen, wäre das Problem schon gelöst.

(Beifall bei der CDU)

Das gilt auch für die SPD-Parteizentrale und für Abge-
ordnete, die in ihrem ganzen Leben offensichtlich noch
nie etwas zur Ausbildungsleistung beigetragen haben. –
Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU – Günter Rudolph (SPD):Ar-
roganz der Macht! – Norbert Schmitt (SPD): Arro-
ganz der Dummheit!)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Herr Kollege Boddenberg. – Das Wort hat
der Kollege Wagner, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Mathias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Die FDP hat
eine Aktuelle Stunde mit dem Titel „Die geplante Ausbil-
dungsabgabe ist die Praxisgebühr für den Mittelstand“
beantragt. An dem Titel dieser Aktuellen Stunde ist
schlicht und ergreifend alles falsch.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Fangen wir an: Herr Kollege Posch, es geht nicht um eine
Ausbildungsplatzabgabe, sondern um eine Ausbildungs-
platzumlage. Darüber wird auf Bundesebene diskutiert.

Michael Boddenberg (CDU): Was ist der Unter-
schied?)

Das Wesen einer Ausbildungsplatzumlage ist, dass die Be-
triebe, die zu wenig ausbilden, die Betriebe unterstützen,
die ihrer Ausbildungsverpflichtung nachkommen. Das ist

das Wesen einer Ausbildungsplatzumlage, Herr Kollege
Posch.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dann sagt die FDP, das sei wie eine Praxisgebühr. Auch
das stimmt nicht; denn eine Praxisgebühr bezahlt man,
wenn man eine Praxis betritt. Eine Ausbildungsplatzum-
lage dagegen wird dann gezahlt, wenn Auszubildende, die
eine Lehrstelle suchen, einen Betrieb nicht betreten dür-
fen. Das ist ein eklatanter Unterschied.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Zum Schluss: Im Titel einer Aktuellen Stunde, die die
FDP beantragt hat, muss das Wort „Mittelstand“ vorkom-
men. Herr Kollege Posch, wenn Sie sich anschauen, was
vorgeschlagen wird und was meine Fraktion bereits im
letzten Jahr in diesem Haus empfohlen hat, stellen Sie
fest, dass es um Betriebe mit mehr als zehn Beschäftigten
geht. Das heißt, der allergrößte Teil des deutschen Mittel-
stands wird von dieser Ausbildungsplatzumlage nicht er-
fasst, sondern es werden nur die großen Betriebe ange-
sprochen, die zwar ausbilden können, sich jedoch ihrer
Ausbildungsverpflichtung entziehen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Zuruf des Abg. Dieter Posch (FDP))

Dafür werden die Mittelständler, die ihrer Verpflichtung
dankenswerterweise nachkommen – die auch überpro-
portional ausbilden –, durch die Ausbildungsplatzumlage
entlastet. Was daran mittelstandsfeindlich ist, müssten Sie
noch einmal erläutern, Herr Kollege Posch.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir haben in der Bundesrepublik die duale Berufsausbil-
dung, um die uns viele andere Länder wirklich beneiden.
Wir haben gesagt, den schulischen Teil der Berufsausbil-
dung organisiert der Staat, und den betrieblichen Teil or-
ganisiert die Wirtschaft. Das ist ein gutes System, zu dem
sich alle bekannt haben. Viele Betriebe kommen ihrer
Ausbildungsverpflichtung auch nach.

(Michael Boddenberg (CDU): Dann lassen wir es
auch so!)

Aber das ist kein Schönwetterbündnis. Das ist kein Bünd-
nis zwischen Staat und Wirtschaft, dessen Grundbedin-
gung lautet: „Wenn wir 3 % Wachstum haben, kommt ihr
eurer Ausbildungsverpflichtung nach“, sondern es heißt:
Wir geben den jungen Menschen immer eine Chance, ei-
nen Ausbildungsplatz zu bekommen. – Das ist kein Schön-
wetterbündnis, bei dem die Wirtschaft sagen kann: Wenn
es uns gerade nicht gefällt, verabschieden wir uns aus un-
serer Ausbildungsplatzverpflichtung. – So funktioniert
das nicht, Herr Kollege Boddenberg.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Das muss man denjenigen, die ihrer Verpflichtung nicht
nachkommen, auch sagen. Das wird in unserem Land so
nicht funktionieren. Eine immer bessere Infrastruktur
fordern, immer niedrigere Steuern verlangen und sich aus
immer mehr gesellschaftlichen Verpflichtungen zurück-
ziehen – das ist keine funktionierende Arbeitsteilung zwi-
schen Staat und Wirtschaft in unserem Land.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Volker Hoff (CDU): Deshalb wollen Sie auch ver-
staatlichen!)

Welche Probleme gibt es in der dualen Berufsausbildung
oder bei den Ausbildungsplätzen? Wir haben insgesamt
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zu wenig Ausbildungsplätze. Ich denke, darin sind wir uns
einig. Wir alle kennen die Zahl. Eigentlich müssten, ge-
messen an der Stärke des Jahrgangs, jedes Jahr 120 %
Ausbildungsplätze zur Verfügung gestellt werden, damit
die Jugendlichen eine Auswahlmöglichkeit haben. Davon
sind wir sehr weit entfernt. Dass wir insgesamt zu wenig
Ausbildungsplätze haben, ist das erste Problem.

Das zweite Problem – Herr Kollege Boddenberg hat es
angesprochen – betrifft vor allem die Schülerinnen und
Schüler, die die Schule mit einem schlechten Schulab-
schluss verlassen und dann einen Ausbildungsplatz su-
chen. Für die Ausbildungsgänge der Schülerinnen und
Schüler mit einem schlechten Abschluss brauchen wir in
der Tat eine Modularisierung. Wir müssen verstärkt zwei-
jährige Ausbildungsgänge schaffen. Das ist bei uns GRÜ-
NEN überhaupt nicht strittig.

(Michael Boddenberg (CDU): Das liegt alles auf
dem Tisch!)

Das müssen wir angehen; in dem Punkt sind wir uns einig.

(Volker Hoff (CDU): Da gibt es kein Problem!)

Aber wir müssen auch das Problem angehen, dass wir in
diesem Land insgesamt zu wenig Ausbildungsplätze ha-
ben. Meine Damen und Herren von der CDU und von der
FDP, auf diese Frage habe ich von Ihnen keine Antwort
gehört.

(Volker Hoff (CDU): Regierungswechsel, das ist
die Antwort!)

Sie haben gesagt, was Sie nicht wollen. Aber Sie haben
nicht gesagt, wie Sie es schaffen wollen, dass in diesem
Land für junge Menschen wieder genug Ausbildungs-
plätze zur Verfügung gestellt werden. Sie können es sich
nicht so einfach machen, auf diese zentrale Frage keine
Antwort zu geben.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Volker Hoff (CDU): Der Rücktritt von Schröder
wäre das größte Ausbildungsplatzprogramm!)

Dass die Ausbildungsplatzumlage kein „Knechtungs-
instrument für den Mittelstand“ ist, wie es der Kollege
Posch hier gesagt hat, sieht man an der Entwicklung in der
Bauindustrie.

Vizepräsident Frank Lortz:

Herr Kollege Wagner, Sie müssen zum Schluss kommen.

Mathias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Ich bin bei den letzten Sätzen. – Im „Gießener Anzeiger“
vom 31.10.2003 steht – man höre und staune – ein Kom-
mentar mit dem Titel „Ausbildungsumlage beim Bau un-
umstritten“:

Das ist ein System, das auf breite Akzeptanz der
Betriebe stößt, versichert die Sprecherin des Zen-
tralverbands des Deutschen Baugewerbes, Ilona
Klein.

Warum soll das, was im Baugewerbe wunderbar funktio-
niert, nicht auch in anderen Branchen funktionieren?
Diese Frage müssten Sie hier beantworten.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Volker Hoff (CDU): Das größte Beschäftigungs-

programm wäre der Rücktritt von Gerhard Schrö-
der! So einfach ist das!)

Vizepräsident Frank Lortz:

Das Wort hat der Herr Wirtschaftsminister.

Dr. Alois Rhiel, Minister für Wirtschaft, Verkehr und Lan-
desentwicklung:

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Ich glaube, Herr Posch wird mir zustimmen, wenn ich
sage: Gerade das letzte Beispiel zeigt, wohin es führt,
wenn ein System wie das in der Bauindustrie, das auf frei-
willigen Vereinbarungen beruht – wie das von Ihnen an-
gedacht ist –, umgesetzt wird.

(Zuruf des Abg. Dieter Posch (FDP))

Schauen wir einmal, wie es eigentlich in der Bauindustrie
mit der Anzahl der Auszubildenden aussieht. Diese Zahl
ist kontinuierlich zurückgegangen. Das ist die Realität.

(Zuruf des Abg. Dieter Posch (FDP) – Tarek Al-
Wazir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Weil die
Bauarbeitsplätze zurückgegangen sind!)

Wenn Sie jetzt das von Ihnen angedachte System vom
Einzelfall auf das Ganze übertragen, dann können wir
heute schon erahnen, wohin das führt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU – Zuruf des
Abg Dieter Posch (FDP))

Das ist eine nüchterne Bewertung. Meine sehr verehrten
Damen und Herren, damit sind wir beim Grund des Pro-
blems angelangt. Genau wie gestern in der wirtschaftspo-
litischen Debatte allgemeiner Art, so gilt auch hier: Wenn
die Wirtschaft schrumpft, wenn die Unternehmen keine
Perspektive haben, wenn sie ständig verunsichert werden
– wie beispielsweise mit der drohenden Ausbildungsplatz-
abgabe –,

(Volker Hoff (CDU): Steuererhöhungen!)

dann stellen sich die Verhaltensweisen ein, die wir heute
zutiefst beklagen müssen – an diesem Punkt zulasten der
jungen Menschen. Das ist der wesentliche Grund.

Der zweite wesentliche Grund ist die demographische Si-
tuation. Da wollen wir uns nichts vormachen. Zumindest
anhand der Perspektiven in Hessen werden wir diese
Menge an Ausbildungsplatzbewerbern bis weit über das
Jahr 2007 hinaus haben. Das ist kein Problem von heute
und des nächsten Jahres. Vielmehr müssen wir uns darauf
einstellen – diese Daten haben wir –, dass das ein länger
andauerndes Problem, eine länger anhaltende Herausfor-
derung sein wird.

Als dritten Punkt nenne ich schließlich den Fakt – das
wurde bereits erwähnt, und darum sollten wir nicht her-
umreden –, dass die mangelhafte Ausbildungsfähigkeit ei-
nes zu großen Teils junger Menschen auch ein Grund da-
für ist, dass mancher Ausbildungsvertrag nicht zustande
kommt. In Hessen haben wir im Sommer und im Frühjahr
letzten Jahres eine Lücke von 13.000 Ausbildungsplätzen
gehabt. Die Hessische Landesregierung und der Minister-
präsident haben gesagt, unser Ziel ist es, diese Lücke so
gut es geht – möglichst ganz  –, zu schließen.

Heute können wir Bilanz ziehen. Wir dürfen zufrieden
feststellen, dass sich diese große Lücke sehr stark redu-
ziert hat. Allerdings müssen wir nüchtern konstatieren:
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nicht bis auf null, sondern – wenn wir angebotene offene
Stellen und Nachfrageüberhang gegeneinander rechnen –
es sind etwa 2.000 junge Menschen ohne Ausbildungsver-
trag.

Warum, das müsste im Einzelnen analysiert werden.Aber
ich möchte in diesem Zusammenhang zumindest mein
Bedauern darüber ausdrücken, dass die Praktikaplätze,
die in der Landesverwaltung zu Verfügung gestellt wor-
den sind – alleine bei der Landesregierung waren es 913 –,
leider nicht besetzt wurden. Schließlich und endlich konn-
ten nur 170 Plätze besetzt werden. Das ist zu wenig, wenn-
gleich es für die Beteiligten eine große Chance ist. Denn
sämtliche Ausbildungsbetriebe, mit denen wir gesprochen
haben – Sie wissen, ich bin im letzten Jahr durch sämtliche
Arbeitsamtsbezirke gereist, und ich werde das in Kürze
wieder tun –, haben gesagt: Jeder junge Mann, jede junge
Frau, die ein Praktikum machen, haben nicht nur eine
Chance, sondern sie sind auch in der Realität mit einem
ganz normalen, formellen Ausbildungsvertrag übernom-
men worden.

Mein Appell an die jungen Menschen ist: Diese Chance
sollten Sie nutzen, um im Arbeitsleben, in der beruflichen
Wirklichkeit Fuß zu fassen.

(Beifall des Abg. Dr. Franz Josef Jung (Rheingau)
(CDU))

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wenn ich für
die Landesregierung erkläre, dass wir die Ausbildungs-
platzabgabe aus vielerlei Gründen, die eben schon ge-
nannt wurden, strikt ablehnen, dann stehe ich damit in
Übereinstimmung mit allen Länderwirtschaftsministern
der Bundesrepublik Deutschland.

(Beifall des Abg. Dr. Franz Josef Jung (Rheingau)
(CDU))

Anlässlich der Wirtschaftsministerkonferenz im Dezem-
ber in Magdeburg gab es einen einstimmigen Beschluss,
der an die Bundesregierung gerichtet war. Die Landes-
wirtschaftsminister wehrten sich aus ökonomischer Ver-
antwortung, insbesondere aber im Hinblick auf die Ver-
antwortung für die jungen Menschen, eindeutig gegen
diese Abgabe, weil sie im Ergebnis zu ganz anderen, näm-
lich negativen Verläufen führen wird.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Wirt-
schaftsministerkonferenz hat sich auch deswegen dage-
gen ausgesprochen, weil diese Abgabe nicht ein Stück we-
niger Staat bedeutet – was wir dringend in allen Bereichen
der Wirtschaft brauchen –, sondern erneut ein Stück mehr
Staat.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Meine Damen und Herren, das heißt, dass sich die Wirt-
schaft – wenn ich von Verantwortung der Wirtschaft spre-
che, dann sind damit beide gemeint, Arbeitgeber und Ar-
beitnehmer – nicht ihrer hohen Verantwortung entziehen
kann, hier Wege zu finden. Da muss man sehr enttäuscht
feststellen, dass es in den letzten Jahren nur sehr schwer
und mit einem unglaublich großen zeitlichen Aufwand ge-
lungen ist – nämlich sage und schreibe zehn Jahre – neue
Ausbildungsberufe zu generieren. Diese neuen Ausbil-
dungsberufe folgen der technischen Entwicklung in
Handwerk und Wirtschaft, aber sie nehmen auch Rück-
sicht darauf, dass die theoretischen Fähigkeiten junger
Menschen nicht gleichmäßig verteilt sind.

Vizepräsident Frank Lortz:

Herr Minister, ein freundschaftlicher Hinweis.

Dr. Alois Rhiel, Minister für Wirtschaft, Verkehr und Lan-
desentwicklung:

Ja, ich komme zum Ende.

Diese so genannten theoriereduzierten Ausbildungsbe-
rufe, 18 an der Zahl, die seit mehreren Jahren auf dem
Verhandlungstisch liegen, müssen dringend kommen,
denn von Experten wurde hochgerechnet, dass dadurch
mindestens 20.000 junger Menschen ihre Ausbildung be-
ginnen könnten.

Ich komme zum Schluss und sage noch einmal allen Be-
trieben ein Dankeschön.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Wenn man in den Betrieben ist, spürt man die Begeiste-
rung. Die Betriebe haben zu dieser relativ guten Bilanz
beigetragen, insbesondere im Handwerk, das seine Aus-
bildungsangebote sogar um 2,5 % gesteigert hat.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Wir werden heute Abend Gelegenheit haben, dem Hand-
werk zu danken. – Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Herr Minister Dr. Rhiel.

Zu diesem Tagesordnungspunkt liegen keine weiteren
Wortmeldungen vor. Dann rufe ich als Nächstes Tages-
ordnungspunkt 48 auf:

Antrag der Fraktion der CDU betreffend eine Aktuelle
Stunde (Verzögerungstaktik beenden: Der BKA-Umzug
muss endlich vom Tisch) – Drucks. 16/1921 – 

Das Wort hat die Kollegin Zeimetz-Lorz für die CDU-
Fraktion.

Birgit Zeimetz-Lorz (CDU):

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Am vergangenen Freitag hat der Bundesrat einen wichti-
gen Beschluss gefasst. Er hat noch einmal festgestellt, dass
die Verteilung national bedeutsamer Bundesbehörden
auf Standorte in den Ländern eine wesentliche Ausprä-
gung eines föderal organisierten Bundesstaates wie der
Bundesrepublik Deutschland ist.

(Beifall der Abg. Dr. Franz Josef Jung (Rheingau)
und Volker Hoff (CDU) sowie des Abg. Florian
Rentsch (FDP))

Die Absicht der Bundesregierung, das Bundeskriminal-
amt von Wiesbaden und Meckenheim nach Berlin

(Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Von Herrn Schily!)

und den Bundesnachrichtendienst von Pullach nach Ber-
lin zu verlegen, ist kein Beitrag zur Stärkung und Förde-
rung des Föderalismus in Deutschland.

Deshalb hat der Bundesrat mit großer Mehrheit – auch
mit Stimmen aus den A-Ländern – die Bundesregierung
aufgefordert, bei der Verteilung der Bundesbehörden auf



1984 Hessischer Landtag  ·  16. Wahlperiode  ·  31. Sitzung  ·  19. Februar 2004

die Standorte in Berlin, Bonn und einzelnen Ländern ein
ausgewogenes System herzustellen. Veränderungen an
den bisherigen Verteilungsstrukturen – so in Zukunft not-
wendig – sollen nicht einseitig vom Bund festgelegt wer-
den.

Über diesen Beschluss bin ich sehr froh, denn er belegt
doch, dass es sich hier um kein regionales Problem dieser
zweibeinigen Lebewesen aus der Provinz handelt, son-
dern dass es tief in unser föderales System eingreift.

(Beifall des Abg. Armin Klein (Wiesbaden)
(CDU))

Leider hat ihn unser Bundesverfassungsminister Schily
bis zum heutigen Tage nicht vollzogen. Im Gegenteil, am
vergangenen Freitag hat er mit der ihm eigenen Arroganz
den Oberbürgermeister der Landeshauptstadt Wiesbaden
beschimpft, weil er mit uns demonstriert und Unterschrif-
ten sammelt. Gleichzeitig hat er die Ministerpräsidenten
aus der so genannten Provinz beschimpft. Seine bisheri-
gen Äußerungen und insbesondere die Debatte im Deut-
schen Bundesrat haben mich einigermaßen schockiert. Sie
haben erhebliche Zweifel an seinem Verständnis unseres
Verfassungssystems aufkommen lassen.

(Beifall bei Abg. der CDU)

Ich habe auch zunehmend den Eindruck, dass Herr Schily
umso arroganter auftritt, je mehr er sich in die Enge ge-
trieben fühlt. Ich denke nicht, dass das in der Sache hilf-
reich ist.

(Armin Klein (Wiesbaden) (CDU): Larmoyante
Arroganz! – Zuruf des Abg. Volker Hoff (CDU))

Ich finde es am bemerkenswertesten, dass er vom 6. Ja-
nuar, seit der Bekanntgabe seiner Pläne, bis heute kein
einziges polizeifachliches Argument für seine Pläne gelie-
fert hat.

(Beifall bei der CDU und des Abg. Roland von
Hunnius (FDP))

Vor diesem Hintergrund erscheint es mir schon mehr als
zweifelhaft, ob die von ihm eingesetzte Arbeitsgruppe
diese Pläne tatsächlich ergebnisoffen überprüft. Im
Gegenteil, nach meinem Eindruck hat diese Arbeits-
gruppe einen ganz eindeutigen Arbeitsauftrag erhalten,
nach dem Motto: „In meinem Haus darf jeder tun, was ich
will.“ Das haben wir in der letzten Zeit schon öfter zu hö-
ren bekommen.

Ein weiterer Beleg dafür ist die Zusammensetzung dieser
Arbeitsgruppe. Wenn man die Zusammensetzung näher
betrachtet, muss man feststellen, dass beispielsweise kein
einziger Ländervertreter in dieser Arbeitsgruppe ist.
Wenn man einen Blick in das BKA-Gesetz wirft, dann
stellt sich die Frage: Warum nicht?

Ich denke, wir müssen zu dem Schluss kommen: Diese
Prüfung muss beendet werden. Die Pläne müssen vom
Tisch. Seit sechs Wochen besteht ein Zustand der erheb-
lichen Verunsicherung in der Mitarbeiterschaft – dies an-
gesichts der doch argen Bedrohungslage seit dem 11. Sep-
tember, die für diese Entscheidung herhalten musste. Des-
wegen muss man sich Sorgen darüber machen, was Herr
Schily beabsichtigt. Es drängt sich zunehmend der Ein-
druck auf, dass er in Berlin eine Sicherheitsbehörde schaf-
fen will. Alle Zeichen deuten darauf hin. Vor diesem
Hintergrund muss man dann auch die Frage stellen, wie
lange die Bestandsgarantie, beispielsweise für das
Bundesamt für Verfassungsschutz in Köln, gilt. Wahr-
scheinlich gilt sie bis zu dem Tag nach der Wahl in Nord-

rhein-Westfalen. Deswegen kann ich Herrn Schily nur zu-
rufen: Lassen Sie das BKA seine Arbeit tun. Nehmen Sie
die Hände weg von unserem BKA. – Ich bedanke mich.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank. – Das Wort hat Herr Kollege Pighetti für die
SPD-Fraktion. – Herr Rentsch, so liegt es mir vor.

(Marco Pighetti (SPD): Er kann auch zuerst!)

– Nein, ein junger Mann kann auch noch einen Moment
warten.

(Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Pighetti ist noch nicht alt!)

Marco Pighetti (SPD):

Das akzeptiere ich schon. – Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Wir wollen hier nicht über das Alter reden.
Mit der Debatte heute Morgen im Hessischen Landtag
verhält es sich ein bisschen wie mit der generellen Dis-
kussion über die Verlegung des Bundeskriminalamtes
nach Berlin. Es kommen eigentlich keine neuen Argu-
mente mehr. Da wir das Thema vor gerade drei Wochen
an gleicher Stelle ausgiebig diskutiert haben, ist das auch
kein Wunder.

Ich will an dieser Stelle mein Augenmerk aber nicht auf
die Frage richten, ob solche Wiederholungsdebatten ohne
Neuigkeitswert und über Sachverhalte, bei denen der
Landtag ohnehin nur eine sehr geringe Einwirkungsmög-
lichkeit hat, im Sinne des Parlaments sind. Nein, die Tat-
sache, dass wir hier heute auf ollen Kamellen herumreiten
– dieser Ausdruck passt ein bisschen in die Zeit – ver-
deutlicht vor allem das Problem derer, die in der Bring-
schuld sind. Wenn sechs Wochen nach Verkündung der
Umzugspläne immer noch keine stichhaltigen Begrün-
dungen für den Zweck der Maßnahme auf dem Tisch lie-
gen, mehr noch, wenn jetzt geradezu fieberhaft im Amt
nach Gründen und Begründungen gesucht wird, dann
spricht das, gelinde gesagt, nicht für die Notwendigkeit ei-
nes Umzugs nach Berlin.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und des Abg.
Florian Rentsch (FDP))

Diese Vorgehensweise – eine derartige Maßnahme anzu-
kündigen und anschließend nach Begründungen zu su-
chen – trägt schon groteske Züge. Das ist ein wenig so, als
ob sich ein Arzt zur Operation eines Patienten entschließt
und dann, während er ihn aufschneidet, darüber nach-
denkt, was dem bedauernswerten Menschen wohl fehlen
könnte. Das ist, gelinde gesagt, kein sinnvoller Weg.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der CDU)

Meine Damen und Herren, weiterhin fällt das Grundmu-
ster auf, das der hier diskutierten Entscheidung zugrunde
liegt. Es ist ein, auch in der Wirtschaft, weit verbreiteter
Glaube, durch Zusammenschlüsse zu immer größeren
Einheiten Synergie- und Effizienzgewinne erzielen zu
können – Gewinne, die durch Reibungsverluste und zu-
sätzlich notwendige Steuerungsebenen schon verloren
sind, bevor sie erzielt sind. Ich bin mir ganz sicher, Ähnli-
ches wäre auch im Falle einer Zusammenlegung aller drei
BKA-Standorte in Berlin zu erwarten. Kosten und Nut-
zen stehen in keiner erträglichen Relation zueinander.
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Deshalb ist es wichtig, jedwedem Zentralisierungswahn
von Behörden kritisch entgegenzutreten – wo auch immer
er stattfindet. Sehr verehrte Kolleginnen und Kollegen
von der CDU, daher freut es mich, dass wir uns heute bei
der Frage des BKA einig sind. Es wäre aber noch schöner,
wenn Sie die Zentralisierung von Katasterämtern, die Zu-
sammenlegung von Forstämtern, die Schließung von
Amtsgerichten und die Konzentration zahlreicher weite-
rer Behörden mit dem gleichen Maßstab messen würden.
Dann wären Sie ein gutes Stück glaubwürdiger.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wir haben den Mut, Falsches auch dann als falsch zu be-
nennen, wenn es aus den eigenen Reihen und von den ei-
genen Leuten, in diesem Fall aus Berlin, kommt.

(Beifall bei der SPD – Gerhard Bökel (SPD): Das
ist der Unterschied!)

Dementsprechend erwarte ich aber auch von Ihnen, dass
Sie nicht auf der einen Seite von Zentralisierungswahn re-
den, das Gleiche, wenn es von Ihrer Regierung kommt,
dann aber „Operation sichere Zukunft“ nennen. Denn
Zentralisierung bleibt Zentralisierung, ob sie in Berlin, in
Limburg oder in Fulda erfolgt. Für diejenigen, die umzie-
hen müssen, für die, die weitere Wege in Kauf nehmen
müssen, und für diejenigen, die von unsinnigen Maßnah-
men betroffen sind, ist es weiß Gott egal, wo das passiert.

(Horst Klee (CDU): Machen Sie eine Aktuelle
Stunde zu dem Thema!)

Meine Damen und Herren von der CDU und ganz be-
sonders von der Landesregierung, wer sich hier hinstellt
und mit dem Finger nach Berlin zeigt, der darf nicht ver-
gessen, dass drei Finger nach Wiesbaden und auf die eige-
nen Taten zurückzeigen.

(Beifall bei der SPD)

Das Gleiche gilt für den Vorwurf der Arroganz und der
Selbstherrlichkeit in Richtung des Bundesinnenministers.
Man muss sich schon fragen, worin sich Otto Schily ei-
gentlich von Roland Koch unterscheidet, wenn er im ver-
borgenen Winkel Entscheidungen trifft, über Nacht ver-
kündet und dann nicht mehr davon abzubringen ist. Nach-
dem Otto Schily nun wenigstens eine ergebnisoffene Prü-
fung des Sachverhaltes angekündigt hat, hoffe ich, dass
sich der Bundesinnenminister im Gegensatz zum Minis-
terpräsidenten Sachargumenten gegenüber einsichtig zei-
gen wird und für das BKA deshalb keine düstere Zukunft
in Wiesbaden anbricht. – Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Frank Lortz:

Herr Kollege Pighetti, vielen Dank. – Das Wort hat der
Kollege Florian Rentsch für die FDP-Fraktion.

Florian Rentsch (FDP):

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Es war einmal ein Innenminister, genannt König Otto, der
vom Linksanwalt zum Rechtsanwalt mutierte.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU)

Auch redete er nicht viel. Stellten ihm die Menschen in
diesem Land Fragen, war er erbost über so viel Neugier.
Viele dachten, König Otto wäre Wurstfabrikant, da er nur
nach der Salamitaktik Auskunft gab. Ob König Otto als
Monarch wirklich Anhänger einer föderalen Demokratie
war, ist nicht überliefert. Viele Historiker sagen, er war es
nicht.

Neben König Otto gab es noch Prinzessin Heidi und Kai-
ser Gerd – nicht zu verwechseln mit Kaiser Franz. Kaiser
Gerds Wahlspruch war – das muss ich an dieser Stelle lei-
der noch erwähnen –: Da vorne läuft mein Volk, ich muss
ihm nach, ich bin sein Führer.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU)

Die Prinzessin kämpfte gegen König Otto, auch wenn
man von ihr immer weniger hörte. Der Kaiser sprach un-
gern ein Machtwort, auch wenn man es von ihm verlangt
hätte.

Man könnte diese Geschichte noch endlos weiterspinnen.
Die Fantasie kennt bei Prinzessin Heidi, König Otto und
Kaiser Gerd wirklich keine Grenzen. Bei den dreien war
alles möglich.

Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, kom-
men wir zurück zur Gegenwart. Man kann es an dieser
Stelle kurz machen. Herr Schily, was wir von Ihnen als
Bürger dieses Landes bisher bekommen haben, ist für Sie
ein Armutszeugnis.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU)

Sie stellen sich hierhin und kündigen einen Umzug an, der
ca. 600 Millionen c kosten soll. Dann fällt Ihnen ein, dass
Sie dafür keine Argumente vorgetragen haben, und sa-
gen, Sie müssten noch einmal darüber nachdenken. Sie
bringen nichts Substantiiertes vor. In der Wirtschaft hätte
man Sie schon längst aus der Firma hinausgeworfen.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU)

Die FDP-Bundestagsfraktion hat im Januar einen Antrag
für das nächste Plenum des Bundestages eingebracht, um
den Deutschen Bundestag dazu zu bewegen, eine Ent-
scheidung gegen den Umzugswahnsinn nach Berlin zu
treffen.

Da haben alle Fraktionen im Deutschen Bundestag die
Möglichkeit, sich gegen diesen Umzugswahn auszuspre-
chen. Ich möchte deshalb an alle Kolleginnen und Kolle-
gen appellieren, diesen Antrag im Bundestag zu unter-
stützen, auch wenn ihn nicht die eigene Fraktion einge-
bracht hat. Ich glaube, dass es hier um die Sache geht. Es
geht darum, dass wir als Länder nicht weiter ausbluten,
dass Berlin nicht alles an sich zieht und dass in Zukunft
nicht alles von Berlin aus gesteuert wird.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU)

Eine letzte Bitte an König Otto. Wenn Sie glauben, Sie
könnten durch Zeitverzögerung die ganze Sache im
Sande verlaufen lassen, so kann ich Ihnen sagen, wir als
Hessischer Landtag werden immer wieder den Fokus auf
Sie richten und beobachten, was Sie tun, denn so kann ein
König mit seinem Volk nicht umgehen. – Herzlichen
Dank.

(Beifall bei der FDP und der CDU)
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Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Herr Kollege Rentsch. – Das Wort hat der
Kollege Al-Wazir, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Lieber Kollege Florian Rentsch, du hast einen in dem
ganzen Spiel vergessen, nämlich den Ritter Roland, der
dachte, er wäre der König, und nachher vom König gesagt
bekommen hat, dass er nur Ritter ist.

(Heiterkeit bei der SPD – Volker Hoff (CDU):
Froschkönig!)

Insofern stellt sich die Frage: Was ist eigentlich seit unse-
rer letzten BKA-Debatte Neues passiert?

(Zurufe von der CDU)

Wir haben uns vor wenigen Wochen gemeinsam – alle im
Landtag vertretenen Fraktionen, alle Abgeordneten – da-
gegen ausgesprochen, dass der Hauptsitz des BKA nach
Berlin verlegt wird. Bei dieser Haltung bleiben wir als
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, aber ich nehme
an, auch die anderen Fraktionen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Zweiter Punkt. Wir haben gesagt, dass das Bundesinnen-
ministerium – der Bundesinnenminister im Besonderen –
jetzt in der Bringschuld ist, die von ihm immer angespro-
chenen polizeifachlichen Gründe für einen Umzug einmal
mit Inhalt zu füllen. Ich stelle fest, bisher ist nichts ge-
kommen. Ich sage aber auch, auch diejenigen, die sagen,
das BKA müsse hier bleiben, müssen die polizeifach-
lichen Gründe in diesem Verfahren auf den Tisch legen.

(Birgit Zeimetz-Lorz (CDU): Die gibt es!)

Wir haben die Situation, dass es auch in Berlin Menschen
gibt – der Bundesinnenminister ist für mich ebenfalls ei-
ner dieser Menschen –, die die Vorstellung haben, alle Si-
cherheitsbehörden nicht nur an einem Ort zu konzentrie-
ren, sondern auch zusammenzuführen. Dazu sagen wir
aus wohl erwogenen inhaltlichen Erwägungen: Nein, das
wollen wir nicht.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Horst Klee (CDU): Das hatten wir schon einmal!
Reichssicherheitshauptamt hieß das! – Gegenruf
des Abg. Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN): Was soll dieser Zwischenruf?)

– Herr Kollege Klee, so wäre es nicht, weil es Gott sei
Dank heute andere Strukturen in der Bundesrepublik
gibt, selbst wenn man eine solche organisatorische Zu-
sammenführung machen will. Ich will sie aber auch im de-
mokratischen Rechtsstaat nicht zusammenführen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei Abgeordneten der CDU)

Was ist denn das eigentlich Neue, was passiert ist? – Das
eigentlich Neue war eine Bundesratssitzung am letzten
Freitag. In dieser Bundesratssitzung gab es zwei Ent-
schließungsanträge. Beide Entschließungsanträge haben
sich gegen den Umzug ausgesprochen. Einer war aller-
dings ein bisschen parteipolitischer gefärbt. Deswegen
würde er nur von CDU-geführten Ländern eingebracht,
der andere von den A-Ländern, also von SPD-geführten
Ländern.

Ich weiß nicht, ob wir uns durch diese Resolutionen im
Bundesrat einen Gefallen getan haben. Der eigentliche
Standpunkt der Länder ist klar. Der ist auch dem Bundes-
innenministerium bekannt. Leider hat König Otto, wie
Kollege Rentsch ihn genannt hat, so reagiert, wie er rea-
giert hat, nämlich in einem – wie ich finde – unangemes-
senen Auftritt.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und des Abg. Jürgen Walter (SPD) – Zurufe von der
CDU)

– Es war ein unangemessener Auftritt. – Die Länder müs-
sen sich die Frage stellen, ob es Sinn macht, eine Position,
die allen klar ist, noch einmal einzubringen, um noch ein-
mal die Debatte zu führen. Gleichzeitig muss sich der
Bundesinnenminister fragen, ob seine Reaktion angemes-
sen oder nicht angemessen war. Ich finde sie jedenfalls
nach allem, was ich gelesen habe, unangemessen.

Andererseits hat der Bundesinnenminister ebenfalls ein
gutes Argument auf seiner Seite gehabt, als der Minister-
präsident widersprochen hat. Natürlich hat der Minister-
präsident Recht gehabt, dass Otto Schily nicht der Vertre-
ter der kaiserlichen Regierung im Preußischen Herren-
haus ist. Das ist so. Andererseits hat Otto Schily auch
Recht gehabt, als er gesagt hat, dass Roland Koch der
allerschlechteste Vertreter von angemessenen Auftritten
im Bundesrat ist,

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und des Abg. Marco Pighetti (SPD))

wenn Sie sich an seinen Chruschtschow-Auftritt zum Zu-
wanderungsgesetz erinnern.

(Volker Hoff (CDU): Das war ja verfassungswid-
rig!)

Insofern halten wir fest: Wir sind gegen die Verlagerung
des Hauptsitzes des BKA nach Berlin. Daran hat sich
nichts geändert. Wir werden öffentlich und nicht öffent-
lich versuchen, in einer entsprechenden Richtung Erfolg
zu erzielen. Die Arbeitsgruppe tagt. Die Arbeitsgruppe
tagt ergebnisoffen. Aber ich bin sehr sicher, dass sie am
Ende eine für alle Beteiligten gute Lösung haben wird. In-
sofern hat sich an der Situation von vor drei Wochen
nichts geändert. – Vielen Dank.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Lothar Quanz:

Danke schön, Herr Al-Wazir. Sie sind genau in der Zeit
geblieben. – Ich darf Herrn Staatsminister Bouffier das
Wort erteilen.

(Volker Hoff (CDU): Die Krawatte ist frisch! –
Heiterkeit der Abg. Birgit Zeimetz-Lorz (CDU))

Volker Bouffier, Minister des Innern und für Sport:

Herr Präsident, meine Damen, meine Herren! Die Lan-
desregierung begrüßt zunächst einmal, dass wir ungeach-
tet einiger besonderer Schlenker in diesem Hause – wenn
ich die Debatte richtig mitbekommen habe – nach wie vor
einig sind, dass wir die bislang vorliegenden Pläne des
Bundesinnenministers, des Kollegen Schily, für falsch hal-
ten. An dieser Einigkeit wollen wir festhalten. Das begrü-
ßen wir.
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Die Landesregierung hat im Bundesrat ihren Teil dazu ge-
tan, zum einen mit dem Antrag und der Unterstützung der
Unionsländer und zum anderen mit einem zweiten An-
trag, den auch die sozialdemokratischen Länder unter-
stützt haben. Das hat unser Anliegen insgesamt gestärkt.
Herr Al-Wazir, hätten wir es nicht gemacht, dann wäre ge-
nau das ein Stück weit aufgegangen, was nach meiner
Überzeugung das Ziel des Kollegen Schily ist.

(Beifall der Abg. Volker Hoff und Birgit Zeimetz-
Lorz (CDU))

Sie haben Herrn Schily zu Recht kritisiert – ich sage ein-
mal zu seinem Auftritt: Der war flegelhaft. Hier ist einer
am Werk, der nicht ein Jota bereit ist, zuzugeben, dass er
falsch liegt. Das ist sein Problem. Er hat bis heute auch
nicht ansatzweise irgendetwas von dem akzeptiert, was
hier gesagt wurde.

(Günter Rudolph (SPD): Da hat er etwas mit Herrn
Koch gemein! – Gegenruf des Abg. Horst Klee
(CDU): Auf Sie haben wir gewartet! Das trägt zur
„Versachlichung“ der Debatte bei!)

– Herr Kollege, hören Sie auf. – Ich wollte gerade sagen:
Jeder macht es wie er kann. Der Kollege Rudolph macht
es halt, wie er es kann. Herr Rudolph, die Sache ist kom-
plizierter. Wir sind doch einer Meinung in dieser Sache.
Jetzt lasse ich einmal die Spielchen weg, dass Sie kommen
und sagen, in Hessen – –

Ein einziger Einwand. Die Standortentscheidungen in
Hessen, über die man diskutieren kann, vielleicht auch
muss, sind von zwei Überlegungen geprägt.Wir wollen die
Sache verbessern, mindestens so gut halten, aber nach
Möglichkeit inhaltlich verbessern, und wir müssen Kosten
reduzieren. Das kann niemand bestreiten. Jetzt kann man
streiten, macht man das so herum oder so herum. Darüber
kann man eine lange Diskussion führen.

Der inhaltliche Unterschied zu dem, worum es hier geht,
ist, dass behauptet wird, es seien Sicherheitsfragen, die
dazu zwängen. Wir haben alle zu Recht gesagt, seit sechs
Wochen warten wir auf irgendeine Antwort. Schily hat sie
nicht. Wer mit diesem Thema auf den Markt geht, ohne
eine Antwort geben zu können, ist gescheitert. Das ist sein
Problem. Otto Schily ist mit etwas gescheitert, das er ver-
kündet hat und wo er feststellen muss, dass es so nicht
funktioniert.

Er hat ein einziges Ziel. Das heißt, die Leute mögen sich
langsam beruhigen. Die Sache möge in Vergessenheit ge-
raten, und dann „machen wir das, was wir immer schon
tun wollten“. Weil das nicht passieren darf, ist es richtig
und notwendig, dass diese Heimlichkeit auch am heutigen
Tage festgestellt wird. Sie ist keineswegs überflüssig.

Zunächst kann man auch darauf hinweisen, dass diejeni-
gen, die dort tätig sind, einen gewissen Anspruch haben,
nach der Debatte im Bundesrat zu hören, ob das noch un-
sere gemeinsame Position ist. Ich halte einmal fest: Es ist
unsere gemeinsame Position. Und das ist gut so.

Der zweite Unterschied:Wir müssen versuchen, mit weni-
ger Geld mindestens die gleiche Leistung zu erreichen,
nach Möglichkeit zukunftsfähiger und noch besser zu
werden. Wir können engagiert darüber streiten, wie wir
das machen. Aber niemand kann bestreiten, dass wir das
Ziel angehen müssen. Der Unterschied zu diesem Thema
ist, Otto Schily behauptet noch nicht einmal, das sei ein
Geldproblem, sondern da sollen 600 Millionen c zusätz-
lich ausgegeben werden. Das heißt, in Zeiten, wo jeden
Tag die Einnahmen in Milliardenhöhe insbesondere beim

Bund wegbrechen, kommt dieser Mann an und sagt bei
seinem flegelhaften Auftritt im Bundesrat: Ich habe zwar
keine Begründung, es kostet 600 Millionen c mehr, ihr
Länder, haltet bitte den Mund. – Die Betroffenen schreien
auf. Dann glauben SPD und GRÜNE, sie könnten hier sa-
gen: Was der Otto macht, ist nicht ganz richtig; was der
Roland macht, ist auch nicht ganz richtig.

Was wir machen, darüber kann man streiten. Meine Da-
men und Herren, um die Sache einmal auf den Punkt zu
bringen: Es gibt eine Logik. Das, was Kollege Schily
macht, ist nicht logisch, aber teuer, und es ist falsch. – Vie-
len Dank.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Vizepräsident Lothar Quanz:

Meine Damen und Herren, wir sind damit am Ende der
Aktuellen Stunden angekommen. Sie haben heute mehr
als zwei Stunden gedauert.

Ich darf in der Tagesordnung fortfahren. Wir kommen zu
Tagesordnungspunkt 7:

Antrag der Abg. Habermann, Hartmann, Dr. Reuter,
Riege, Quanz, Ypsilanti (SPD) und Fraktion betreffend
Weiterentwicklung der Kindergärten zu elementaren Bil-
dungseinrichtungen – Drucks. 16/1773 –

Ich darf für die antragstellende Fraktion Frau Kollegin
Hartmann das Wort erteilen. Die Redezeit – –

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Nein, das ist falsch! Dazu ist noch Ta-
gesordnungspunkt 8 aufzurufen, und Tagesord-
nungspunkt 8 ist ein Setzpunkt!)

– Tagesordnungspunkt 8 ist ein Setzpunkt? – Entschuldi-
gung. Der Antrag ist also mit Tagesordnungspunkt 8 zu-
sammen aufzurufen. Das ist der von der FDP-Fraktion ge-
setzte Tagesordnungspunkt.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 8 auf:

Dringlicher Antrag der Fraktion der FDP betreffend ver-
bindlicher Rahmen für Bildungsziele in hessischen Kin-
dergärten – Drucks. 16/1818 –

Wem darf ich das Wort erteilen? – Ich erteile es Herrn
Kollegen Rentsch. Herr Rentsch, bitte sehr, Sie haben das
Wort. Die Redezeit beträgt zehn Minuten je Fraktion.

(Clemens Reif (CDU): Herr Präsident, können wir
nicht einmal kurz unterbrechen? Es ist gleich 11.11
Uhr!)

Florian Rentsch (FDP):

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Wir kommen jetzt in diesem Haus zu einem elementaren
Thema. Es betrifft den Bildungsauftrag der Kindergärten.
Aber ich will Sie nicht stören. Wenn Sie der Krawattenin-
dustrie und dem Geschmack in diesem Haus einen Gefal-
len tun wollen, dann holen Sie die Schere heraus und brin-
gen sie die eine oder andere Krawatte um. Das wäre si-
cherlich sinnvoll.

Herr Präsident, meine Damen und Herren, wir haben zu
dem Antrag der SPD-Fraktion einen eigenen Antrag vor-
gelegt. Zwar stimmen wir mit der SPD in der Frage über-
ein, dass auch wir der Meinung sind, der Bildungsauftrag
der Kindergärten ist ein unglaublich wichtiges Thema.Wir
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stimmen aber mit dem Inhalt des Antrags nicht überein.
Unserer Meinung nach geht es nicht nur darum, be-
stimmte Basiskompetenzen zu definieren.Wir müssen da-
bei auch an die Umsetzung und an die praktischen Pro-
bleme denken. Zu den Problemen haben wir im Antrag
der SPD-Fraktion nichts gefunden.

Wir Liberale wollen, dass Kinder eigenständig handeln
und lernen können. Sie sollen eigene Entscheidungen
treffen können. Sie sollen dies dann auch verantworten.

Schon bisher galt in der Arbeit der Kindergärten die Trias
Bildung, Erziehung und Betreuung. Insbesondere der Bil-
dungsauftrag wurde aber noch nicht hinreichend formu-
liert. Hier bestehen innerhalb Hessens große Unter-
schiede. Ich glaube, das ist jedem klar. Die großen Unter-
schiede bestehen vor allen Dingen darin, wie der Bil-
dungsauftrag umgesetzt wird.

Wir halten es für falsch, das in das Belieben des einzelnen
Kindergartens zu stellen. Es hängt damit quasi vom Zufall
ab, welche Bildung in den Kindergärten vermittelt wird.
In dem einen gibt man sich Mühe und versucht, pädagogi-
sche Konzepte umzusetzen. Am Schluss werden die Kin-
der dann in die Schullaufbahn entlassen. Es gibt aber auch
Kindergärten, in denen dieser Auftrag nicht erfüllt wird,
bei denen es wirklich in das Belieben der Kindergärtne-
rinnen und Kindergärtner gestellt ist, was einem Kind
während der Zeit, die es im Kindergarten verbringt, bei-
gebracht wird.

Die FDP fordert deshalb die Erstellung eines Bildungs-
plans für Kindergärten in Hessen, der ein Handlungskon-
zept für die Bildungsarbeit in Kindergärten darstellen
soll. Wir müssen dabei das Rad nicht neu erfinden. In an-
deren Ländern wurden gute Vorarbeiten geleistet. Als
Beispiel möchte ich hier Rheinland-Pfalz nennen. Dort
wurden im vergangenen Sommer Empfehlungen vorge-
legt, die seither diskutiert werden. Für diesen Spätsommer
ist angekündigt, die abschließende Fassung vorzulegen.

Außerdem kann ich da auf Bayern verweisen. Ich glaube,
das ist bekannt. Die Inhalte des dortigen Gesetzes gehen
im Wesentlichen auf die Forschungsarbeiten des Herrn
Prof. Fthenakis zurück, der sicherlich dem einen oder an-
dern bekannt ist, der sich mit diesem Thema beschäftigt
hat. Er ist auf diesem Feld wahrlich eine Koryphäe.

Bildungsarbeit im Kindergarten bringt mit sich, Kinder in
der Lebensphase zu bilden, in der sie so aufnahmefähig
sind, wie sie es nie wieder in ihrem ganzen Leben sein wer-
den.

(Beifall bei der FDP)

Wenn die Kinder diese Chance verpassen, verpassen sie
eine riesige Chance für das Lernen in ihrem Leben. Es ist
unverantwortlich, diese wertvolle Zeit zu vertun. Dabei ist
nämlich zu berücksichtigen, dass Kinder spielerisch ler-
nen. Aus ihrer Sicht lernen sie zweckfrei. Ein Kind lernt
mit seinem ganzen Sein, also mit seinen körperlichen,
geistigen, emotionalen und sozialen Bedürfnissen. Kinder
bilden dabei nicht einfach ab, was sie sehen und erleben.
Im tätigen Umgang mit seiner Lebenswelt macht sich das
Kind ein Bild von dieser Welt. Es strebt dabei nach Hand-
lungsfähigkeit.

Die besondere Weise des Vorgehens der Kinder besteht
darin, dass sie das, was sie sehen, nicht einfach in sich hin-
einnehmen. Vielmehr bilden sie aufgrund ihrer indivi-
duellen Erfahrungen mit der Welt eine zweite Ebene der
Realität. Hirnforscher verwenden in diesem Zusammen-
hang übrigens den Begriff des konstruierenden Kindes.

Auf diese besondere Art des Bildungsprozesses und des
Lernens der Kinder müssen wir als Politiker eingehen. Er-
zieherinnen und übrigens auch Erzieher 

(Beifall des Abg. Jürgen Frömmrich (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN))

sollten in der Lage sein, die Themen der Kinder zu erken-
nen, aufzunehmen und die Kinder anzuregen. – Ich
merke, dass der gender-politische Sprecher der Fraktion
der GRÜNEN, Herr Frömmrich, das auch so sieht. Das ist
ganz hervorragend.

(Beifall bei der FDP – Zuruf des Abg. Jürgen
Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

Das bedeutet, wir brauchen einen Perspektivwechsel hin-
sichtlich der Frage, wie wir mit dem Bildungsauftrag der
Kindergärten umgehen. Das bedeutet: Beobachtung der
Kinder und Dokumentation ihres Tuns und Lernens. In
diesem Zusammenhang ist es unerlässlich, die bestehen-
den Ausbildungsverordnungen an diese neuen Anforde-
rungen anzupassen.

Wir kommen dabei auch nicht um das Thema herum, wie
wir in diesem Land Kindergärtnerinnen und Kindergärt-
ner und Erzieherinnen und Erzieher bezahlen. Wenn wir
als Politiker hohe Standards verlangen, dann müssen wir
auch über eine gute Bezahlung sprechen.

(Beifall des Abg. Heinrich Heidel (FDP))

Ganz wesentlich für das Gelingen der Bildungsarbeit des
Kindergartens ist aber die Zusammenarbeit mit den El-
tern. Wir wollen, dass eine regelrechte Erziehungs- und
Bildungspartnerschaft mit den Eltern geschlossen wird.
Das muss die Grundlage sein. Denn die Eltern müssen in
die Arbeit des Kindergartens eingebunden werden. Kin-
dergärten sind keine Verwahranstalten. Die Eltern müs-
sen mit den Kindergärtnerinnen und Kindergärtnern an
einem Strang ziehen.

(Beifall bei der FDP)

Es ist noch nicht sehr lange her, da sah man im Kinder-
garten die Eltern als Gäste an. Ich hoffe, dass das nun
wirklich Schnee von gestern ist. Die Eltern sind gleichbe-
rechtigte Partner. Das bedeutet, dass sie auch Pflichten
haben. Es kann nicht sein, dass die Eltern ihre Kinder an
der Tür abgeben und meinen, im Kindergarten müsse den
Kindern noch das Zähneputzen und das Schuhebinden
beigebracht werden.

(Beifall der Abg. Nicola Beer und Dorothea Henz-
ler (FDP))

Auch Eltern sind hinsichtlich dieser Fragen gefordert. Die
Arbeit des Kindergartens kann dort nur eine Ergänzung
darstellen. Die Arbeit der Eltern kann den Kindergarten
nicht ersetzen.

(Beifall bei der FDP)

Um überprüfen zu können, welchen Erfolg die Bildungs-
arbeit hat, muss ein System implementiert werden, mit
dem die Qualität der Kindergärten evaluiert wird. Es
muss also eine Qualitätskontrolle sichergestellt werden.
Darauf aufbauend kann eine qualitative Entwicklung ein-
setzen.

Das ist eine Aufgabe, der wir uns stellen müssen. Das ist
aber auch eine sehr schwierige Aufgabe.

Wenn wir Gelder sinnvoll einsetzen wollen, müssen wir
über die Qualität in unseren Einrichtungen Bescheid wis-
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sen. Ich hoffe, dass wir während der Ausschusssitzung zu
einer gemeinsamen Lösung kommen können.

Apropos Geld, da möchte ich noch eines erwähnen. Wir
sollten in diesem Hause auch nicht die Diskussion verges-
sen, die darum geführt wurde, ob es richtig ist, dass in
Deutschland die Eltern für die Unterbringung ihrer Kin-
der in Kindergärten Geld bezahlen müssen. Hingegen
müssen sie für die Schule nichts bezahlen. Auch das Stu-
dium erhalten die Menschen in Deutschland kostenlos.

(Beifall des Abg. Jörg-Uwe Hahn (FDP))

Ich glaube, die Eltern hätten viel mehr davon, dass ihnen
der Staat die Kindergartenplätze kostenlos zur Verfügung
stellt. Denn mit so kleinen Kindern ist der Zeitpunkt, an
dem die Eltern wirklich noch finanzielle Probleme haben.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der Abg.
Jürgen Frömmrich und Kordula Schulz-Asche
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

Sie sind dabei auf die Unterstützung des Staates angewie-
sen.

Unserer Meinung nach sollte sich an den Kindergarten
die Kinderschule anschließen. Frau Kollegin Henzler hat
unser sehr profiliertes Modell dafür vorgelegt. Wir stellen
uns vor, dass alle Kinder ab fünf Jahren nach einer einge-
henden Diagnose ihres Entwicklungsstandes und der Er-
stellung eines individuellen Förderplans in der Kinder-
schule auf die Grundschule vorbereitet werden sollen.
Defizite, in welchem Bereich sie auch immer bestehen,
müssen so weit wie möglich behoben werden. Die Kinder
sollen gute Startchancen für ihre Schullaufbahn haben.

Ich möchte zum Abschluss noch ein Beispiel erwähnen. In
Wiesbaden gibt es zwei Kindergärten, die nur zwei Stra-
ßen weit voneinander entfernt sind. Sie gehören zu unter-
schiedlichen Stadtvierteln. In dem einen Kindergarten ha-
ben die Kindergärtnerinnen – dort sind nur Frauen tätig –
ein Projekt aufgelegt, um Kinder schon frühzeitig mit
deutscher Literatur auf spielerische Art und Weise ver-
traut zu machen.

(Ruth Wagner (Darmstadt) (FDP): Sehr gut!)

In dem anderen Kindergarten wird zwei Jahre lang mit
Bauklötzchen gespielt. Das ist nicht schlecht. Das kann
sehr viel Spaß machen. Aber wir können es nicht hinneh-
men, dass es diese Unterschiede gibt.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Eltern haben einen Anspruch darauf, darauf vertrauen zu
können, dass in den Kindergärten Bildungsarbeit geleistet
wird. Wir wollen mit unserem Antrag sicherstellen, dass
diese Bildungsarbeit geleistet wird. – Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Lothar Quanz:

Herr Rentsch, vielen Dank. – Ich darf nunmehr Frau
Hartmann zur Begründung des Antrags der Fraktion der
SPD das Wort erteilen.

Karin Hartmann (SPD):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Gestatten Sie
mir bitte, vorab ein paar Sätze zu der Rede des Herrn
Rentsch zu sagen. Sehr geehrter Herr Rentsch, Sie haben
anfangs angesprochen, es bestünden große Unterschiede

zwischen dem Konzept der FDP-Fraktion und dem der
SPD-Fraktion. Ich sehe diese großen Unterschiede nicht.
Auch Ihre Ausführungen haben deutlich gemacht, dass
wir bei diesem Punkt nicht sehr weit auseinander liegen.

Aber hinsichtlich eines Punktes liegen wir doch etwas
auseinander. Dabei geht es um den Begriff „Kindergärt-
nerinnen“, den Sie in Ihrer Rede oft verwendet haben.

Ich denke, das ist ein überholter Begriff. Es ist ein Begriff,
den wir, gerade wenn wir von Bildung in Kindertagesstät-
ten reden, nicht so oft gebrauchen sollten. Denn bei „Kin-
dergärtnerinnen“ gibt es immer noch die Assoziation mit
der Kindergartentante.

(Priska Hinz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Das
gibt es seit 30 Jahren nicht mehr!)

Das ist eine Pädagogik wie vor 30 Jahren – Frau Hinz sagt
es –, von der wir eigentlich Abstand genommen haben
sollten.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Meine Damen und Herren, im Dezember wurde der UN-
ESCO-Weltbericht „Bildung für alle“ vorgestellt. Dieser
Bericht beinhaltet erneut eine deutliche Kritik am deut-
schen Schulsystem. Ein wesentlicher Kritikpunkt in die-
sem Bericht richtet sich darauf, dass bislang noch keine
geregelte Vorschulerziehung in Deutschland eingeführt
ist. Dies geht nachweislich zulasten insbesondere der Kin-
der aus sozialen Problemlagen und der Kinder mit einem
Migrationshintergrund.

Meine Damen und Herren, was wir hier mit einem Bil-
dungs- und Erziehungsplan fordern, das ist kein blinder
Aktionismus als Reaktion auf PISA. Andere Länder, wie
beispielsweise Bayern haben bereits vor den PISA-Veröf-
fentlichungen erkannt, dass im Vorschulalter die entschei-
denden Weichen für Lernmotivation und lebenslanges
Lernen gestellt werden

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

und dass der frühkindliche Bereich eine deutliche Auf-
wertung erfahren muss. Auch vonseiten der hessischen
CDU werden Sie langsam erkennen müssen, dass Kinder-
tagesstätten die erste und auch die wichtigste Stufe des
Bildungswesens sind.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Die Landesregierungen, die frühzeitig den großen Stel-
lenwert frühkindlicher Bildung erkannt haben, haben als
Konsequenz nicht nur Bildungs- und Erziehungspläne
ausarbeiten lassen und diese vorgelegt, sondern die meis-
ten davon haben den Bereich frühkindliche Bildung dort
eingegliedert, wo er hingehört: in den Bildungs- und nicht
in den Sozialbereich.

Seit einem halben Jahr gibt es Informationen, dass diese
Landesregierung endlich eine interministerielle Arbeits-
gruppe eingerichtet hat, die sich mit der Erstellung von
Bildungs- und Erziehungsplänen beschäftigen soll. Ich
hoffe, dass es sich mit der Ausarbeitung dieser Pläne nicht
so verhält wie mit dem Kindertagesstättengesetz, das Sie
bereits vor fünf Jahren angekündigt und immer noch nicht
vorgelegt haben.

(Michael Siebel (SPD): Ja, das hoffen wir!)

Meine Damen und Herren, es muss nicht in jedem
Bundesland das Rad neu erfunden werden. Eine hessi-
sche Konzeption kann sich sehr wohl an den guten Kon-
zeptionen, beispielsweise von Bayern oder Berlin, orien-
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tieren. Sie brauchen aber gar nicht über Landesgrenzen zu
gehen. Gerade in Hessen gibt es sehr erfolgreiche Pro-
jekte zur Qualitätsentwicklung in Kindertagesstätten.
Diese Projekte können eine gute Basis für die Entwick-
lung von frühkindlichen Bildungs- und Erziehungsplänen
bilden. Dann kann gleich der hessische Sachverstand aus
der Praxis in diese Pläne einfließen.

Am 20.12.2003 war ein äußerst interessanter Artikel des
dänischen Soziologen Gösta Esping-Andersen in der
„Frankfurter Rundschau“ zu lesen. Der Titel hieß: „Aus
reichen Kindern werden reiche Eltern“. Interessant an
der Analyse ist, dass der soziale Status ein wesentlicher
Faktor für die Bildungschancen von Kindern ist und dass
Bildungsreformen in Deutschland im Gegensatz zu Re-
formen in anderen Ländern nur wenig gegen die Verer-
bung sozialer Nachteile ausgerichtet haben.

Wichtig im Zusammenhang mit frühkindlicher Bildung ist
die Erkenntnis, dass kognitive Fähigkeiten der wichtigste
Faktor für lebenslanges Lernen sind. Kognitive Fähigkei-
ten als wesentliche Vorbedingung für erfolgreiche Schul-
bildung werden aber sehr früh im Leben eines Kindes
entwickelt, zu einem sehr großen Teil bereits vor Eintritt
des Schulalters. Das hat auch Herr Rentsch ausgeführt.
Deshalb gilt es, allen Kindern unabhängig vom Status der
Familie und der Leistungsfähigkeit des Elternhauses die
Chance zu geben, ihre Lernpotenziale optimal auszu-
schöpfen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Meine Damen und Herren, nicht nur aus entwicklungs-
psychologischen und sozialpolitischen Gründen können
wir uns zukünftig nicht mehr leisten, dass Bildungsres-
sourcen bei vielen Kindern nicht genutzt werden. Auch
aus wirtschaftspolitischen Gesichtspunkten werden wir
im Interesse unserer internationalen Konkurrenzfähig-
keit alle Bildungspotenziale optimal nutzen müssen.
Wenn wir wissen, dass kognitive Fähigkeiten der Schlüssel
zu lebenslangem Lernen sind, muss dieser Bereich
schnellstmögliche eine Aufwertung erfahren.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Ich kann auch hier Herrn Rentsch zustimmen, dass der
kognitive Bereich in vielen Kindertagesstätten bisher ver-
nachlässigt wurde. Deshalb wird er eingebettet werden
müssen in eine erfolgreiche Pädagogik, in der seither
schon personale, soziale und instrumentelle Kompeten-
zen vermittelt wurden. Er wird aber nicht der einzige
Schwerpunkt in der Kindergartenpädagogik sein dürfen.

Wir halten einen Bildungs- und Erziehungsplan als Orien-
tierungsrahmen für eine qualitative Weiterentwicklung in
Kindertagesstätten für dringend notwendig.

(Beifall der Abg. Heike Habermann (SPD))

Das bezieht auch die Evaluation der Arbeit ein, die in
Kindertagesstätten geleistet wird, und auch die Frage, wie
das Personal zukünftig ausgebildet sein muss. Hier müs-
sen wir uns auch der Frage stellen, welche Rahmenbedin-
gungen erforderlich sind, um unseren politischen Anfor-
derungen in der Praxis gerecht werden zu können, auch
im Hinblick auf die Ausstattung von Kindertagesstätten.

Ich warne aber davor, Kindertagesstätten und Vorschulen
zu zeitlich vorverlegten Schulen machen zu wollen. Kin-
dertagesstätten haben einen eigenständigen, ganzheit-
lichen Bildungs- und Erziehungsauftrag, der in vielen
Einrichtungen selbstverständlich auch seither schon um-
gesetzt wird. Es gibt aber auch Einrichtungen, in denen es

nach wie vor Probleme mit der Vermittlung von kogniti-
ven Fähigkeiten gibt und in denen jegliches Interesse an
Zahlen und Buchstaben immer noch als einzig den Schu-
len zu überlassen angesehen wird. Wir wollen sicherstel-
len, dass alle Kinder Gelegenheit haben, unabhängig vom
Elternhaus, spielerisch und ohne Leistungsdruck ihre Fä-
higkeiten und Fertigkeiten zu entwickeln, auch im kogni-
tiven Bereich.

Die Hirnforschung hat nachgewiesen, dass die Zeit bis
zum Alter von sechs Jahren unter entwicklungspsycholo-
gischen Gesichtspunkten die Zeit ist, in denen die wich-
tigsten Weichenstellungen für das spätere Leben erfolgen.
PISA und andere Studien haben gezeigt, dass dieser
Phase viel zu wenig Beachtung geschenkt wurde und dass
sich dies insbesondere auf schwächere Kinder ausgewirkt
hat.

Bei einem Bildungskonzept, wie wir es fordern, geht es
nicht um die gleichen Vorstellungen wie in den Siebziger-
jahren, nicht um eine schulorientierte oder schulvorberei-
tende Bildung. Wir müssen uns auch Gedanken machen
über eine kindgerechtere Gestaltung von Schule. Es be-
steht übereinstimmend in allen Bundesländern, die Bil-
dungs- und Erziehungspläne vorgelegt haben, die Auffas-
sung, dass bessere Bildung in Kindertagesstätten auf ei-
nem kindgemäßen Weg konzeptionell abzusichern ist,
nicht als Vorlauf und einzige Zuarbeit auf Schule.

Mit dem Begriff Bildung meine ich auch nicht nur die An-
eignung von Wissen und Fertigkeiten. Es geht vielmehr
auch darum, Kinder in den verschiedensten Entwick-
lungsbereichen, wie wir sie in unserem Antrag aufgelistet
haben, zu begleiten, zu fördern und herauszufordern. Bil-
dungsprozesse müssen darauf ausgerichtet sein, Eigenver-
antwortung, Selbstwertgefühl und Selbstbewusstsein
ebenso zu entwickeln wie persönliche Identität und sozi-
ale Verantwortung.

Meine Damen und Herren, Erziehung zur Selbstbildung
bedeutet nicht, Kinder sich selbst zu überlassen. Es geht
vielmehr darum, Kinder frühzeitig damit vertraut zu ma-
chen, wie sie lernen können, zu lernen, wie sie sich eigen-
ständig Wissen erfahrbar machen können. Die Funktion
von vorschulischen Bildungsprozessen liegt weniger in
der Vermittlung von Wissen als in der Vermittlung von
lernmethodischen Fähigkeiten.

Vizepräsident Lothar Quanz:

Frau Hartmann, die Redezeit ist abgelaufen. Bitte kom-
men Sie zum Schluss.

Karin Hartmann (SPD):

Es geht weiterhin um die Vermittlung von Basiskompe-
tenzen, wie wir sie aufgelistet haben, im sozialen Kontext,
damit Kinder lernen, auch schwierige Situationen erfolg-
reich zu bewältigen. Ich hoffe, dass es gelingt, in den
nächsten Wochen endlich einen Bildungsplan dieser Lan-
desregierung auf den Tisch zu bekommen.

(Michael Siebel (SPD): Das wäre gut!)

Ich würde mir aber auch wünschen, dass im Fachausschuss
zu diesem Erziehungs- und Bildungsplan die Bereitschaft
besteht, über parteipolitische Positionen hinweg eine Dis-
kussion zu führen, in die man erfolgreiche Aspekte aus
PISA-Ländern mit aufnimmt und berücksichtigt, dass an-
dere Länder andere Vorgaben haben, wie z. B. die besten
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Kräfte in die Vorschule und die Einschulung mit fünf Jah-
ren.

Vizepräsident Lothar Quanz:

Frau Hartmann, bitte.

Karin Hartmann (SPD):

Diese Anregungen sollten wir aus anderen Ländern über-
nehmen, in unsere Konzepte einbinden und weiter for-
dern, dass die Landesregierung aktiv wird. – Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Lothar Quanz:

Danke schön, Frau Hartmann. – Frau Schulz-Asche, Sie
haben das Wort für BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Kordula Schulz-Asche (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Es ist schon
etwas seltsam, dass bei dem Thema Kinder, das für alle
Parteien ein Schwerpunkt ist, hier eine so gähnende Leere
herrscht.Auf der anderen Seite hat sich bisher auch schon
gezeigt, dass alle recht nah beieinander sind. Ich hoffe,
dass wir im Fachausschuss auch tatsächlich zu Gemein-
samkeiten kommen und endlich etwas passiert.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, Kinder haben in jeder Le-
bensphase das Recht, angemessene und qualitativ hoch-
wertige Betreuungs-, Erziehungs- und Bildungsangebote
zu erhalten. Vor Schuleintritt und neben der Familie spie-
len Kindergärten und Kindergruppen dabei eine ganz we-
sentliche Rolle. Eltern haben auch im Hinblick auf die
Vereinbarkeit von Familie und Beruf ein Recht auf Ver-
bindlichkeit und hohe Qualität dieser Angebote für ihre
Kinder. Wir sind der Meinung, dass, wenn die Angebote
eine gute Qualität haben, die Eltern diese auch ohne
Pflicht wahrnehmen werden.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Um die Kinder in ihren Entwicklungen besser zu fördern,
müssen die Einrichtungen dabei unterstützt werden, zu
ganzheitlichen Betreuungseinrichtungen zu werden. Stär-
ker als bisher muss ein altersangemessenes frühes Lern-
angebot entstehen. Dabei sollen Kinder aus sozial be-
nachteiligten Familien ebenso gefördert werden wie Kin-
der aus Migrantenfamilien, die gezielt gefördert werden
müssen. Frau Ministerin, die Sprachförderung ist sicher-
lich ein wichtiger, aber nicht der einzige Baustein. Kinder-
gärten müssen zu Bildungsgärten werden. Wir GRÜNE
haben auf diesen Begriff keinen Patentschutz angemel-
det. Was für uns im Vordergrund steht, ist, dass sich jetzt
endlich etwas tut.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Seit über einem Jahr kündigt die Landesregierung Großes
an: die so genannten Biebricher Thesen von 2002, eine
Fachtagung im Jahr 2003 und dann einen runden Tisch.
Wenn die Landesregierung so weiter macht, sind die Kin-
der, die heute in Kindergärten sind, kurz vor dem Schul-
abschluss.

Hessen braucht endlich einen Bildungsplan, wie ihn im
Übrigen schon eine ganze Reihe von Bundesländern hat,

der der umfassenden Persönlichkeitsentwicklung des
Kindes verpflichtet ist. Dies ist schon erwähnt worden.
Alle Kinder ab drei Jahren sollten einen Kindergarten be-
suchen können. Unser Ziel ist es – es ist auch vorhin schon
einmal angesprochen worden, da zeigt sich eine weitere
Einigkeit in diesem Haus –, dass alle Altersstufen kosten-
losen Zugang zur Bildung haben. Keinem Kind sollte
wegen seiner sozialen Herkunft der Zugang zur Bildung
verweigert werden können.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Dr. Rolf Müller (Gelnhausen) (CDU): Der Besuch
bei einer Plenarsitzung gilt als Bildungseinrich-
tung!)

Herr Dr. Müller, in der frühen Kindheit werden Grundla-
gen für alle nachfolgenden Bildungsprozesse gelegt. Kin-
der lernen mit und voneinander das soziale Verhalten, sie
entwickeln ihre körperliche Geschicklichkeit, sie bilden
ihr Sprachvermögen aus, die sinnliche Wahrnehmungsfä-
higkeit wird eingeübt, und die Fantasie und das Denken
entstehen.

(Ruth Wagner (Darmstadt) (FDP): Das haben Sie
aber schön formuliert!)

Lassen Sie mich an einem Beispiel, das mich sehr berührt
hat, kurz das Problem darstellen, das sich zunehmend in
unserer Gesellschaft stellt. Ich war in einer Einrichtung
der Lebenshilfe. Dort wurde mir gesagt, dass zunehmend
Kinder in die Frühförderung kommen, die nicht mehr in
der Lage sind, rückwärts zu laufen. Dieses Defizit entsteht
dadurch, dass sie in ihren Familien nicht mehr rückwärts
laufen lernen – ich will das hier gar nicht bewerten. In be-
stimmten Einrichtungen, die sich um Kinder mit Entwick-
lungsstörungen kümmern, haben wir enorme Zuwächse
von solchen Kindern. Ich denke, dass es eine Verpflich-
tung der Politik, aber auch der Gesellschaft insgesamt,
gibt, solche Situationen zu verhindern und diese Familien
zu unterstützen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir wissen, dass Eltern vieles leisten können und müssen.
Wir wissen aber auch, dass sie es nicht immer leisten kön-
nen. Sie können es nicht den ganzen Tag über leisten, und
es können eben auch nicht immer alle Familien leisten.
Vielfältigkeit der Anregungen für die Kinder ist das Ziel.
Wir müssen die Lernfreunde der Kinder fördern. Sie sol-
len lernen, mit Grenzerfahrungen und Normen umzuge-
hen. Sie sollen Lernstrategien entwickeln und vermittelt
bekommen, die sie ihr Leben lang nutzen können und die
ihnen einen Platz in der Gesellschaft ermöglichen.

Experimentierbereiche, Mal- und Schreibwerkstätten und
Computerecken sind genauso wichtig wie Spielecken, Bü-
cherecken, Kuschelmöglichkeiten, Räume zur Sinnesför-
derung, Theatergruppen usf.

(Priska Hinz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Kuschelecken! – Dr. Rolf Müller (Gelnhausen)
(CDU): Die finden Sie im Landtag auch!)

Wir brauchen keine Pflicht von Kindern zum Besuch von
Kindergärten. Was wir brauchen, ist die Pflicht der Ein-
richtungen, den Kindern gezielte Lernanreize zu geben.
Hier brauchen wir tatsächlich die Pflicht, damit die Kin-
der ihre Persönlichkeit und ihre Fähigkeiten umfassend
entwickeln können. Deswegen werden wir auch den An-
trag der FDP in seiner jetzigen Form ablehnen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Abg. Ruth Wagner (Darmstadt) (FDP): Schade!)
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In unserer Gesellschaft muss die Wertschätzung von Er-
ziehung und Bildung gesteigert werden. Aus diesem
Grund muss auch die Elternarbeit einen höheren Stellen-
wert bekommen. Ohne die Einbindung der Eltern in pä-
dagogische Angebote kann es keine wirksame Bildungs-
arbeit geben. Vor diesem Hintergrund möchte ich aus-
drücklich die Kürzungen bei den Familien- und Bera-
tungseinrichtungen kritisieren, die die Landesregierung
im Haushalt 2004 vorgenommen hat.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, die Landesregierung ist
ebenso verpflichtet, das pädagogische Personal durch ge-
eignete Maßnahmen bei diesen neuen und weit reichen-
den Aufgaben zu unterstützen.

Kinderarmut ist in Deutschland und in Hessen ein nicht
mehr zu übersehendes und nicht mehr hinzunehmendes
Phänomen. Kinder aus benachteiligten sozialen Verhält-
nissen müssen deswegen stärker als bisher individuell ge-
fördert werden. Kinder aus Migrantenfamilien müssen
früher als bisher beim Erwerb der Sprachkompetenz ge-
fördert werden. Dazu gehört aber auch – das sage ich aus-
drücklich wegen der Einsparungen bei Sprachangeboten
für Eltern und insbesondere für zugewanderte Frauen –,
dass die Sprachkompetenz der Eltern gefördert wird. Es
nützt nichts, wenn nur das Kind in einem neuen sozialen
Umfeld kommunizieren kann. Wir brauchen auch Eltern,
die in ihrem sozialen Umfeld kommunizieren können.

(Zuruf der Abg. Ruth Wagner (Darmstadt) (FDP))

Meine Damen und Herren, deswegen braucht Hessen
endlich einen Bildungsplan, der alle Kinder entsprechend
ihrer Altersgruppe umfasst. Wir brauchen eine Koopera-
tion zwischen allen Betreuungseinrichtungen und den
Grundschulen. Die jetzige Trennung zwischen Kindergar-
ten und Grundschule macht, wenn man auf die Qualität
achten will, in dieser Form und dieser Ausdrücklichkeit
keinen Sinn. Wir brauchen Kooperationen zwischen die-
sen Einrichtungen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der Abg. Heike Habermann (SPD))

Wir brauchen eine Kinderpolitik, in der die Interessen
und Bedürfnisse der Kinder im Mittelpunkt stehen. Nur
bei einem solchen Ansatz wird es möglich sein, dass alle
Kinder mit spätestens sechs Jahren eingeschult werden
und schulfähig sind. Es geht nicht darum, die Kinder fit für
die Schule zu machen, sondern Kindergärten und Schulen
fit für die Kinder zu machen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Deshalb fordern wir seit Jahren von der Landesregierung
ein Programm zur Qualitätsentwicklung, das die Voraus-
setzungen dafür schafft, dass die Kindergärten den gestie-
genen Anforderungen an ihren Bildungsauftrag auch ge-
recht werden können. Die Nachfrage seitens der Eltern
hängt in erster Linie natürlich auch von der Qualität der
einzelnen Einrichtung ab.

Meine Damen und Herren, Kinderpolitik ist Zukunftspo-
litik. Bayern, Berlin, Brandenburg, Nordrhein-Westfalen
und Rheinland-Pfalz haben bereits Bildungspläne, aber
Hessen hinkt hier erst einmal wieder hinterher.Von daher
werden wir den Antrag der SPD unterstützen, damit die
Landesregierung endlich einmal in die Pötte kommt. –
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der SPD)

Vizepräsident Lothar Quanz:

Danke schön, Frau Schulz-Asche. – Für die CDU-Frak-
tion hat sich Frau Ravensburg zu Wort gemeldet.

Claudia Ravensburg (CDU):

Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Durch die PISA-Diskussion ist die frühkindliche
Bildung wieder in den Vordergrund des Bemühens um
bessere Bildung für unsere Kinder gerückt. Ich freue
mich, dass sich heute alle Parteien offensichtlich über
diese Tatsache einig sind. Nicht einig sind wir uns aber
über den Weg. Die wertvolle Zeit vor der Grundschule
darf nicht ungenutzt vergehen. Wir können es uns nicht
mehr leisten, die Potenziale unserer Kinder vor der Ein-
schulung ungenutzt zu lassen. Es ist die übereinstim-
mende Meinung der Experten aus der Hirnforschung und
der Entwicklungspsychologie, dass die Kinder gerade im
jungen Alter vor der Grundschule enorm aufnahmebereit
für alles Neue sind.

Hinzu kommt aber auch die Notwendigkeit, die zuneh-
mende Zahl von Kindern mit erhöhtem Förderbedarf
rechtzeitig zu erkennen und frühzeitig entsprechende
Maßnahmen für diese Kinder zu ergreifen, auch für die,
die leider nicht mehr rückwärts laufen können, Frau
Schulz-Asche.

Doch wie setzen wir diese Bildung im Kindergarten um?
Die Jugendministerkonferenz hat festgestellt, dass die
Bildungsvorstellungen der Schule nicht einfach auf den
Kindergarten übertragbar sind und der Bildungsauftrag
des Kindergartens weit über die reine Vorbereitung auf
die Schule hinausgeht. Dabei müssen Bildungsprozesse
im Kindergarten in die Erfahrungswelt der Kinder unter
Berücksichtigung der Unterschiedlichkeiten sozialer Her-
kunft der Kinder eingebunden sein. Es geht hier nicht um
den Wissenserwerb, sondern um die Vermittlung von Ba-
siskompetenzen. Das ist hier ja schon sehr ausführlich be-
schrieben worden. Kinder sollen in altersgemäßer Form in
ihrer sozialen, körperlichen und musischen Entwicklung
gefördert werden.Aber ein zentraler Bestandteil dabei ist
immer auch die Sprachkompetenz aller Kinder. Die
Sprachförderung ist und bleibt ein ganz wesentlicher Be-
standteil unserer Bemühungen.

Deshalb möchte ich Sie auch einmal auf das Modellpro-
jekt „Frühstart“ aufmerksam machen, das im Januar ge-
startet wurde, und zwar in Zusammenarbeit mit den Städ-
ten Frankfurt, Gießen und Wetzlar, initiiert durch das Kul-
tusministerium und das Sozialministerium gemeinsam mit
der Hertie-, der Quandt- und der Deutsch-Türkischen-
Gesundheitsstiftung.

(Priska Hinz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ohne die Stiftungen würde überhaupt nichts pas-
sieren!)

Es umfasst die frühkindliche Förderung von Zuwanderer-
kindern ab drei Jahren, und der wesentliche Vorteil dieses
Projekts ist, dass in die Sprachförderung „Deutsch ab dem
dritten Lebensjahr“ die interkulturelle Erziehung und die
Elternarbeit eingebettet werden. Nur so kann ein solches
Konzept mit Sprachförderung auch funktionieren. Wir
können nicht nur den Kindern im Kindergarten die deut-
sche Sprache beibringen, während zu Hause nach wie vor
allein ihre Muttersprache gesprochen wird.

(Beifall bei der CDU)
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Dies hat gezeigt, dass Kinder mit Migrationshintergrund
ohne die Sprachförderung schlechtere Bildungschancen
und geringeren Erfolg in Schule, Ausbildung und Beruf
haben. Hinzu kommt, dass die Eltern die deutsche Spra-
che nicht ausreichend beherrschen, um auch im Kinder-
garten mit den Erzieherinnen zu sprechen. Das Modell-
projekt fördert zweisprachige Helfer, die die Eltern beim
Kontakt im Kindergarten unterstützen.

Kommen wir aber zurück zum Erziehungs- und Bildungs-
plan. Die Basiskompetenzen werden Grundlagen für die-
sen Bildungs- und Erziehungsplan legen, und er wird noch
im ersten Halbjahr 2004 vorgelegt. Meine Damen und
Herren, Ihre Ungeduld in allen Ehren: Einige Bundeslän-
der sind ja schon vorausgegangen und haben einen Bil-
dungs- und Erziehungsplan eingeführt. Das haben Sie im-
mer wieder erwähnt. Wir können jetzt von deren Erfah-
rungen profitieren. Deshalb braucht Hessen bei der Ein-
führung nicht vorne zu sein, wenn wir aber bei den Er-
gebnissen im Bildungsvergleich der Länder vorne sind,
reicht uns das völlig aus.

(Lachen der Abg. Priska Hinz (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN))

Wir gehen auch noch weiter über das hinaus, was bisher
vorliegt. Viele Bundesländer reduzieren ihren Bildungs-
auftrag auf den Kindergarten. Frau Hartmann, auch für
Sie beginnt ja die Bildung erst mit dem Eintritt in den
Kindergarten.Wir wollen keine isolierte Bildungsplanung
in den Kindergärten, sondern für uns beginnt Bildung mit
der Geburt, also beim nullten Lebensjahr, und der Bil-
dungsplan sollte mindestens bis zum zehnten Lebensjahr
mit eingreifen. Deshalb geht uns auch der FDP-Antrag an
dieser Stelle nicht weit genug.

(Beifall bei der CDU)

Die Ausdehnung vom nullten bis zum zehnten Lebensjahr
macht Sinn. Die Eltern übernehmen mit der Geburt ihres
Kindes den Bildungsauftrag für ihr Kind, und mit dem Äl-
terwerden der Kinder werden dann weitere Institutionen
an der Erziehung und Bildung beteiligt, ob Tagesmutter,
ob Kindertagesstätte, ob Musikschule oder natürlich auch
die Grundschule. Auch in dieser Zeit müssen Eltern in ih-
rer Erziehungsverantwortung gestärkt werden. Eltern
sind Erziehungspartner, die in den Bildungsprozess ein-
bezogen werden, die andererseits aber auch Anspruch auf
Hilfe und Unterstützung seitens der Erzieher und Lehrer
erwarten können. Nur wenn die Eltern, die Lehrer und die
Erzieher in diesen entscheidenden Lebensjahren an ei-
nem Strang ziehen, haben die Kinder die besten Bil-
dungsvoraussetzungen.

(Beifall bei der CDU – Dr. Rolf Müller (Gelnhau-
sen) (CDU): Und in dieselbe Richtung!)

Diese Bildungskarriere sollte aber möglichst beim Wech-
sel von einer Bildungsinstitution in eine andere keinen
Bruch erfahren, weder beim Eintritt in den Kindergarten
noch beim Wechsel vom Kindergarten in die Grund-
schule, noch später beim Wechsel von der Grundschule in
die weiterführende Schule. Die vielen positiven Beispiele
in Hessen, wo Erzieherinnen in Schulen und die Lehrer in
den Kindergarten kommen, sich austauschen und einen
fließenden Übergang ermöglichen, sollen überall in Hes-
sen Selbstverständlichkeit werden.

(Beifall bei der CDU – Dr. Rolf Müller (Gelnhau-
sen) (CDU): Sehr gut!)

Natürlich steht bei der frühkindlichen Bildung der Kin-
dergarten im Zentrum unserer Überlegungen. Alle Kin-

der, gleich von welchen Trägern sie betreut werden, sollen
die gleichen Bildungschancen erhalten. Dazu ist eine ge-
meinsame Vereinbarung aller Bildungsträger auf freiwilli-
ger Basis notwendig. Der Bildungs- und Erziehungsplan
ist dabei ein Orientierungsrahmen, auf dessen Grundlage
die Träger die auf sie zugeschnittenen Bildungskonzepte
erstellen. Ziel dabei sind immer die Umsetzbarkeit und
die Praxisnähe des Orientierungsrahmens. Alle Träger
von Kinderbetreuungen und auch die Eltern selbst und
die Tagesmütter genauso wie Kirchen, Kommunen und
private Träger von Kindergärten und Tagesstätten sowie
die Schulen müssen einbezogen werden.

Die Kindergärten haben aber das Recht, dass die Anfor-
derungen an sie auch konkret formuliert werden. Die mo-
torische, kognitive, emotionale und musikalische Ent-
wicklung steht im Vordergrund. Natürlich liegt deshalb
das Augenmerk auf den Erziehern und auf der Verzah-
nung von Kindergärten und Schulen. Ein Bildungs- und
Erziehungsplan macht nämlich nur dann Sinn, wenn er
von denjenigen, die ihn dann auch umsetzen sollen, den
Erzieherinnen in den Kindergärten, aber auch den Tages-
müttern, den Eltern, den Lehrern wie allen denen, die ihn
positiv begleiten sollen, als praxisnah, umsetzbar und
nutzbringend akzeptiert wird.

Natürlich müssen die Ergebnisse dieser Planung auch
evaluiert werden. Deshalb macht ein umfassendes Erpro-
bungsverfahren Sinn. Auch der Bildungs- und Erzie-
hungsplan muss dem hohen Qualitätsanspruch, den wir zu
Recht bei der Bildung einfordern, gerecht werden. Wir
brauchen die fachliche Kompetenz derjenigen, die ihn
umsetzen müssen. Deshalb müssen wir für deren Ausbil-
dung und Weiterbildung sorgen, genauso wie wir einen
besonderen Wert auf die Diagnosefähigkeit legen.

Die Grundschule soll an die Bildungsprozesse im Kinder-
garten anknüpfen können. Das erwähnte ich schon. Damit
ändert sich aber das Selbstverständnis von Grundschule.
Grundschule ist nicht der Beginn, sondern die Fortset-
zung der Bildungskarriere. Daher entsteht ein Abstim-
mungserfordernis zwischen Kindergarten und Grund-
schule. Das wird gelöst über flexible und gleitende Über-
gänge und eine flexible Schuleingangsphase, nicht über
ein verpflichtendes Vorschuljahr. Die FDP fordert die
verpflichtende Kinderschule. Das haben wir schon im Zu-
sammenhang mit einem anderen Antrag aus guten Grün-
den abgelehnt.Wenn ich dagegen den Antrag der SPD an-
schaue, freue ich mich wirklich über Punkt eins Ihres An-
trags. Sie wollen keine Verschulung im Kindergarten. Das
wollen wir schon immer nicht. Deshalb freuen wir uns
über Ihre Einsicht. Doch wie steht das im Zusammenhang
mit Ihren Äußerungen aus der Vergangenheit?

Lassen Sie mich abschließend aus Ihrer bildungspoliti-
schen Initiative „Bildung von Anfang an“ zitieren. Da
steht: Daher wird das letzte Kindergartenjahr als ver-
pflichtendes Vorschuljahr eingerichtet. – Alles Schnee von
gestern? Oder was wollen Sie denn nun? Die CDU weiß,
was sie will.

(Ruth Wagner (Darmstadt) (FDP): Wir auch! Et-
was anderes!)

Wir wollen ein durchgängiges, forderndes und auch för-
derndes sowie kindgerechtes Bildungskonzept in der ge-
samten vorschulischen Phase und eine Verknüpfung mit
der Grundschule. Daher lehnen wir zeitlich begrenzte
Modelle für die Bildung unserer Kinder ab, egal ob sie
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nun verpflichtendes Vorschuljahr oder Kinderschule hei-
ßen. Ich freue mich auf die Diskussion im Ausschuss.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Lothar Quanz:

Danke, Frau Ravensburg. – Für die Landesregierung
spricht Frau Staatsministerin Lautenschläger.

Silke Lautenschläger, Sozialministerin:

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Bei diesem
Thema ist ja durchaus in weiten Teilen ein großer Konsens
vorhanden.

Die PISA-Studie war einer der Auslöser dafür, dass in vie-
len Institutionen in noch stärkerem Maße eine Diskussion
über die Bildung in den Kindergärten stattgefunden hat.
Sie war auch ein Auslöser dafür, dass die Länder verstärkt
über Bildungspläne nachgedacht haben.

Jetzt sind wir  bei der Frage, wie diese Bildungspläne im
Einzelnen aussehen. Wir haben uns als Land Hessen sehr
früh dazu entschlossen, einen sehr strikten Weg bei der
Erstellung eines Bildungsplans zu gehen. Wir haben von
Anfang an unser Augenmerk auf die Kinder zwischen null
und zehn Jahren gelegt. Ich denke, das ist einer der großen
Unterschiede im Vergleich zu anderen Bundesländern,
die sich zum großen Teil zuerst den Drei- bis Sechsjähri-
gen gewidmet haben, während die unter Dreijährigen und
die Kinder an den Grundschulen in den Bildungsplänen
keine Berücksichtigung fanden.

Wir werden in der nächsten Jugendministerkonferenz ei-
nen weiter gehenden Beschluss darüber fassen, wie eine
bessere Abstimmung über Fragen der Bildung auf Län-
derebene stattfinden kann und wie ein einheitlicher Rah-
men für die Bildung in Kindergärten, auf den sich alle
Länder verpflichten, aussehen soll. Hier ist ein Konsens
zwischen den Ländern vorhanden, und hier findet im Au-
genblick eine Abstimmung mit der Kultusministerkonfe-
renz statt.

Wir in Hessen können durchaus sagen, wir brauchen nicht
auf eine Abstimmung mit der Kultusministerkonferenz zu
warten, sondern wir sind uns völlig einig, dass wir unser
Augenmerk auf Kinder zwischen null und zehn Jahren
richten und der Übergang vom Kindergarten in die
Grundschule genauso wichtig ist wie die Angelegenhei-
ten, die nur die Grundschulen bzw. die Kindergärten be-
treffen. Wir wollen zwar keine Verschulung der Kinder-
gärten, aber wir wollen vernünftige Systeme des Über-
gangs und der Zusammenarbeit.

Deshalb gehen wir jetzt daran, einen konkreten Bildungs-
plan zu erarbeiten. Das ist vielleicht der kleine Bereich,
über den wir streiten. Vielleicht gibt es gar keinen Streit;
ich habe die Hoffnung noch nicht ganz aufgegeben. Wir
haben mit einem Bildungssymposion begonnen und dort
unsere Thesen einer großen Fachöffentlichkeit dargelegt.
Wir sind bewusst nicht den Weg gegangen, als Ministe-
rium einen Bildungsplan zu verfassen, ihn der Fachöffent-
lichkeit zu präsentieren und zu sagen: Schaut, wie ihr da-
mit umgeht, ob ihr ihn überhaupt in euren Bereichen um-
setzt.

Wir sind dann einen weiteren Schritt gegangen und haben
in der Kommission ein ganz wichtiges Augenmerk darauf
gerichtet, wie wir bezüglich der frühen Förderung mit
dem Übergang vom Kindergarten in die Grundschule um-

gehen. Der Übergang vom Kindergarten in die Grund-
schule führt immer wieder zu breit angelegten Diskussio-
nen und zu der Frage: Wie kann dieser Übergang verbes-
sert werden, wie bekommen wir dort einen geregelten Ab-
lauf hin, ohne gleich über die Verschulung der Kindergär-
ten zu sprechen? Insofern ist es schön, dass sich jetzt auch
die SPD dazu bekennt, die Kindertagesstätten nicht ver-
schulen zu wollen.

(Beifall bei der CDU)

Ich erinnere mich daran, dass noch vor gut einem Jahr hier
im Plenum etwas anderes zu hören war. Ich denke, an der
Stelle werden wir Gemeinsamkeiten finden.

Eine weitere Frage ist: Wie könnte eine Kooperation zwi-
schen den Kindergärten und den Grundschulen ausse-
hen? Ich kann Ihnen versichern, die Kommission, die sich
mit der frühen Förderung beschäftigt, hat sich im letzten
Jahr mit diesem Thema befasst. In den nächsten Wochen
wird eine Handreichung für die Kindergärten der Öffent-
lichkeit vorgelegt.Wir brauchen kein neues Konzept, son-
dern wir haben bereits eine Vorlage, mit der gearbeitet
werden kann.

Die wichtige Frage in dem Zusammenhang ist, wie die
Kindergärten und die Grundschulen bei der Weiterbil-
dung zusammenarbeiten und wie sie miteinander umge-
hen. Ich gehe davon aus, weil wir in Hessen die Fachöf-
fentlichkeit über die Kommission und über einen breiten
Diskussionskreis einbezogen haben, dass das Kultus- und
das Sozialministerium erreichen werden, dass dieses Kon-
zept in der Praxis tatsächlich umgesetzt wird.

Die Länder haben die Arbeitsbereiche bisher sehr unter-
schiedlich ausgefüllt, wenn es um die Frage der Bildung in
den Kindergärten ging. In den Rahmenplänen wurden
oftmals theoretische Grundlagen behandelt. Diese theo-
retischen Grundlagen sind aus unserer Sicht bereits vor-
handen. Wir werden sie unserem Bildungsplan vorweg-
stellen. Der wichtigere Teil ist aber die Umsetzung in der
Praxis mittels einer Handreichung. Der praktische Teil
kommt mir bei vielen Bildungsplänen, die vorliegen, nach
wie vor viel zu kurz. Deswegen werden bei uns sowohl die
Kinder von null bis zehn Jahren komplett berücksichtigt,
und es wird tatsächlich so sein, dass wir Handreichungen
für die Umsetzung in die Praxis herausgeben.

Frau Kollegin Wagner, Sie wissen, dass die theoretischen
Grundlagen schon seit mindestens 20 Jahren bekannt
sind. Die Umsetzung in die Praxis ist aber das Entschei-
dende. Diesem Ziel widmet sich auch die Expertenkom-
mission, in der wir unter anderem mit den Bayern zu-
sammenarbeiten, die bisher aber nur die Drei- bis Sechs-
jährigen in den Blick genommen haben und denen Hand-
reichungen für die Umsetzung in die Praxis noch fehlen.
An dieser Stelle wollen aber Bayern und andere Länder
ihre Bildungspläne erweitern. Es geht also darum, diffe-
renzierter auf die einzelnen Schritte einzugehen und die
gesamte kindliche Entwicklung zwischen dem ersten und
dem zehnten Lebensjahr ins Auge zu fassen. Hier betreten
wir Neuland – auch im Vergleich zu den anderen Bundes-
ländern.

An der Tatsache, dass die Erzieherinnen und Erzieher,
aber auch die Lehrerinnen und Lehrer von Anfang an in
diese Prozesse eingebunden worden sind, sehen Sie, dass
es uns wichtig ist, dass wir die Projekte gemeinsam ent-
wickeln können. Wir wollen die Lernprozesse nicht nur
aufzählen und abarbeiten sowie soziale Zusammenhänge
herstellen, sondern es geht ganz konkret darum, sie in
Themen umzusetzen.
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Ich will das an dem Beispiel Sprachförderung noch einmal
deutlich machen. Hierzu haben wir zwei unterschiedliche
Aussagen gehört, aber ich glaube, dass eine große Einig-
keit darin besteht, dass die Sprachkompetenz der Kinder
einer der Hauptausgangspunkte ist, um eine Bildungsar-
beit gewährleisten zu können. Das setzt aber völlig unter-
schiedliche, aufeinander aufbauende Kenntnisse und Fä-
higkeiten der Fachkräfte voraus, denn bei Kindern unter
drei Jahren, bei Kindern im Vorschulalter, bei Kindern in
der Übergangsphase vom Kindergarten in die Grund-
schule und bei Kindern, die schon in der Grundschule
sind, müssen unterschiedliche Kompetenzen gefördert,
aber auch unterschiedliche Lernbereiche miteinander
verknüpft werden.

Es ist klar, dass die Kindertagesstätten ein ideales Umfeld
für die elementare frühkindliche Bildung sind. Den Ein-
richtungen fällt eine wichtige Rolle zu. Wir brauchen hier
nicht über eine Verpflichtung zum Besuch dieser Einrich-
tungen zu diskutieren, denn mit einer Quote von rund
97 % aller Kinder sieht es an der Stelle nicht schlecht aus.

Wir müssen uns aber genauso anschauen, wie wir die Ta-
gespflege in die Planungen hineinnehmen können. Wie
muss das aussehen? Dieser Bereich wird bei uns mit ab-
gedeckt sein, da wir die Betreuung der Kinder in der Ta-
gespflege dezidiert berücksichtigen werden. Das wird
auch in den Bildungsplan für die Kinder von null bis zehn
Jahren aufgenommen, denn es geht nicht nur um die insti-
tutionelle Förderung in den Kindergärten, sondern es
geht um alle Bereiche. Dieses Element muss in der Ver-
netzung, in der Kommunikation und bei den Angeboten
der Krippen und Kindergärten Berücksichtigung finden.
Dort gibt es eine enge Kooperation.

Meine Damen und Herren, ich will noch einmal deutlich
machen, welche Sprachförderprojekte Hessen in seiner
Vorreiterrolle bereits im letzten Jahr durchgeführt hat, da
sich alle einig sind, dass die Sprachkompetenz im Vorder-
grund stehen muss. Wir haben zunächst für alle Kinder
eine Sprachstandserfassung durchgeführt.Wir haben eine
besondere Förderung ausländischer Kinder eingeführt,
weil wir wissen, dass das notwendig ist. Frau Kollegin
Hinz, ich habe Ihre Zwischenrufe noch im Ohr. Das So-
zialministerium und die Deutsch-Türkische Gesundheits-
stiftung haben gemeinsam ein Konzept an die Hertie-Stif-
tung und an die Quandt-Stiftung herangetragen. Wir ha-
ben den Umfang der Fördermaßnahmen ausgedehnt, und
wir werden im Übrigen in diesem Bereich mit einer gan-
zen Menge Geld auch die Deutsch-Türkische Gesund-
heitsstiftung fördern, um die Kinder und die Eltern in die
Lage zu versetzen, mit dem Projekt „Frühstart“ die früh-
kindliche Sprachförderung in Hessen mithilfe von Eva-
luationen und neuen Erkenntnissen voranzutreiben.

Ein weiterer Punkt gehört ebenfalls dazu. Wir haben
parallel zur Entwicklung des Bildungsplans dieses Projekt
über eine gemeinsame Initiative auf Bundesebene weiter-
geführt, am Bund-Länder-Projekt „Nationale Qualitäts-
offensive“ teilgenommen und die ersten Materialien dazu
bereits im Sommer 2003 vorgelegt, weil die Praxis diese
Unterlagen braucht.

In diesem Jahr folgt das nächste Projekt, das wiederum
Eingang in den gesamten Bildungsplan des Landes Hes-
sen findet. Dort geht es um die Qualitätsmerkmale einzel-
ner Kindertagesstätten. Die hessischen Kindertagesstät-
ten beteiligen sich daran. Sie bringen ihren Fachverstand
in ein neues Projekt ein, das auch evaluiert wird, um auf
diese Weise weitere Praxiselemente für den Bildungsplan
auszuprobieren.

Vizepräsident Lothar Quanz:

Frau Ministerin, die Redezeit der Fraktion ist abgelaufen.

Silke Lautenschläger, Sozialministerin:

Vielen Dank für den Hinweis. – Wir werden die Ergeb-
nisse des Projekts „QUINT“ wiederum in den Bildungs-
plan einfließen lassen, weil in einen Bildungsplan gehört,
wie man behinderte Kinder integriert und die vorschuli-
sche Bildung bei dieser Gruppe umsetzt.

Sie sehen also, in Hessen ist gerade in den vergangenen
zwei Jahren eine ganze Menge in diesem Bereich begon-
nen worden – angefangen bei Einzelprojekten über die
Frage der Evaluation bis hin zu der Vorbereitung und Ab-
stimmung eines konkreten Bildungsplans. Das wird sich
jetzt fortsetzen.

Wir werden wahrscheinlich spätestens im Herbst eine
Grundlage für diesen Bildungsplan vorliegen haben.
Dazu wird eine Fachkommission eingesetzt, in der Vertre-
ter des Sozialministeriums, des Kultusministeriums, der
Spitzenverbände, der Kirchen, der Liga der Freien Wohl-
fahrtspflege, der Eltern, des Landesjugendhilfeausschus-
ses und der Fortbildungsinstitutionen mitarbeiten – also
all diejenigen, die sich mit diesem Bereich ursächlich be-
schäftigen.

Anschließend wird den Einrichtungen ein erster Entwurf
des Bildungsplans vorgestellt. Dieser Plan soll ein Jahr
lang erprobt, evaluiert und verbessert werden, damit er
auch tatsächlich in der Praxis umgesetzt werden kann und
auch aussagekräftig ist.Alle Kindertagesstätten in Hessen
sollen damit arbeiten können. Bildung soll, an einem Kon-
zept orientiert, in allen Kindertagesstätten stattfinden,
nicht nur in einzelnen.

Es ist nicht neu, dass die Kinder in den vorschulischen
Kindertagesstätten spielen sollen. Neu ist aber für viele
nach wie vor, dass Spielen und Lernen kompakt zu-
sammengehören, also nicht zwei verschiedene Seiten 
einer Medaille sind, und dass diese Einheit vom Kinder-
garten über die Grundschule bis in die weiterführende
Schule kontinuierlich fortgesetzt wird.

Wenn wir uns über diesen Weg verständigen könnten und
möglicherweise auch über das, was Kinder im Alter von
null bis zehn Jahren betrifft, hätten wir, jedenfalls aus mei-
ner Sicht, in diesem Bereich weiterhin eine Vorreiterrolle
inne. Das umfasst die Kindergartenkinder und die Grund-
schulkinder, aber auch die Null- bis Dreijährigen, eine
ganz wichtige Altersgruppe. Wir dürfen nicht nur die in-
stitutionellen Einrichtungen einbinden und aufzählen,
welche allgemeinen Basiskompetenzen ein Bildungsplan
enthalten muss.

Zu den Basiskompetenzen hat die Kultusministerkonfe-
renz bereits im letzten Jahr einen Beschluss gefasst. Wir
werden ihn noch einmal konkretisieren, weil sich die Län-
der auf diesem wichtigen Gebiet zum Glück einig sind.

Aber es geht nicht nur um die Basiskompetenzen, son-
dern auch um die Umsetzung. Die Kindergärten müssen
wissen, wie sie damit arbeiten können. Dazu wird es einen
für alle Seiten tragbaren Plan geben. Der erste Schritt
wird aber sein, dass zu dem Thema Übergang vom Kin-
dergarten in die Grundschule jetzt schon die für die Pra-
xis relevanten Materialien zur Verfügung stehen. – Ich
denke, wir können im Ausschuss gemeinsam über dieses
wichtige Thema weiter diskutieren.
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(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Lothar Quanz:

Vielen Dank, Frau Ministerin. – Es ist vorgesehen, dass
beide Anträge zur weiteren Beratung an den Sozialpoliti-
schen Ausschuss, federführend, und an den Kulturpoliti-
schen Ausschuss, beteiligt, überwiesen werden. – Dem
wird nicht widersprochen. Dann verfahren wir so.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 15 auf:

Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN be-
treffend Schwung in die hessische Kinderpolitik bringen
II – Drucks. 16/1844 – 

Die Redezeit beträgt fünf Minuten pro Fraktion. Zur Ein-
bringung des Antrags darf ich Frau Schulz-Asche das
Wort erteilen.

Kordula Schulz-Asche (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Es ist uns
heute Morgen in der Aktuellen Stunde tatsächlich gelun-
gen, alle Altersgruppen der Null- bis Zehnjährigen zu be-
handeln. Dann ging es um die Kindergärten. Ich komme
jetzt zur Tagespflege.

Ruth Wagner (Darmstadt) (FDP): Mehr Schwung!)

– Frau Wagner sagt das zu Recht. So lautet auch der Titel
unseres Antrags. Ich hoffe, dass ich das jetzt bei Ihnen be-
wirken kann.

(Ruth Wagner (Darmstadt) (FDP): Mehr Kinder
schaffen! – Priska Hinz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Das behandeln wir in der nächsten Aktuel-
len Stunde!)

– Die Damen hier vorne sind gerade etwas aufgeregt. Ich
weiß nicht, worum es geht.

Die Familien in Deutschland – auch in Hessen – befinden
sich in einem Umbruch. Es gibt immer mehr Ein-Kind-Fa-
milien, neu zusammengesetzte Familien und Familien mit
nur einem Elternteil. Es wird zunehmen und möglicher-
weise auch zur Regel werden, dass beide Elternteile einer
Berufstätigkeit nachgehen wollen, wenn die Landesregie-
rung tatsächlich mehr Schwung in die Kinderpolitik
bringt.

Die Vereinbarkeit von Familie und Beruf ist eine der we-
sentlichen Aufgaben der Politik von heute. Versetzen Sie
sich einmal in die Situation eines jungen Paares – beide
sind berufstätig –, das überlegt, ob es ein Kind haben will.
Was wird diese Entscheidung letztendlich beeinflussen?
Wir wissen aus verschiedenen Untersuchungen, dass der
Wegfall eines Gehalts oder eines halben Gehalts nicht al-
lein entscheidend ist. Entscheidend ist in der Regel, wie
sich das junge Paar die weitere berufliche Zukunft beider
Seiten vorstellt und wie das Zusammenwirken von Beruf
und Familie organisiert werden kann.

Das Paar fragt sich: Gibt es überhaupt eine Garantie für
die Kinderbetreuung? Dazu sagt die Landesregierung
Nein, und die Mehrheitsfraktion in diesem Hause erklärt:
„Das brauchen wir auch nicht“, und lehnt unseren fami-
lienpolitischen Antrag vom letzten Jahr ab, mit dem wir
den Ausbau von Betreuungsplätzen für die unter Dreijäh-
rigen forcieren wollten.

Ein solches Paar fragt sich doch: Gibt es ein an unsere in-
dividuellen Bedürfnisse angepasstes Betreuungsangebot

für unser Kind? Neben Kinderkrippen, Krabbelgruppen,
altersgemischten Gruppen in freier, kommunaler und
selbst organisierter Trägerschaft gehört auch der Ausbau
eines Angebots von Tagesmüttern und Tagesvätern.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wenn jemand Schichtdienst oder Wochenenddienst hat,
werden sehr viel flexiblere Betreuungsformen gebraucht,
als sie im Moment über Institutionen angeboten werden
können. Abgesehen davon, dass ein paar Sonntagsreden
gehalten wurden, hat die Landesregierung bisher wenig
getan. Wer erinnert sich noch an das Bonmot des Minis-
terpräsidenten, der vom „Land der Tagesmütter“ sprach?

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das Paar fragt sich:Wie gut ist das Betreuungsangebot für
mein Kind? Lernt es soziale Interaktion? Das ist be-
sonders wichtig für Einzelkinder. Wird es in seiner indivi-
duellen Entwicklung gefördert? Wie können wir uns als
Elternteile einbringen? Diesen jungen Leuten ist bei ihrer
Entscheidung doch völlig egal, was die Landesregierung –
insbesondere die Sozialministerin – in orwellschem Neu-
sprech über das Land der Tagesmütter und die angeblich
unglaublichen Wirkungen der Offensive für Kinderbe-
treuung sagt.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

In Wirklichkeit ist das Land Hessen bei der Kinderbe-
treuung, gerade bei der Betreuung der unter Dreijähri-
gen, mit einer Betreuungsquote von noch nicht einmal 
4 % – bei angestrebten 20 % – im bundesdeutschen Ver-
gleich auf einem der hinteren Plätze angelangt.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Daher wissen wir, wie sich viele junge Paare letztendlich
entscheiden; denn Kinder und Berufstätigkeit sind in Hes-
sen immer noch nicht vereinbar.

(Priska Hinz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Lei-
der!)

Ich sagte bereits, dass die Tagespflege neben der institu-
tionellen Betreuung mittlerweile ein gleichwertiges Be-
treuungsangebot ist. Wenn Eltern diese Betreuungsform
für sich und ihre Kinder wünschen, müssen sie auch die
Möglichkeit haben, sie zu wählen. Das ist in Hessen noch
lange nicht möglich. Es gibt nicht nur zu wenig Plätze in
Krippen, Krabbelstuben und Elterninitiativen, sondern
das Angebot an Tagespflegeplätzen hat sich seit 1998 auch
nicht wesentlich erhöht.

Nach dem SGB VIII ist es aber Aufgabe der Länder, ge-
eignete und bedarfsgerechte Betreuungsplätze zur Verfü-
gung zu stellen. Hier sind die Länder im Obligo; hier ha-
ben die Länder zu handeln.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Deswegen fordern wir Sie in unserem Antrag auf, in dem
von Ihnen bereits angekündigten Entwurf eines Kinder-
förderungsgesetzes auch die Tagespflege mit zu berück-
sichtigen. Mehrere Bundesländer haben die bereits in 
§ 23 KJHG – SGB IX – verankerte Gleichrangigkeit von
Tagespflege und anderen Betreuungsformen sowie die fi-
nanzielle Förderung landesrechtlich geregelt.

Dass in Hessen nur ein Bruchteil der Förderung aus der
Offensive für Kinderbetreuung tatsächlich in neue Tages-
pflegeplätze einfließt, wissen wir spätestens seit der Be-
antwortung der Großen Anfrage der SPD aus der letzten
Legislaturperiode.
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Aus unserer Sicht sollten vor allem folgende Punkte stär-
ker berücksichtigt werden – sie können sicherlich durch
die Fachkompetenz der Sozialministerin noch weiter er-
gänzt werden.

Vizepräsident Lothar Quanz:

Frau Schulz-Asche, die fünf Minuten Redezeit sind um.

Kordula Schulz-Asche (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Genau. – Erstens die Gleichrangigkeit, das habe ich schon
gesagt.

Vizepräsident Lothar Quanz:

Was schließen wir daraus?

(Heiterkeit bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Kordula Schulz-Asche (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Ich übernehme die Überziehungszeit der Ministerin vom
vorigen Tagesordnungspunkt und schließe meine Rede in
drei Sätzen. Ich komme zum Ende.

Wir fordern die Gleichrangigkeit der Betreuungsange-
bote, die Verlässlichkeit dieser Angebote, ihre Bedarfsge-
rechtigkeit für die Kleinen und vor allem eine Verbesse-
rung der Qualität der Ausbildung, Fortbildung, Fachbera-
tung und Supervision.Wir brauchen mehr und garantierte
Betreuungsangebote von guter Qualität. Sonst bleibt alles
Gerede über die Vereinbarkeit von Beruf und Familie
letztendlich nur eine Seifenblase. – Ich danke Ihnen für
Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Lothar Quanz:

Danke schön, Frau Schulz-Asche. – Herr Reißer, Sie ha-
ben das Wort für die CDU-Fraktion.

Rafael Reißer (CDU):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Lassen Sie
mich mit einigen einführenden Worten beginnen. In letz-
ter Zeit scheint es zu einem Ritual der Fraktionen von
SPD und GRÜNEN geworden zu sein, hier im Landtag
auf selbst erarbeitete Initiativen zu verzichten und ständig
die Landesregierung nach der Umsetzung des Regie-
rungsprogramms zu fragen.

(Zurufe von dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
Wer regiert denn?)

Seien Sie versichert: Es wird alles so umgesetzt werden,
wie wir von der CDU-Fraktion uns das mit der Landesre-
gierung vorgenommen und beschlossen haben.

Vizepräsident Lothar Quanz:

Herr Reißer, eine Zwischenfrage von Frau Schulz-Asche?

Rafael Reißer (CDU):

Nein, vielen Dank. – Seien Sie versichert, das wird so um-
gesetzt werden, wie wir das angekündigt haben.

(Martin Häusling (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Das fürchten wir!)

Das kennen Sie bereits aus den vergangenen fünf Jahren,
aus unserer gemeinsamen Regierungszeit mit der FDP
und aus dem letzten Jahr.

Mit Ihren so genannten Anträgen hoffen Sie im Prinzip
immer nur auf einen Sachstandsbericht.

(Michael Siebel (SPD): Das ist schon schlimm ge-
nug!)

Das, was als Antrag getarnt wird, sollten Sie eigentlich als
Anfrage formulieren. Sie versuchen, den Eindruck zu er-
wecken, als ob diese Debatte, die Sie hier anstoßen, ganz
neue Dinge enthielte. Das ist immer dasselbe Strick-
muster.

(Sarah Sorge (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): So
schlimm ist das!)

Aus unserem Regierungsprogramm basteln Sie einfach
Anfragen und Aktivitäten und bringen sie hier ein. Von
Alternativen der Opposition ist hier keine Spur zu sehen.

(Zuruf der Abg. Kordula Schulz-Asche (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN))

Kommen wir also zu dem Sachverhalt, den Sie hier einge-
bracht haben: „Schwung in die hessische Kinderpolitik
bringen II“. So ist es genannt. Sie haben im April 2003
schon einmal einen ähnlichen Antrag eingebracht und
„Schwung I“ genannt. Auch den haben Sie im Prinzip aus
unserem Regierungsprogramm abgeschrieben.

Die CDU-Fraktion ist darüber erfreut und unterstützt die
Landesregierung in ihrer Politik, die sie 1999 begonnen
hat. Dieser Schwung der Politik für Kinder ist ungebro-
chen. Die CDU-Fraktion sieht, dass die Kinderpolitik bei
der Hessischen Landesregierung einen sehr hohen Stel-
lenwert hat. Dies wird auch weiterhin so sein. Die Frau
Kollegin Ravensburg und die Frau Ministerin haben ge-
rade in den vorangegangenen Beiträgen eingehend und
hervorragend in eindrucksvoller Weise darauf hingewie-
sen, wie das im Gesamtzusammenhang zu sehen ist.

(Widerspruch bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Sie picken sich immer nur einen Teilbereich heraus und
kritisieren den. Das ist aber ein Ganzes, und dafür tragen
wir die Verantwortung.

(Zurufe der Abg. Sarah Sorge und Jürgen Frömm-
rich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

Die CDU-Fraktion hat die Verantwortung, die Dinge in
einem Gesamtpaket richtig zu machen. Das geht nicht im
Stile der ruhigen Hand, sondern sehr vernünftig, überlegt
und kompetent. Das werden wir auch weiterhin so ma-
chen.

(Beifall bei der CDU – Sarah Sorge (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN): Machen Sie doch endlich ein-
mal etwas! – Weitere Zurufe von dem BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Die CDU meint es mit ihrer Kinderpolitik ernst. Die
„Operation sichere Zukunft“ ist ein Programm, das auch
zur Sicherung der Zukunft der Kinder aufgelegt worden
ist, ganz ausdrücklich.
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(Priska Hinz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Und
das glauben Sie selbst?)

Sie reden da immer von „düster“. Die Praxis zeigt: Dort,
wo Rot-Grün regiert, ist die Zukunft düster. Das sieht
man in den Städten und Gemeinden, das sieht man in Ber-
lin. Das sind die praktischen Beispiele.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU – Widerspruch
bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sie sehen, dass von diesem Sparprogramm eindeutig die
Maßnahmen zur Kinderbetreuung und die vorschulische
Sprachförderung – die eben noch einmal erwähnt wurde –
ausgenommen worden sind. Das gilt auch für das, was wir
in der letzten Plenarrunde im Januar hier besprochen ha-
ben: für die Integration von Kindern mit Behinderungen.

Ihr Antrag – eigentlich eine Anfrage – enthält eine Reihe
von Mutmaßungen und Behauptungen. Die Frau Ministe-
rin hat es eben erklärt und wird es wahrscheinlich gleich
noch einmal genauer tun, wie die Maßnahmen künftig
aussehen werden. In diesem Vorhaben unterstützen wir
die Landesregierung tatkräftig. Für die CDU-Fraktion ist
festzuhalten: Die Förderung von Familien und Alleiner-
ziehenden sowie die Vereinbarkeit von Familie und Beruf
sind

(Ursula Hammann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Zu gering!)

zentrale Bestandteile der Politik der CDU-Fraktion und
der Hessischen Landesregierung. Das ist unser Ansatz.
Das werden wir auch konsequent weiterführen.

(Widerspruch bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN – Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Warum merken wir davon nichts?)

Die CDU teilt die Ansicht, dass die Bedingungen für die
Tagespflege von Kindern bis zu drei Jahren weiter ausge-
baut werden muss. Im ersten Satz des zweiten Absatzes
begehren Sie die Feststellung, „dass die Tagespflege ein
fester und unverzichtbarer Bestandteil der Kinderbe-
treuung in Deutschland ist“. Diese Feststellung hat die
CDU-Fraktion bereits in ihrem Regierungsprogramm ge-
troffen. Dies ist erneut ein Punkt, bei dem Sie einfach ab-
geschrieben haben.

(Widerspruch bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Ich darf hier noch einmal auf das Tagesmütterprogramm
hinweisen, das ich Ihnen an dieser Stelle bereits im April
2003 ausführlich vorgestellt habe. Das, was eben von der
Frau Kollegin Ravensburg und von der Frau Ministerin
über den Bildungsplan berichtet wurde, ist ein Gesamt-
paket. Das muss man sehen.

(Zuruf der Abg. Priska Hinz (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN))

Auch der zeitliche Zusammenhang wurde erwähnt. Folg-
lich stelle ich fest, dass eigentlich überhaupt keine Not-
wendigkeit besteht, durch einen solchen Antrag die Lan-
desregierung an ihr Regierungsprogramm zu erinnern.

Vizepräsident Lothar Quanz:

Herr Reißer, die fünf Minuten Redezeit sind um.

Rafael Reißer (CDU):

Die CDU-Fraktion begrüßt die Kinderpolitik der Lan-
desregierung. Sie lehnt Ihren Antrag – oder Ihre Anfrage,
die es eigentlich ist – ab. Für diese Showveranstaltung ha-
ben wir kein Verständnis.Aber vielleicht gibt es in der Zu-
kunft ja Gesprächsbedarf im Sozialpolitischen Ausschuss.
Vielleicht gibt es eine Möglichkeit, im Sozialpolitischen
Ausschuss künftig ein anderes Miteinander zu pflegen.
Die CDU-Fraktion ist dazu gern bereit.Wenn es Möglich-
keiten gibt, das miteinander zu tun, dann wollen wir dort
gern ein Stück weiterkommen. – Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Lothar Quanz:

Danke, Herr Reißer. – Herr Rentsch, Sie haben das Wort
für die FDP-Fraktion.

Florian Rentsch (FDP):

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Die Tagespflegebetreuung von Kindern durch Tagesmüt-
ter und -väter ist ein unverzichtbarer Bestandteil der Kin-
derbetreuung. Herr Kollege Reißer, lassen Sie mich nur
sagen: Ich glaube, es lässt sich nicht bestreiten, dass trotz
der Bemühungen der Landesregierung in diesem Bereich
ein Defizit besteht. Ich glaube, das kann niemand bestrei-
ten, der sich in der Realität bewegt.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNISSES
90/DIE GRÜNEN – Zuruf des Abg. Rafael Reißer
(CDU))

Wir haben Defizite, und wir müssen schauen, wie wir die
ausräumen. Da bringen auch Reden nach dem Motto „Al-
les ist prima“ nichts. Natürlich ist alles prima – aber in der
Realität sehen manche Dinge etwas anders als vom Pult
des Landtags hier aus. Wenn Sie mit Eltern in diesem
Land reden, werden die Ihnen schon sagen, dass gerade
bei der Betreuung von Kindern von null bis drei Jahren
große Probleme bestehen, Tagesmütter und -väter zu fin-
den. Dabei geht es natürlich auch um die Frage, ob sie be-
reit sind, ihr Kind an eine Tagesmutter oder  einen Tages-
vater zu geben. Denn manchmal muss man schon an der
Qualifikation dieser Personen zweifeln. Das muss man
auch einmal feststellen. Es geht nicht nur um die Quan-
tität, sondern insbesondere um die Qualität in diesem Be-
reich.

(Beifall bei der FDP und des Abg. Jürgen Frömm-
rich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

Ich streiche jetzt einmal den ganzen Teil meiner Rede,
warum Tagesmütter und -väter so unglaublich wichtig
sind. Ich glaube, sie sind deshalb ein elementarer Be-
standteil, weil sie sehr flexibel sind. Sie lassen sich hervor-
ragend auf die heutige Situation einstellen.

Nehmen wir einmal ein Beispiel. Sehen Sie einmal die Ar-
beitszeitverlängerung, die die Landesregierung veranlasst
hat. Wir als FDP unterstützen das, um das auch hier klar
zu sagen. Aber diese Arbeitszeitverlängerung führt doch
auch dazu, dass sich die Betreuungssituation stark verän-
dert. Sie brauchen jetzt eine Betreuung bis 17 Uhr oder
bis 17.30 Uhr. Das aber ist in vielen Bereichen nur schwer
sicherzustellen. Das muss man einfach klar feststellen.
Das können Sie mit normalen Kindergärten nicht errei-
chen. Das ist wirklich nur durch dieses flexible Element
der Tagesmütter und -väter möglich.
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(Beifall bei der FDP und der Abg. Sarah Sorge
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

Ich möchte konkret auf den Antrag von Frau Schulz-
Asche eingehen. Ich denke, es ist wichtig, dieses Thema
hier zu besprechen – auch wenn es mittlerweile „Schwung
in die hessische Kinderpolitik bringen II“ heißt.

Ich denke, das wird eine Fortsetzungsserie werden. Frau
Schulz-Asche, das finde ich ganz löblich. Aber nach drei
Teilen werden normalerweise die Filme schlecht. Daran
sollten Sie denken, damit Sie diese Serie nicht überhöhen.

(Michael Denzin (FDP): Rocky!)

– Rocky, na ja, da gab es noch ganz gute Teile, bis zum 
Teil IV. Aber das ist nicht ganz das Thema.

(Lachen bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und Heiterkeit des Abg. Michael Denzin (FDP))

Frau Schulz-Asche, ich stelle Ihnen einmal die konkrete
Frage – –

(Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Was ist mit dem Dolly-Buster-Film? – Hei-
terkeit und Beifall bei der FDP und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

– Was wird da schon wieder tumultiert?

(Heiterkeit)

Meine Damen und Herren, ich muss sagen, auch an das
Publikum hier im Hause gerichtet: Es ist nicht normal,
dass mich der Präsident von hinten auslacht. Das ist
schockierend.

(Heiterkeit)

Vizepräsident Lothar Quanz:

Aber manchmal darf der Präsident auch lachen. Das
Recht nehme ich mir schon.

(Klaus Peter Möller (CDU): Nehmt euch doch ein
Zimmer!)

Florian Rentsch (FDP):

Versuchen wir, wieder zum Ernst der Lage zu kommen.
Frau Schulz-Asche, ich wollte Ihnen gerade eine Frage
stellen. Die FDP hat im Bundestag einen Antrag einge-
bracht, der relativ umfassend das Thema Tagesmütter und
Tagesväter behandelt. Den haben Sie leider im Bundestag
abgelehnt, wie das oft so ist: der Pawlowsche Reflex –
kommt ein Antrag nicht von der Regierung, so wird er von
der Opposition abgelehnt, oder anders herum. Es ist im-
mer das gleiche Schema.

Ich werde Ihnen den Antrag einmal kopieren. Dann müss-
ten Sie uns eigentlich zustimmen. Der Antrag unterschei-
det sich in einem elementaren Punkt. Das ist auch das
Problem, das ich mit Ihrem Antrag habe. Sie haben unter
Nr. 4 im zweiten Spiegelstrich Forderungen aufgestellt,
bei denen man sich schon fragen muss:Wie wollen Sie die
ganze Verwaltung und die Kosten, die entstehen, hän-
deln?

Weiterhin soll ein zusätzlicher Aufbau von Tagespflege-
plätzen einer weiteren Bedarfsdeckung dienen. Ich frage
Sie konkret:Wie sieht es mit privaten Initiativen aus? Sol-
len private Initiativen, die wir jetzt zum großen Teil im Be-
reich der Tagesmütter und Tagesväter haben, in Ihr Sys-

tem eingebaut werden? – All diese Fragen sind noch of-
fen.Auch der letzte Spiegelstrich ist eine sehr große büro-
kratische Mühle, wo ich mir nicht sicher bin, ob man das
unbedingt braucht. Das muss ich ganz ehrlich sagen.

Ich hoffe, dass wir im Ausschuss über die Diskussion
weiterkommen, nämlich in der Frage: Müssen die Qualifi-
kationen durch Supervision, Fortbildung und Fachbera-
tung garantiert werden, oder kann man das nicht anders
garantieren? – Ich gebe Ihnen Recht. Weil ich eingangs
gesagt habe, wir müssen auch die Qualität sicherstellen,
müssen wir Maßnahmen treffen, um die Qualität sicher-
zustellen. Ob das der Weg ist, den Sie beschreiten, weiß ich
nicht. Aber ich glaube, wir werden im Ausschuss darüber
sehr offen diskutieren.

Lassen Sie mich zum Abschluss noch eines festhalten. Es
geht bei der Kinderbetreuung elementar um die Frage:
Welchen Stellenwert haben Kinder in dieser Gesell-
schaft?

(Beifall bei der FDP)

Wenn wir darüber diskutieren, dass wir mehr Kinderbe-
treuung wollen, dann muss man diese Frage klar an Ta-
gesmütter und Tagesväter stellen. Es ist eine tolle Auf-
gabe, die diese Leute wahrnehmen, denn sie sorgen dafür,
dass die Zukunft in diesem Lande – nämlich Kinder –
Möglichkeiten haben, aufzuwachsen, und dass die Eltern
dieser Kinder die Möglichkeit haben, einem Beruf nach-
zugehen. Wenn wir es als Politiker schaffen, einfach ein-
mal festzustellen, dass Kinder etwas Wunderbares in die-
ser Gesellschaft sind, wovon wir viel zu wenig haben 

(Beifall bei der FDP – Priska Hinz (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN): Sie haben das Soll erfüllt?)

– da sind wir wieder beim Thema, das gerade Herr Kollege
Frömmrich genannt hat –, wenn wir es schaffen, auch in
der gesellschaftlichen Anerkennung Familien wieder ei-
nen höheren Stellenwert einzuräumen, dann haben wir
eine größere Chance, das Thema Tagesmütter und Tages-
väter in der gesellschaftlichen Anerkennung etwas nach
oben zu bringen. – Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und des Abg. Frank Gotthardt
(CDU))

Vizepräsident Lothar Quanz:

Danke schön, Herr Rentsch. – Frau Hartmann, ich würde
Ihnen gerne das Wort für die SPD-Fraktion erteilen.

(Frank Gotthardt (CDU):An dieser Stelle finde ich
den Zusatz „gerne“ übertrieben!)

Karin Hartmann (SPD):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Vonseiten der
CDU ist angemahnt worden, dass von der Opposition
keine Konzepte vorgelegt werden. Ein sehr gutes Konzept
für den Bereich Kindertagespflege ist bereits zu rot-grü-
ner Zeit mit dem Sofortprogramm Kinderbetreuung vor-
gelegt worden.

(Beifall bei der SPD)

Das war der Einstieg in die konzeptionelle Entwicklung
von Tagespflege. Ich hatte mich anfangs gefreut, als Sie bei
der Regierungserklärung davon geredet haben, dass Sie
Hessen zu einem Land der Tagesmütter und Tagesväter
machen wollen, dass Sie dieses Konzept auch so überneh-
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men wollen. Aber wenn ich mir heute anschaue, was Sie
nach fünf Jahren Regierungszeit aus der Ankündigung
und aus dem Tagesmütterkonzept gemacht haben, dann
muss ich sagen: Das ist erbärmlich.

(Beifall bei der SPD – Michael Siebel (SPD): Das
ist ein Witz!)

Es sind weniger als 1.000 Plätze. Ich habe diese Rede
kurzfristig übernommen. Deshalb habe ich nicht mehr
nachgeguckt. Soweit ich weiß, sind es hessenweit weniger
als 1.000 Plätze, die in diesen fünf Jahren geschaffen wur-
den. Das ist bei weitem nicht ausreichend und nicht das,
was Eltern nachfragen, was notwendig ist als Ersatz zu
Kindertagesbetreuung in Kindertagesstätten, aber auch
als Ergänzung, z. B. in Zeiten, in denen in Institutionen
kein Betreuungsangebot vorliegt.

Es gibt einen breiten Konsens darüber, dass ein Ausbau,
ein bedarfsgerechtes Angebot an qualitativ hochwertigen,
zeitlich flexiblen, bezahlbaren und vielfältigen Angeboten
im Bereich der Tagespflege erforderlich ist, insbesondere
für unter Dreijährige.

Diese vollmundigen Ankündigungen haben auch Erwar-
tungen bei den Eltern geweckt. Wenn Ihre Ankündigun-
gen nicht nur das gewesen sein sollen, als was wir sie an-
fangs interpretiert haben, nämlich ein Ablenkungsmanö-
ver davon, dass bereits vor vier Jahren mit dem Kahl-
schlag in der Kinderbetreuung keine finanziellen Mittel
zur Schaffung von Plätzen in Betreuungseinrichtungen
zur Verfügung gestellt wurden, wenn Sie den Nachweis er-
bringen wollen, dass es Ihnen nicht nur um ein Ausweich-
manöver ging, sondern tatsächlich um die Schaffung von
Kinderbetreuungsplätzen, dann müssen Sie diesen Antrag
der Fraktion der GRÜNEN auch als Handlungsaufforde-
rung sehen, hier endlich aktiv zu werden

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

und ein konzeptionelles Angebot vorzulegen, wie der
Ausbau von Tagespflege in Hessen vorangebracht werden
kann.

(Beifall bei der SPD)

Die Grundsatzdiskussion über die Notwendigkeit des
Ausbaus von flächendeckenden Betreuungsangeboten
für unter Dreijährige will ich jetzt nicht führen. Dass es
eine Unterversorgung gibt und diese im Zusammenhang
mit Hartz IV, was den Handlungsbedarf anbelangt, noch
viel dringlicher zu lösen sein wird, darüber brauchen wir
auch nicht zu reden. Es wird aber darum gehen, dass Ta-
gespflege so organisiert wird, dass sie zuverlässig und qua-
litativ hochwertig ist. Eine qualitativ hochwertige Tages-
pflege gewährleisten wird man nicht damit, dass man ein
erfolgreich arbeitendes Tagespflege-/Tagesmütterbüro,
das auch Konzepte entwickelt hat, die mittlerweile hes-
senweit Gültigkeit haben, im Zuge der Kahlschlagpolitik
einfach abschafft.

(Beifall bei der SPD)

Wenn es darum geht, mit Tagespflege und Tagespflege-
personal Betreuungslücken zu schließen, dann muss auch
gewährleistet sein, dass die Betreuungspersonen einem
qualitativen Anspruch genügen. Ein gleichwertiges Ange-
bot zur institutionellen Tagespflege bedeutet Fortbildung,
bedeutet Qualifizierung und bedeutet auch eine sozial-
versicherungspflichtige Absicherung von Tagespflegeper-
sonen.

Wie lässt sich Qualität in der Tagespflege sicherstellen? –
Es ist angesprochen worden, dass sich Tagesmütter nicht
durch eine Berufsausbildung qualifizieren. Sie müssen
keinen Nachweis erbringen, dass sie ein qualitativ hoch-
wertiges Betreuungsangebot gewährleisten können. Des-
wegen ist es ganz wichtig, Tagespflege in die Jugendhilfe,
ins Landesjugendamt einzubinden.

Deshalb ist es mir ganz wichtig, dass die Erfahrungen des
Landesjugendamtes genutzt werden, um eine fachgemäße
Jugendhilfeplanung im Bereich der Tagesbetreuung anzu-
stoßen und bei den Kreisen Stellen zu schaffen, die eine
Gewähr dafür leisten, dass nicht nur eine quantitative
Ausweitung von Tagespflege erfolgt, sondern auch quali-
tativ eine gute Tagespflege gewährleistet ist.

Vizepräsident Lothar Quanz:

Frau Hartmann, die fünf Minuten Redezeit sind um.

Karin Hartmann (SPD):

Es geht nicht nur um einen Ersatz von Pflegeplätzen in
Kitas, sondern es geht auch um eine Ergänzung von An-
geboten in Betreuungseinrichtungen. Diesbezüglich ha-
ben Sie kein Konzept vorgelegt. Was Sie auf den Tisch ge-
legt haben, ist aus dem Sofortprogramm von Rot-Grün
abgeschrieben. Legen Sie endlich ein Konzept vor, in dem
Sie darstellen, wie Sie mehr Plätze schaffen wollen, und le-
gen Sie endlich andere Zahlen vor.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Lothar Quanz:

Danke schön, Frau Hartmann. – Für die Landesregierung
erteile ich Frau Staatsministerin Lautenschläger das Wort.

Silke Lautenschläger, Sozialministerin:

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Der Antrag
der Fraktion der GRÜNEN gibt in vielen Teilen durchaus
das wieder, was wir in der Vergangenheit umgesetzt haben
und weiter umsetzen wollen. Insofern kann ich gar keine
großen Unterschiede sehen. Ich will Sie an einige Punkte
erinnern, auch Sie, Frau Kollegin Hartmann.

Wir haben bereits sehr frühzeitig damit angefangen, zu sa-
gen, dass die Tagespflege ein ganz wichtiger Baustein vor
allem für die Betreuung von Kindern unter drei Jahren ist.
Seit 1999 haben wir die Tagespflege mit mehr Mitteln aus-
gestattet, um die Tagespflege in Hessen auf breiter Basis
aufzubauen. Inzwischen wird dies von vielen anderen
Bundesländern übernommen.

Zur Klarstellung ein Hinweis an Sie, Frau Hartmann: Das
hessische Tagespflegebüro ist in Maintal. Das Mütterbüro
hat etwas völlig anderes gemacht. Die Mittel für das hes-
sische Tagespflegebüro wurden von uns nochmals erhöht.
Zusätzlich haben wir die Offensive für Kinderbetreuung
aufgelegt, die in der Tagespflege einen weiteren Schwer-
punkt gesetzt hat. Die fachlichen Empfehlungen zur Qua-
lität der Kinderbetreuung in der Tagespflege, die wir jetzt
veröffentlichen, stelle ich Ihnen gerne zur Verfügung.

Nachdem wir die Tagespflege aufgebaut haben, war es der
weiter gehende Schritt, eine einheitliche fachliche Emp-
fehlung abzugeben, wie Qualifizierung in der Tagespflege
dauerhaft aussehen kann. Insoweit dürften wir uns zu-
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mindest dort nicht sehr unterscheiden. Denn wir setzen
bereits seit einigen Jahren auf diesen Schwerpunkt und
wollen ihn weiter ausbauen.

Auch darüber, dass wir Tagespflege als gleichrangiges An-
gebot verankern sollten, sind wir uns mit Sicherheit weit-
gehend einig; denn Eltern brauchen die Wahlmöglichkeit
zwischen der Krippe, der Tagespflege und den altersüber-
greifenden Gruppen in den Kindergärten – je nachdem,
welche Möglichkeiten und welches Angebot für die El-
tern das Richtige ist. Deswegen werden wir die Tages-
pflege dort gleichstellen. Die fachlichen Empfehlungen
sind vorhanden.

Ich will noch auf einen weiteren Punkt hinweisen, den Sie
in Ihrem Antrag angesprochen haben. Sie fordern Maß-
nahmen wie die verlässliche Betreuung bei Krankheit,
Urlaub und Qualifizierung. Dort stellen wir als Landesre-
gierung zusätzliche Pauschalen zur Verfügung, weil wir
das für einen wichtigen Baustein in diesem Bereich hal-
ten. Insoweit freut es mich, dass Sie, vielleicht auch die
Fraktion der SPD, der Tagespflege inzwischen die gleiche
Wichtigkeit beimessen, wie wir es bereits in den vergan-
genen Jahren getan haben. Das hat zu einem zusätzlichen
Ausbau in diesem Bereich geführt.

Ich will Ihnen an der Stelle einige Zahlen in Erinnerung
rufen. Für den Aufbau eines hessischen Netzwerkes für
Tagespflege haben wir in der Offensive für Kinderbetreu-
ung – Ziffer 2.1 – im Haushaltsjahr 2001 rund 983.000 c
zur Verfügung gestellt. Im Haushaltsjahr 2002 waren es
über 2,4 Millionen c und im Jahr 2003 über 1,42 Millio-
nen c. Ich gehe davon aus, dass sich der Ansatz in diesem
Jahr erhöhen wird. Denn es sollen Netzwerke für die Ta-
gespflege geschaffen werden.

Ferner konnten über die Jahre hinweg die Qualifizierung
von Tagespflegepersonen – das ist bereits in der Offensive
für Kinderbetreuung verankert – sowie deren Alterssi-
cherung stückchenweise ausgebaut werden. Im Jahr 2003
lag die Förderung bei knapp 600.000 c gegenüber dem
Jahr 2001 mit rund 400.000 c.

(Hans-Jürgen Irmer (CDU): Sehr gut!)

Auch dieser Bereich wird als einer der Schwerpunkte
fortgesetzt werden müssen. Die Netzwerke von Tagespfle-
gepersonen müssen gefördert werden, Tagespfleger müs-
sen qualifiziert werden. Dies muss, auch unter dem Ge-
sichtspunkt der Vereinbarkeit von Familie und Beruf, eine
von mehreren Wahlmöglichkeiten sein.

(Beifall des Abg. Hans-Jürgen Irmer (CDU))

Denn altersübergreifende Gruppen sind ebenfalls ein
wichtiger Baustein. Dort spielen die Öffnungszeiten der
Kindergärten eine große Rolle. Wir wollen, dass die Öff-
nungszeiten erweitert werden und dass sich die Eltern
entscheiden können, ob sie für das zweijährige Kind eine
Tagespflegeperson, eine altersübergreifende Gruppe oder
möglicherweise die Krippe wählen.

Vizepräsident Lothar Quanz:

Frau Ministerin, gestatten Sie eine Zwischenfrage der
Kollegin Hartmann?

Silke Lautenschläger, Sozialministerin:

Ich will nur noch eine Anmerkung machen. Dann beant-
worte ich die Frage gerne.

Eines möchte ich hier noch einmal deutlich sagen: Rot-
Grün weist im Bund dauernd darauf hin, dass aufgrund
der Hartz-Gesetze Geld zur Verfügung gestellt wird, um
mehr für die Kinderbetreuung der unter Dreijährigen zu
tun, während sich Rot-Grün gleichzeitig in die Gesetzge-
bungsverfahren und die Organisation der Länder und der
Gemeinden einmischt.Wir wären gerne bereit, die Gelder
zu nehmen. Die Kommunen sollen aber selbst entschei-
den, was in ihrem Bereich notwendig ist. Meine Damen
und Herren, über das Geld wird inzwischen seit drei Jah-
ren gesprochen. Sie kennen die Berechnungen der Kom-
munen, die sie auf der Grundlage der Hartz-Gesetze vor-
genommen haben.

(Hans-Jürgen Irmer (CDU): Zuschussgeschäft!)

Wo diese 1,5 Milliarden c herkommen sollen, steht nach
wie vor in den Sternen. Deswegen werden wir in Hessen
auch dort weiter Schritt für Schritt die Mittel erhöhen,
auch in diesem Jahr.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Jetzt beantworte ich gerne Ihre Frage.

Karin Hartmann (SPD):

Frau Ministerin, könnten Sie uns die aktuellen Zahlen
mitteilen, wie viele zusätzliche Tagespflegeplätze in den
zurückliegenden fünf Jahren geschaffen wurden?

Silke Lautenschläger, Sozialministerin:

Ich habe momentan die Zahlen zu den Tagespflegeplät-
zen nicht dabei. Aber: Ich habe Ihnen gerade gesagt, wie
wichtig die Netzwerke für die Tagesvermittlungsstellen
sind. Wir wollen aus dem so genannten grauen Markt he-
raus, damit Frauen, Männer, Mütter und Väter, die bereit
sind, Tagespflege anzubieten, wissen, wo sie sich melden
können, wo sie sich schulen lassen können und wo die El-
tern eine Anlaufstelle haben. Auch das ist ein ganz ge-
wichtiger Punkt. Denn die Eltern legen Wert auf Qualität
und Verlässlichkeit, wenn es darum geht, an wen sie sich
wenden könnnen. Das ist der erste Schritt. Das musste
weiter ausgebaut werden.

Damit einher gehen die Qualifizierung in der Tagespflege
und die Gleichstellung der Tagespflege, die wir ebenfalls
vornehmen wollen. Es ist ein ganz wichtiger Baustein, die
Akzeptanz dafür zu verstärken. Wenn Sie sich die Land-
karte von Hessen anschauen, dann stellen Sie fest, dass
Hessen inzwischen viele Orte hat, wo Tagespflege stattfin-
det. Ich selbst bin der Auffassung, dass es noch mehr wer-
den müssen. Deswegen werden wir an diesem Programm
festhalten und diesen Bereich weiter ausbauen.

Vizepräsident Lothar Quanz:

Danke schön, Frau Ministerin. – Zu Tagesordnungspunkt
15 liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Ich gehe
davon aus, dass der Antrag, wie verabredet, im Sozialpoli-
tischen Ausschuss weiter beraten wird. – Das ist so.

Die Geschäftsführer haben vereinbart, dass Tagesord-
nungspunkt 16 gemeinsam mit Tagesordnungspunkt 27
aufgerufen werden soll. Die Redezeit soll allerdings auf
fünf Minuten begrenzt sein. Die Punkte werden dann
nicht wie Entschließungsanträge behandelt, sondern
beide sollen an den Ausschuss für Umwelt, ländlichen
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Raum und Verbraucherschutz überwiesen werden. – Das
ist so.

Dann darf ich Punkt 16 aufrufen:

Entschließungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN betreffend Umsetzung der europäischen
Agrarreform in nationales Recht – Drucks. 16/1866 –

gemeinsam mit Tagesordnungspunkt 27:

Entschließungsantrag der Fraktion der CDU betreffend
tragfähige Umsetzung der EU-Agrarpolitik für Hessens
Bauern – Drucks. 16/1893 –

Ich darf Herrn Häusling für die Fraktion BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN für fünf Minuten das Wort erteilen.

Martin Häusling (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Für die
Agrarreform haben die Gremien in Brüssel Jahre ge-
braucht. Wir müssen das Thema jetzt in fünf Minuten ab-
handeln. Das wird sehr schwierig sein, aber ich versuche
es trotzdem.

Die Luxemburger Beschlüsse zur Entkopplung müssen
umgesetzt werden. Wesentlicher Kern dieser Maßnahme
ist, dass die Zahlungen an die Landwirtschaft nicht mehr
an die Produktion, sondern an die Fläche gebunden wer-
den sollen. Das ist ein wesentlicher Schritt in Richtung
mehr Markt in der Landwirtschaft und ein richtiger
Schritt in Richtung einer umweltfreundlichen Landwirt-
schaft, die sich nach Umweltstandards richtet.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Agrarreform muss bis zum Herbst dieses Jahres in na-
tionales Recht umgesetzt werden. Es hat eine Agrarminis-
terkonferenz stattgefunden, in der sich Bund und Länder
auf die wesentlichen Ziele eines neuen Modells geeinigt
haben: auf das Kombimodell. – Seltsam war aber, dass sich
Bayern, Hessen und Sachsen bei dieser Reform quer ge-
legt haben. Dafür gibt es unterschiedliche Motive. Das
Motiv für Bayern kann man nachvollziehen, denn Bayern
verliert dadurch Geld.Warum sich aber Hessen bei dieser
Reform quer legt, ist uns völlig unverständlich. Denn da-
mit enthält die Hessische Landesregierung den hessischen
Landwirten insgesamt 9,1 Millionen c an Fördermitteln
vor.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das muss der Herr Minister hier einmal erklären.

Hinsichtlich der Motivsuche sei gesagt, dass er vielleicht
wieder den Schulterschluss mit dem Bauernverband
sucht, der ihn während der Beratungen, die es zum Etat
gab, heftig kritisiert hat.

(Elisabeth Apel (CDU): Legen Sie doch einmal
eine andere Platte auf!)

Vielleicht favorisiert er deshalb das Betriebsmodell. Es
kann aber auch sein, dass der Wunsch nach einer funda-
mentaler Kritik gegen die Politik von Renate Künast die
größere Rolle spielt.

Einer der Hauptansätze der Reform ist, dass in Zukunft
die Grünlandstandorte erheblich stärker gefördert wer-
den sollen. Es soll eine Grünlandprämie geben. Keiner
wird ernsthaft bestreiten – auch niemand von den Kolle-
gen der CDU –, dass die Grünlandstandorte bei der Re-
form bislang benachteiligt wurden. Sie können sicher sein,

dass die Grünlandstandorte jetzt im Wettbewerb gleich-
gestellt werden.

Der Bauernverband sagt, bei diesem Modell würde es
auch Verlierer geben. Das ist richtig. Eine Modellrech-
nung, die immer wieder vorgelegt wird, basiert vermutlich
auf dem Betrieb eines der Vorsitzenden des Bauernver-
bandes.

(Elisabeth Apel (CDU): Das ist unerträglich! Diese
Polemik ist unerträglich!)

Er würde tatsächlich weniger Geld erhalten. Aber gleich-
zeitig verschweigen Sie, dass es Betriebe geben wird, die
von dieser Reform profitieren werden. Dass dies so ist, ist
mehr als logisch, sind doch fast 10 Millionen c mehr an
Fördermitteln zu verteilen.

(Elisabeth Apel (CDU): Können Sie einmal ein
bisschen Substanz in Ihre Rede bringen?)

Das vom Hessischen Bauernverband und der Hessischen
Landesregierung favorisierte Betriebsmodell ist unserer
Meinung nach auf keinen Fall ein Modell, das umgesetzt
werden darf.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Stellen Sie sich einmal Folgendes vor: Jemand bekommt
eine Prämie für seine Bullen. Sie kann bis zu 40.000 c be-
tragen. Danach sagt er sich: Das ist mir alles egal, ich ziehe
jetzt nach Florida. – Trotzdem bekommt er weiterhin
seine 40.000 c Prämie. Damit hätten wir Florida-Rolf
hoch drei. Das können Sie nicht ernsthaft wollen. Damit
würden wir auch die ganze Agrarpolitik und die Agrarre-
form in Verruf bringen.

Ein schwieriger Bereich ist der der Milchwirtschaft. Das
ist richtig. Ich denke, da sind wir uns einig. Das hängt aber
nicht zentral mit dieser Reform zusammen. Vielmehr ist
das darauf zurückzuführen, dass die Fehler schon früher
gemacht wurden. Ich spreche mich dafür aus, dass die
Milchquoten dem Markt angepasst werden. Das heißt, sie
sollten gekürzt werden. Ein wichtiger Schritt wurde schon
mit den in Luxemburg gefassten Beschlüssen gemacht. Es
kam zumindest nicht zu einer Erhöhung der Milchquote,
was manche Länder gefordert hatten.

Ich spreche mich dafür aus, dass die Milchprämien so
lange wie möglich nicht entkoppelt werden. Denn gerade
damit würde man die wirtschaftenden Milchviehbetriebe
unterstützen.

Wichtig ist, dass die Reform all denen zugute kommen
wird, die wirklich bewirtschaften. Damit erhalten all die-
jenigen, die produzieren, langfristig eine Perspektive. Der
Weg hin zu den Flächenprämien ist deshalb mit Sicherheit
der richtige. Flächenprämien sind dem Betriebsmodell
vorzuziehen, das die Hessische Landesregierung und der
Bauernverband fordern.

(Elisabeth Apel (CDU): Sieht das Herr Fischer
auch so?)

Herr Minister, ich fordere Sie auf: Lassen Sie die Betriebe,
lassen Sie insbesondere die Betriebe an den schwachen
Standorten nicht im Stich. Stimmen sie der Reform zu, die
die Mehrheit der Länder haben will. Vermeiden sie pure
Konfrontationspolitik gegen Renate Künast. – Vielen
Dank.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Hans-Jürgen Irmer (CDU): Oh!)
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Vizepräsident Lothar Quanz:

Nächster Redner ist Herr Otto. Er spricht für die CDU-
Fraktion.

Reinhard Otto (CDU):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Die nationale
Umsetzung der europäischen Agrarreform bereitet unse-
ren Bauern große Sorgen. Denn die geplante Umstellung
der Direktzahlungen auf Flächenprämien würde vor al-
lem Halter von Rindern und Milchvieh extrem benachtei-
ligen. Dem vom Bundeskabinett verabschiedeten Ent-
wurf zur Umsetzung der Agrarreform der Europäischen
Union kann deshalb in der vorliegenden Form nicht un-
eingeschränkt zugestimmt werden.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Man konnte es aus der Rede des Herrn Häusling vorhin
schon entnehmen. In der Tat sehen sich grüne Agrarpoli-
tiker mit der Umsetzung dieser Reform am Ziel ihrer
Wünsche. Denn danach würde es ab dem Jahr 2012 in
Deutschland nur noch eine einheitliche Flächenprämie
geben, und zwar unabhängig davon, in welchem Ausmaß
Veredelung stattfindet. Bei der Prämienberechnung wird
das keine Rolle mehr spielen. Frau Künast behauptet, die-
ses System sei gerechter als das alte System, bei dem der
Umfang der Produktion den Ausschlag für die Vergabe
der Prämie gibt.

(Elisabeth Apel (CDU): Das ist Sozialismus pur!)

Die Entkoppelung wird von einigen geradezu zum Kult-
status erhoben. Das konnte man vorhin vernehmen.

(Lachen des Abg. Martin Häusling (BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN))

Die enorme Umverteilung der durch die Prämie fließen-
den Gelder und die massiven Einkommensprobleme, die
es z. B. bei Bullenmästern und Milchviehhaltern geben
würde, werden von Ihnen einfach ignoriert. Herr Häus-
ling, die Bullenmäster hatten Sie angesprochen. Diese
werden mit der Aussage vertröstet, der Markt würde es
dann schon wieder richten, wenn weniger Fleisch angebo-
ten werde.

Einige Betriebe, die spezielle Marktsegmente abdecken,
sind total vergessen worden.

(Elisabeth Apel (CDU): So ist es!)

Dies betrifft z. B.Wanderschäfer, die kaum eigene Flächen
haben. Sie werden kein Geld mehr erhalten. Sie wollten
doch gerade erreichen, dass auch Flächen gepflegt wer-
den, um die sich sonst niemand kümmert. Wenn Sie dafür
keine vernünftige Lösung finden, wird es das nicht mehr
geben. Da besteht also riesiger Handlungsbedarf. Sie kön-
nen sich nicht hierhin stellen und behaupten, das sei alles
schon geregelt.

(Beifall bei der CDU)

Ich habe noch eine andere große Sorge. Eigentlich haben
wir doch das Ziel, die wirtschaftenden Betriebe zu stärken
und sie auch in schwierigen Regionen zu erhalten. Dieses
Ziel kann mit der Vorlage der Bundesregierung nicht er-
reicht werden. In diesem Entwurf gibt es enorm viele
Strukturbrüche. Seine Umsetzung würde zu großen Ver-
lusten von Marktanteilen, insbesondere beim tierischen
Produktionssektor, führen. Ich hatte das vorhin schon an-
gedeutet.

Dies sieht auch EU-Kommissar Fischler so. Der EU-
Kommissar hat an alle Länder einen Brief geschrieben, in
dem er sehr deutlich darauf hinweist, dass die EU-Agrar-
reform nicht dazu benutzt werden sollte, spezielle Dinge
umzusetzen, die er so nicht haben möchte.Aber gerade in
Berlin sieht man das etwas anders.

Das von Bundesministerin Künast favorisierte Kombina-
tionsmodell sieht direkte Zahlungen für Obst, Gemüse
und Flächen vor, auf denen Zuckerrüben angebaut wer-
den. Diese Betriebe müssten dann auch Flächen stilllegen.
Dies würde ein aufwendiges Antragsverfahren nach sich
ziehen. Außerdem müssten diese Betriebe umfangreiche
Kontrollen über sich ergehen lassen. Damit würde der
Staat wieder unnötigerweise in funktionierende Märkte
und Strukturen eingreifen. Anstatt unternehmerische
Freiräume zu ermöglichen, würden die Betriebe in ihrer
Entwicklung unwahrscheinlich behindert.

(Beifall bei der CDU – Frank-Peter Kaufmann
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):Wollen Sie auf die
Prämien ganz verzichten? Sie reden da doch nicht
über einen Freiraum!)

Elegant versucht Ministerin Künast, die Umsetzung der
Umweltauflagen mit der so genannten Cross Compliance
zu kaschieren. Sie versucht, ihre wahren Ziele nicht schon
heute offen legen zu müssen. Diesen wichtigen Teil der
EU-Agrarreform möchte sie am Bundestag vorbei mit
Verordnungen regeln. Wir alle wissen, wie das ausgehen
kann. Dabei wäre es gerade für diesen Bereich von Be-
deutung, dass man sich bei der Umsetzung an geltendem
Fachrecht orientiert und keine weiteren Auflagen macht.
Weiter gehende Schritte würden wieder zu Wettbewerbs-
verzerrungen für unsere deutschen Landwirte führen.

Es bleibt abzuwarten, ob, wie vorgesehen, die geplanten
Anforderungen an die Pflege der stillgelegten Äcker und
Grünlandflächen nachher einvernehmlich geregelt wer-
den können. Das wurde nämlich aus dem Gesetzentwurf
herausgenommen.

Mir und vielen anderen ist unverständlich, warum
Deutschland bei der Umsetzung der EU-Agrarreform ei-
nen Sonderweg beschreiten will, ohne dabei die Vorge-
hensweise der benachbarten Mitgliedsstaaten zu berück-
sichtigen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und des Abg.
Heinrich Heidel (FDP))

Dies wird zu Wettbewerbsverzerrungen zulasten der
deutschen Bauern führen. Vor allem wird dies auch den
Verlust von Marktanteilen nach sich ziehen.

Warum Frau Bundesministerin Künast keinerlei Versuche
unternommen hat, einen Gleichklang mit den Nachbar-
staaten bei der Umsetzung der Reform zu finden, kann
man wohl nur verstehen, wenn man ihre Zielsetzung,
nämlich eine Agrarwende herbeizuführen, berücksichtigt.
Der kurze Zeitrahmen für das Gesetzgebungsverfahren,
der von der Bundesregierung vorgegeben wurde, ist nicht
sehr förderlich dafür, in Deutschland eine richtungwei-
sende Agrarreform durchführen zu können.

Vizepräsident Lothar Quanz:

Herr Otto, ich muss Sie darauf aufmerksam machen, dass
Ihre Redezeit von fünf Minuten um ist.
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Reinhard Otto (CDU):

Ich bin sofort mit meiner Rede fertig. – Die Agrarreform,
die es in Deutschland geben soll, ignoriert den Wettbe-
werb. Ich denke, wir werden zu einem späteren Zeitpunkt
noch einmal nach einer Reform rufen müssen. Es er-
scheint mir wenig angebracht, in diesem Zusammenhang
von einer Agrarwende zu sprechen. Wir brauchen eine
Fortentwicklung des Systems der Ausgleichszahlungen,
mit dem die Landwirtschaft in ihrer Wettbewerbsfähig-
keit gestärkt wird. Die von Frau Künast lauthals propa-
gierte Agrarwende wird bei vielen kleinen und mittleren
bäuerlichen Betrieben zum Ende der Agrarwirtschaft
führen.

(Beifall des Abg. Frank Gotthardt (CDU))

Statt des Kampfbegriffes Agrarwende muss die Weiter-
entwicklung im Vordergrund stehen.

(Beifall bei der CDU und des Abg. Heinrich Heidel
(FDP))

Vizepräsident Lothar Quanz:

Herr Otto, ganz herzlichen Dank. – Dies war die erste
Rede des aus dem Schwalm-Eder-Kreis neu eingezoge-
nen Abgeordneten hier im Hessischen Landtag. Herz-
lichen Glückwunsch.

(Beifall)

Ich wünsche Ihnen Glück und Erfolg und noch manche
Gelegenheit, an diesem Pult sprechen zu können.

Herr Heidel, Sie haben für die FDP-Fraktion das Wort.

(Martin Häusling (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Seine erste Rede heute! – Zuruf von der SPD:
Heinrich, streng dich an!)

Heinrich Heidel (FDP):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Ich werde jetzt nicht den Versuch machen, Ihnen in
fünf Minuten die Förderpolitik der EU zu erklären. Das
ist in der Zeit auch nicht darstellbar. Ich will nur eine Vor-
bemerkung machen. Warum diskutieren wir überhaupt
über diese Förderpolitik? Warum hat sich die Politik in
die Landwirtschaft eingemischt?

Das hat eine Geschichte. Wir hatten noch Mitte der Fünf-
zigerjahre in Europa eine Unterversorgung mit Lebens-
mitteln. Die Europäische Gemeinschaft, die in weiten Tei-
len nur auf dem agrarpolitischen Zusammenführen der
damaligen sechs Staaten aufbaute, hat sich Gedanken da-
rüber gemacht: Wie kann ich meine Bevölkerung ernäh-
ren? Wie kriege ich die Menschen satt? – Das war Aus-
gangspunkt dieser Diskussion.

Ich sage an dieser Stelle ganz deutlich: Ich bin überzeugt
davon, die Landwirtschaft hätte sich ohne die Einmi-
schung der Politik zumindest nicht negativer entwickelt,
als es derzeit geschehen ist.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU)

Denn die Förderung der Landwirtschaft, über die wir hier
diskutieren, ist in Wahrheit doch nur eine Subventionie-
rung niedriger Verbraucherpreise. Es ist in diesem Staate
nicht mehr hinnehmbar, dass eine Tonne Müll teurer ist
als eine Tonne Weizen, dass Hundefutter teurer ist als ein

Steak. Das sind Tatsachen, über die diese Gesellschaft ei-
gentlich diskutieren müsste.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU)

Aber hier haben wir es mit einem Antrag der GRÜNEN
zu tun, über den man auch „Weihrauch für Künast“
schreiben könnte. Das wäre die bessere Überschrift.

(Martin Häusling (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Gute Frau!)

Er ist unausgegoren an allen Enden, wie es auch die Ge-
setzesvorlage der Ministerin ist. Deshalb wird sie dem
Bundesrat so nicht passieren können. Auf Themen und
Probleme wollte der Kollege Häusling heute an dieser
Stelle auch nicht eingehen. Man könnte reden über die
Sonderkulturen, Zuckerrüben, Kartoffeln und alles, was
da vermischt werden soll. Ich wünsche gute Verrichtung.

(Beifall des Abg. Florian Rentsch (FDP) – Frank-
Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Verderben Sie nicht allen den Appetit kurz vorm
Essen! – Heiterkeit)

Deshalb bin ich der festen Überzeugung, dass das Be-
triebsmodell die gerechtere Lösung ist, wohl wissend – ich
zeige Ihnen hier ein Schaubild, das alles aussagt –, welche
Sonderregelungen und alles Mögliche es gibt. Das ist
schon ein Problem. Das sehe ich.

(Beifall bei der FDP)

Dennoch bin ich der Meinung, dass mit dem Betriebsmo-
dell diejenigen, die am härtesten betroffen sind, gerecht
entschädigt werden, während dies beim Flächenmodell
nicht zum Tragen kommen wird und auch nicht zum Tra-
gen kommen kann.

Jetzt kommt die Argumentation „schwache Standorte för-
dern und unterstützen“. Herr Kollege Häusling, wir wol-
len eines festhalten: Grünlandstandorte kann ich nur über
Milch bewirtschaften. Alles andere hat keinen Sinn. Das
können Sie in jeder betriebswirtschaftlichen Rechnung
nachlesen. Wenn Grünland nicht über Milch verwertet
werden kann, ist es kein Thema. Gerade beim Thema
Milch ist es am unausgegorensten, einmal abgesehen von
der Randgruppe der Schafhalter. Für das Thema Milch
gibt es im Entwurf der Bundesregierung keine Lösung.
Ich habe gehört, dort ist eine Arbeitsgruppe eingesetzt
worden.

(Elisabeth Apel (CDU): Bei den GRÜNEN kommt
die Milch aus der Tüte!)

– Das mag sein. – Man muss auch die deutsche Landwirt-
schaft im Kontext der europäischen Landwirtschaft se-
hen. Die meisten der anderen EU-Staaten werden das Be-
triebsmodell umsetzen. Sie werden keine Flächenprämien
zahlen, sondern das Betriebsmodell umsetzen. Auch das
muss an dieser Stelle der Ordnung halber gesagt werden.

Dieses so genannte Kombimodell

(Christel Hoffmann (SPD): Das haben die Briten
auch!)

ist sicherlich eine Möglichkeit, etwas umzusetzen, was ich
nicht für gut halte. Denn ich bin der festen Überzeugung:
Hier muss jeder Betrieb individuell betrachtet werden.
Jeder Betrieb muss seinem Verlust entsprechend entschä-
digt werden. Es gibt auch keine Entschädigung zu 100 %,
sondern nur zu 50 %. Aber mit dem Betriebsmodell gibt
es Gerechtigkeit. Alles andere ist Gleichmacherei und
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wird der Landwirtschaft an schwachen Standorten kein
Stück weiterhelfen.

Ich meine, wir sollten das Thema im Ausschuss noch ein-
mal diskutieren. Ich halte den Weg, den die Hessische
Landesregierung geht, für richtig und kann ihn nur unter-
stützen. Ich bitte aber, dass wir im Ausschuss vielleicht zu
einem gemeinsamen Ergebnis kommen. Ich hoffe, dass
wir die GRÜNEN noch überzeugen können. – Danke.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU)

Vizepräsident Lothar Quanz:

Frau Hoffmann, Sie haben das Wort für die SPD-Fraktion.

Christel Hoffmann (SPD):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich freue mich
zunächst, dass wir diesen Punkt noch einmal im Ausschuss
beraten werden; denn der Fachausschuss ist der richtige
Ort, um sich über spezielle Einzelheiten dieser Verord-
nung zu unterhalten. Von daher erspare ich mir jetzt, auf
Einzelheiten aus der Verordnung 1782/2003 einzugehen.
Das ist in der Tat eine etwas sperrige Lektüre. Auch der
Gesetzentwurf ist nicht eben sehr leicht zu verstehen.

Herr Kollege Heidel, ich will beginnen, indem ich auf Sie
eingehe. Die Zielsetzung der europäischen Landwirt-
schaftspolitik, die in den Römischen Verträgen 1957 fest-
gehalten wurde, ist zunächst eine andere gewesen als die,
die wir heute verfolgen. Man kann es erklären, aber aus
der heutigen Sicht zu rechtfertigen ist das, was wir in den
Neunzigerjahren hatten – Überschussproblematik usw. –
nicht mehr.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Heute diskutieren wir eine Neuausrichtung der EU-
Agrarpolitik, die dringend erforderlich ist, um zum einen
die Position der Europäischen Union in der WTO zu ver-
stärken und zum anderen Perspektiven für die EU-Oster-
weiterung zu öffnen. Das sind zwei Aspekte, die man hier
sehr deutlich betonen muss.

(Beifall des Abg. Reinhard Kahl (SPD))

Ein weiterer Aspekt kommt hinzu, der auch sehr wichtig
ist. Wir haben die Entkoppelung von der Produktion, und
ich denke, das wird die gesellschaftliche Akzeptanz von
Transferleistungen in die Landwirtschaft erhöhen.

(Beifall des Abg. Reinhard Kahl (SPD))

Denn es ist bisher nicht zu erklären gewesen, warum ein-
zelne Produktionsarten gefördert wurden, andere hinge-
gen nicht. Es wird deutlich werden, dass damit Leistun-
gen, die von der Landwirtschaft für die Allgemeinheit er-
bracht werden, honoriert werden. Wir sind uns darüber
einig: Erhaltung der Kulturlandschaft und Grundwasser-
neubildung passieren nur unter „bewirtschafteten Flä-
chen“.

Was wir jetzt diskutieren, das ist die Weiterentwicklung
der Agrarreform von 1992 und der Agenda 2000. Es ist
schon bemerkenswert. Es läuft immer das gleiche Ritual
bei der CDU-Fraktion im Hause ab. Damals war das auch
im Bundestag so. Herr Dietzel, ich habe erlebt, wie heftig
Sie als Bundestagsabgeordneter gegen die Agenda 2000
gestritten haben. Es wird immer wieder behauptet, es darf

sich nichts ändern. Es wird das jeweils alte System, das
man vorher genauso bekämpft hat, mit Klauen und Zäh-
nen verteidigt. Das ist eine Logik ganz eigener Art.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Elisabeth
Apel (CDU): Wofür steht die SPD?)

Wir streiten hier um die Entkoppelung. Wir sprechen uns
für das Kombimodell aus, wie es im Gesetzentwurf vorge-
legt wurde. Wir sehen allerdings, dass es bei der Milch-
erzeugung Probleme gibt. Darüber wird weiterhin zu dis-
kutieren sein.

Ich möchte an dieser Stelle erwähnen: Es ist schon inter-
essant zu beobachten, wie einsam die CDU-Landesregie-
rung, nur zusammen mit Bayern, im Agrarministerrat ist.

(Elisabeth Apel (CDU): Das ist eine gute Gesell-
schaft!)

Alle anderen Landesregierungen haben sich für das Kom-
bimodell ausgesprochen. Es gibt eine Pressemeldung von
Ministerpräsident Teufel, der den Gesetzentwurf aus-
drücklich begrüßt.

(Beifall des Abg. Michael Siebel (SPD)

Von daher glaube ich, die CDU stellt sich heftig hinter den
Bauernverband. Das Betriebsmodell ist nach unserem
Dafürhalten eine Zementierung bestehender Zustände.

Damit wird keine Weiterentwicklung möglich. Wir sehen
in der Umsetzung dieser EU-Verordnung durch die Cross
Compliance – das ist die Bindung von Direktzahlungen an
Umweltstandards – eine ganz erhebliche Qualifizierung
der Landwirtschaft im Hinblick auf Umweltstandards.
Diese Entwicklung läuft parallel zu den Qualitätssiche-
rungssystemen. Im Hinblick auf die Produkthaftung, die
für die deutsche Landwirtschaft ebenfalls sehr dringend
und sehr notwendig ist – wenn ich an die Diskussion
denke, die wir vor wenigen Jahren während der BSE-
Krise zur Frage der Qualitätssicherung hatten – ist es ins-
gesamt ein gutes Modell. Es bietet eine gute Grundlage.
Ich freue mich, dass wir das im Ausschuss fachlich weiter
diskutieren können. – Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und der Abg. Ursula Ham-
mann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

Vizepräsident Lothar Quanz:

Danke schön, Frau Hoffmann. – Für die Landesregierung
hat sich Herr Staatsminister Dietzel zu Wort gemeldet.

Wilhelm Dietzel, Minister für Umwelt, ländlichen Raum
und Verbraucherschutz:

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Der Antrag der GRÜNEN ist der Versuch, von der
verfehlten Agrarpolitik der Ministerin Künast abzulen-
ken.

(Lachen bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wenn ich betrachte, was in den letzten zwei Jahren laufen
sollte, gerade in Bezug auf die Agrarwende, dann muss ich
feststellen, dass die Hinwendung zum ökologischen An-
bau an den harten Realitäten des Markts gescheitert ist.
Dies ist übrigens auch durch den Parlamentarischen
Staatssekretär Dr. Thalheim bestätigt worden – er hatte
anschließend Probleme.
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(Heiterkeit der Abg. Ruth Wagner (Darmstadt)
und Heinrich Heidel (FDP))

Wenn ich die aktuellen Entwicklungen und die Zahlen für
die Landwirtschaft betrachte, muss ich feststellen, dass die
Einkommen in den letzten zwei Jahren erheblich zurück-
gegangen sind. Die Stimmung ist in der Landwirtschaft
auf einem Tiefpunkt angekommen.

(Zuruf der Abg. Christel Hoffmann (SPD))

Frau Hoffmann, Ihre Äußerung, dass ich gegen die Agrar-
politik der Europäischen Union war, kann ich nur bestäti-
gen. Dazu stehe ich auch heute noch. Meiner Meinung
nach war 1992 der erste Schritt zum Sündenfall: Preise
runter und dafür staatliche Zahlungen, Agenda 2000,
dann noch einmal die Preise runter und noch einmal staat-
liche Zahlungen – das ist keine Agrarpolitik, wie ich sie
will. Für mich ist vorrangig, dass der Landwirt so viel Geld
wie möglich am Markt verdient und der Staat nur unter-
stützend wirkt.

(Beifall bei der CDU und des Abg. Heinrich Heidel
(FDP) – Zuruf der Abg. Christel Hoffmann (SPD))

Die Bundesregierung prescht im Augenblick vor, obwohl
wir das Problem haben, dass wir nicht einmal von der Eu-
ropäischen Union alle Durchführungsbestimmungen ha-
ben. Die anderen Länder der Europäischen Union neh-
men sich Zeit, um diese Umsetzungsspielräume auch aus-
nutzen zu können. Dann frage ich mich, warum dies bei
der angespannten Lage in der Landwirtschaft durchge-
peitscht werden muss.

Es ist sicher so, dass wir gemeinsam mit Sachsen und Bay-
ern im Bundesrat eine Minderheitsmeinung vertreten.

(Zuruf der Abg. Christel Hoffmann (SPD))

Aber ganz einsam sind wir sicherlich nicht. Diese Länder
haben immerhin 42 % der landwirtschaftlichen Betriebe
Deutschlands und 37 % der Milchproduktion. Also sind
wir keine einsame Minderheit.

Die Diskussion im Bundesrat – Ministerpräsident Teufel
aus Baden-Württemberg wurde schon angesprochen –
dreht sich darum, dass sich viele Länder für eine Ent-
schärfung dieses Gesetzentwurfs eingesetzt haben. In Ba-
den-Württemberg sollen die Dinge erst 2009 in Gang
kommen. Ich hoffe, dass wir – gleich, wie die Mehrheiten
im Bundesrat sind – zu einer Regelung kommen, dass die
Landwirte und die Milchvieh haltenden Betriebe eine
Chance haben.

Vizepräsident Lothar Quanz:

Herr Minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage der Kol-
legin Apel?

(Minister Wilhelm Dietzel: Ja, bitte! – Frank-Peter
Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Kön-
nen Sie das nicht privat machen?)

Elisabeth Apel (CDU):

Herr Minister, wie meinen Sie, wird sich das Flächenmo-
dell auf den Selbstversorgungsgrad Hessens mit Rind-
fleisch angesichts der von den GRÜNEN immer wieder
propagierten dezentralen Lebensmittelversorgung aus-
wirken?

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Ganz exzellent! – Weitere Zurufe von
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wilhelm Dietzel, Minister für Umwelt, ländlichen Raum
und Verbraucherschutz:

Frau Abgeordnete, ich wollte das in einem anderen Zu-
sammenhang sagen, ich kann es aber auch jetzt beantwor-
ten. Wenn ich unsere Nachbarstaaten sehe, gerade Bel-
gien, die Niederlande, Frankreich und Österreich – die un-
mittelbare Konkurrenten für unseren Markt sind, auch für
den Markt des Rhein-Main-Gebiets –, die dieses Be-
triebsmodell bevorzugen, dann könnte ich mir vorstellen
und habe die Befürchtung, dass bei uns vor allem die Pro-
duktion tierischer Nahrungsmittel zurückgehen wird und
von diesen Ländern ersetzt werden kann. Das kann nicht
in unserem Interesse sein. Ich werde versuchen, dies am
Schluss der Rede noch einmal auszuführen.

(Martin Häusling (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Das ist nur Spekulation!)

Herr Fischler hat einen Brief an die Regierungen ge-
schickt, in dem er davor gewarnt hat, von der Ratsverord-
nung abzuweichen. Damit hat er gerade auch den deut-
schen Entwurf gemeint. Damit sehen wir uns als Hessen,
Bayern und Sachsen in unseren Auffassungen zu diesem
Gesetzentwurf bestätigt.

(Zuruf des Abg. Martin Häusling (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN))

Der Gesetzentwurf bedeutet einen sehr umfangreichen
Verwaltungsaufwand. Es kommt zu einer Umverteilung
von Einkommen in den Regionen und landwirtschaft-
lichen Betrieben. Das große Problem, vor allem der
Milchvieh- und Mastrinderhaltung, wird durch dieses Mo-
dell überhaupt nicht gelöst.

Weswegen haben wir uns für das Betriebsmodell ent-
schieden? – Wir haben eindeutig gesagt, dass es die Be-
triebe bevorteilt, die sich überdurchschnittlich gut ent-
wickelt haben, die sich hohe Marktanteile gesichert ha-
ben. Ich glaube, dass wir damit auf dem richtigen Weg
sind. Es ist vor allen Dingen so, dass wir mit dem Flächen-
modell Probleme bekommen, um diese zukunftsfähigen
Betriebe überhaupt auf den Beinen zu halten – und somit
auch eine flächendeckende und nachhaltige Landwirt-
schaft.

Wenn ich Bereiche sehe wie die Wanderschafbetriebe, die
vergessen worden sind: Sie wurden nachträglich mit einer
Größenordnung eingebaut, bei der ich Ihnen jetzt schon
prognostizieren kann, dass ihnen damit die Existenz-
grundlage genommen wird.

Dann kommt immer die Aussage, dass 10 Millionen c
mehr nach Hessen gehen. Wir unterhalten uns insgesamt
über 220 bis 230 Millionen c. Wenn man diese 10 Millio-
nen c betrachtet, die wir mehr bekommen, wenn unser
Betriebsmodell keine Mehrheit bekommt, dann muss
man auch fragen, wohin dieses Geld geht.

Vizepräsident Lothar Quanz:

Herr Minister, die Redezeit für die Fraktion ist abgelau-
fen.
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Wilhelm Dietzel, Minister für Umwelt, ländlichen Raum
und Verbraucherschutz:

Sie gehen in die Zuckerrübenbau-, Kartoffelbau- und Ge-
müsebaubetriebe, die bisher keine Förderung bekommen
haben. Sie können sich am Markt orientieren und ausrei-
chend Einkommen erwirtschaften. Das bedeutet, dass wir
das Geld für die Milchbauern in der Rhön kürzen und die
– zugegeben marktorientierten – gut wirtschaftenden Be-
triebe in der Wetterau unterstützen.

(Zuruf der Abg. Christel Hoffmann (SPD))

Meine Arbeit wird in den nächsten Monaten im Bundes-
rat sein, für die Milchbauern, für eine flächendeckende
Landwirtschaft und für die Erhaltung der Kulturland-
schaft zu kämpfen.

(Beifall bei der CDU und bei Abgeordneten der
FDP)

Vizepräsident Lothar Quanz:

Vielen Dank, Herr Minister. – Ich schließe die Aussprache
zu den Tagesordnungspunkten 16 und 27 und stelle fest,
dass beide Anträge dem Ausschuss für Umwelt, länd-
lichen Raum und Verbraucherschutz überwiesen werden.

Damit sind wir am Ende der Vormittagssitzung angekom-
men. Ich wünsche Ihnen für eine Stunde eine angenehme
Mittagspause. Wie verabredet treffen wir uns um 14 Uhr
wieder.

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Wir hatten 14.15 Uhr vereinbart! –
Gegenruf des Abg. Frank Gotthardt (CDU): Wir
machen 14 Uhr, sonst kommen wir nicht durch!)

Wir treffen uns, wie verabredet, um 14 Uhr wieder.

(Unterbrechung von 13.07 bis 14.02 Uhr)

Vizepräsidentin Ruth Wagner:

Meine Damen und Herren, ich begrüße Sie zur Nachmit-
tagssitzung. Wir sind beschlussfähig. Das stellt das Präsi-
dium hiermit fest.

(Heiterkeit – Frank Gotthardt (CDU): Das Präsi-
dium ist beschlussfähig! – Weiterer Zuruf von der
CDU: Zu allem fähig!)

Ich darf Ihnen mitteilen, dass uns die parlamentarischen
Geschäftsführer erste Informationen gegeben haben, wie
wir Sie durch den Nachmittag geleiten sollen.

Als Erstes sollen in verbundener Debatte die Tagesord-
nungspunkte 18, 32 und 33 behandelt werden, danach Ta-
gesordnungspunkt 22 und sodann Punkt 17 zusammen mit
Punkt 53. Dann geht es weiter wie ausgedruckt, und wir
werden sehen, wie weit wir kommen.

Bevor wir jetzt so vorgehen, darf ich aber noch – ich hoffe,
dass das schon ausgeteilt ist – darauf hinweisen, dass es ei-
nen Dringlichen Antrag der Fraktion der CDU betreffend
Weiterentwicklung und Qualitätssicherung der Hoch-
schulmedizin in Hessen gibt, Drucks. 16/1946. Ich darf Sie
fragen, ob Sie der Dringlichkeit dieses Antrags zustim-
men. – Das ist der Fall. Dann ist das Tagesordnungspunkt
61. Er wird – ich weiß jetzt den Tagesordnungspunkt 
nicht – zusammen 

(Zuruf von der CDU: Tagesordnungspunkt 26!)

mit Tagesordnungspunkt 26 aufgerufen. – Einverstanden.

Meine Damen und Herren, dann rufe ich Tagesordnungs-
punkt 18 auf:

Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN be-
treffend Zusammenlegung von Behördenstandorten 
– Drucks. 16/1884 –

gemeinsam mit Tagesordnungspunkt 32:

Entschließungsantrag der Fraktion der SPD betreffend
Pläne der Landesregierung zur Schaffung einer Boden-
managementbehörde – Drucks. 16/1899 –

sowie Tagesordnungspunkt 33:

Antrag der Fraktion der SPD betreffend Offenlegung der
Stellungnahme des Landesrechnungshofes zur Schlie-
ßung von Amtsgerichtsstandorten – Drucks. 16/1900 –

Das alles soll in verbundener Debatte mit einer Redezeit
von 15 Minuten behandelt werden. Als erster Redner hat
Herr Frömmrich von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN das
Wort.

Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Wir haben die Debatte um die Verlegung des BKA-
Standortes und die von uns gemeinsam gefassten Be-
schlüsse zum Anlass genommen, diesen Antrag, der Ihnen
jetzt vorliegt, zu formulieren. Was in der Diskussion um
die Verlegung der BKA-Standorte Wiesbaden und Me-
ckenheim nach Berlin richtig war, darf unseres Erachtens
in der von Ihnen geführten Debatte über die Zusammen-
legung von Behördenstandorten durch die Landesregie-
rung nicht falsch sein.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Unterschiedliche Maßstäbe an gleiche Sachverhalte anzu-
legen sind wir ja schon einigermaßen von Ihnen gewohnt,
aber wir wollen es Ihnen doch nicht durchgehen lassen.
Frau Kollegin Zeimetz-Lorz, Sie hatten in der letzten Ple-
narsitzung gesagt – ich zitiere –: „Es gibt bis zum heutigen
Tag nicht eine einzige fachliche Begründung für eine Ver-
legung des Hauptsitzes des BKA.“ Sehr richtig, Frau Kol-
legin, aber wir haben ja auch einen gemeinsamen Antrag
zu diesem Thema eingebracht. Aber, liebe Frau Kollegin,
wo sind denn die fachlichen Begründungen für die Verla-
gerung der Standorte der Forstverwaltung, der Kataster-
ämter,

(Ursula Hammann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Sehr richtig!)

der Umweltverwaltung oder aber der Amtsgerichte? Bis
heute Fehlanzeige. Bis heute haben wir eine fachliche Be-
gründung für die Standortentscheidungen der Landesre-
gierung noch nicht vorliegen.

Nehmen wir doch das klassische Beispiel der Organisa-
tion der Standorte von Amtsgerichten. Es gibt da eine in-
haltliche Aussage an das Parlament, warum jetzt nach ei-
ner ersten Phase – Nebenstellen wurden aufgelöst – wie-
der Gerichte mit Nebenstellen eingerichtet werden. Es
gibt nirgendwo für uns im Parlament ein nachvollziehba-
res Argument dafür. Es gibt vor allem auch keine Kosten-
Nutzen-Analyse für diese gesamten Dinge. Ist hier im
Parlament jemals darüber gesprochen worden, dass Sie
erst Standorte renovieren und sanieren sowie mit neuer
Technik ausstatten, diese Standorte aber jetzt zur Schlie-
ßung vorsehen? Hat der Minister jemals hier im Parla-
ment Rede und Antwort darüber gestanden, warum wel-
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che Standorte aufgegeben werden und warum welche
Standorte erhalten bleiben? Meine Damen und Herren,
bis zum heutigen Tag Fehlanzeige.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

So schreiben die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des
Amtsgerichts in Bad Vilbel:

Wir haben als Mitarbeiter mit großer Aufmerksam-
keit verfolgt, wie Herr Innenminister Schily beim
geplanten Umzug des BKA nach Berlin von der
Landesregierung heftig angegriffen wurde mit dem
Argument, dass man so mit Menschen nicht um-
geht, wenn sie existenzielle Dinge aus der Presse
bzw. zeitgleich wie die Presse erfahren. Wieso kann
eine Regierung, die diese Praxis zu Recht massiv
missbilligt, bei uns diese Praxis durchführen?

(Ursula Hammann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Richtig!)

Das ist eine vollkommen legitime Fragestellung.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei Abgeordneten der SPD)

Frau Staatssekretärin Scheibelhuber hat in der Innenaus-
schusssitzung am 11. Februar – Sie waren ja auch anwe-
send – über die Fusion der Landkreise, z. B. Kassel/Kassel-
Land, geredet und in der Debatte gesagt, die Organisation
muss der Aufgabe folgen. Richtig, Frau Staatssekretärin.
Aber warum gilt dieser Grundsatz nicht bei der Zu-
sammenlegung von Amtsgerichten? Warum legen Sie ei-
gentlich die gutachterlichen Stellungnahmen des Landes-
rechnungshofs zu diesem Themenbereich nicht vor? Ha-
ben Sie da irgendetwas zu verbergen?

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNISSES
90/DIE GRÜNEN und der SPD)

Sie schließen über das gesamte Land Hessen Standorte.
Sie organisieren um. Frau Kollegin Zeimetz-Lorz, Sie ha-
ben eben nicht die Debatte mit den Betroffenen vor Ort
geführt.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das ist ein Umgang mit Personal und mit Mitarbeitern
und Mitarbeiterinnen, der schon allein die Forderung
nach einem Verzicht auf die Maßnahmen und nach einer
ergebnisoffenen Prüfung zulassen sollte.

Noch einmal: Was Sie für die BKA-Beschäftigten zu
Recht einfordern, muss von uns für die Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter des Landes genauso gelten. Die Absur-
dität Ihres Handelns wird doch an dem Beispiel Bad Wil-
dungen, meinem Heimatwahlkreis, deutlich. In Bad Wil-
dungen machen Sie das Forstamt dicht. Gleichzeitig ma-
chen Sie ein neues Nationalparkamt in Bad Wildungen
auf. Sie machen das eine dicht. Die ziehen demnächst nach
Vöhl, um die Aufgabe dort zu erfüllen. Gleichzeitig ma-
chen Sie ein neues Nationalparkamt auf und verlagern
Aufgaben von Edertal nach Bad Wildungen, um dort eine
Nationalparkverwaltung einzurichten. Das kann doch we-
der als geordnet noch als nachvollziehbar bezeichnet wer-
den.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich kann das nur als Chaos bezeichnen. Sie sind nicht in
der Lage, ein vernünftiges, nachvollziehbares und abge-
glichenes Konzept vorzulegen. Dafür sind Sie, meine Da-
men und Herren von der Regierung, genauso zu kritisie-
ren wie Herr Schily für den geplanten Umzug des BKA

nach Berlin. Es ist weder für die Beschäftigten vor Ort
noch für uns hier im Parlament nachvollziehbar, wie Sie
zu diesen Entscheidungen kommen. Liebe Frau Kollegin
Zeimetz-Lorz, in der Diskussion um die Verlagerung des
Standortes des BKA haben Sie berechtigterweise kriti-
siert, dass die Aufgabe der inneren Sicherheit in der Phase
des Umzugs nicht mehr gewährleistet sei.

Meine Damen und Herren, welch eine Chuzpe. Ich will Ih-
nen ein Beispiel geben, wozu die Entwicklung hier in Hes-
sen führen wird. Liebe Frau Kollegin, Sie schädigen die
Standards in Hessen nicht zeitlich begrenzt, sondern Sie
bauen sie auf Dauer ab. Notwendige Funktionen, z. B. im
Umweltschutz, werden dauerhaft abgebaut. Erläutern Sie
doch einmal, wie die Umstrukturierung der Umweltver-
waltung funktionieren soll. Von den 218,5 Stellen bei der
Umweltverwaltung in Marburg und Wetzlar sollen 94,5
Stellen eingespart werden. Die Mitarbeiter der Abteilung
in Marburg schreiben: „Die für die Umweltabteilung an-
gesetzten 94,5 Stellen als Einsparungsziel lassen sich nicht
nachvollziehen, haben mit einer seriösen Aufgabenkritik
nach dem neuen Steuerungsmodell nichts zu tun und
kommen einer Zerschlagung der Umweltabteilung
gleich.“

Sie strukturieren nicht um, sondern Sie zerschlagen eine
funktionierende Verwaltung, ohne mit den Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern, ohne mit den betroffenen Städten
und Gemeinden vorher das Gespräch gesucht zu haben.
Frau Kollegin Zeimetz-Lorz, Sie haben in der Debatte um
das BKA gesagt – ich zitiere –: „Jetzt fragt sich natürlich,
warum wir dieses Vorhaben mit aller Entschiedenheit und
gemeinsam mit fast 100 % aller Beteiligten ablehnen.“ Da
stelle ich die Frage: Haben Sie die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter der Landesverwaltung in die Debatten einbe-
zogen?

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der SPD)

Es kommt sogar noch schlimmer. Im Zusammenhang mit
der Debatte um das Zukunftssicherungsgesetz haben Sie
Mitbestimmungstatbestände, die im HPVG formuliert
sind, gleich so abgeändert, dass die Personalräte in die
Umstrukturierungsmaßnahmen nicht mehr eingebunden
werden müssen. Frau Kollegin, an Sie ist doch die ge-
rechtfertigte Frage zu stellen:Warum kritisieren Sie etwas
in Berlin, was Sie in Wiesbaden genauso machen? 

Den Vogel schießt in der gesamten Debatte der Minister-
präsident dieses Landes ab. Er wirft Otto Schily „rechtha-
berische Ignoranz“ vor. Seine Aussage gipfelt in der Äu-
ßerung: „Sie sind nicht der Vertreter der kaiserlichen Re-
gierung im Preußischen Herrenhaus.“ Herr Ministerpräsi-
dent, so, wie Sie mit den Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern des Landes umgehen – Arbeitszeitverlängerung, Kür-
zung des Urlaubs- und des Weihnachtsgelds, Kündigung
der Tarifgemeinschaft, Einrichtung von Personalvermitt-
lungsstellen, Schließung von Behördenstandorten –, stellt
sich für uns die Frage, in welche Geschichtsepoche wir Sie
einordnen müssen. Ich würde sagen, Sie passen in die Zeit
von Ludwig XIV., des Sonnenkönigs.

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Nicht zu viel der Ehre!)

Wer nämlich von oben herab eine Verwaltungsreform,
eine Strukturreform durchführt und Personalvermitt-
lungsstellen einrichtet, ohne die Mitarbeiter sowie die
Städte und Gemeinden einzubinden, und dabei noch nicht
einmal eine vernünftige und schlüssige Aufgabenkritik
vorlegt, der kommt aus einer längst vergangenen Epoche.
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Wie wir z. B. im Innenausschuss erlebt haben, haben Sie
nicht einmal die Anfrage der FDP-Fraktion beantwortet,
die wissen wollte, welche Behördenstandorte frei werden
und wo die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter überhaupt
untergebracht werden sollen. Sie waren nicht in der Lage,
in der Ausschusssitzung etwas zum Sachverhalt zu erklä-
ren.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir fordern Sie auf – das haben wir heute schon in der
Aktuellen Stunde zum Thema BKA getan –, unsere Vor-
stellungen in Richtung Berlin gemeinsam zu formulieren
und uns für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter am
Standort Wiesbaden einzusetzen. Meine Damen und Her-
ren von der CDU-Fraktion, wenn Sie aber in dieser Frage
in Richtung Otto Schily entsprechend argumentieren,
dann sind Ihre Argumente auf Sie selbst anzuwenden,
wenn es um die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der
Landesverwaltung geht.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsidentin Ruth Wagner:

Nächste Rednerin ist Frau Hofmann von der SPD-Frak-
tion. Sie haben das Wort.

Heike Hofmann (SPD):

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Kurz vor
Weihnachten hat die Hessische Landesregierung voll-
mundig verkündet, zahlreiche Behördenstandorte bei der
Forst-, Finanz-, Sozial- und Justizverwaltung platt zu ma-
chen – natürlich ganz im Zeichen der Einsparung von
Steuergeldern und der Bündelung von Aufgaben und Zu-
ständigkeiten. Ich prophezeie der Landesregierung be-
reits jetzt, dass sie bei der Zusammenlegung von Behör-
denstandorten als Raubkatze gestartet ist und als Bett-
vorleger landen wird.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ihre Vorstellung von der zukünftigen Behördenstruktur
des Landes lässt nämlich, wie Herr Frömmrich schon ge-
sagt hat, jegliche Konzeption vermissen und wird von den
Betroffenen vor Ort als Entscheidung vom grünen Tisch
aus verstanden.

Ich möchte dies am Beispiel der angekündigten Schlie-
ßung von Amtsgerichten verdeutlichen. Der Justizminis-
ter hat angekündigt, dass er bis zum 31. Dezember 2004
acht Amtsgerichte auflösen und vier weitere zu Zweig-
stellen machen und damit ein Sterben auf Raten einleiten
wird. Das Amtsgericht Hochheim soll zum Amtsgericht
Frankfurt-Höchst verlagert werden, obwohl es überhaupt
keine geographische oder sachliche Nähe zum Amtge-
richt Frankfurt-Höchst, sondern eher zum Amtsgericht
Wiesbaden hat. Zum anderen hat das Amtsgericht in
Frankfurt-Höchst zurzeit noch überhaupt keine räum-
lichen Kapazitäten, um das Amtsgericht Hochheim auf-
nehmen zu können. Es hat sie perspektivisch erst dann,
wenn die Grundbuchsammlung des Amtsgerichts Frank-
furt-Höchst irgendwann in die so genannte Bodenmana-
gementbehörde nach Limburg verlagert worden ist. Das
ist aber allenfalls Zukunftsmusik. Es gibt zurzeit keine
entsprechende gesetzliche Regelung in der Grundbuch-
ordnung, die das zulassen würde. Das ist auch gut so.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ein weiteres Beispiel: Das Amtsgericht in Homberg
(Efze) soll vom Amtsgericht Fritzlar aufgenommen wer-
den. Für das Amtsgericht Fritzlar ist aber ein Erweite-
rungsbau nötig, der 6 bis 7 Millionen c kosten wird, um
die notwendigen Kapazitäten bieten zu können. Für die-
sen Erweiterungsbau sind noch nicht einmal Mittel im
Haushalt 2004 vorgesehen. Da die Landesregierung aber
noch kein Konzept hat, wird hier schon jetzt kräftig zu-
rückgerudert.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Das Amtsgericht Homberg (Efze) soll nun plötzlich doch
zunächst eine Zweigstelle bleiben. Es ist wirklich wider-
sinnig, dass in Fritzlar für viel Geld ein Erweiterungsbau
errichtet werden soll, während im Amtsgericht Homberg
(Efze) selbst, in der nahe gelegenen ehemaligen Bundes-
wehrkaserne und im nahe gelegenen ehemaligen Finanz-
amt räumliche Kapazitäten vorhanden sind.

Ein weiteres Negativbeispiel ist die Planung für das Amts-
gericht in Witzenhausen. Weder beim Amtsgericht
Eschwege noch beim Amtsgericht Kassel sind genügend
räumliche Kapazitäten vorhanden, um die Mitarbeiter des
Amtsgerichts Witzenhausen aufzunehmen.

Auch das Amtsgericht Butzbach soll nach den ursprüng-
lichen Plänen in das Amtsgericht Gießen aufgenommen
werden, obwohl es eine nur geringe sachliche und geogra-
phische Nähe zu diesem Gericht hat.

(Frank Gotthardt (CDU): Butzbach und Gießen
haben keine geographische Nähe? Das ist eine
starke Aussage!)

Nun soll das Amtsgericht Butzbach zerschlagen und den
Amtsgerichten Gießen und Friedberg zugeschlagen wer-
den.

Diese Beispiele zeigen sehr deutlich, dass Sie kein nach-
vollziehbares Konzept haben, sondern nach dem Motto
„Erst hü, dann hott“ verfahren.

(Dr. Walter Lübcke (CDU): Sagen Sie etwas zu
Wolfhagen!)

Herr Justizminister, Sie bezeichnen dieses chaotische Vor-
gehen als „Feinjustierung“.Aber das trägt bestimmt nicht
dazu bei, die Motivation der Bediensteten aufrechtzuer-
halten oder zu steigern. Im Gegenteil, das führt zu einer
tiefen Verunsicherung der Bediensteten.

Eines kommt noch dazu: Bis zum 31. Dezember 2004 sol-
len die Amtsgerichte geschlossen werden. Bis jetzt gibt es
noch keinen Fahrplan, wie sich das zu vollziehen hat,
wann z. B. Miet- und Leasingverträge gekündigt werden.
Das heißt, die Mitarbeiter werden völlig im Ungewissen
darüber gelassen, wie die Abwicklung funktionieren soll.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Der Justizminister behauptet stets, er habe Kriterien auf-
gestellt, nach denen er entschieden habe, welche Amtsge-
richte geschlossen werden. Er sagt, hierzu gebe es ein Gut-
achten des Landesrechnungshofs.

(Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Er soll es vorlegen!)

Dieses Gutachten wird von der Landesregierung wie eine
Geheimakte gehandelt. Wir haben es bereits mehrfach
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beim Chef der Staatskanzlei, Herrn Grüttner, schriftlich
angefordert – Fehlanzeige.

Wir bekommen stets die gleiche lapidare Antwort, dass
dieses Gutachten lediglich der „internen Willensbildung
der Landesregierung“ diene. Da ich davon ausgehe, dass
diese interne Willensbildung abgeschlossen ist, fordere ich
Sie an dieser Stelle noch einmal auf, uns dieses Gutachten
endlich zur Verfügung zu stellen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich frage mich natürlich, wie wir als Opposition, wenn wir
die Entscheidungsgrundlage für die Amtsgerichtsschlie-
ßung nicht kennen, unserem verfassungsmäßigen Auftrag,
die Regierung zu kontrollieren, überhaupt gerecht wer-
den können. Herr Wagner, wir müssen letztlich davon
ausgehen, dass Sie uns und der Öffentlichkeit etwas zu
verheimlichen haben und dass das Gutachten des Landes-
rechnungshofs noch mehr Sprengstoff enthält, als bisher
bekannt geworden ist.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Mit der Schließung von Amtsgerichten wird nicht nur die
Bürgernähe der Justiz gerade in strukturschwächeren Re-
gionen verloren gehen, sondern auch die Akzeptanz der
Rechtspflege.Vor Ort kennen sich die Verfahrensbeteilig-
ten besonders gut, und die örtlichen Gegebenheiten sind
auch bekannt. Viele Amtsrichter haben eine sehr hohe
Vergleichsquote.

Außerdem ist Ihr Ansinnen, die Amtsgerichtsstandorte in
der Fläche aufzugeben, familien- und frauenfeindlich. Sie
wissen, dass gerade viele Frauen mit Teilzeitverträgen ar-
beiten. Diese Frauen müssen jetzt noch längere Anfahrts-
zeiten in Kauf nehmen und die Kinderbetreuung, wenn
sie überhaupt möglich ist, völlig neu organisieren.

Sie haben bei Ihrer Entscheidung auch die örtlichen be-
sonderen Gegebenheiten überhaupt nicht berücksichtigt.
So haben Sie z. B. nicht berücksichtigt, dass in Bad Wil-
dungen neben dem Amtsgericht auch noch das Forstamt
und die Kurklinik Waldeck geschlossen werden. Das hat
doch bestimmt nichts mit regionaler Ausgewogenheit zu
tun. Auch wurden besondere Aufgaben der Amtsgerichte
nicht berücksichtigt, etwa die des Amtsgerichts Butzbach,
das zwei nahe gelegene Justizvollzugsanstalten zu be-
treuen hat, nämlich Butzbach und Rockenberg. Wenn die
Vorführungen jetzt durch das Amtsgericht in Gießen vor-
zunehmen sind, wird das natürlich erheblich kosteninten-
siver.

Besonders beschämend ist auch, dass diese Landesregie-
rung eine Informationspolitik nach Gutsherrenart be-
treibt. Die betroffenen Mitarbeiter haben von der Schlie-
ßung der Amtsgerichte wieder einmal erst aus der Presse
erfahren. Erst etwas später flatterte dann eine lapidare E-
Mail ins Haus, die über die Schließung der Behörde unter-
richtete. Wir kennen zwar diese Informationspolitik der
Landesregierung – siehe „Operation sichere Zukunft“ –
zur Genüge; sie ist aber gewiss kein guter Stil.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Sie glauben immer noch, dass Sie die politische Durch-
setzbarkeit Ihrer Entscheidung erhöhen können, wenn
Sie die Betroffenen über die Presse informieren. Ich hin-
gegen bin der Überzeugung, dass Sie die Akzeptanz Ihrer
Entscheidung erhöhen können, wenn Sie die Betroffenen

frühzeitig einbeziehen. Sie machen Ihre Entscheidung
auch insgesamt sachgerechter.

(Zuruf von der CDU: Wie hat Schröder Ihre Partei
einbezogen?)

Herr Justizminister, nicht zuletzt sind Sie auch wortbrü-
chig geworden. Sie tingeln nämlich stets durch das Land
und loben die effektive Arbeit der Amtsgerichte. In Bad
Vilbel haben Sie im November 2000 dem Personalrat und
den Bediensteten des Amtsgerichts eine Bestandsgaran-
tie abgegeben, an die Sie sich jetzt natürlich nicht mehr er-
innern können. Das Amtsgericht Bad Vilbel wird nämlich
platt gemacht. Dabei ist dieses Amtsgericht ein ganz be-
sonderes; denn das Gebäude wurde erst 1989 eingeweiht.
Es ist speziell auf die Bedürfnisse eines Gerichts zuge-
schnitten.

Aber, Herr Justizminister, Sie argumentieren auch mit fal-
schen Informationen.

(Günter Rudolph (SPD): Was? Das ist ja unglaub-
lich!)

Das Amtsgericht Bad Arolsen, das die Schließorgie vor-
erst überlebt hat – nach Ihren Aussagen –, soll aufgrund
eines Staatsvertrags zwischen Waldeck und Preußen aus
dem Jahr 1928 eine Bestandsgarantie haben. Dieser
Staatsvertrag – ich habe ihn hier; Sie können nur § 14 die-
ses Staatsvertrags meinen, den man übrigens lediglich im
Hessischen Staatsarchiv in Marburg bekommt – enthält
überhaupt keine Aussage zu dem Amtsgericht.

(Beifall bei der SPD – Frank-Peter Kaufmann
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Da hat man wie-
der einmal gelogen!)

Das heißt doch, dass Sie sich die Realität wieder einmal so
zurechtlegen, wie Sie sie gerade brauchen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wozu also das Ganze? Herr Justizminister, Sie sprechen
immer von Einspareffekten in Höhe von 1 Million c jähr-
lich. Bislang gibt es aber keine Kosten-Nutzen-Analyse,
wie Herr Frömmrich das auch schon angemerkt hat. Im
Gegenteil, die Mehrzahl der Amtsgerichtsgebäude, die
nun frei werden, steht unter Denkmalschutz und ist, auch
angesichts des derzeit schlechten Immobilienmarkts,
überhaupt nicht veräußerbar. Überlegungen, andere Be-
hörden in diese Immobilien einziehen zu lassen, sind bis
dato, z. B. in Homberg (Efze), in Wolfshagen, kläglich ge-
scheitert.

(Zuruf von der CDU: Wolfhagen! Wolfshagen liegt
in Niedersachsen!)

Viele Gerichte wurden in den letzten Jahren – das wissen
Sie auch – mithilfe von Steuergeldern modernisiert, ver-
netzt, und sie erhielten das elektronische Grundbuch. Nun
sollen diese Immobilien leer stehen.

Aber den Amtsgerichten soll noch weiter der Garaus ge-
macht werden. Nach dem Willen der Landesregierung sol-
len die Amtsgerichte weitere Zuständigkeiten verlieren,
nämlich die Grundbuchsachen, die mit den Katastersa-
chen in so genannten Bodenmanagementbehörden an sie-
ben Standorten in Hessen konzentriert werden sollen.

(Armin Klein (Wiesbaden) (CDU): Sehr gut!)

Es hat natürlich Charme, Liegenschafts- und Grundbuch-
auszüge in einer Hand zu sehen. Aber in der Realität ha-
ben Grundbuch- und Katastersachen doch sehr wenig
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miteinander zu tun. Das ist so, als ob man Ordnungs-
widrigkeiten durch den TÜV bearbeiten ließe.

(Reinhard Kahl (SPD): Oh! Das wäre auch noch
eine Möglichkeit!)

Jeder Jurist und Rechtskenner weiß doch ganz genau, dass
Grundstücksangelegenheiten meist rechtlich diffizil sind
und dass ihre Bearbeitung fundierte Rechtskenntnisse
voraussetzt. Eintragungen im Grundbuch genießen den
öffentlichen Glauben. Sachen der Katasterämter, Liegen-
schafts- und Vermessungsangelegenheiten sind meist tat-
sächlicher, nicht rechtlicher Natur.

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Das sollte aber kein Gegensatz sein!)

Für Kataster und Grundbuch sind unterschiedliche Ge-
richtszweige zuständig, und es werden auch verschiedene
Rechtswege eröffnet. Mithin lehnen alle Praktiker – das
wissen Sie auch –, ob das nun Richter, Rechtspfleger oder
auch Leute aus dem Katasterwesen sind, Ihre Pläne als
unsinnig ab.

(Zuruf von der CDU: Das stimmt doch nicht!)

Bis zum Ende dieses Jahres wird jedes Amtsgericht in
Hessen über das elektronische Grundbuch verfügen.
Schwer nachzuvollziehen ist auch, warum Standards, die
sich bewährt haben und die zu finanzieren sehr teuer war,
nun wieder obsolet sein sollen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Aus unserer Sicht reicht eine technische Verknüpfung von
Kataster- und Grundbuchsachen mittels einer gemeinsa-
men Datenbank völlig aus. Ihr Vorschlag, eine Boden-
managementbehörde einzurichten, ist mithin reiner
Murks.

Lassen Sie mich zum Schluss klarstellen, dass auch wir als
SPD-Fraktion für eine Organisations- und Aufgaben-
kritik innerhalb der Landesbehörden sind.

(Zuruf von der CDU: Die Sozialdemokraten? – Ar-
min Klein (Wiesbaden) (CDU): Das haben Sie
doch noch nie gemacht!)

Wir wollen eine Kosten-Nutzen-Analyse und tragfähige
Konzepte, die, wenn möglich, einvernehmlich mit den Be-
troffenen erarbeitet werden. Wir beschreiten damit einen
völlig anderen Weg als diese Landesregierung. – Vielen
Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Ruth Wagner:

Für die FDP-Fraktion hat Herr Roland von Hunnius das
Wort.

Roland von Hunnius (FDP):

Verehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen
und Herren! Die hessische Landesverwaltung muss
schlanker, flexibler und dienstleistungsorientierter wer-
den. Sie sollte mindestens so bürgerorientiert bleiben, wie
sie es bisher ist.

(Beifall bei der FDP)

Das ist der Obersatz, der sicherlich ungeteilten Beifall bei
allen Fraktionen dieses Hauses findet. Aber dazu gehört 
– das will ich gleich für die FDP-Fraktion sagen –, dass
Synergieeffekte genutzt werden, wo immer es möglich ist.
Dazu gehört, dass Behördenstandorte zusammengelegt
werden, wenn dies aus Sachgründen geboten ist. Dazu ge-
hört natürlich auch – das ist damit verbunden –, dass die
Zahl der Behördenstandorte insgesamt reduziert wird.

(Beifall bei der CDU)

Das möchte ich gleich vorab sagen; denn bei aller Kritik
daran, wie das umgesetzt wird, muss man sich darin einig
sein, dass das Ziel auf jeden Fall besteht und erreicht wer-
den muss.

Wenn man an diese Aufgabe herangeht, sollte eine
lückenlose Analyse des Bestands die Grundlage dafür
sein. Daraus sollte eine Definition des Zielzustands resul-
tieren. Das ist genau der Punkt, den wir an der ganzen Ge-
schichte vermissen.

Die FDP-Fraktion hat versucht, in einem Schreiben zu
eruieren, welche Analysedaten zugrunde gelegt worden
sind und welche Perspektiven sich für die Behördenstand-
orte daraus entwickeln. Dazu gab es ein Antwortschrei-
ben des Staatsministers Grüttner, das der Fraktionsvorsit-
zende der FDP, Herr Hahn, an dieser Stelle schon charak-
terisiert hat. Das muss ich nicht mehr tun.Wir haben dann
Dringliche Berichtsanträge gestellt. Die darauf gegebe-
nen Antworten sind – freundlich ausgedrückt – als „lapi-
dar“ zu bezeichnen.

(Beifall bei der FDP – Jürgen Frömmrich (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN): Das ist sehr freundlich
ausgedrückt!)

Positiv ist: Die Dauerforderung der FDP nach einem Be-
hördenkataster zeigt endlich Wirkung. Darüber freuen
wir uns. Wir haben zwar kein Behördenkataster, aber
immerhin, es wird daran gearbeitet.

Leider beweist das vorliegende Material zweierlei. Ers-
tens hatte die FDP Recht, dass sie sich nach den Daten er-
kundigte. Zweitens. Staatsminister Grüttner konnte nur
kaltschnäuzig antworten,

(Michael Siebel (SPD): Das stimmt, er kann nur
kaltschnäuzig!)

und seine Staatsministerkollegen konnten in den Aus-
schüssen auch nur lapidare Erwiderungen verlesen. Der
Grund war ganz einfach: Sie hatten die Informationen
selbst nicht vorliegen. Meine Damen und Herren, das ist
doch die Wahrheit.

(Beifall bei der FDP, bei Abgeordneten des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN und der Abg. Brigitte
Hofmeyer (SPD))

Hier erweist sich einmal mehr der gängige Spruch: Gut
gemeint ist leider noch lange nicht gut gemacht. Ein Kon-
zept ohne sorgfältige Analyse ist fragwürdig.

Die Landesregierung nennt einzelne Kriterien, nach de-
nen sie vorgegangen ist. Aber sie verschweigt geflissent-
lich, wie diese Kriterien mit den Entscheidungen in Ver-
bindung zu bringen sind, wie also aus einem bestimmten
Kriterium, beispielsweise Miete oder Flächendeckung,
letztlich ein bestimmter Standort folgt. Das wissen wir
nicht. Es gibt keinen Masterplan. Oder lassen Sie es mich
so sagen: Es fehlt der blau-gelbe Faden.
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(Beifall bei der FDP – Jürgen Frömmrich (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN): Ob der aber unbedingt
blau-gelb sein muss?)

Ein modernes, schlankes, wettbewerbsfähiges Hessen, wie
wir es uns wünschen, entsteht aber nicht als zufälliges Re-
sultat mehr oder weniger willkürlicher Einzelentschei-
dungen, sondern auf der Grundlage eines soliden, Schritt
für Schritt umzusetzenden Gesamtkonzepts.

Der Antrag von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ist in allen
vier Punkten begründet und wird von der FDP-Fraktion
unterstützt:

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

in dem Punkt „Dank an die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter“, in dem Punkt „Kritik daran, dass die Kooperation
der Mitarbeiter nicht gesucht wurde“, in dem Punkt „Kri-
tik am Fehlen eines schlüssigen Konzeptes und auch einer
Kosten-/Nutzenanalyse“ und auch in der Aufforderung,
zu einem späten, aber nicht zu späten Diskurs über Be-
hördenstandorte zu gelangen.

(Beifall des Abg. Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN))

Der zweite Antrag, mit dem wir uns hier zu beschäftigen
haben, betrifft die Amtsgerichte. Teile des Standortkon-
zepts sind die hessischen Amtsgerichte. Von den 58 hessi-
schen Amtsgerichten werden acht aufgelöst, vier weitere
sollen als auswärtige Abteilungen eines anderen Amtsge-
richts fortgeführt werden.

Die Gründe, die zu diesem Konzept geführt haben, sind
voll und ganz zu akzeptieren: geändertes Aufgabenspek-
trum, flexiblerer Personaleinsatz, wirtschaftliche Gründe,
mögliche Verkaufserlöse. All dies sind überzeugende Ar-
gumente.

Die Landesregierung beruft sich auf ein Gutachten des
Hessischen Rechnungshofs. Um beurteilen zu können, ob
das Konzept hält, was sich die Landesregierung davon
verspricht, muss man dieses Gutachten vorliegen haben.
Deshalb fordern wir die Landesregierung auf, dem Parla-
ment dieses Gutachten zugänglich zu machen. Es muss
doch möglich sein, dies zu erreichen, ohne einen Untersu-
chungsausschuss einzuberufen.

(Beifall bei der FDP, dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der Abg. Brigitte Hofmeyer (SPD))

Wir möchten nachlesen können, was darin steht und wel-
che Empfehlungen es gibt. Wir wollen prüfen, ob diese
Empfehlungen umgesetzt worden sind und in welchen
Fällen nicht – und wenn nicht, warum nicht. Darüber hät-
ten wir gerne mit der Landesregierung gesprochen. Des-
halb unterstützen wir den diesbezüglichen Antrag der
SPD-Fraktion.

Ganz anders verhält es sich mit dem SPD-Antrag zur Bo-
denmanagementbehörde.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Diesen Antrag werden wir nicht mittragen, und zwar aus
guten Gründen.

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Sehr richtig!)

Bereits in der letzten Legislaturperiode wurden die Wei-
chen für die Schaffung einer Behörde gestellt, die Grund-
buch und Kataster zusammenführt.

(Armin Klein (Wiesbaden) (CDU): Sehr sinnvoll!)

Dies ist nur Bestandteil eines umfassenden Konzeptes, in
dem weit über 30 bodenbezogene Kataster zusammenge-
führt werden.

(Beifall des Abg. Dieter Posch (FDP))

Dazu gehören Naturschutz,Wasser, FFH, Denkmalschutz
und vieles andere mehr. Um dieses gesamte Konzept geht
es.

Das ist ohne weiteres machbar und rechtlich darstellbar,
wenn die Fachaufsicht beim Justizministerium verbleibt
und das Wirtschaftsministerium die Dienstaufsicht über-
nimmt. Das ist ein Bestandteil dieses Konzeptes.

Aber es eröffnet die Möglichkeit für ungeahnte Syner-
gien, die wir uns nicht entgehen lassen dürfen, wenn wir
dieses Land modern steuern wollen. Denn parallel zum
Aufbau einer einheitlichen Bodenmanagementbehörde
ist ein Geodatenverbund zu schaffen. Dieser wird zu ei-
nem großflächigen, die Fachplanungsdaten umfassenden
Verbund fortgeführt. Damit haben wir in der Tat eine dop-
pelte Win-Situation, eine Win-Win-Situation: Effektivität
und Effizienz steigen, und zugleich sinken die Kosten. Das
ist das, was wir uns in der Landesverwaltung wünschen.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Allerdings setzt das Ganze voraus, dass im Bundesrecht
eine Öffnungsklausel durchgesetzt wird. Dass eine solche
Öffnungsklausel gewollt wird, haben die Ministerpräsi-
denten im vergangenen November mit 16 : 0 Stimmen be-
schlossen. Ich glaube, daraus kann man schon erkennen,
dass es nicht so ganz verkehrt sein kann – wenn immerhin
a l l e sozialdemokratischen Ministerpräsidenten eben-
falls zugestimmt haben.

Die Kritik der Öffentlichkeit setzt an zwei Punkten an.
Dazu möchte ich kurz etwas sagen. Die Stichworte lauten:
Standortkonzept und Kommunalisierung staatlicher Auf-
gaben.

Zum Standortkonzept. Vorgesehen sind acht über ganz
Hessen verteilte Standorte. Diese Zahl ist nach der Auf-
fassung der FDP-Fraktion ausreichend und sinnvoll be-
messen.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Wir schlagen aber vor, zwei weitere Standorte zeitlich be-
grenzt als Außenstellen fortzuführen, und zwar Darm-
stadt und Wetzlar. Dies wäre mit Rücksicht auf die Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter, aber auch auf bestehende
Einrichtungen und getätigte Investitionen sinnvoll und
vertretbar.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Es wäre schön, wenn sich die Hessische Landesregierung
einen Ruck geben könnte, um diesen FDP-Vorschlag zu
übernehmen. Nicht zuletzt würde dadurch die Durchsetz-
barkeit des Konzepts erleichtert, weil seine Akzeptanz
damit stiege.

Nun zur Kommunalisierung der landrätlichen Verwaltung
an diesem ganz konkreten Punkt. Die Kommunalisierung
einer weitgehend IT-gestützten Behörde, deren Effizienz
und Effektivität mit der Reduzierung der Standorte steht
und fällt, halten wir nicht für sinnvoll.

(Beifall der Abg. Dorothea Henzler und Dieter
Posch (FDP))

Aber wir mahnen bei der Landesregierung nach einem
vollen Jahr die Umsetzung des Kommunalisierungsver-
sprechens mit Entschiedenheit an.
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(Beifall der Abg. Dorothea Henzler und Bernhard
Bender (SPD))

Der eine oder andere wird sich daran erinnern, dass es in
den vier Jahren gemeinsamer Regierung den einen oder
anderen CDU-Politiker gab, der gesagt hat, wir würden
gern kommunalisieren – wenn da nicht die böse FDP
wäre.

Nun, meine Damen und Herren von der CDU, die FDP
hindert Sie nicht mehr daran. Legen Sie bitte Ihr Kom-
munalisierungskonzept vor, machen Sie einen Vorschlag.
Die Landräte in Hessen warten bereits ein ganzes Jahr auf
die Einlösung dieses Versprechens aus dem Regierungs-
programm. Sie sind hier am Zuge.

(Beifall bei der FDP und des Abg. Bernhard Ben-
der (SPD))

Lassen Sie mich zusammenfassen. Erstens. Bei den Be-
hördenstandorten hat die Landesregierung ihre Hausauf-
gaben bisher noch nicht gemacht. Dies ist schleunigst
nachzuholen.

Zweitens. Die Verringerung der Standorte der Amtsge-
richte ist im Prinzip in Ordnung. Wir wollen sie aber an-
hand des vom Hessischen Rechnungshof erstellten Gut-
achtens bewerten und prüfen.

Drittens. Der Aufbau einer Bodenmanagementbehörde
und die Schaffung eines Geodatenverbundes werden von
uns nachdrücklich begrüßt. Aus unserer Sicht sollten die
Standorte Darmstadt und Wetzlar zeitlich begrenzt als
Außenstellen aufrechterhalten werden.

Im Übrigen ist das Kommunalisierungskonzept der Lan-
desregierung längst überfällig.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Dieser Tagesordnungspunkt gibt Gelegenheit, die Rolle
der FDP in der Opposition ein bisschen deutlich zu ma-
chen. Wo andere mit dem Holzhammer zuschlagen, mes-
sen wir jeden einzelnen Vorschlag der Landesregierung
und der CDU-Fraktion mit der Elle liberaler Zielvorstel-
lungen.

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Herr Kollege, man kann auch mit der
Elle zuschlagen!)

Wir kritisieren, wo es sein muss. Wir kritisieren, wo es un-
abweisbar ist.Wir loben, wo wir unsere Vorstellungen um-
gesetzt finden. Wir ermuntern, wenn Reformen zu lange
auf sich warten lassen. – Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Ruth Wagner:

Meine Damen und Herren, darf ich bitten, da hinten die
Handys, die Konzerte, die da abgespielt werden, ein biss-
chen leiser zu stellen? Das wäre ganz gut.

(Jörg-Uwe Hahn (FDP): Ausstellen!)

– Es wäre noch besser, wenn sie ausgestellt würden. Aber
das wollte ich nicht sagen, denn mir ist das auch schon ein-
mal passiert, wenn ich mich richtig erinnere.

(Jörg-Uwe Hahn (FDP): Nur einmal?)

– Ja, offensichtlich mehrfach. Aber das war nicht so laut.

Meine Damen und Herren, für die CDU-Fraktion hat
Frau Zeimetz-Lorz das Wort.

Birgit Zeimetz-Lorz (CDU):

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Ich hoffe – jedenfalls war es meine Hoffnung bis zum
heutigen Tage –, dass wir uns in diesem Hause darin einig
sein können, dass die Staatsquote und die Personalausga-
benquote eindeutig zu hoch sind. Jedenfalls bis zum heu-
tigen Tage bin ich davon ausgegangen.

Das kann man natürlich nur ändern, indem man die Per-
sonalausgabenquote senkt, notfalls Standorte schließt.
Das geht nicht ohne Schmerzen, und es geht schon gar
nicht nach dem Motto „Weiter so“. Herr Frömmrich, Sie
haben vorhin in ziemlich unzulässiger Weise das Thema
BKA auf der einen Seite und die Frage der Verwaltungs-
reform in Hessen auf der anderen Seite vermischt.

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Dass Sie das nicht wollen, kann ich mir
vorstellen!)

– Herr Kollege, da habe ich mit Ihnen überhaupt keine
Probleme. Das diskutiere ich mit Ihnen ganz locker und
flockig. Wenn Sie mir die Gelegenheit geben, mache ich
das gerne.

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Dann tragen Sie die Gründe vor!
Dann erzählen Sie mal!)

Sie haben gesagt: „unterschiedliche Maßstäbe beim glei-
chen Sachverhalt“. Das ist nicht der Fall. Der Sachverhalt
unterscheidet sich in ganz wesentlichen Punkten.

(Beifall des Abg. Armin Klein (Wiesbaden)
(CDU))

Ich nenne einen ersten Punkt, wobei ich als Wiesbadener
Abgeordnete ein ganz klein wenig in Gewissenskonflikt
komme. Wir zentralisieren die Landesverwaltung nicht in
Wiesbaden. Das hätte für eine Wiesbadener Abgeordnete
zugegebenermaßen einen gewissen Charme, aber das tun
wir nicht, sondern wir bleiben ausdrücklich in der Fläche.

Zweiter Punkt. Die Frage der Kosten-Nutzen-Analyse
finde ich schon spannend. Bisher wissen wir, dass der
BKA-Umzug allein – neben den sozialen und sonstigen
Kosten – round about 600 Millionen c kosten soll. Bis
heute ist mir nicht bekannt, dass damit irgendwelche Syn-
ergieeffekte verbunden sind, ist mir nicht bekannt, dass
irgendeine Win-Win-Situation in irgendeiner Form ent-
stehen würde. Wir reden im Moment nur darüber, was es
kostet. Die Frage der Verbesserung der inneren Sicherheit
ist zweifelhaft. Deswegen gibt es bis heute keine polizei-
fachlichen Gründe.

(Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Da sind wir einer Meinung!)

Ich glaube, wir können uns darauf verständigen, dass grö-
ßere Einheiten für gewöhnlich etwas günstiger arbeiten
können, dass weniger Menschen in Lohn und Brot auch
etwas weniger kosten. Das können Sie auf keinen Fall in
Zweifel ziehen.

(Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Das stimmt nicht immer!)

Noch etwas, weil Sie das hier angemahnt haben. Die Zei-
ten haben sich verändert. Wir haben heute eine deutlich
größere Mobilität zu verzeichnen. Wir haben heute eine
zunehmende Ausstattung mit modernen Kommunika-
tionstechnologien zu verzeichnen. Seien wir doch einmal
ehrlich und nehmen einmal das Beispiel Amtsgerichte.



2014 Hessischer Landtag  ·  16. Wahlperiode  ·  31. Sitzung  ·  19. Februar 2004

Herr Frömmrich, wie oft in Ihrem Leben besuchen Sie ein
Amtsgericht?

(Frank Gotthardt (CDU): Der Frömmrich müsste
häufiger hin!)

Ich bin gespannt, was Sie darauf zu antworten haben. Bei
solchen Gelegenheiten wird immer gern die berühmte
Oma angeführt, die einen etwas weiteren Weg zum
Grundbuchamt zurückzulegen hätte. Tatsache ist doch,
dass nahezu in den allerseltensten Fällen die Beteiligten
in einem Verfahren selber vor einem Amtsgericht oder wo
auch immer auftreten. Sie sind in aller Regel und zu einem
hohem Prozentanteil durch Rechtsbeistände, Rechtsan-
wälte und was auch immer vertreten. Insofern sollte man
nicht die Augen vor den Realitäten und Veränderungen
schließen.

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Jetzt erzählen Sie aber Unsinn! –
Reinhard Kahl (SPD):Wie sieht es mit Betreuungs-
verfahren aus?)

– Herr Kollege, wir können alles gerne diskutieren. Ich
gehe gern davon aus, dass alle drei Anträge an den Aus-
schuss überwiesen werden. Dann können wir darüber re-
den. Das ist zumindest einmal als Fakt an dieser Stelle
festzuhalten.

Vizepräsidentin Ruth Wagner:

Frau Abgeordnete, lassen Sie Zwischenfragen zu?

(Birgit Zeimetz-Lorz (CDU): Ja!)

– Herr Dr. Jürgens, Sie haben das Wort.

Dr. Andreas Jürgens (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Frau Zeimetz-Lorz, ist Ihnen bekannt, dass gerade beim
Amtsgericht die meisten Verfahren ohne Anwaltszwang
laufen und sich sehr viele tatsächlich ohne Anwaltsvertre-
tung alleine dem Verfahren stellen, in einer Größenord-
nung von ungefähr 30 bis 40 %?

Birgit Zeimetz-Lorz (CDU):

Selbstverständlich, Herr Kollege im Landtag und Herr
Kollege Amtsbruder a. D.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der FDP – Zurufe von der CDU)

Selbstverständlich weiß ich das. Aber Tatsache ist doch,
dass die allermeisten gleichwohl, wenn kein Anwalts-
zwang besteht, durch Anwälte vertreten sind. Im Übrigen
hatte ich darauf hingewiesen, dass die Mobilität der Bür-
ger deutlich angestiegen ist.

Wenn man die Debatte heute in aller Selenruhe verfolgt
hat, dann könnte man auf die Idee kommen, dass die Ver-
waltungsreform mit der Zusammenlegung von Behör-
denstandorten irgendwann nach dem 2. September 2003
vom Himmel gefallen wäre. Das ist nicht der Fall. Wir re-
den und streiten darüber schon seit vielen Jahren. Herr
von Hunnius, wenn Sie sagen: „Wir sprechen über ein
Konzept, und das setzen wir Schritt für Schritt um“, dann
wissen wir aus vielen Jahren Verwaltungsreform, dass dem
vergangenen Tun bisher nur ein bescheidenen Erfolg be-
schieden war.

(Beifall bei der CDU)

Vieles von dem, was jetzt in Hessen umgesetzt wird oder
werden soll, ist auch nicht vom Himmel gefallen, sondern
wird teilweise schon seit vielen Jahren diskutiert. Nehmen
wir z. B. die Personalkosten in der hessischen Landesver-
waltung.

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Jetzt kommt es wieder!)

Ich nenne nur das Stichwort, das schon oft gefallen ist: Su-
chan-Papier. Natürlich. Was stand denn in dem Suchan-
Papier? – Da war die Rede von 15.000 Stellen, die abzu-
bauen sind, und nicht

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Gestern waren es noch 30! – Zurufe
von der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

– ich sage einmal –, der Not gehorchend, von 9.700 Stellen.

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Frau Kollegin, schon wieder dieser
Quatsch!)

Ich möchte noch einmal darauf hinweisen, dass bereits in
der vergangenen Legislaturperiode Personalkosten in er-
heblichem Umfang eingespart werden konnten, aber
eben nicht hinreichend.

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Es wurde immer mehr! Die sind von
Jahr zu Jahr gestiegen!)

– Herr Kollege, sehen Sie einmal, das ist die Kunst, dass
wir alles besser können als Sie.

(Hans-Jürgen Irmer (CDU): Sehr richtig! – Frank-
Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Mehr Geld ausgeben, das können Sie!)

– Wenn Sie sagen, die zusätzlichen Lehrer, um 100.000
Wochenstunden Unterrichtsausfall zu bekämpfen, waren
„nicht in Ordnung“, dann können Sie das gerne nach au-
ßen vertreten. Wir sehen das anders.

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Das haben Sie jetzt gerade gesagt!)

Vieles von dem, was jetzt umgesetzt werden soll, ist be-
reits in der letzten Legislaturperiode angestoßen worden.
Ich empfehle, einmal einen Blick in unser Regierungspro-
gramm zu werfen. Darin steht nahezu alles das, was wir
jetzt umsetzen.

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Da kriegt man nur das Grausen!)

– Hätten Sie es gelesen, wären Sie schlauer, Herr Kollege,
ganz sicher. Ich kann es nur empfehlen.

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Das ist doch keine Frage der Schlau-
heit! Das ist die Düsternis! Ich bin kein Freund von
Horrorgeschichten!)

Darin steht z. B., dass es unser Ziel ist, Bürgerinnen und
Bürgern und Unternehmen möglichst umfassend und aus
einer Hand kompetente behördliche Leistungen anzubie-
ten.

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Haben Sie eigentlich jemanden gefun-
den, der Ihnen noch glaubt, was Sie können?)

Ich nenne hier das Stichwort Bodenmanagementbehörde.
Herr Kaufmann, wissen Sie, was mir aufgefallen ist? In der
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ganzen Debatte wurde mächtig beklagt, was alles so
schlimm und so furchtbar ist. Aber ich habe bis jetzt kei-
nen einzigen Vorschlag gehört, wie es bitte schön anders
gemacht werden könnte. Das ist Fakt.

(Beifall bei der CDU – Jürgen Frömmrich (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN): Das ist doch die Unwahr-
heit!)

Darin steht z. B., dass wir die in der vergangenen Legisla-
turperiode durchgeführte Aufgabenkritik zur Konzentra-
tion der Landesverwaltung auf die Kernaufgaben konse-
quent fortführen werden. – Ich komme noch zu den Be-
hördenstandorten. Das geht – da werden Sie mir sicher-
lich zustimmen – nicht ohne Standortschließungen oder
Zusammenlegungen, wenn wir so weit einsparen wollen,
wie das geplant ist.

Im Rahmen der „Operation sichere Zukunft“ werden die
Behörden- und Gerichtsstrukturen natürlich einer kriti-
schen Überprüfung unterzogen.Wir haben derzeit aktuell
im „Staatsanzeiger“ 1.700 Dienststellen zu verzeichnen.
Davon sollen rund 170 geschlossen werden. Ich habe vor-
hin schon darauf hingewiesen: Wir haben moderne Kom-
munikationstechnologien. – Wir sind ständig mit Aufga-
benkritik befasst – nicht nur Start heute, sondern das ist
ein Dauerprozess. Auch darüber haben wir oft genug ge-
stritten.

(Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Dann legen Sie es doch vor, wenn alles da
ist!)

Es muss auch möglich sein, Abteilungen oder Behörden
zu schließen.

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Wann schließen Sie die CDU-Frak-
tion?)

Hinzugekommen – darauf habe ich hingewiesen – ist die
zunehmende Mobilität der Bürgerinnen und Bürger,

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN):Wasserkopf, leistet nichts und steht zur
Schließung an!)

aufgrund derer wir glauben, dass wir ein Stück weit die
Dichte von Standorten verringern können, ohne dass dies
zu einer Einbuße an Serviceorientierung führt.

Zu den Bodenmanagementbehörden. Ich bin dankbar,
dass wir wenigstens in diesem Punkt die FDP an der Seite
haben. Herzlichen Dank, Herr Kollege von Hunnius.

(Lachen bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Uns auch!)

Mit sieben Bodenmanagementbehörden und fünf Außen-
stellen soll ein neu gebündelter Service für die Bürgerin-
nen und Bürger angeboten werden. Dort sollen alle An-
gelegenheiten rund um das Grundstück bearbeitet wer-
den. Sie verstehen sich als Dienstleistungszentrum für alle
Angelegenheiten rund um das Grundstück. Sie entstehen
aus der Bündelung der Kataster- und Flurneuordnungs-
verwaltung hessenweit. Diesem ersten Konzentrations-
schritt, der ausschließlich in der Regelungsbefugnis des
Landes Hessen liegt, soll ein zweiter folgen.

Frau Kollegin Hofmann hat schon darauf hingewiesen:
Hierzu bedarf es der Änerung bundesgesetzlicher Rege-
lungen. Wir stellen uns eine Öffnungsklausel vor, um die
Grundbuchämter in diese Bodenmanagementbehörden
zu integrieren. Mit dem Erhalt von Ansprechstellen in den

jeweiligen Kreisen und kreisfreien Städten wird die Bür-
gernähe lokal beibehalten, auch wenn es nur noch diese
wenigen Standorte der Bodenmanagementbehörden ge-
ben wird. Die bisher 57 Verwaltungseinheiten, die zurzeit
auf 45 Standorte verteilt sind, werden auf 24 reduziert.

Den Antrag der SPD in Bezug auf die Amtsgerichtsstand-
orte habe ich bei genauerem Lesen so verstanden, dass Sie
nicht grundsätzlich dagegen sind, Amtsgerichtsstandorte
zu schließen. Frau Kollegin Hofmann, nach Ihrem Rede-
beitrag sind mir daran allerdings Zweifel gekommen. Ihr
Antrag geht davon aus, dass dieser berühmte Bericht des
Landesrechnungshofs endlich vorgelegt werden soll.

(Demonstrativer Beifall bei Abgeordneten der
SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Heike Hofmann (SPD): Genau! – Frank-Peter
Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Wann
kommt er denn?)

– Danke schön für den freundlichen Applaus. Sie können
gleich weitermachen. Ich habe eine gute Nachricht für Sie:
Der Bericht ist unterwegs an Sie.

(Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Oh! – Frank-Peter Kaufmann (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN): Dann hat sich das Ganze
doch gelohnt!)

Der Bericht müsste jeden Augenblick kommen. In dem
Bericht steht auch nichts Geheimnisvolles und nichts be-
sonders Aufregendes. Daher kann ich Ihre Neugierde an
dieser Stelle dämpfen.

(Reinhard Kahl (SPD): Bei der CDU war er schon?
– Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): War er bei Ihnen schon?)

Es ist bereits darauf hingewiesen worden, dass im Rah-
men der Strukturreform von derzeit 58 Amtsgerichten
acht Amtsgerichte aufgelöst und vier zur Außenstelle er-
klärt werden sollen. Ich denke, auch hier hat sich in den
letzten Jahren einiges verändert. Da hier so getan wird, als
ob es etwas ganz Furchtbares wäre, Amtsgerichtsstand-
orte zu schließen, möchte ich noch auf Folgendes hinwei-
sen. Das können Sie auch im Bericht des Landesrech-
nungshofes nachlesen.

(Günter Rudolph (SPD): Ach, Sie kennen ihn? –
Heike Hofmann (SPD): Herrschaftswissen!)

– Ich nehme mit Interesse zur Kenntnis: Sie lesen gerne.
Ich werde Ihnen dann noch ein Exemplar des Regie-
rungsprogramms zuleiten.

(Günter Rudolph (SPD): Sie haben ihn?)

Viele der Amtsgerichte, die jetzt geschlossen werden sol-
len – dazu braucht man nicht einmal den Bericht des
Rechnungshofes, sondern man muss einfach nur einmal
hinschauen –, nehmen genau die Amtsgeschäfte schon
lange nicht mehr wahr, die hier beispielhaft aufgeführt
worden sind, z. B. Insolvenzverfahren, Jugendschöffenge-
richtsverfahren etc. Von daher wird es auch nicht zum
Untergang des Landes Hessen führen, wenn wir diese
Maßnahme umsetzen.

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Ich habe verstanden! Als Erstes lösen
wir die CDU-Fraktion auf! Dann sparen wir Stel-
len, dann sparen wir Geld, und alles wird besser!)

Ich gehe davon aus, dass sich die Qualität der justiziellen
Leistungen in diesem Lande nicht verändern wird, auch
wenn die betreffenden Amtsgerichte geschlossen sein
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werden. Abgesehen von der Wahrnehmung gerichtlicher
Geschäfte durch Anwälte, Notare und Rechtsbeistände –
ich hatte schon darauf hingewiesen – muss nochmals auf
die gestiegene Mobilität hingewiesen werden. Hinzu
kommt die Erfahrung, dass größere Personaleinheiten ei-
nen flexibleren Einsatz erlauben. Wir haben noch Amts-
gerichte, die mit nur einer Richterstelle besetzt sind. Das
wird dann schwierig, wenn diese Person im Urlaub ist
oder wegen Krankheit fehlt.

Ich darf dann noch auf den Nutzen dieser Schließungen
hinweisen. Es wurde von Ihnen in dramatischer Form
darauf hingewiesen, was mit den Liegenschaften ge-
schieht.

(Priska Hinz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Sie
müssen Ihre Redezeit nicht ausschöpfen!)

Allein durch die Schließung der Amtsgerichte und die Zu-
sammenfügung von Einheiten

(Frank Gotthardt (CDU): Aber sie gibt sich Mühe,
dass ihr es versteht! – Priska Hinz (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN): Sie gibt sich Mühe, ihre Zeit
voll auszuschöpfen!)

ist mit einer jährlichen Kostenersparnis von rund 1 Mil-
lion c zu rechnen. Hinzu kommt, vielleicht nicht ad hoc
und nicht sofort zu erzielen, ein Veräußerungsgewinn in
Höhe von ca. 4,3 Millionen c. Insbesondere angesichts
der Haushaltssituation ist dies ein Betrag, den man nicht
so einfach beiseite schieben kann.

Das vorgelegte Konzept zur Standortstruktur stellt sicher,
dass Steuermittel kostenbewusst eingesetzt werden, dass
Dienstleistungen für die Bürger schneller und besser er-
bracht werden, dass die Präsenz in der Fläche gewährleis-
tet ist und die moderne Kommunikationstechnik effizient
genutzt wird. Ich denke, wir sollten im Ausschuss in aller
Ruhe darüber beraten. Wenn man viel macht, passiert
auch hin und wieder ein Fehler. Das ist nicht zu bestreiten.
Nur wenn man nichts macht, macht man nichts falsch.

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Aber auch nichts richtig! Das gebe ich
Ihnen gerne zu!)

Von daher denke ich, dass wir die Diskussion im Aus-
schuss in aller Ausführlichkeit und aller Ruhe führen soll-
ten. – Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Ruth Wagner:

Vielen Dank, Frau Zeimetz-Lorz. – Ich möchte für das
Präsidium sagen: Frau Abgeordnete, Sie haben einen Be-
richt bewertet, den Sie offensichtlich kennen.Alle 110 Ab-
geordneten sollten so schnell wie möglich auf den glei-
chen Stand gesetzt werden.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und bei Abgeordneten der FDP)

Ich bitte die Landesregierung, uns diesen Bericht so
schnell wie möglich auszuliefern.

Herr Grüttner, Sie haben für die Landesregierung das
Wort.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Stefan Grüttner, Minister und Chef der Staatskanzlei:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Frau Kollegin Zeimetz-Lorz hat eben gesagt, am
Dienstag sei der Bericht des Landesrechnungshofes,
nachdem die rechtlichen Prüfungen abgeschlossen waren,
an den Präsidenten des Hessischen Landtags gegangen.
Ich gehe davon aus, dass der Präsident des Hessischen
Landtags den Fraktionen die Informationen zur Verfü-
gung stellt. Nur damit das von vornherein klar ist.

(Günter Rudolph (SPD): Sie hat etwas anderes ge-
sagt! – Reinhard Kahl (SPD): Sie kennen ihn doch
schon! – Heike Hofmann (SPD): Sie hat ihn doch
schon!)

Nach dem Abbau von vielen Verwaltungs- und Rechts-
vorschriften im Lande Hessen und nach Einführung der
neuen Verwaltungssteuerung hat die Landesregierung ei-
nen weiteren entscheidenden Schritt getan und eine Viel-
zahl von Weichen gestellt, um die Standortfragen in Hes-
sen zu entscheiden. Damit ist sie einen weiteren Schritt in
Richtung Verwaltungsreform gegangen.

Vizepräsidentin Ruth Wagner:

Herr Minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage von
Herrn Kahl?

(Minister Stefan Grüttner: Selbstverständlich!)

– Bitte sehr, Herr Kahl.

Reinhard Kahl (SPD):

Herr Staatsminister, ist dieser Bericht des Rechnungshofs
schon über den Präsidenten an die CDU-Fraktion gegan-
gen – ja oder nein?

Stefan Grüttner, Minister und Chef der Staatskanzlei:

Herr Abg. Kahl, ich kann Ihnen nicht beantworten, wie
der Präsident damit umgeht. Diese Frage müssen Sie an
den Präsidenten richten. Ich kann Ihnen das nicht sagen,
weil ich nicht weiß, wie der Präsident damit umgegangen
ist. Ich kann Ihnen nur sagen, dass seitens der Landesre-
gierung der Bericht am Dienstag an den Präsidenten des
Hessischen Landtages gegangen ist.

Vizepräsidentin Ruth Wagner:

Herr Minister, einen Augenblick. – Die Landtagsverwal-
tung klärt dies bereits und wird Ihnen nachher Auskunft
geben.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Stefan Grüttner, Minister und Chef der Staatskanzlei:

Der Maßstab, den wir bei den Standortstrukturentschei-
dungen angelegt haben, ist die Balance zwischen effekti-
ver Aufgabenwahrnehmung, Bürgernähe und regionaler
Ausgewogenheit. Sie haben heute und in der Vergangen-
heit eine Reihe von Kriterien gefordert. Ich will Ihnen
dazu sagen: Neben allen weiteren fachlichen Kriterien,
auf die ich im Einzelnen noch eingehe, die den Maßnah-
men der Landesregierung immer zugrunde liegen,
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(Lachen des Abg. Frank-Peter Kaufmann (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN))

sind vor allem folgende herausragende politische Leitli-
nien für die Umsetzung unseres neuen Standortkonzeptes
zu nennen: erstens kostenbewusster Einsatz von Steuer-
mitteln, zweitens Erbringung von schnellen und deutlich
besseren Dienstleistungen für den Bürger, drittens die
Beibehaltung der Präsenz in der Fläche und viertens die
effektive Nutzung moderner Kommunikationstechnik. –
Vor diesem Hintergrund hat das hessische Kabinett am
22. Dezember die heute zu diskutierende Standortstruk-
turreform beschlossen.

Ich darf Ihnen in Erinnerung rufen, dass wir im jährlich
veröffentlichten Dienststellenverzeichnis des Landes
Hessen rund 1.700 Dienststellen feststellen müssen. Ich
sage ganz bewusst: „müssen“, denn 1.700 Dienststellen im
Lande Hessen sind unzweifelhaft zu viele. Deswegen müs-
sen wir diese Struktur einer kritischen Prüfung unterzie-
hen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Meine Damen und Herren, dies ist die logische Fortset-
zung unserer Verwaltungsreform. Ich will besonders da-
rauf eingehen, dass viele Dinge, deren Umsetzung Sie
heute lautstark anprangern, deshalb jetzt angegangen
werden, weil sie schlicht und einfach jahrelang vergessen
worden sind. Rot-Grün in Hessen hatte nicht die Kraft,
für richtig erachtete Maßnahmen umzusetzen, oder diese
Maßnahmen sind nicht zum Tragen gekommen, weil sie
im rot-grünen Koalitionsgezänk untergegangen sind.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU – Jürgen
Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ha-
ben Sie nicht die letzten vier Jahre auch regiert?)

Ich weiß, dass dies der Opposition in diesem Hause aus-
gesprochen wehtut. Sie muss sich aber endlich vergegen-
wärtigen, dass wir seit 1999 eine leistungsfähige Regie-
rung haben.

(Beifall des Abg.Armin Klein (Wiesbaden) (CDU)
– Heiterkeit bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN – Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Märchenstunde!)

Wir führen konsequent fort, was wir 1999 begonnen ha-
ben. Ich weiß, dass Sie unter dieser Gewissheit maßgeb-
lich leiden müssen, insbesondere Rot und Grün.

(Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Nein!)

Sie müssen endlich lernen, damit umzugehen.

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Wir merken, die närrische Zeit hat be-
gonnen!)

Herr Kollege Kaufmann, Sie haben sicherlich gemerkt,
dass die Zeit nicht stillstand.

(Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Jetzt kommt wieder der Hinweis auf Berlin!)

Denn die Rahmenbedingungen haben sich insgesamt ver-
ändert. Die Rahmenbedingungen haben sich aus folgen-
dem Grund verändert. Man muss auch an dieser Stelle
sehr deutlich sagen, dass Deutschland pleite ist. Im be-
triebswirtschaftlichen Sinne ist Deutschland pleite. Wenn
ein Land wie Deutschland pleite ist, dann wird sich ein
Bundesland sicherlich von dieser Entwicklung auf Dauer
nicht abkoppeln können. Wir sind deshalb gezwungen,

nach Effizienzen und Synergien zu suchen, um Hand-
lungsspielräume für uns und unsere Kinder zu eröffnen.

(Beifall des Abg. Dr. Peter Lennert (CDU) – Frank-
Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Lassen Sie endlich einmal die Kinder in Ruhe!)

Denn wenn wir nichts tun würden, hätte das zur Konse-
quenz, dass es höhere Steuern geben müsste. Es käme zu
einer höheren Verschuldung. Wir würden damit
Ressourcen verbrauchen, die zukünftige Generationen
noch benötigen. Das mag Ihre Politik sein. Das ist aber
nicht unsere Politik in diesem Hause.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Auch deshalb brauchen wir die Standortstrukturreform.
Der Staat muss bei der notwendigen Bewältigung seiner
Aufgaben dienstleistungsorientiert sein. Das muss im In-
teresse der Bürgerinnen und Bürger geschehen. Dabei er-
geben sich Veränderungen durch die Zusammenlegung
verschiedener Bereiche, die bisher auch organisatorisch
getrennt waren. Diese Überlegungen haben beispiels-
weise dazu geführt, dass eine Bodenmanagementbehörde
errichtet wird. Sie soll gebündelt für die Bürgerinnen und
Bürger alle Angelegenheiten bearbeiten, die es rund um
Grundstücke gibt.

Weiterhin geht es darum, neue Strukturen zu schaffen.
Moderne Mittel der Bürokommunikation erlauben
ebenso eine Reduzierung der Dienststellen oder Abtei-
lungen, wie es durch eine aufgabenkritische Betrachtung
bisheriger Tätigkeitsfelder geschehen kann. Jeder ein-
zelne Standort verursacht in hohem Maße Kosten. Zum
einen gibt es die Notwendigkeit der Koordinierung durch
die Dienst- und Fachaufsicht der nächsthöheren Ebene.
Es entstehen aber auch Kosten durch die Nutzung der Im-
mobilien und durch die Notwendigkeit, zentrale Dienste
für das Personal und die Budgetverwaltung vorzuhalten.
Es entstehen Wartungs- und Unterhaltungskosten für die
Gebäude. Das sind alles Punkte, die wir bei der Prüfung in
den einzelnen Ressorts einbezogen haben.

Ich habe Ihnen unsere Ziele und die Überlegungen ge-
schildert, wie wir die Ziele erreichen wollen. Sie fragten,
welche Überlegungen zur Aufgabenkritik angestellt wor-
den seien, um diejenigen Maßnahmen zu lokalisieren, die
zur Zielerreichung geeignet sind. Da stellt sich für mich in
der Tat die Frage, welche Vorstellungen die Mitglieder
von Rot und Grün haben, was die Ressorts im Vorfeld sol-
cher Entscheidungen tun. In den Ressorts wird nichts an-
deres als Aufgabenkritik hinsichtlich dieser Fragestellun-
gen vorgenommen. Das führt dann dazu, dass es zu einer
Entscheidung kommt. Natürlich haben das Wirtschafts-
und das Finanzministerium im Zusammenhang mit der
Aufgabenkritik Überlegungen hinsichtlich der Fragestel-
lung angestellt, an welchen Standorten Managementbe-
hörden optimal funktionieren können. Natürlich hat sich
das Umweltministerium überlegt, wie viele Forstämter
und Revierförstereien in Zukunft zur Erfüllung welcher
Aufgaben notwendig sind.

(Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Lesen Sie die Kriterien doch einmal vor!)

Natürlich hat man im Justizministerium Überlegungen
darüber angestellt, warum welche Amtsgerichte aufgelöst
und deren Aufgabengebiet an anderer Stelle eingegliedert
werden sollen und welche Zweigstellen erhalten bleiben
sollen. – Herr Frömmrich, ich werde darauf noch zu spre-
chen kommen. Warten Sie nur ab.
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Eigentlich müssten Sie wissen, dass es neben den Papieren
aus der rot-grünen Regierungszeit auch aktuelle Papiere
gibt. Ich habe Ihnen bereits das Gutachten des Rech-
nungshofs im Hinblick auf die Amtsgerichte dargelegt.
Genauso verhält es sich hinsichtlich der Bodenmanage-
mentbehörden.

Ich finde das unredlich. Aber das bleibt der politischen
Bewertung des Hauses überlassen. Einerseits fordern Sie
mit Ihrem Antrag die Vorlage der Untersuchungen und
der Unterlagen, die der Landesregierung zur Entschei-
dungsfindung dienen und gedient haben.Andererseits be-
haupten Sie heute schon, solche Konzepte gebe es gar
nicht, und es werde keine Aufgabenkritik durchgeführt.
Sie müssen sich schon entscheiden, was Sie wollen. Ent-
weder wollen Sie die Unterlagen haben, die die Grund-
lage für die Entscheidung gewesen sind. Oder Sie be-
haupten weiterhin, es gebe keine Unterlagen. Beides passt
aber nicht zusammen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Vizepräsidentin Ruth Wagner:

Herr Grüttner, Frau Hofmann möchte Ihnen eine Frage
stellen. Erlauben Sie das?

(Minister Stefan Grüttner: Ich erlaube, dass auch
Frau Abg. Hofmann eine Frage stellt!)

– Bitte sehr.

Heike Hofmann (SPD):

Ich danke dafür, dass ich die Frage stellen darf. Denn Frau
Henzler hätte mich fast übersehen.

Vizepräsidentin Ruth Wagner:

Entschuldigen Sie bitte. Ich möchte die Redner nicht mit-
ten im Satz stören. Deshalb lasse ich sie immer ausreden.

(Zurufe)

Heike Hofmann (SPD):

So unbekannt bin ich nun auch nicht. Frau Henzler, ich ge-
höre dem Hessischen Landtag mittlerweile über drei
Jahre an.

(Jörg-Uwe Hahn (FDP): Oh Mann!)

Ich habe an Herrn Grüttner folgende Frage: Wie sah die
Aufgabenkritik bei den Amtsgerichten aus? Wir wissen,
dass die Gerichte nicht selbst die Zahl der Eingänge be-
stimmen können. Vielmehr hängt die Zahl der Eingänge
von allgemeinen Faktoren wie denen der gesellschaft-
lichen Entwicklung und der Streitkultur unserer Bevölke-
rung ab. Wie hat da die Aufgabenkritik ausgesehen?

(Jörg-Uwe Hahn (FDP): Das fragt also die Kolle-
gin, die schon seit mehr als drei Jahren hier ist!)

Stefan Grüttner, Minister und Chef der Staatskanzlei:

Frau Kollegin Hofmann, die Kriterien sind relativ einfach.
Die können Sie im Bericht des Landesrechnungshofs
nachlesen.

(Heiterkeit der Abg. Jörg-Uwe Hahn und Nicola
Beer (FDP))

Es gab da einige Kriterien. Eines war z. B. die Anzahl der
Richterstellen. Ab einer gewissen Zahl der Richterstellen
erhebt sich die Frage, ob es noch wirtschaftlich ist, das
Amtsgericht fortzuführen.

Sie dürfen in diesem Zusammenhang eines nicht verges-
sen. In der rot-grünen Regierungszeit wurde die Zahl der
Amtsgerichte von 83 auf 58 reduziert. Die sind jetzt noch
übrig. Die anderen wurden geschlossen.

(Jörg-Uwe Hahn (FDP): Herr Staatsminister, wie
groß ist die Differenz?)

– Ja, ich weiß, ich muss jetzt relativ schnell nachrechnen.
Die rot-grüne Landesregierung hat also zuvor schon 
25 Amtsgerichte geschlossen.

(Beifall des Abg. Jörg-Uwe Hahn (FDP))

Dies geschah auch unter den Gesichtspunkten Wirtschaft-
lichkeit, Veränderung von Aufgaben und der Fragestel-
lung, ob es in Zukunft noch möglich ist, diese aufrecht-
zuerhalten.

(Frank Gotthardt (CDU): So sind sie! Die Brand-
stifter rufen jetzt die Feuerwehr!)

Ich möchte jetzt auf das Personal zu sprechen kommen.
Herr Frömmrich hat das Klagelied des nicht gefragten
Personals gesungen. Er hat dabei das Amtsgericht in Bad
Wildungen ins Gespräch gebracht. Frau Hofmann, das ta-
ten Sie auch. Fragen Sie doch einmal Herrn Kollegen
Kahl, was ihm die Personalvertreter des Amtsgerichts
Bad Wildungen gesagt haben.

(Frank Gotthardt (CDU): Frau Kollegin Hofmann
war bei dem Termin in Bad Wildungen doch dabei!)

Fragen Sie doch einmal, welche Antwort Herr Kahl er-
hielt, als er zu den Personalvertretern des Amtsgerichts
Bad Wildungen gegangen ist. Vielleicht sollten Sie einmal
erzählen, dass Sie versucht haben, dort eine Allianz gegen
die Schließung des Amtsgerichts aufzubauen. Sie haben
das Personal aufgefordert, Protestbriefe zu schreiben. Das
Personal hat aber gesagt: Gott sei Dank wird das Amtsge-
richt geschlossen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU – Reinhard
Kahl (SPD): Warum?)

Sie sagten: Gott sei Dank wird es geschlossen. – Dann lief
Herr Kahl aus dem Amtsgericht heraus. Danach war die
Sache mit dem Protestschreiben beendet. Das ist doch der
Punkt. Sie versuchen hier ohne Ende, einen Popanz auf-
zubauen, obwohl es dafür überhaupt keine Grundlage
und Rechtfertigung gibt. Das ist dabei doch das Problem.

Vizepräsidentin Ruth Wagner:

Herr Minister, gestatten Sie eine weitere Zwischenfrage?
Sie würde von Herrn Kahl stammen.

Stefan Grüttner, Minister und Chef der Staatskanzlei:

Frau Präsidentin, jetzt würde ich gerne erst einmal im Zu-
sammenhang vortragen.

(Reinhard Kahl (SPD): Das kann ich mir vorstel-
len!)

Es ist doch logisch, dass die Ressorts Vorschläge für die
Standortstruktur gemacht haben. Deswegen hat man in
jedem Bereich nach den geschilderten Kriterien und Ge-
sichtspunkten geprüft und ein Konzept entwickelt. Ich
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sage Ihnen das noch einmal: Darin liegt der Unterschied
zu der Angelegenheit mit dem Bundeskriminalamt. – Das
hat Ihnen auch der Innenminister heute Morgen schon
einmal gesagt. Sie können sagen: Das Konzept gefällt uns
nicht. – Sie können mit uns gerne über das Konzept dis-
kutieren.Aber der Unterschied zu den Überlegungen des
Herrn Schily betreffend Umzug des Bundeskriminalamts
ist der, dass Herr Schily überhaupt kein Konzept hat.

(Beifall des Abg. Rüdiger Hermanns (CDU) – Jür-
gen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sie haben doch auch keines! Das wäre das erste
Mal, dass Sie ein Konzept hätten!)

Herr Schily ist hinsichtlich dieser Fragestellung völlig
konzeptlos. Das ist der Unterschied.

Ein weiterer Unterschied besteht darin, dass wir keine
Zentralisierung vornehmen wollen, sondern die Dezen-
tralisierung beibehalten.

Natürlich haben auch die Regierungspräsidien eine kriti-
sche Würdigung ihrer Aufgaben vorgenommen. Sie haben
sich gefragt, welche Aufgaben sie mit wie viel Personal
und in welcher Tiefe und Breite in Zukunft an welchen
Standorten noch zu bearbeiten haben. Das ist ein iterati-
ver, ein andauernder Prozess. Es ist ja nicht so, dass ich
heute ein Knöpfchen drücke, damit einen Prozess in Gang
setze, der dann irgendwann vorbei ist. Vielmehr ist das
schon lange am Laufen.

Ich möchte jetzt auf die Bodenmanagementbehörden und
das Grundbuch zu sprechen kommen. Ich kann Ihnen sa-
gen, dass es dazu einen Kabinettsbeschluss aus dem Jahr
1998 gibt.

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Was wollen Sie damit sagen?)

Es gibt dazu einen Kabinettsbeschluss einer rot-grünen
Landesregierung aus dem Jahr 1998. In diesem werden die
Vorzüge einer einheitlichen Bodenmanagementbehörde
unter Einbeziehung der Flurneuordnung bei den Vermes-
sungs- und Katasterämtern und des Grundbuchs bei den
Amtsgerichten geschildert.

(Beifall des Abg. Dieter Posch (FDP) – Frank Got-
thardt (CDU): Aha!)

Dies war das Ergebnis einer Überprüfung und Aufgaben-
kritik.

(Beifall des Abg. Heinrich Heidel (FDP))

Da hat sich doch seit 1998 nichts geändert. Es war Ihr
Staatssekretär, der diese Vorlage in das Kabinett einge-
bracht hat. Nur gab es für ihn das Ärgernis, dass er keine
Fraktion hinter sich hatte, die die Kraft gehabt hätte, eine
entsprechende Beschlussfassung herbeizuführen.

(Beifall des Abg. Frank Gotthardt (CDU))

Das ist der Unterschied. Sie haben das zum großen Teil
richtig erkannt. Herr Kaufmann, aber bei Ihrer Regierung
war keine Kraft dahinter.

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Warum haben Sie vier Jahre ge-
braucht?)

– Wir sind natürlich der Frage nachgegangen, ob die zum
damaligen Zeitpunkt gefertigte Aufgabenkritik bis heute
noch Gültigkeit hat. Das ist doch relativ einfach.

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Das hat vier Jahre gedauert?)

Das Zweite ist Folgendes. Ihre Landesregierung hat da-
mals versucht, im Bundesrecht eine Öffnungsklausel hin-
zubekommen, damit da überhaupt irgendetwas gemacht
werden kann. Das ist kläglich gescheitert. Das ist doch der
Punkt. Sie hatten noch nicht einmal auf Bundesebene die
Kraft, irgendetwas zu machen.

Ich muss da den Herrn Kollegen von Hunnius ein Stück
weit korrigieren. Die Ministerpräsidenten haben im No-
vember letzten Jahres nicht den Beschluss gefasst, eine
solche Öffnungsklausel einzuführen. Vielmehr gibt es auf
Anfrage des Hessischen Ministerpräsidenten eine Zusage
seiner Ministerpräsidentenkollegen, dass dann, wenn eine
entsprechende Initiative vorliegt – die wird dort in den
nächsten vier bis sechs Wochen vorliegen –, eine entspre-
chende Zustimmung erfolgen wird. Dann können wir dort
weiter vorangehen.

Das ist der nächste Schritt. Der erste Schritt ist schon
lange gemacht worden. Das ist im Internet schon disku-
tiert worden, auch mit den Bediensteten, auch die Frage,
an welchen Standorten und wie das umgesetzt wird. Es ist
doch nicht vom Himmel gefallen. Insofern ist die Kritik,
die Sie hier üben, vollkommen an den Haaren herbeige-
zogen.

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Wer übt hier Kritik?)

Es ist ausschließlich die Fragestellung: Habe ich etwas zu
kritisieren, oder habe ich nichts zu kritisieren? Da sind Sie
schlicht und einfach auf dem falschen Dampfer.

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Wen meinen Sie denn jetzt?)

– Sie. Wen sonst? Ausschließlich Sie.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU – Frank-Peter
Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Wir
haben es doch überhaupt nicht kritisiert! Waschen
Sie einmal Ihre Ohren! Das ist eine Unverschämt-
heit! Mit keinem Wort haben wir es kritisiert!)

– Entschuldigung, ich habe doch Ihren Zwischenruf ge-
hört, es wäre am besten, wenn die CDU-Fraktion sich auf-
lösen würde bzw. geschlossen würde.

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Das bestätigen Sie gerade!)

Herr Kaufmann, das große Problem ist: Wenn die CDU-
Fraktion geschlossen ist, ist dieses Parlament beschluss-
unfähig. Insofern haben Sie in dieser Frage ein echtes Pro-
blem.

(Zurufe von der CDU und der SPD)

Vizepräsidentin Ruth Wagner:

Herr Minister, die Zeit, die den Fraktionen zur Verfügung
stand, ist abgelaufen.

Stefan Grüttner, Minister und Chef der Staatskanzlei:

Meine Damen und Herren, insofern will ich nur sagen:
Vielleicht erinnern Sie sich an das, was Sie damals be-
schlossen haben, und zwar Grundbücher und Liegen-
schaftskataster in einer Behörde zusammenzuführen. Das
war die Kabinettvorlage vom 19. Mai 1998. Damals war es
geplant, die 18 Außenstellen der damals 26 Katasterämter
aufzulösen und eine entsprechende Zusammenführung
zu machen. Der Hessische Rechnungshof hat zur Zu-
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sammenlegung von nunmehr 24 Katasterämtern, 7 Flur-
bereinigungsbehörden und den Grundbuchämtern der 
58 Amtsgerichte mit insgesamt 127 Standorten Stellung
genommen. Durch die Zusammenfassung in Bodenmana-
gementbezirke sieht er heute Synergieeffekte bei den Per-
sonalkosten in Höhe von mindestens 15,5 Millionen c
pro Jahr, bei den Raumkosten in Höhe von 6 Millionen c
pro Jahr. Das derzeitige Konzept mit 7 Standorten und 
5 Außenstellen ist hinreichend bekannt, sodass ich es nicht
noch einmal deutlich darlegen muss.

Ich will noch ein Wort zum Vorwurf der mangelnden Bür-
gernähe sagen. An den Sitzen der Kreisverwaltungen und
in den kreisfreien Städten, in denen eine Bodenmanage-
mentbehörde weder ihren Sitz noch eine Außenstelle hat,
wird eine Auskunfts- und auch Beratungsstelle vorhanden
bleiben. Insofern ist auch hier eine entsprechend nahe
Möglichkeit für Bürger gewährleistet.

Meine Damen und Herren, ich will noch – die Frage ist
aber entschieden, Herr von Hunnius – auf die Standorte
und Außenstellen eingehen. Die Landesregierung hat
nicht die Absicht, an dieser Entscheidung noch irgendet-
was zu ändern, auch was die Frage nach anderen Außen-
stellen beinhaltet.

Um es noch einmal zu sagen, auch bei den Amtsgerichten
wird die sachorientierte Begründetheit des Vorgehens in
Zweifel gezogen. Nach der Mitteilung des Hessischen
Rechnungshofes an das Hessische Ministerium der Justiz
über die Prüfung, die er vorgenommen hat, ist auf der
Grundlage von Untersuchungen, Zählkartenstatistiken,
Geschäfts- und Personalübersichten, Haushaltsüberwa-
chungslisten, einem vom Rechnungshof konzipierten Fra-
gebogen sowie einer ergänzenden Erhebung zu den
Amtsgerichten mit weniger als vier Richterstellen gesagt
worden: Das ist auf Dauer unwirtschaftlich. Es besteht
keine Notwendigkeit, diese Amtsgerichte weiterzuführen.

Darauf, dass die Vorgängerregierung 25 Amtsgerichts-
standorte geschlossen hat, habe ich schon hingewiesen.
Wir gehen jetzt dahin, acht Amtsgerichte zu schließen.
Vier sollen zu Außenstellen umfunktioniert werden.

Meine Damen und Herren, insofern will ich sagen, dass
wir in allen Fragen, die mit der Verwaltungsstrukturre-
form in Hessen zusammenhängen – Standortentscheidun-
gen,Vereinfachungen und anderes mehr –, einen ganz ent-
scheidenden Schritt in diesem Lande gegangen sind, um
zu mehr Effizienz bei einem geringeren Einsatz von Mit-
teln und Ressourcen zu kommen. Dies ist ein mutiger
Schritt gewesen, den dieses Land gegangen ist. Ich bin
dankbar, dass es eine politische Mehrheit in diesem Hause
gibt, die bereit ist, diesen mutigen Schritt mitzugehen.

(Beifall des Abg. Volker Hoff (CDU))

Ich bin der festen Überzeugung, dass diese Reform von
den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern akzeptiert, von
den Bürgern angenommen und im Endeffekt zu einer mo-
dernen Verwaltung in Hessen führen wird.

(Günter Rudolph (SPD): Wo leben Sie denn?)

Auf diesem Weg sind wir. Wir haben schon viel erreicht,
aber wir haben noch einiges zu tun. – Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsidentin Ruth Wagner:

Meine Damen und Herren, wir haben jetzt noch Wort-
meldungen von Herrn Bender von der SPD und Herrn

Frömmrich von den GRÜNEN. Sie haben jeweils fünf
Minuten Redezeit plus noch eine zusätzliche Minute, die
aufgelaufen ist. – Herr Bender, Sie haben das Wort für die
SPD.

Bernhard Bender (SPD):

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Wie hätte
man besser darstellen können, dass man kein zielsicheres
und schlüssiges Konzept hat, als durch diese Rede von
Herrn Grüttner?

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Folgende Aussage könnte nahezu von allen Fraktionen im
Hessischen Landtag unterstützt werden. Ich zitiere:

Wir werden unseren Weg der partnerschaftlichen
Zusammenarbeit mit den Kommunen und Spitzen-
verbänden auch in Zukunft fortführen. Für uns ist
Leitmotiv, dass die Kommunen ihre Angelegenhei-
ten weitgehend selbst regeln.

So schreibt wer? Die CDU-Fraktion in ihrem Regie-
rungsprogramm.

(Günter Rudolph (SPD): Alles Heuchelei!)

Mit der Einführung einer neuen Sonderbehörde Boden-
management handeln Sie gegen Ihre eigenen Grundsätze.
Wer glaubt, eine Bodenmanagementbehörde formen zu
müssen, sollte von den bewährten Strukturen nicht ohne
triftigen Grund abrücken. Was finden wir vor? Die hessi-
sche Katasterverwaltung ist eine hoch moderne, leistungs-
fähige und innovative technische Verwaltung, die keinen
Vergleich in der Bundesrepublik zu scheuen braucht. Mit
ihren Produkten kann sie sich am Markt behaupten – ich
füge hinzu: wenn man sie denn nur ließe.

(Günter Rudolph (SPD): So ist es!)

Der öffentliche Glaube des Grundbuches, welches aus gu-
ten Gründen beim Amtsgericht geführt wird, gibt uns die
notwendige Sicherheit bei anstehenden Investitionsent-
scheidungen und stellt einen bedeutenden Standortfaktor
dar. Mit der Einführung des elektronischen Grundbuchs
wird der Stand der Technik auch hier erreicht. Wir begrü-
ßen dies ausdrücklich und wissen, welche Anstrengungen
seitens der betroffenen Mitarbeiter hierfür notwendig wa-
ren.

Wie hat Herr Staatssekretär Landau im Hauptausschuss
so treffend gesagt? „Die Braut ist geschmückt und wird
nun das Haus verlassen.“

(Zurufe: Oh!)

Warum eigentlich? – Was bisher gefehlt hat, ist eine ge-
meinsame Datenbank, um alle grundstücksbezogenen
Daten ohne organisatorische Schnittstellen optimal und
schnell nutzen zu können. Hierzu bedarf es nicht der Bil-
dung einer neuen Sonderbehörde.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Bei Berücksichtigung der kommunalen Aufgaben beim
Bodenmanagement ist die Verknüpfung in diesem Be-
reich ebenfalls zu prüfen.Was läge also näher, als im Sinne
des eingangs zitierten Grundsatzes erst einmal über eine
Kommunalisierung nachzudenken? Die Stärkung der
Bürgernähe, die Vermeidung von Doppelarbeit, die För-
derung des wirtschaftlichen Wachstums, der Schutz der
natürlichen Lebensgrundlagen, der Ausgleich von Nut-
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zungskonflikten werden optimal zu erreichende Ziele,
wenn das Bodenmanagement in kommunale Verantwor-
tung übergehen könnte. Doch vor dieser Entscheidung
drückt sich die Landesregierung zum wiederholten Male.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Die dringend zu lösende Frage, welche staatlichen Aufga-
ben kommunalisiert werden können, natürlich unter Be-
achtung des Konnexitätsprinzips, wird von der Regierung
Koch nicht beantwortet. Solange hier eine Festlegung ver-
weigert wird, bleibt jede Staatsmodernisierung Stück-
werk. Nach dem Grundsatz „Die Finanzierung folgt den
Aufgaben“ könnte hier ein wirklicher Beitrag zur Ver-
wirklichung des eigenen Zieles, des oben erwähnten Re-
gierungsprogramms geleistet werden. Durch die kommu-
nale Bodenmanagementbehörde entstünden echte Syner-
gieeffekte unmittelbar vor Ort. Neben den Bereichen Per-
sonalverwaltung, Beschaffungswesen, Aus- und Fortbil-
dung könnten die Fahrbereitschaft und auch der Verwal-
tungsapparat der allgemeinen Verwaltung gemeinsam ge-
nutzt werden. Durch eine solche Maßnahme entstünde
ein Geodatenverbund für alle grundstücksbezogenen In-
formationen auf der operativen kommunalen Ebene.

Die flächendeckenden Geodaten könnten den Bürgern,
der Wirtschaft und der Verwaltung dort zur Verfügung ge-
stellt werden, wo sie gebraucht werden. Eine solche ge-
bündelte Behörde würde wesentlich effektiver, über-
schaubarer und präziser arbeiten als eine staatliche
Sonderbehörde, die weitab angesiedelt ist.

(Beifall bei der SPD)

Eine weitere Verbindung zur kommunalen Aufgabener-
füllung ist bei allen Infrastrukturmaßnahmen gegeben.
Beispielhaft seien hier die Auswirkungen auf Katastro-
phenschutz, Hochwasserschutz, Energieversorgung,
Trinkwassergewinnung, Entsorgung und Planungssicher-
heit in Baugebieten genannt. Alle diese Gründe sprechen
gegen den Rückzug der Bodenmanagementbehörde aus
der Fläche. Besonders schwer wiegt hierbei die Schwä-
chung des ländlichen Raums. Große Entfernungen, be-
sonders in Nord- und Mittelhessen, sind bei zentralisier-
ten Sonderbehörden zu überwinden. Dies stärkt nicht die
schnelle und bürgerfreundliche Aufgabenerfüllung. Am
Beispiel des Schwalm-Eder-Kreises und des Werra-Meiß-
ner-Kreises wird dies auffällig deutlich.

Bei jeder Fortentwicklung der Verwaltung im staatlichen
und kommunalen Bereich muss vorher zwingend geklärt
werden, unter welchen Bedingungen das Personal wech-
seln kann. Hier fordern wir Sie auf, endlich mit den Kom-
munalen Spitzenverbänden zu einer einvernehmlichen
Regelung zu kommen. Auch wenn im Falle der Kataster-
verwaltung bei der Rücknahme der Beschränkung von
Schlussvermessungen und der Ausführung von Ingenieur-
vermessungen mit einem Deckungsgrad von 70 bis 80 %
Gebühreneinnahmen gerechnet werden kann, bleiben im-
mer noch 20 bis 30 % gegenzufinanzieren.

Vizepräsidentin Ruth Wagner:

Herr Kollege, Ihre Redezeit ist abgelaufen.

Bernhard Bender (SPD):

Vielen Dank, ich komme zum Ende. – Aus allen vorgetra-
genen Argumenten fordern wir Sie daher auf, die zentra-
lisierte Sonderverwaltung zu unterlassen. – Danke schön.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Ruth Wagner:

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat Herr
Frömmrich das Wort. Sechs Minuten Redezeit.

(Armin Klein (Wiesbaden) (CDU): Wie oft denn
noch?)

Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herr Kollege Klein, ich dachte, Sie können nicht genug
von mir bekommen.Von daher habe ich mich noch einmal
zu Wort gemeldet.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Armin Klein (Wiesbaden) (CDU): Wenn Sie we-
nigstens zuhören würden!)

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Herr Grüttner, ich habe Ihren Ausführungen schon
ziemlich gelauscht, aber zur Klarheit hat das, was Sie hier
vorgetragen haben, nicht beigetragen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der SPD – Zuruf des Abg. Armin Klein (Wies-
baden) (CDU))

Wenn ich Revue passieren lasse, wie Sie hier argumentiert
haben, in welcher Form Sie hier agiert haben, habe ich das
Gefühl, dass bei Ihnen die Hütte brennt und dass Sie des-
wegen in dieser Frage so aufgeregt sind.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei Abgeordneten der SPD)

Zur Klarheit ist hier nichts gesagt worden. Herr Kollege
Grüttner, wenn Sie hier sagen, das habe alles stattgefun-
den, es habe Aufgabenkritik stattgefunden, und man habe
natürlich in den Ministerien vorher genau geprüft, welche
Dinge geschlossen und welche zusammengelegt werden
könnten, dann frage ich mich aber: Warum haben Sie den
Dringlichen Berichtsantrag der FDP-Fraktion, Drucks.
16/996, nicht beantwortet? Warum haben Sie die Grund-
lagen, die in diesen Fragen stecken, nicht beantwortet? –
Ich lese es Ihnen einmal vor.

(Zuruf des Abg. Armin Klein (Wiesbaden) (CDU)
– Gegenruf der Abg. Priska Hinz (BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN))

Es gehört z. B. zur Zusammenlegung von Behördenstan-
dorten, dass man eruiert, wie viel Büroraum zur Verfü-
gung steht. Das ist eine ganz einfache Frage: „Wie groß ist
die jeweils von der Behörde oder Einrichtung genutzte
Büro- und Arbeitsfläche?“ – Fehlanzeige, das konnten Sie
im Innenausschuss nicht beantworten.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der SPD)

„Welche Gebäude stehen jeweils im Eigentum des Lan-
des Hessen, welche sind angemietet oder werden unent-
geltlich genutzt?“ – Das müssten Sie doch im Innenaus-
schuss beantworten können, wenn Sie das wüssten.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der SPD)

„Wie hoch sind jeweils die Kosten für die Räumlichkeiten
(Mietzins- und Nebenkostenanteil bitte getrennt angeben
...)?“ – Über Letzteres kann man geteilter Meinung sein,
aber wie hoch der Mietzins jeweils für die Räumlichkeiten
ist, ob es sich um Eigentum oder gemietete Objekte han-
delt, das hätten Sie doch beantworten können, wenn doch
alles stattgefunden hat, wie Sie hier sagen.
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(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der SPD)

Wenn eine Aufgabenkritik stattgefunden hat, wenn Sie
doch die Räumlichkeiten bewertet haben, wenn Sie doch
sachgerecht entschieden hätten, hätten Sie doch alle diese
Fragen im Ausschuss beantworten können. Sie haben sie
aber nicht beantwortet – also vollständige Fehlanzeige.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der SPD)

Auch bei der Frage der Bodenmanagementbehörde ha-
ben wir nicht gesagt – deswegen werden wir dem Antrag
der SPD auch nicht zustimmen –, dass wir das ablehnen.
Das haben Sie anscheinend verkehrt verstanden. Ich habe
den Anspruch, dass Entscheidungen, die getroffen wer-
den, nachvollziehbar sein müssen. Man kann etwas nicht
ablehnen – wie die Zusammenlegung und die Schaffung
einer Bodenmanagementbehörde –, wenn einem die
Grundlagen gar nicht klar sind. Von daher auch unsere
Forderung, hier die Grundlagen offen zu legen, die zu Ih-
rer Entscheidung beigetragen haben. Legen Sie sie dem
Parlament vor, dann können wir offen darüber diskutie-
ren und darüber entscheiden.Aber auf die Art und Weise,
wie Sie das tun, nämlich von oben herab, par ordre du
mufti, die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nicht einzu-
binden, die Städte und Gemeinden, die betroffen sind,
nicht einzubinden, ist eine Art von Verwaltungsreform, zu
der Sie die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nicht mit-
nehmen, sondern gegen sich aufstellen. Meine Damen
und Herren, das kann nicht zum Erfolg führen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der
SPD und der FDP)

Zu den Amtsgerichten: Sie können natürlich anführen,
dass während der rot-grünen Koalition Amtsgerichte ge-
schlossen worden sind. Das hat keiner bestritten, natürlich
haben wir das gemacht.

(Klaus Dietz (CDU): Und Forstbehörden!)

Wir haben seinerzeit auch eine Forststrukturreform
durchgeführt. Ich kann mich gut erinnern, wie hier ein-
zelne Abgeordnete, z. B. der Kollege Fischer (Waldeck), in
dieser Debatte geredet haben.

(Zurufe der Abg. Armin Klein (Wiesbaden) und
Birgit Zeimetz-Lorz (CDU) und Ursula Hammann
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

Das ist alles keine Frage. Wir wollen für die Entscheidun-
gen, die Sie treffen, nachvollziehbare Aufgabenkritik. Wir
wollen eine Kosten-Nutzen-Analyse haben. Wir wollen
sehen, auf welcher Grundlage diese Entscheidungen ge-
troffen worden sind. Dann können wir sie auch mittragen,
aber nicht so, wie Sie das machen, ohne Sinn und Ver-
stand, und ohne dass es nachvollziehbar ist.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der
SPD und der FDP)

Frau Kollegin Zeimetz-Lorz, das gilt auch für die Amtsge-
richte. Wenn Sie hier aus Rechnungsprüfungsberichten
des Landesrechnungshofs zitieren und den Inhalt der Be-
richte des Landesrechnungshofs kennen, der den anderen
Fraktionen dieses Hauses nicht vorliegt,

(Zuruf von der CDU: Das stimmt doch gar nicht!)

dann finde ich das schon einigermaßen verwunderlich und
bin dankbar, dass das Präsidium überprüft, wie dieser Be-
richt Sie erreicht hat.

(Zuruf des Abg.Armin Klein (Wiesbaden) (CDU))

Wir wollen – das ist auch der Inhalt des Antrags der 
SPD –, dass Sie den Inhalt dieses Berichts vorlegen, damit
wir nachvollziehen können, dass das, was Sie an Umset-
zung machen, mit dem übereinstimmt, was der Landes-
rechnungshof geschrieben hat. Dafür brauchen wir die
Grundlagen. Wir wollen überprüfen, ob das alles zu-
sammenpasst.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der SPD)

Frau Kollegin, ich bin es leid.

(Zuruf von der CDU: Oh! – Birgit Zeimetz-Lorz
(CDU): Das betrübt uns!)

– Dass Sie betrübt sind, das kann ich gar nicht verste-
hen. – Wir haben das im Zusammenhang mit der PVS dis-
kutiert. Wir haben es im Zusammenhang mit den Beam-
ten diskutiert. Wir diskutieren es im Zusammenhang mit
den Behördenstandorten. Dass Sie sich immer wieder
hierhin stellen und sagen, das Ganze sei sozusagen alter-
nativlos – das ist einfach nicht richtig.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der
SPD und der FDP)

Meine Fraktion ist auch im Grundsatz nicht gegen Ver-
waltungsreform.

Vizepräsidentin Ruth Wagner:

Herr Kollege, Sie müssen zum Ende kommen.

Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Aber wir wollen nachvollziehbare Kriterien haben. Wir
wollen nachvollziehen können, wie diese Sachen von Ih-
nen entschieden worden sind. Wir haben zum Thema
Weihnachtsgeld, Urlaubsgeld Alternativen vorgelegt. Wir
haben zur Arbeitszeit Alternativen vorgelegt. Wir haben
in der Debatte zur PVS gesagt, dass das nicht der richtige
Weg ist.

(Zuruf des Abg. Dr. Peter Lennert (CDU))

Ich bitte Sie, dass Sie endlich damit aufhören, hier im
Hause zu behaupten, das Ganze sei alternativlos. Wir for-
dern Sie auf, wenn Sie hier Behördenstandorte ändern,
dass Sie das mit Sinn und Verstand machen, dass das nach-
vollziehbar ist. Wir wollen das als Abgeordnete auch
nachvollziehen können.

(Hans-Jürgen Irmer (CDU): Sie wiederholen sich!)

Das fordern wir von Ihnen, und das sind Sie schuldig.
Wenn Sie das für das BKA fordern, dann sollten Sie das,
was Sie von Berlin fordern, hier in Wiesbaden auch ein-
halten.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der SPD)

Vizepräsidentin Ruth Wagner:

Frau Zeimetz-Lorz hat noch einmal das Wort.

Birgit Zeimetz-Lorz (CDU):

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Liebe Kol-
legen, da es hier ganz offensichtlich zu Irritationen ge-
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kommen ist, was den Bericht des Rechnungshofs anbe-
langt, sage ich noch einmal an dieser Stelle, dass ich den
besagten Rechnungshofbericht nicht habe. Meine Infor-
mation war die,

(Günter Rudolph (SPD): Nur Wahrheit!)

dass der Rechnungshofbericht sozusagen in die Pipeline
geschoben wurde, um an die Fraktionen verteilt zu wer-
den.

(Zuruf des Abg. Günter Rudolph (SPD))

Das Zitat, auf das sich Herr Kahl berufen hat, habe ich ei-
ner öffentlichen Presseinformation der Hessischen Lan-
desregierung vom 16. Dezember 2003 entnommen.

(Hans-Jürgen Irmer (CDU): Hört, hört!)

Ich bitte, die Aufmerksamkeit auf die Seite 6 zu legen.
Dort steht unter Punkt 3 genau das, was ich hier aus dem
Rechnungshofbericht zitiert habe. Ich glaube der Landes-
regierung, wenn sie in eine Presseerklärung hinein-
schreibt: „Der Rechnungshof hat dies gesagt“, dass dies
auch so drinsteht. – Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU – Hans-Jürgen Irmer (CDU):
Sehr gut! Wo bleibt die Entschuldigung?)

Vizepräsidentin Ruth Wagner:

Meine Damen und Herren, damit ist zunächst die Aus-
sprache geschlossen. Ich gebe nun Herrn Abg. Kahl nach
§ 81 der Geschäftsordnung das Wort.

(Jörg-Uwe Hahn (FDP): Ach Gott! Das könnt ihr
in Vöhl machen; das muss doch nicht jetzt sein!)

Reinhard Kahl (SPD):

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Da der Herr
Staatsminister keine Zwischenfrage mehr zugelassen
hatte, will ich bezüglich des Amtsgerichts Bad Wildungen
sagen, dass ich selbstverständlich nicht aus dem Amtsge-
richt Bad Wildungen geflüchtet bin, wie er sich hier aus-
gedrückt hat. Im Übrigen hatten wir ein sehr gutes Ge-
spräch zusammen mit Frau Hofmann im Amtsgericht in
Bad Wildungen. Dass das Personal, das zum überwiegen-
den Teil im Schwalm-Eder-Kreis und in Kassel wohnhaft
ist,

(Günter Rudolph (SPD): Hört, hört!)

natürlich gerne bereit ist, nach Fritzlar oder nach Hom-
berg zu gehen, ist wohl eine Selbstverständlichkeit. Nur
hat das mit der Struktur und der Sinnhaftigkeit dieser Re-
form überhaupt nichts zu tun.

(Beifall bei der SPD)

Im Übrigen verweise ich darauf, dass die Wildunger Mit-
arbeiterin, die nach Homberg oder Fritzlar gehen soll,
schon gekündigt hat, weil es für ihr Einkommen gar nicht
mehr sinnvoll ist, dorthin zu gehen. Auch das ist Realität.

Vizepräsidentin Ruth Wagner:

Herr Kahl, die Erwiderung auf die Feststellung, dass Sie
auf der Flucht gewesen seien, ist eine persönliche Bemer-
kung. Aber alles andere ist jetzt wieder eine Sachausein-

andersetzung. Ich bitte Sie deshalb, jetzt zum Ende zu
kommen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der FDP)

Reinhard Kahl (SPD):

Frau Präsidentin, ich rede über das Gespräch, das ich dort
geführt habe und auf das Herr Staatsminister Grüttner
eingegangen ist. Deswegen sage ich als Weiteres dazu,
dass es hier um die Zerschlagung eines Amtsgerichtsbe-
zirks geht. Sie könnten ja einmal den bisherigen Leiter des
Amtsgerichts fragen, wie er dazu steht. Und fragen Sie
einmal alle Betroffenen, etwa das Gesundheitsamt, wie
das gerade in Bezug auf das Betreuungsrecht aussieht.
Herr Minister, ich fordere Sie auf, nicht nur eine selektive
Wahrnehmung zu machen.Wenn Sie über Bad Wildungen
reden, sollten Sie zumindest bereit sein, die 8.000 Unter-
schriften, die z. B. in Witzenhausen gegen die Schließung
des Amtsgerichts gesammelt worden sind, auch entgegen-
zunehmen.

(Beifall bei der SPD – Dr. Peter Lennert (CDU):
Das ist auch keine persönliche Erklärung!)

Vizepräsidentin Ruth Wagner:

Meine Damen und Herren, weil es Donnerstag ist,

(Jörg-Uwe Hahn (FDP): Das war Weiberfastnacht,
Herr Kahl!)

ging es wohl nach dem berühmten Deutschaufsatzthema
„Schreibe einen Aufsatz über den Wurm“, und weil der
Schüler nur etwas über den Elefanten weiß, schreibt er:
Der Elefant hat einen Wurm, und deshalb erkläre ich Fol-
gendes.

(Heiterkeit und Beifall des Abg. Jörg-Uwe Hahn
(FDP) – Jörg-Uwe Hahn (FDP): Es ist nur die
Frage: Ist Herr Kahl der Elefant oder der Wurm?)

Ich glaube, es haben jetzt doch alle zusammen wieder die
Kurve gekriegt. Das ist prima. Wir sind uns doch einig.

Liebe Freunde, wir werden jetzt nach den Vorabsprachen
auch den Entschließungsantrag der SPD – das hat Herr
Kahl signalisiert – an die Ausschüsse überweisen. Ich muss
aber die einzelnen Tagesordnungspunkte vorlesen, weil es
unterschiedliche Überweisungen gibt.

Tagesordnungspunkt 18: Der Antrag der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN betreffend Zusammen-
legung von Behördenstandorten, Drucks. 16/1884, soll an
den Hauptausschuss überwiesen werden.

Der Entschließungsantrag der Fraktion der SPD betref-
fend Pläne der Landesregierung zur Schaffung einer Bo-
denmanagementbehörde, Drucks. 16/1899, soll an den
Ausschuss für Wirtschaft und Verkehr und an den Rechts-
ausschuss überwiesen werden.

(Reinhard Kahl (SPD): RTA federführend! – Frank
Gotthardt (CDU): Nein, nicht federführend! 
– Reinhard Kahl (SPD): Das ist unser Antrag! –
Frank Gotthardt (CDU): Ich halte das für objekti-
ven Unfug! – Jörg-Uwe Hahn (FDP): Die Mehrheit
entscheidet! Das ist immer so!)

– Rechtsausschuss federführend, wird vorgeschlagen. Das
wird von der antragstellenden Fraktion begehrt. Herr
Kahl beantragt das. Wie war das? Rechtsausschuss feder-
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führend, Ausschus für Wirtschaft und Verkehr beratend?
– Herr Gotthardt, haben Sie einen anderen Vorschlag?

(Frank Gotthardt (CDU): Ich halte es für einen ob-
jektiven Unfug!)

– Aber Sie stellen keinen Antrag. – Dann ist das so be-
schlossen: Rechtsausschuss federführend, Ausschuss für
Wirschaft und Verkehr beteiligt.

Dann geht es noch um den Antrag der Fraktion der SPD
betreffend Offenlegung der Stellungnahme des Landes-
rechnungshofes zur Schließung von Amtsgerichtsstandor-
ten, Drucks. 16/1900: Überweisung an den Rechtsaus-
schuss.

Damit haben wir die drei Tagesordnungspunkte 18, 32
und 33 behandelt.

Ich rufe nun Tagesordnungspunkt 22 auf:

Antrag der Fraktion der FDP betreffend Abgabe illegaler
Waffen – tätige Reue auch im Waffengesetz – Drucks. 16/
1888 –

Fünf Minuten Redezeit. Der Fraktionsvorsitzende der
FDP, Herr Hahn, hat das Wort.

Jörg-Uwe Hahn (FDP):

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren!

(Birgit Zeimetz-Lorz (CDU): Herr Hahn gibt jetzt
seine Waffe ab!)

Es ist ein ernsthaftes Anliegen, das die FDP-Fraktion Ih-
nen heute vorträgt; aber es ist natürlich ein bisschen
schwierig, an Weiberfastnacht eine Brücke zu bauen, wo
es draußen jetzt gerade viele Waffen gibt, die von Sheriffs
oder sonst wie Verkleideten herumgetragen werden, und
das Thema zu erörtern. Lassen Sie mich deshalb in zwei
oder drei kurzen Sätzen Folgendes sagen.

Mit unserer Initiative wollen wir erreichen, dass illegale
Waffen unbürokratisch abgegeben werden können und so
ein Anreiz entsteht, illegale Waffen abzugeben.

(Beifall bei der FDP)

Viele Menschen trauen sich nicht, ihre nunmehr illegal ge-
wordenen Waffen abzugeben, weil sie eine Strafverfol-
gung fürchten. Der Hintergrund ist in der sehr ausführ-
lichen schriftlichen Begründung unseres Antrags nachzu-
lesen.

Im April vergangenen Jahres wurde das Waffengesetz
vom Deutschen Bundestag, im Übrigen gegen die Stim-
men der Union und der FDP im Deutschen Bundestag,
von Rot-Grün verabschiedet. Eine Reihe von Waffen, die
zum damaligen Zeitpunkt noch erlaubt waren und für die
man keine Genehmigung brauchte, sind infolge dieses
Gesetzes verboten bzw. erlaubnispflichtig geworden. Es
gab eine Übergangsfrist bis zum 31. August 2003, diese
illegal gewordenen Waffen abzugeben, da in aller Regel
eine Genehmigung für diese nicht mehr zu erhalten ist.

Eine Nachfrage beim hessischen Innenministerium von
uns im Herbst hat ergeben, dass zum damaligen Zeitpunkt
gerade 250 Waffen in ganz Hessen abgegeben worden
sind. Es ist davon auszugehen, dass sich mindestens das
Zehn- bis Zwanzigfache derartiger Waffen noch in irgend-
welchem Besitz befindet. Aus diesem Grund meinen wir,
wir sollten einen Anreiz zur Abgabe der Waffen geben.
§ 306e des Strafgesetzbuchs oder § 31 BtMG hat das

Rechtssystem der tätigen Reue eingeführt. Das heißt,
meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, ich gehe
davon aus, dass auch Sie mit den Liberalen der Auffassung
sind, dass jede abgegebene Waffe eine gute Waffe ist. Wir
sollten deshalb versuchen, Mittel und Wege zu finden,
dass diese Waffen abgegeben werden, und zwar ein biss-
chen unter Beachtung des Legalitätsprinzips, aber auch
ein bisschen unter Umgehung des Legalitätsprinzips. Des-
halb gibt es ja das Institut der tätigen Reue. Ich glaube, wir
können uns im Ausschuss sicherlich auf eine entspre-
chende Beschlussfassung einigen. – Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Ruth Wagner:

Für die Fraktion der CDU rufe ich Herrn Rhein auf.

Boris Rhein (CDU):

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren, insbesondere lieber Herr Hahn! Bei der Kopftuchde-
batte bin ich aufgrund der wunderschönen und erfolgrei-
chen schwarz-gelben Zeiten, die wir miteinander ver-
bracht haben, ein bisschen sentimental geworden.

(Jörg-Uwe Hahn (FDP): Der abgeschnittene
Schlips ist auch okay!)

– Der Schlips ist auch elegant, ich weiß. Das war Frau
Klümper aus der CDU-Fraktion.

Aber bei dem Thema, das wir heute diskutieren, muss ich
feststellen, dass Ihnen die Koalitionsabstinenz nicht
sonderlich gut tut. Im Ansatz ist die in Ihrem Antrag for-
mulierte Idee gar nicht einmal so schlecht. Deswegen ist
dieser Gedanke auch in § 58 des Waffengesetzes einge-
flossen. Die Fristen sind am 31. August bzw. am 30. Sep-
tember abgelaufen, und das Ergebnis ist – Sie haben es
auch dargestellt, Herr Hahn – nicht nur enttäuschend,
sondern es ist außergewöhnlich mager, und das bundes-
weit. Wir haben in Hessen – diese Zahl liegt mir vor – 409
abgegebene Waffen. In Berlin waren es gerade einmal
100, in München 251, in manchen Landratsämtern sind
nicht mehr als 20 abgegeben worden. In Frankfurt – so
sagt uns die Polizei – seien gerade einmal zwei Mülleimer
voll zusammengekommen. Die Zahlen sind umso trauri-
ger, als wir wissen, dass – Sie haben es auch gesagt, Herr
Hahn – 40- oder 50-mal so viele Waffen unterwegs sind,
dass also wirklich Tausende von Waffen noch unterwegs
sind. Da manche Personen gleich mehrere Waffen abge-
geben haben, ist die Zahl derer, die wir erreicht haben,
noch geringer. Da wir eine riesige öffentliche Werbekam-
pagne zur Waffenabgabe gestartet haben, kann sich kei-
ner herausreden, er habe nichts davon gewusst.

(Jörg-Uwe Hahn (FDP): Stimmt!)

Herr Hahn, ich bin der Auffassung, dass Ihr Vorschlag
kein echter Beitrag zur Erhöhung der inneren Sicherheit
ist. Ich finde ihn im Übrigen auch in rechtlicher Hinsicht
in einigen Punkten äußerst problematisch. Bei aller Sym-
pathie und bei aller Sentimentalität, die ich insbesondere
Ihnen und der FDP gegenüber habe – nehmen Sie es mir
nicht übel, wenn ich sage: Herr Hahn, vieles von dem, was
Sie in diesem Antrag vorschlagen, ist unüberlegt und un-
ausgegoren, weil die wichtigsten Fragen unbeantwortet
bleiben.

Da ist beispielsweise die Frage: Was geschieht eigentlich,
wenn sich Kriminelle auf diesem Wege ihrer Tatwaffen
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entledigen – anonym und ohne das Risiko der Strafver-
folgung? Die zweite wichtige Frage ist: Was ist eigentlich
mit dem Sicherheitsrisiko, das ein mit Waffen gefüllter
Container darstellt, der nach Ihren Vorstellungen auch
noch anonym zugänglich sein müsste? Die dritte und
wichtigste Frage ist:Was ist das eigentlich für ein Staat, der
ein strafbares Verhalten, nämlich den illegalen Besitz von
Waffen, billigt, und was hat dieser Staat für ein Selbstver-
ständnis, wenn er nach dem Ablauf einer Abgabefrist eine
neue, sogar unbegrenzte Frist einführt, wie Sie es fordern?

(Nicola Beer (FDP): Es geht um tätige Reue!)

Ganz abgesehen von den technischen Unklarheiten in Ih-
rem Antrag, z. B. der Festlegung, wer die Unbrauchbar-
machung der Waffen kontrollieren soll, frage ich Sie: Ha-
ben wir im April 2002 nach den schrecklichen Ereignissen
in Erfurt das Waffenrecht verschärft, um am Ende das Le-
galitätsprinzip und das Gewaltmonopol des Staates in-
frage zu stellen? 

Meine Damen und Herren, wer illegal Waffen besitzt,

(Jörg-Uwe Hahn (FDP): Der hat sie schon abgege-
ben!)

der ist ein Sicherheitsrisiko, der ist eine Gefahr für die in-
nere Sicherheit. Deswegen sind wir, die Abgeordneten,
deswegen ist der Staat gefordert,

(Jörg-Uwe Hahn (FDP): Die Waffen einzusam-
meln!)

das Gewaltmonopol des Staates durchzusetzen, das unter
anderem durch das Waffenrecht gesichert wird. Des-
wegen: Übergangsfrist ist Übergangsfrist, und diese Über-
gangsfrist ist abgelaufen.

Herr Hahn, ich will mit Ihnen gar nicht so hart ins Gericht
gehen wie der Fraktionsvorsitzende der Wiesbadener
FDP, der gesagt hat:

Wer so etwas fordert, der hätte besser erst gedacht
und dann geredet.

Er sagt weiter:

Wer das staatliche Gewaltmonopol oder das Lega-
litätsprinzip im Strafprozessrecht infrage stellt, der
versagt im liberalen Wächteramt für den Rechts-
staat.

(Jörg-Uwe Hahn (FDP): Helau!)

Aus Sympathie will ich mit Ihnen nicht so hart ins Gericht
gehen. Das müssen Sie in der liberalen Familie, die ja
überschaubar groß ist, selbst regeln. Mit uns wird es aber
keine weitere Frist nach der Frist geben.

Erlauben Sie mir noch eine kurze Anmerkung, denn ich
glaube, ich habe noch ein bisschen Redezeit, Frau Präsi-
dentin.

Vizepräsidentin Ruth Wagner:

Deshalb frage ich Sie, ob Sie eine Zwischenfrage meiner
Kollegin Beer erlauben, Herr Kollege.

(Heiterkeit)

Boris Rhein (CDU):

Frau Präsidentin, ich möchte viel lieber auf andere Weise
das gute schwarz-gelbe Verhältnis wieder herstellen, und
zwar dadurch, dass ich der Bitte des Kollegen Rentsch

nachkomme, der in der BKA-Debatte vergessen hat, fol-
genden Zuruf zu machen, den ich jetzt – auf seine Bitte
hin – vortrage. Dieser Zuruf lautet: „Bis nach Berlin
schallts ohne Ende: Vom BKA lass bloß die Hände!“

(Heiterkeit)

Lieber Florian, hiermit habe ich deinen Zuruf nachgeholt.
Ich hoffe, zwischen Schwarz und Gelb herrscht jetzt wie-
der Frieden. Der Antrag wird von uns trotzdem abge-
lehnt. Lassen Sie uns aber erst einmal im Ausschuss da-
rüber diskutieren.

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Ruth Wagner:

Für die Fraktion der SPD hat Herr Rudolph das Wort.

Günter Rudolph (SPD):

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Mit dem Antrag der FDP soll analog der dort ge-
nannten Regelung im Strafgesetzbuch eine Bestimmung
geschaffen werden, nach der in jedem Fall zwar ein straf-
rechtliches Ermittlungsverfahren einzuleiten ist, das Ge-
richt aber von einer Bestrafung absehen oder das Straf-
maß herabsetzen kann, wenn jemand seine Waffen, die er
illegal in Besitz hatte, freiwillig abgibt.

Das Institut der tätigen Reue ist zwar im bundesdeut-
schen Sanktionsrecht nicht neu, es stellt sich aber die
Frage, ob der Antrag der FDP-Fraktion die angemessene
Antwort auf den hier zur Diskussion stehenden Sachver-
halt ist. Das müssen wir sehr genau prüfen. Es geht näm-
lich um den Besitz von Spring-, Fall- und Schmetterlings-
bzw. Butterfly-Messern sowie um den Besitz von Wurf-
sternen.

Die Verschärfung des Waffengesetzes erfolgte im Zuge ei-
ner Initiative vieler Bundesländer als Folge und Ergebnis
der schrecklichen Ereignisse von Erfurt. Wegen der Ver-
schärfung der Bestimmungen des Gesetzes wurde eine
Übergangsfrist eingerichtet. Wer bis zum 31. August 2003
seine Waffen abgegeben hatte, blieb straffrei.

Es gab eine zweite Frist, nämlich die für die so genannte
Amnestieregelung, die bis zum 30. September 2003 galt.
Das novellierte Waffengesetz hat den Besitzern illegaler
Waffen bei Abgabe oder Entschärfung grundsätzlich eine
Amnestie gewährt, wenn sie ihre Waffen vor dem 1. April
2003 erworben hatten und diese Waffen schon nach dem
alten Waffengesetz erlaubnispflichtig waren.

Es gab also eine breite öffentliche Diskussion über die
Verschärfung des Waffenrechtes. Außerdem konnte man
zur Kenntnis nehmen – wenn man es denn wollte –, wo
man Waffen straffrei abgeben oder unbrauchbar machen
lassen konnte. Ich denke, der Zeitraum dafür war ange-
messen. Deshalb weiß ich nicht, ob Ihr Antrag wirklich die
richtige Antwort auf das Problem ist.

Sie schreiben in Ihrem Antrag, es seien etwa 250 Waffen
abgegeben worden. Herr Rhein hat für das gesamte Land
Hessen die Zahl von 409 Waffen genannt. Es war auf je-
den Fall eine überschaubare Zahl, auch in den anderen
Bundesländern.

Als das Waffenrecht in den Siebzigerjahren grundlegend
novelliert wurde, gab es ebenfalls Übergangsfristen. Da-
mals herrschte aber eine andere Sachlage: Es wurden Tau-
sende von Kriegswaffen abgegeben. Deshalb bin ich ei-
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gentlich der Auffassung – Herr Rhein wird erstaunt sein,
denn wir sind nicht oft einer Meinung –, dass es Grenzen
geben muss und dass Sanktionen eingeleitet werden müs-
sen, wenn bestimmte Fristen abgelaufen sind. Die Über-
gangsfristen waren angemessen lang. Wenn man z. B. La-
dendiebstähle konsequent ahndet, wenn man das
Schwarzfahren konsequent ahndet – auch das gehört zu
einem Rechtsstaat –, dann kann man beim illegalen Besitz
von Waffen, mit denen man schließlich auch Straftaten be-
gehen kann, nicht anders handeln. Wenn z. B. – Sie haben
darauf hingewiesen – Waffen, mit denen Gewaltverbre-
chen begangen worden sind, auf diese billige Art und
Weise entsorgt werden können, dann scheint mir der
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit nicht mehr gewahrt
zu sein.

Von daher gesehen habe ich den Eindruck, dass Ihr An-
trag, sehr verehrter Herr Kollege Hahn, zu kurz greift. Es
mag populistisch sein und gut klingen, weitere Dauerfris-
ten zu gewähren. Dem Thema Umgang mit und Besitz von
Waffen wird das nicht gerecht. Ich denke, der Antrag wird
diesem Thema insbesondere nach den Ereignissen von
Erfurt nicht gerecht.

Wer jetzt noch Waffen besitzt, den können wir nur auffor-
dern, diese zurückzugeben. Das kann man beim Strafmaß
berücksichtigen. Aber ich würde diesen Vorgang nicht
straffrei stellen, weil wir sonst einen ganz wichtigen Tat-
bestand ausgrenzen. Man könnte sonst nämlich auf den
Gedanken kommen, diese Regelung auf andere Bereiche
auszudehnen. Das wäre falsch. Ich denke, das ist ein viel
zu ernstes Thema. Ihr Antrag greift zu kurz. Wir stehen
dem Thema sehr kritisch gegenüber. Die weiteren Bera-
tungen im Ausschuss werden es zeigen. Wir lehnen den
Antrag tendenziell ab.

(Beifall bei der SPD und des Abg. Boris Rhein
(CDU))

Vizepräsidentin Ruth Wagner:

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat Herr
Dr. Jürgens das Wort.

Dr. Andreas Jürgens (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Die ge-
schätzten Vorredner haben es schon erwähnt: Im Jahre
2002 wurde das Waffenrecht von der rot-grünen Koalition
auf Bundesebene verschärft. Ich bin froh darüber, dass
das gelungen ist.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Bis dahin erlaubnisfreie Waffen wurden der Erlaubnis-
pflicht unterstellt. Der Kreis der verbotenen Waffen
wurde ausgeweitet. Die Strafvorschriften wurden teil-
weise verschärft. Diese Verbesserungen mussten gegen
den Widerstand von CDU und FDP durchgesetzt werden.
Ich bin, wie gesagt, froh, dass dies gelungen ist, weil es tat-
sächlich zu einer Verbesserung der Gesetzeslage geführt
hat.

Ziel des verschärften Waffengesetzes war und ist es, die
Verbreitung von Waffen einzuschränken, den Umlauf ille-
galer Waffen möglichst zu erschweren und – vor allem –
die Kontrolldichte hinsichtlich des Verbleibs von Waffen
zu erhöhen. Die im Waffengesetz dafür vorgehaltenen
Strafvorschriften sollen präventiv wirken und der Errei-

chung dieser Ziele dienen. Deswegen trifft der Vorschlag
der FDP in meiner Fraktion auf eine gewisse Sympathie.

(Beifall des Abg. Florian Rentsch (FDP))

Herr Hahn hat es bereits gesagt: Dem Zweck, möglichst
wenige – vor allem möglichst wenige unkontrollierte –
Waffen im Umlauf zu haben, wird natürlich am besten da-
durch Genüge getan, dass die Besitzer von Waffen diese
kontrolliert abgeben.

Eine Straffreistellung von Taten, die eigentlich strafbe-
wehrt sind, kommt immer dann in Betracht – das kann
man der Systematik anderer Vorschriften entnehmen –,
wenn der Täter ein Verhalten an den Tag legt, durch das
vorrangige gesetzgeberische Ziele besser erreicht werden
können als durch die Bestrafung des Täters. Dies gilt z. B.
für die nachträgliche Erklärung steuerpflichtiger Um-
stände, durch die ein Steuerpflichtiger Straflosigkeit hin-
sichtlich der an sich vollendeten Steuerhinterziehung er-
langen kann. Das Interesse der Allgemeinheit an der
nachträglichen Einnahme von Steuern, die ansonsten un-
wiederbringlich entgangen wären, überwiegt dann eben
den Strafanspruch – jedenfalls dann, wenn überhaupt erst
durch eine freiwillige Erklärung des Steuerpflichtigen die
Steuerpflichtigkeit und damit die Erfüllung des Straftat-
bestandes bekannt werden. Ohne diese Erklärung wäre
nämlich die Straftat im Dunkeln geblieben.

Genau das ist der Punkt, den ich Herrn Rhein gerne ent-
gegenhalten würde. Der Vorschlag der FDP-Fraktion
stellt nach meinem Dafürhalten keinen Verstoß gegen das
Legalitätsprinzip dar, denn nach lebenspraktischen Über-
legungen wird in den allermeisten Fällen der Täter, der
seine Waffe behält, gerade nicht dafür bestraft, weil der
Umstand des Waffenbesitzes im Verborgenen bleibt.
Dann ist es doch viel besser, den Strafanspruch des Staa-
tes zurückzunehmen, wenn er die Waffe freiwillig abgibt.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Der Fall, den die FDP in ihrem Antrag erwähnt, liegt im
Grunde genommen ähnlich wie der eben im Zusammen-
hang mit dem Steuerrecht geschilderte. Erst durch die
freiwillige Abgabe der Waffe würde das gesetzliche Ziel,
Waffen dem Umlauf und damit natürlich auch dem Ge-
brauch zu entziehen, erreicht. Eine Waffe, die abgegeben
worden ist, kann nicht mehr gebraucht werden.

Ohne diese Abgabe würde sie in vielen Fällen beim Täter
verbleiben, und wir wissen nicht, was damit geschieht,
nämlich ob sie später einmal eingesetzt wird oder nicht.
Soweit ich das verstehe, soll sich die Straffreiheit ohnehin
nur auf den Besitz der Waffe beziehen, nicht aber auf da-
mit begangene Straftaten. Das ist doch völlig klar.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Man muss sich das einmal überlegen: Es gibt auch Fälle, in
denen z. B. Jugendliche auf dem Flohmarkt – oder wo
auch immer – Gegenstände erworben haben, und dann
bekommen sie plötzlich mit, etwa durch eine Informa-
tionsveranstaltung der Polizei an ihren Schulen, dass dies
erlaubnispflichtige Waffen sind. Sie haben aber keine Er-
laubnis. Wenn sie dann sagen: „Na gut, ich muss mich der
Waffe irgendwie entledigen“, dann damit zur Polizei ge-
hen und sie abgeben, laufen sie natürlich Gefahr, wegen
des illegalen Besitzes einer Waffe zur Rechenschaft gezo-
gen zu werden. Nach unserem Dafürhalten ist es dann in
der Tat sinnvoll, den Strafanspruch zurückzunehmen und
nicht mit dem Strafrecht darauf zu reagieren.
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Es kann auch nicht jeder ohne weiteres feststellen, welche
Waffe erlaubnispflichtig ist. Ich habe mir die Anlage 1
zum Waffengesetz angesehen. Da wird z. B. die Hieb-,
Stich- und Stoßwaffe definiert:

Gegenstände, die ihrem Wesen nach dazu bestimmt
sind, unter unmittelbarer Ausnutzung der Muskel-
kraft durch Hieb, Stoß, Stich, Schlag oder Wurf Ver-
letzungen beizubringen

Ich glaube, das ist eine Vorschrift, die nicht jeder un-
mittelbar versteht und aus der nicht jeder gleich erkennen
kann, dass das, was er hat, eine erlaubnispflichtige Waffe
ist.

Allerdings müsste im Ausschuss noch genauer über die
Einzelheiten nachgedacht werden. Nach den §§ 51 und 52
des Waffengesetzes ist nicht nur der bloße Besitz von Waf-
fen unter Strafe gestellt, sondern strafbar macht sich auch
jeder, der eine Waffe ohne Erlaubnis „erwirbt, besitzt,
überlässt, führt, verbringt, mitnimmt, herstellt, bearbeitet,
instand setzt oder damit Handel treibt“. Zumindest sollte
niemand, der eine Waffe herstellt, bearbeitet oder mit ihr
Handel treibt, diese Privilegierung in Anspruch nehmen
können.

Die weite Formulierung in dem Antrag der FDP, dass jede
Strafbarkeit ausgeschlossen wäre, müsste sicherlich noch
einmal überdacht werden. Es müsste natürlich durch eine
entsprechende Vorschrift klargestellt werden, dass nur
eine wirklich freiwillige Abgabe, nicht etwa eine, die unter
dem Druck einer bereits bestehenden Strafverfolgung
oder eines Ermittlungsverfahrens erfolgt, tatsächlich auch
zu einer Privilegierung führt. Ich denke allerdings – das
hat sich im Steuerrecht auch durchgesetzt –, dass man das
entsprechend regeln kann.

Vizepräsidentin Ruth Wagner:

Herr Dr. Jürgens, Sie müssen zum Ende kommen.

Dr. Andreas Jürgens (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Letzter Satz. – Bei einem Punkt habe ich erhebliche Be-
denken, nämlich in Bezug auf die Anonymität. Wenn wir
sagen: „Es ist ein vernünftiges Verhalten, die Waffe abzu-
geben, und dafür genießt du Straffreiheit“, bedeutet das,
dass man die Waffe erhobenen Hauptes und ohne das Vi-
sier herunterzulassen abgeben kann. Dazu bedarf es kei-
ner Anonymität. An diesem Punkt habe ich erhebliche
Bedenken.Wir brauchen keine anonymen Waffenklappen
bei den Polizeirevieren. Die Waffen kann man offiziell ab-
geben. Ich denke, wir können im Ausschuss gerne über die
Einzelheiten reden. Im Grundsatz aber halten wir das für
eine vernünftige Idee.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der FDP)

Vizepräsidentin Ruth Wagner:

Für die Landesregierung hat Herr Innenminister Bouffier
das Wort.

Volker Bouffier, Minister des Innern und für Sport:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Aus der De-
batte ergibt sich, dass ganz offensichtlich bei allen Frak-
tionen der Wunsch besteht, diese Probleme im Ausschuss

vertieft zu behandeln. Das begrüße ich sehr, und ich be-
schränke mich deshalb auf einige wenige Bemerkungen.

Die Novellierung des Waffengesetzes hat die Innenpoliti-
ker auf allen Ebenen ungefähr vier Jahre lang beschäftigt.
Dabei ist ein Gesetz zustande gekommen, das nicht unbe-
dingt leichter verständlich und leichter handhabbar ist.
Der Kollege hat eben die ganze Palette dargelegt: Waffen
besitzen,Waffen in Verkehr bringen, die Gelegenheit dazu
geben usw..

Eine wesentliche Überlegung dabei war, dass wir auch
eine Regelung finden sollten, die es denjenigen, die z. B.
als Erben in den Besitz einer Waffe geraten sind, ermög-
licht, diese Waffen, deren Besitz nun nicht mehr erlaubt
ist, an den Staat zurückzugeben oder sie so aus dem Ver-
kehr zu ziehen, dass sie dabei straffrei bleiben.

Eine der Folgen war die Amnestieregelung – sechs Mo-
nate –, die es bereits einmal gab. Diese Amnestieregelung
ist auf vielfältige Weise bekannt gemacht worden, z. B. in
den Medien und in den Schulen. Es handelte sich also
nicht nur um eine Veröffentlichung im Gesetzblatt. Man
kann darüber streiten, inwieweit das Publikum das im
Sommer wahrgenommen hat. Aber wir haben dies schon
einmal genauso durchgeführt.

Der Antrag der Freien Demokraten unterscheidet sich in
drei Punkten: Sie wollen das unbefristet gelten lassen, Sie
wollen generell – undifferenziert – die Anonymität wah-
ren, und Sie möchten – mit dem Punkt will ich anfangen –
insofern eine Anonymität einführen, als Sie es jedermann
erlauben wollen, eine unerlaubterweise überlassene
Waffe zu einer nicht erlaubnispflichtigen zu machen, in-
dem sie unbrauchbar gemacht wird. Dieses Unbrauchbar-
machen durch den Besitzer selbst ist ein spannendes
Unternehmen. Wann ist eine Waffe im Rechtssinn un-
brauchbar? Das müsste zumindest irgendjemand kontrol-
lieren.Wir können das faktisch nicht, weil wir es nicht wis-
sen. Alle diejenigen, die sich ein bisschen mit Waffen aus-
kennen, wissen, dass es schwierig ist, eine Waffe wirklich
unbrauchbar zu machen, ohne sie dabei zu zerstören. Es
gibt Möglichkeiten der Funktionshemmung. Ich kann die
Funktionshemmung aber jederzeit aufheben, sodass die
Waffe sofort wieder funktionstüchtig ist. Mit diesem letz-
ten Punkt habe ich also aus rein fachlicher Sicht erhebli-
che Probleme.

Besonders skeptisch macht mich aber folgende Frage:
Was soll uns eigentlich in der Erwartung bestätigen, dass
diejenigen, die eine Waffe sechs Monate lang nicht abge-
geben haben – dabei beziehe ich mich auf die Gutwilligen,
die wir ja meinen –, ohne deswegen nachteilige Konse-
quenzen befürchten zu müssen, dies jetzt auf einmal tun?
Das ist eine Erwartung, aber ich bezweifle, ob sie begrün-
det ist.

Ein weiterer Punkt ist – das ist eine grundsätzliche Erwä-
gung, die wiederholt vorgetragen wurde –, an welchem
Punkt sich der Rechtsstaat nicht mehr ernst nimmt. Ist
dieser Punkt bei der ersten, bei der zweiten oder bei einer
dauernden Amnestie erreicht? Denn wenn Sie einen
Strafanspruch erheben, müssen Sie eigentlich auch dafür
sorgen, dass jemand bestraft wird, wenn er dem Gesetzes-
befehl nicht folgt. Ich halte es für ein grundsätzliches Pro-
blem, wenn man dann sagt: Leider Gottes haben nur we-
nige davon gehört, und dann müssen wir den Waffenbesitz
noch ein bisschen länger straffrei stellen.

Bei dem dritten Punkt geht es um die Frage – ich denke,
wir werden Gelegenheit haben, im Ausschuss darüber zu
sprechen, wobei ich gerne zugebe, dass der Gedanke zu-
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nächst einmal etwas Faszinierendes hat –: Kann man Men-
schen, die – warum auch immer – jetzt keine Behörde auf-
suchen wollen, die Gelegenheit geben, sich der Waffen auf
anonyme Weise zu entledigen, indem sie sie z. B. in einen
Container werfen? Das ist ja bereits passiert.

Jenseits aller strafrechtlichen Fragen, inwieweit man das
zulassen kann – Sie wissen, dass die Staatsanwaltschaften
erhebliche Probleme damit haben –, gibt es einen Ge-
sichtspunkt, den wir ernsthaft prüfen müssen.Waffen sind
häufig Gegenstand krimineller Taten. Dem müssen wir ei-
nen Riegel vorschieben. Wenn das in der Ausschussarbeit
gelingt, stehe ich weiteren Verhandlungen und weiterem
Nachdenken offen gegenüber.

Aber es kann nicht sein, dass wir die Möglichkeit eröff-
nen, sich auch solcher Waffen, mit denen unter Umstän-
den schwerste Straftaten begangen wurden – der klassi-
sche Fall ist, dass jemand erschossen worden ist, dann ist
die Waffe das wichtigste Beweismittel –, anonym und
grundsätzlich straffrei zu entledigen. Das ist nicht nur ein
Problem der Beweisführung, sondern aus meiner Sicht
auch eine grundsätzliche Fehlentscheidung im Zu-
sammenhang mit dem Thema innere Sicherheit, und –
wenn Sie so wollen – es fehlt dann auch an Gerechtigkeit
gegenüber den Opfern oder deren Angehörigen.

Alles in allem begrüße ich es sehr, wenn wir die Gelegen-
heit haben, im Ausschuss die Behandlung dieses Themas
zu vertiefen. Die Tendenz ist deutlich geworden. Ich kann
dem Haus – jedenfalls im Moment – nicht empfehlen, den
Antrag gutzuheißen. Wenn die antragstellende Fraktion
bereit ist, auch noch einmal über Fragen der Formulie-
rung ins Gespräch zu treten, bin ich dafür offen.

Ich füge abschließend hinzu: Alle Bundesländer haben
sich bei diesem Thema Mühe gegeben. Nach meiner
Kenntnis ist es bislang in keinem Land gelungen, eine be-
friedigende Lösung herbeizuführen. – Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Ruth Wagner:

Wir sind am Ende der Aussprache zu diesem Tagesord-
nungspunkt.

Es ist vorgesehen, diesen Antrag an den Innenausschuss
zu überweisen. – Dem wird nicht widersprochen.

Verabredungsgemäß rufe ich Tagesordnungspunkt 17 auf:

Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN be-
treffend überfällige Novellierung des Hessischen Wasser-
gesetzes endlich umsetzen – Drucks. 16/1867 –

in Verbindung damit Tagesordnungspunkt 53:

Dringlicher Antrag der Fraktion der CDU betreffend er-
folgreiche Wasserpolitik in Hessen – Drucks. 16/1936 –

Es sind fünf Minuten Redezeit pro Fraktion vorgesehen.
Erste Rednerin für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN ist Frau Hammann.

Ursula Hammann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Wieder einmal hinkt Hessen bei der Umsetzung von
europarechtlichen Vorgaben in das Landesrecht hinter-
her.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Novellierung des Hessischen Wassergesetzes im Hin-
blick auf die EU-Wasserrahmenrichtlinie ist längst über-
fällig. Andere Bundesländer haben dies längst getan –
Bayern, Thüringen, Rheinland-Pfalz. Dort hat man frist-
gerecht die Umsetzung in das Wassergesetz des Landes
vorgenommen.

Meine Damen und Herren, bereits vor mehr als drei Jah-
ren, im Oktober des Jahres 2000, wurde auf europäischer
Ebene die EU-Wasserrahmenrichtlinie verabschiedet.
Damit wurde auch entschieden, welche einheitlichen Ziel-
vorgaben und welche Handlungsinstrumente benutzt
werden sollen, um die europäischen Gewässer und das
Wasser langfristig als Lebensmittel, als Lebensgrundlage
zu erhalten. Die Vorgabe war, dass dies alles bis zum
22.12.2003 in nationales Recht umgesetzt werden sollte.

Meine Damen und Herren, dies alles hätte Umweltminis-
ter Dietzel wissen müssen – immerhin ist er Mitglied der
Umweltministerkonferenz, und seit Januar ist er sogar ihr
Vorsitzender. Daher hätte er diesen Handlungsbedarf
frühzeitig erkennen müssen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNISSES
90/DIE GRÜNEN)

Als er dieses Amt übernommen hat, hat er eine Presse-
erklärung herausgegeben und gesagt:Wir müssen die viel-
fältigen Entwicklungen auf europäischer Ebene beobach-
ten und dann darüber beraten, wie diese konsequent in
den Ländern umgesetzt werden sollen, wie das Ganze
auch gestaltet werden sollte.

Meine Damen und Herren, was ich hier in Hessen ver-
misse, ist dieser Gestaltungswille, der in dieser Presse-
erklärung von Herrn Minister Dietzel kundgetan wurde.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, das Wasserrecht ist einer der
wenigen Bereiche im deutschen Umweltrecht, in dem die
Bundesländer eine große Verantwortung haben.Wir müs-
sen feststellen, dass das Land Hessen dieser Verantwor-
tung offensichtlich nicht gerecht wird.

Der Bund hat seine Hausaufgaben gemacht. Ihnen ist be-
kannt, dass die Rahmenbedingungen festgehalten wur-
den, dass der Bund dies alles bereits im August 2002 nach
einer intensiven Beratung – auch im Bundesrat mit den
Bundesländern – verabschiedet hat. Daher erwarten wir
von der Landesregierung, dass sie in diesem Bereich jetzt
umgehend handelt. Denn diese Umsetzungen sind not-
wendig. Ich möchte das an vier Schwerpunkten deutlich
machen.

Erstens erwarten wir von Ihnen, dass Sie die Rahmenbe-
dingungen für eine geeignete Koordination der wasser-
wirtschaftlichen Aktivitäten zur Erreichung des geforder-
ten „guten Zustandes“ für die Oberflächengewässer, de-
ren Auen und das Grundwasser innerhalb des Einzugsge-
bietes dieser Gewässer schaffen.

Zweitens erwarten wir, dass eine Ausgestaltung bei den
neuen Instrumenten „Bewirtschaftungspläne“ und „Maß-
nahmenprogramme“ erfolgt.

Drittens erwarten wir, dass eine vernünftige Datenermitt-
lung erfolgt, unter Berücksichtigung anderer raumwirksa-
mer Planungen wie natürlich die Raumplanung und die
Naturschutzplanung.
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Der vierte Punkt ist ein ganz wichtiger:Wir erwarten, dass
eine intensive Öffentlichkeitsarbeit – auch unter Beteili-
gung der Öffentlichkeit – betrieben wird.

(Beifall der Abg. Priska Hinz (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN))

Dies alles muss umgehend vorgelegt werden. Dabei ist ei-
nes sehr wichtig. Das, was die Versäumnisse am vorsor-
genden Hochwasserschutz angeht, muss ebenfalls in diese
Novellierung des Hessischen Wassergesetzes einfließen.
Gerade zum Hochwasserschutzkonzept werden wir im
Ausschuss noch eine weitere Diskussion haben. Deshalb
werde ich Ihnen hier die Ausführung weiterer Einzelhei-
ten ersparen. Ich will Ihnen aber fünf Punkte nennen, de-
ren Beachtung bei einer Novellierung des Wassergesetzes
hinsichtlich des vorsorgenden Hochwasserschutzes not-
wendig ist.

Herr Minister Dietzel, das ist erstens ein konsequentes
Bauverbot in Überschwemmungsgebieten.

Das ist zweitens die Verpflichtung zu einer koordinierten
Zusammenarbeit über administrative Grenzen hinweg,
um die Flussgebietseinheiten im Auge zu behalten.

Drittens sind das die Ermittlung überschwemmungsge-
fährdeter Bereiche sowie die Festlegung entsprechender
Nutzungseinschränkungen, soweit diese notwendig sind.

Viertens ist dies die Einschränkung im Umgang mit Was-
ser gefährdenden Stoffen.

Fünftens und letztens – ein sehr wichtiger Punkt – sind das
die Einführung von Hochwasserschutzplänen und die
Einbeziehung der Öffentlichkeit, um eine wirksame Ei-
genvorsorge der betroffenen Menschen zu ermöglichen.

Meine Damen und Herren, alle diese Dinge sind notwen-
dig und müssen umgesetzt werden. Wir erwarten, dass die
Hessische Landesregierung hier nicht länger untätig ist,
sondern in diesem Bereich endlich handelt.

(Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
So ist es!)

Ich möchte hier noch einen weiteren wichtigen Punkt an-
sprechen. Wir haben – die CDU hat gehandelt – noch ei-
nen Dringlichen Antrag für diese Debatte vorgelegt be-
kommen, betreffend „erfolgreiche Wasserpolitik in Hes-
sen“. Erlauben Sie mir, dass ich dazu noch einige Anmer-
kungen mache.

Sie wollen, dass wir beschließen, dass das Land Hessen
hier den Zeitplan eingehalten hat.

Präsident Norbert Kartmann:

Und ich will Ihnen sagen, dass Ihre Redezeit zu Ende ge-
gangen ist.

(Heiterkeit bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Ursula Hammann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Ich danke Ihnen für Ihren Hinweis. Ich kann es auch ganz
kurz machen.

Sie haben diesen Zeitplan eben nicht eingehalten.

(Michael Denzin (FDP): Genau das, was Sie im Mo-
ment im Begriff sind zu tun!)

So etwas beschließen zu wollen ist also blanker Unsinn.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, Ihr Antrag ist ein reines Ab-
lenkungsmanöver, um über Ihre Versäumnisse hinwegzu-
täuschen. Da aber machen wir nicht mit. – Ich danke Ih-
nen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Norbert Kartmann:

Das Wort hat für die CDU-Fraktion der Kollege Lenhart.

(Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Demnächst wollen Sie noch beschließen, dass jetzt
August ist! – Gegenruf des Abg. Dr. Franz Josef
Jung (Rheingau) (CDU): Auf solche Ideen kämen
nur Sie!)

Roger Lenhart (CDU):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich habe die
Ausführungen der Kollegin Hammann sehr aufmerksam
verfolgt. Ich denke, in einem Punkt sind wir einer Mei-
nung: Mensch und Umwelt haben Anspruch auf gute Ge-
wässer, auf sauberes Wasser.

(Zuruf des Abg. Frank-Peter Kaufmann (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN))

Doch die von Ihnen beschriebene Abwicklung kann ich
nicht teilen. Wenn man nämlich das Gesamtkonzept an-
sieht, so muss ich erst einmal sagen, dass ich sehr erfreut
darüber bin, dass die Hessische Landesregierung bei der
Umsetzung dieser Maßnahmen insgesamt zu den Vorrei-
tern gehört.

(Beifall der Abg. Elisabeth Apel (CDU))

Wenn wir uns das Gesamtziel vor Augen stellen und se-
hen, dass die Umsetzung am 22. Dezember 2000 beschlos-
sen wurde, man aber bereits im April des gleichen Jahres
– also ein Dreivierteljahr vorher – daran gegangen ist, die
Zusammenarbeit bei mehreren Einzugsbereichen, wie Sie
es beschrieben haben, zu gestalten, dann sehe ich, dass
hier die Arbeit bereits aufgenommen und die koordinie-
renden Maßnahmen bereits eingeleitet wurden.

Ich darf Ihnen dazu zwei Stichpunkte nennen.

(Zuruf der Abg. Ursula Hammann (BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN))

Man hat begonnen, an zwei Pilotprojekten mitzuwirken 
– ich nenne das Projekt Mittelrhein mit Rheinland-Pfalz
und das Projekt Main mit Bayern und Baden-Württem-
berg. Man hat begonnen, die ersten Erfahrungen zu sam-
meln, die dann in die Umsetzungsphase einfließen sollen.
Wenn Sie hier das Fehlen koordinierender Rahmenbe-
dingungen monieren, dann muss ich sagen, Sie fordern
hier etwas, was schon die ganze Zeit praktiziert wird. Frau
Hammann, das tut mir Leid.

(Zuruf der Abg. Ursula Hammann (BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN))

Wenn Sie hier schreiben, es fehle der Gestaltungswille –
ich helfe Ihnen da gerne ein bisschen.

(Heiterkeit der Abg. Ursula Hammann (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN) und der Abg. Ruth Wagner
(Darmstadt) (FDP))
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Was den Gestaltungswillen betrifft, so können Sie das
sehr ausführlich in dem Handbuch zur Umsetzung der
EU-Wasserrahmenrichtlinie nachlesen. Sie haben das im
Januar erhalten, es ist die zweite Fassung.

(Zuruf der Abg. Ruth Wagner (Darmstadt) (FDP))

Wenn Sie einmal hineingeschaut hätten, dann hätten Sie
sicherlich auch festgestellt, dass sämtliche erforderlichen
Arbeiten aufgeschrieben, mit Zeitschienen versehen und
dass auch die methodischen Ansätze zur Umsetzung be-
schrieben sind.

(Zuruf der Abg. Ruth Wagner (Darmstadt) (FDP))

Alles ist in Abstimmung mit den Arbeitspapieren der
LAWA erfolgt. Sie hätten sich also die Arbeit für Ihren
Antrag in der Tat sparen können.

Liebe Kollegin Hammann und liebe Kollegen von der
GRÜNEN-Fraktion, Sie sprechen immer von Regelun-
gen. Ich möchte an dieser Stelle einmal ein Beispiel nen-
nen und Ihnen Folgendes aus der Umsetzungsphase be-
schreiben: Dort gibt es freiwillige Kooperationen, in de-
nen sich Forst-, Land- und Wasserwirtschaft zusammenge-
schlossen haben, um auf freiwilliger Basis die Zielsetzung
zur Sicherung des Gewässerschutzes zu verfolgen, ohne
dabei die regionalen und die betrieblichen Belange vor
Ort aus den Augen zu verlieren.

Meine Damen und Herren, dazu muss ich sagen, solche
Kooperationen sind zu favorisieren. Ihnen ist in jedem
Fall der Vorzug zu geben, wenn es darum geht, den Ge-
wässerschutz sicherzustellen, statt dies über sachfremde
Nutzungseinschränkungen und Verbote vorzusehen. Das
ist eine Regelungswut, wie wir sie bedauerlicherweise auf
der Bundesebene wieder feststellen müssen. Da sagen
wir: Freiwillige Sicherung der Gewässer geht unnötiger
Überreglementierung vor.

Zur Umsetzung: Das Ministerium setzt die Novellierung
des Hessischen Wassergesetzes um. Das ist paraphiert und
wird uns in den nächsten Wochen zugehen können.

(Zurufe der Abg. Frank-Peter Kaufmann und Ur-
sula Hammann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

Frau Hammann, Sie werden sicher auch zustimmen, dass
zur Sicherstellung der Gewässerqualität die notwendigen
Paragraphen nur ein Teil der Gesamtumsetzung sind. Wir
haben gerade hören können, dass man schon sehr zeitig in
die praktische Umsetzungsphase gegangen ist.

(Zuruf der Abg. Ursula Hammann (BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN))

Ich zeige Ihnen gern auch noch einmal auf, was das grund-
sätzliche Ziel dieser Wasserrahmenrichtlinie ist. Das ist
die Sicherung bzw. die Erreichung des „guten Zustandes“
der Gewässer bis spätestens 2015.

Da kann ich nur sagen: Die Hessische Landesregierung
befindet sich mit allen Arbeitsschritten im Zeitplan. Un-
sere Fraktion kann der Landesregierung daher nur eine
gute Arbeit attestieren.

Wenn Sie aber die Öffentlichkeitsarbeit ansprechen, so
helfe ich Ihnen auch da gerne. Während Sie noch die For-
derung formuliert haben, hat es bereits am 11. September
des letzten Jahres eine sehr ausführliche Darstellung der
einzelnen Maßnahmen in der ersten Sitzung des Beirates
zur Umsetzung der Rahmenrichtlinie gegeben. Es folgte
ein Wasserforum in Fulda am 25. November. In sämt-
lichen Bearbeitungsgebieten haben Veranstaltungen und
Vorträge stattgefunden.

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Da haben Sie gefehlt!)

Darüber hinaus sind die Umsetzungsphasen auf einer öf-
fentlich zugänglichen Homepage zu verfolgen. In den wei-
teren Schritten werden die Offenlegungen vorbereitet, so-
bald die Ergebnisse der Bestandsaufnahme vorliegen.
Dann ist sämtlichen Betroffenen die Gelegenheit eröff-
net, Vorschläge und Anregungen einzubringen.

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Kollege, Ihre Redezeit ist zu Ende.

Roger Lenhart (CDU):

Das passt sehr gut, denn ich kann schon an dieser Stelle
zusammenfassen: Die Hessische Landesregierung befin-
det sich voll im Zeitplan. Bei der Umsetzung können wir
ihr eine gute Arbeit attestieren. Wir müssen daher sagen,
Ihr Antrag ist inhaltlich überflüssig. – Frau Hammann, ich
gebe aber zu, er hat uns die Gelegenheit gegeben, die gute
Arbeit der Landesregierung darzustellen. – Danke.

(Beifall bei der CDU)

Präsident Norbert Kartmann:

Das Wort hat der Kollege Heidel für die Fraktion der
FDP.

Heinrich Heidel (FDP):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Die beiden uns heute vorgelegten Anträge von CDU
und vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN haben doch eine
gewisse Brisanz aufgezeigt.

Ich will einmal mit den Anträgen der GRÜNEN begin-
nen. Darin werden Forderungen aufgestellt.

Frau Kollegin Hammann, zu Ihrem Punkt 1: Schauen Sie
im Gesetz nach. Der § 70 regelt Verbote im Uferbereich.
Das ist alles nachzulesen. Alles, was Sie fordern, ist vor-
handen.

Zu Ihrem Punkt 3: Im § 68 sind die Uferbereiche be-
schrieben – alles vorhanden. Im § 69 Abs. 3 sind die Über-
schwemmungsgebiete, Überschwemmungskataster be-
handelt.

Im vierten Punkt sprechen Sie den Eintrag von Wasser ge-
fährdenden Stoffen an. Auch das ist in § 69 Abs. 4 festge-
schrieben.

Ich stelle einmal fest: Vieles von dem, was Sie hier einfor-
dern, ist bereits abschließend bearbeitet.

Aber das gibt die Möglichkeit, an dieser Stelle noch ein-
mal den Hintergrund Ihrer Fragestellungen zu diskutie-
ren. Gestern haben wir beim Naturschutzgesetz darüber
diskutiert, wie der Flächenverbrauch gestoppt werden
kann. Sie schlagen jetzt ein konsequentes Bauverbot im
Überschwemmungsbereich vor, auch in den Innenberei-
chen. Dort sollen keine Baulücken mehr geschlossen wer-
den können.

(Zuruf der Abg. Ursula Hammann (BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN))
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Das ist genau der Punkt, an dem wir sagen: Wir wollen
diese Baulücken schließen, um dem Wasser in anderen
Bereichen den notwendigen Platz zu geben.

Unter Punkt 4 fordern Sie, das Problembewusstsein zu
steigern. – Die Menschen in unserem Lande leben nicht
irgendwo, sondern sie haben gerade das verheerende
Hochwasser im vergangenen Jahr erlebt und sind sehr für
das Thema Hochwasser sensibilisiert worden. Ich glaube,
wir brauchen hier nicht an allen Ecken und Enden neue
Ängste zu schüren, wie Sie das mit Ihrer Forderung nach
problematisierender Öffentlichkeitsarbeit tun.

Ich möchte aber noch auf den Antrag der CDU eingehen.
Der erste Abschnitt ist eine ganz wunderbare, hervorra-
gende Glorifizierung der Arbeit des Umweltministeriums.

(Zuruf der Abg. Elisabeth Apel (CDU))

Dennoch müssen Sie feststellen, dass die EU-Wasserrah-
menrichtlinie noch nicht umgesetzt worden ist. Zwar wird
hieran gearbeitet, aber nach meinem Empfinden geht
diese Entwicklung zu langsam voran. Ich meine, hier müs-
sen wir als Land Hessen, als Hessischer Landtag fordern,
dass diese Wasserrahmenrichtlinie umgehend umgesetzt
wird – wohl wissend, dass wir mit dieser Umsetzung auch
vielfach auf Probleme stoßen werden. Da wollen wir uns
gar nichts vormachen.

Ich denke aber, wir müssen das umsetzen. Wir sollten uns
auch die Zeit nehmen, das in diesem Hause ausreichend,
auch im Fachausschuss, zu diskutieren. Wenn wir beide
Anträge in den Ausschuss nehmen, dann ist das vielleicht
eine Möglichkeit, eine erste Diskussion dazu zu führen.
Das würde ich sehr begrüßen. Was Kollege Williges ange-
sprochen hat – –

(Zuruf von der CDU: Lenhart!)

– Lenhart, die beiden – – Aber das kriegen wir noch.

(Zuruf des Abg. Frank-Peter Kaufmann (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN))

Das Thema Arbeitsgruppe, das Kollege Lenhart ange-
sprochen hat, der Beirat, der da installiert worden ist – es
ist richtig und wichtig, dass das so gehandelt wird: dass
man sich mit den Betroffenen an einen Tisch setzt und sie
mit in die Beratungen einbezieht, in die Ausgestaltung der
EU-Wasserrahmenrichtlinie. Es ist gut, dass das nicht par
ordre du mufti – à la Bundesregierung – gemacht wird,
sondern dass hier die Betroffenen mit an den Tisch kom-
men und mitgestalten dürfen. Aber wirklich mitgestalten,
nicht nur als Alibifunktion.

(Roger Lenhart (CDU): So soll es sein!)

Lassen Sie mich noch einen letzten Punkt ansprechen.
Den sollten wir vielleicht auch einmal im Ausschuss mit
diskutieren. Es wird sich herausstellen, inwieweit das zu-
träglich sein kann. Es geht um die Diskussion darüber, in-
wieweit die Wasserversorgung auch privatwirtschaftlich
betrieben werden kann.

Ich glaube, das ist ein Punkt, um den wir uns – wenn wir
uns die Haushalte der kommunalen Gebietskörperschaf-
ten anschauen – in Zukunft vielleicht etwas mehr küm-
mern müssen.Vielleicht sollten wir die Möglichkeit schaf-
fen, dass in Zukunft diese Privatisierungschancen gege-
ben sind.

Das alles zeigt, dass wir mit der Novellierung des Wasser-
gesetzes vor zwei Jahren zwar in weiten Teilen einiges ab-
gearbeitet haben, dass aber im Hinblick auf die EU-Was-
serrahmenrichtlinie noch Handlungsbedarf besteht.

Ein Weiteres darf ich an dieser Stelle nicht vergessen. Das
ist die leidige Diskussion um das Düngeverbot im 10-m-
Bereich, im Ufer-Randbereich. Die haben wir schon vor
zwei Jahren sehr intensiv geführt. Mittlerweile gibt es ein
Gutachten von Prof. Frede der Universität Gießen. Das
sagt ganz klar aus: Es besteht keine Eintragungsgefahr,
wenn der Dünger nach heutigen technischen Möglichkei-
ten ausgebracht wird.

Ich hoffe und wünsche, dass das jetzt mit der Änderung
des Wassergesetzes gleich mit bereinigt wird. Denn vor
Ort hat das doch einige Dissonanzen hervorgerufen, wenn
ich erklären musste: Du kannst zwar deine Pflanzen-
schutzmittel im Uferbereich ausbringen – sofern sie nicht
wassergefährdend sind –, aber du darfst deinen Dünger im
10-m-Bereich nicht ausbringen. – Ich denke, hier ist eine
Änderung zwingend notwendig.

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Kollege, Ihre Redezeit ist zu Ende.

Heinrich Heidel (FDP):

Herr Präsident, im komme zum Schluss. Gestatten Sie mir
noch einen Satz.

Wasser ist zum Waschen da,
valleri und vallera.
Auch zum Zähneputzen 
kann man es benutzen.

Lassen Sie uns mit dem Wasser sorgsam umgehen.

(Allgemeine Heiterkeit – Beifall bei Abgeordneten
der FDP)

Präsident Norbert Kartmann:

Das Wort hat der Abg. Grumbach für die Fraktion der
SPD. – Jetzt müssen Sie noch nachlegen.

Gernot Grumbach (SPD):

Das ist relativ einfach:

Das war der Rede Honigseim,
Herr Heidel, redet man im Reim.

Diese kurzen Sachen kriege ich ganz locker hin.

Meine Damen und Herren, ich glaube, an dieser Stelle in
der Debatte dieser beiden Anträge ist momentan nicht
die inhaltliche Frage so spannend. Spannender ist die
Frage, ob wir uns endlich daran gewöhnt haben, in wel-
chem Europa wir leben.

Ich sage das deswegen so deutlich, weil die Lockerheit,
mit der hier eine Fraktion einen europäischen Gesetzes-
akt mit einer präzisen Terminvorgabe ignoriert und sagt,
wir haben den Termin erfüllt – obwohl sie nachlesen kann,
dass ein bindender Gesetzesakt etwas anderes sagt –,
nicht nur für die Arroganz spricht. Das spricht eher dafür,
dass wir noch immer nicht bei der Anerkennung der Tat-
sache angekommen sind, dass wir aus gutem Grund län-
derübergreifende Entscheidungen – in diesem Fall sogar
sehr konkrete Entscheidungen – auf die europäische
Ebene verlagert haben und dass die dort getroffenen Ent-
scheidungen bindend sind.

(Beifall bei der SPD)
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Diese Landesregierung ist beim Thema FFH schon ein-
mal an die Wand gefahren. Da die Wasserrahmenrichtlinie
aus dem Jahre 2000 stammt, werden Sie nicht behaupten
können, es sei irgendeine andere Landesregierung, die
hier etwas verschlampt habe.An der Stelle sind Sie gefor-
dert. Sie haben jetzt nicht einmal die Ausrede, es dauere
zu lange, sondern Sie haben eineinhalb Jahre Zeit gehabt.

(Beifall bei der SPD und der Abg. Ursula Ham-
mann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

Zweiter Punkt. Ich gestehe Ihnen gerne zu, dass die De-
batte auf der sachlichen Ebene ein bisschen übertrieben
ist, weil in der Tat – damit haben Sie völlig Recht – eine
ganze Reihe von Dingen geschehen ist. Das dicke Hand-
buch ist uns sicher überreicht worden, damit wir es nach-
vollziehen können. Ich glaube aber, dass wir an der Stelle
schon noch einmal darüber reden müssen, warum das so
ist.

Der spannende Punkt ist: Die Wasserrahmenrichtlinie ist
auf die Qualität des Wassers konzentriert. Wenn Sie das
Wassergesetz ändern, müssen Sie möglicherweise nicht
nur auf diese Fragen eingehen, sondern auf alle offenen
Fragen. Darum zögern Sie so lange. Herr Heidel hat schon
ein paar Fragen angesprochen, die eben nicht nur mit der
Qualität zu tun haben, sondern auch mit der Frage, wie
man mit den Bürgern umgeht.

Bebauung. Man muss sich fragen, ob, wenn wir bestimmte
Dinge weiterlaufen lassen, der Staat für entstehende
Schäden in Haftung genommen wird. Wer in der Frage
Bebauung und Überschwemmungsgebiet lockere Regeln
macht – als Landesrecht solo –, der muss hinterher auch
damit leben, dass sich die Bürgerinnen und Bürger darauf
verlassen, dass das geprüft worden ist, und dann sagen:
Lieber Staat, wenn das Hochwasser so ist, dann ersetze
mir auch die Schäden. – Ich halte das für ein marktwirt-
schaftliches Vorgehen, wo die Bürger ihre Interessen rich-
tig wahrnehmen. Ich finde, wir sollten an der Stelle bei der
Novellierung des Wassergesetzes gucken, dass wir den
Staat nicht in eine Situation bringen, dass er für etwas haf-
tet, was er besser hätte regeln können. Ich glaube, dort
liegt der Streitpunkt, den wir austragen sollten.

(Beifall bei der SPD und der Abg. Ursula Ham-
mann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

Letzter Punkt. Gestatten Sie mir die Erinnerung: Es wäre
ganz spannend, wenn Sie nachschauen würden, wie in die-
ser Richtlinie die ökonomische Steuerung des Wasserver-
brauchs beschrieben ist. Dort finden Sie den Satz, dass die
Europäische Union es für eine kluge Idee hält, über den
Preis den Wasserverbrauch so zu steuern, dass er reduziert
wird. Das erinnert mich an die eine oder andere Debatte,
die wir hier schon geführt haben.

(Zuruf der Abg. Ruth Wagner (Darmstadt) (FDP))

Die spannende Frage ist, ob wir im Zusammenhang mit
der Steuerung des Verbrauchs, mit allen Konsequenzen,
die wir z. B. – jetzt nicht im Hessischen Ried, sondern auf
der anderen Seite – im Vogelsberg haben, einen Nachhol-
bedarf an Debatten haben. Wir denken, dass die Landes-
regierung gut beraten wäre, ihre Hausaufgaben zu ma-
chen und den Gesetzentwurf so schnell wie möglich vor-
zulegen. – Ich bedanke mich.

(Beifall bei der SPD und der Abg. Ursula Ham-
mann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

Präsident Norbert Kartmann:

Das Wort hat Herr Staatsminister Dietzel.

Wilhelm Dietzel, Minister für Umwelt, ländlichen Raum
und Verbraucherschutz:

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Bei der Umsetzung der europäischen Wasserrahmen-
richtlinie sind wir auf einem guten Weg. Wir werden den
Gesetzentwurf noch vor der Sommerpause in den Hessi-
schen Landtag einbringen. Ich denke, dass alle Vorarbei-
ten in unserem Hause geleistet worden sind, die notwen-
dig waren, um den Gesetzentwurf auf den Weg zu bringen.
Die Tatsache, dass wir uns schon seit Jahren über die Um-
setzung der europäischen Wasserrahmenrichtlinie unter-
halten, bedeutet auch, dass wir Erfahrungen sammeln,
nicht nur mit den eigenen Leuten, sondern grenzüber-
schreitend in der Bundesrepublik und grenzüberschrei-
tend im europäischen Raum.

Es gibt einige Eckpunkte, die in dem Gesetzentwurf ab-
gearbeitet werden sollen. Möglicherweise besteht nicht in
allen Punkten Übereinstimmung. Es ist aber sicher wich-
tig, dass wir die Flusseinzugsgebiete nach nationalen und
internationalen Flussgebietseinheiten einordnen. Das be-
deutet für uns Hessen, dass wir zwei Flusseinzugsgebiete
haben: die Weser und den Rhein. – In diesem Zusammen-
hang möchte ich anmerken, dass ich seit 1. Januar des ver-
gangenen Jahres Vorsitzender der Arbeitsgemeinschaft
Weser bin, an der alle betroffenen Bundesländer beteiligt
sind: Bayern,Thüringen, Hessen, Sachsen-Anhalt, Nieder-
sachsen, Bremen und Nordrhein-Westfalen. In dieser Ar-
beitsgemeinschaft unterhalten wir uns über diese The-
men.

Zu dem Thema Rhein hat es schon viele internationale
Konferenzen gegeben, da der Rhein auch überregional
von großem Interesse ist. Ich denke, dass wir die ersten
Schritte richtig genommen haben.

Themen sind unter anderem Maßnahmenprogramme und
Bewirtschaftungspläne sowie Öffentlichkeitsarbeit. Ich
kann nicht verstehen, dass unsere Öffentlichkeitsarbeit im
Antrag der GRÜNEN kritisiert wird.

(Ursula Hammann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Viel zu wenig!)

Gerade das war einer unserer wichtigen Punkte. Wir ver-
suchen, die Öffentlichkeit mit diesen Themen zu konfron-
tieren. Wir haben mit der Öffentlichkeit über diese The-
men diskutiert, auch wenn wir nicht immer einer Meinung
waren.

Die Überarbeitung des Wassergesetzes soll dazu führen,
dass es moderner und übersichtlicher wird, indem wir
Doppelregelungen und nicht mehr zeitgemäße Ansätze
herausnehmen und indem wir – darüber wird es sicher
keinen Dissens geben – die naturnahe Gewässerentwick-
lung zur Förderung der natürlichen Eigendynamik beto-
nen.

Ein weiteres Thema wird die Deregulierung sein. Dazu
hat es bei der kleinen Novelle des Hessischen Wasserge-
setzes vor zwei oder drei Jahren durchaus unterschiedli-
che Meinungen gegeben.

(Ursula Hammann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Keine gute Novellierung!)

Auch dieses Mal werden wir wohl wieder das Thema Ver-
zicht auf die Zulassung für Einleitungen und Entnahmen
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auf dem Tisch haben. Dabei geht es um die Wasser- und
Abwasserversorgung. Ein Thema wird sicher auch sein, ob
man eine Möglichkeit zur Privatisierung bei der Abwas-
serbeseitigung und Wasserversorgung schafft. Über dieses
Thema werden wir uns sicher noch einige Male unterhal-
ten.

Aus rechtlichen Gründen müssen wir Regelungen für die
alten Wasserrechte vor 1957 schaffen. Ferner werden wir
versuchen, die Vorschriften insgesamt zu vereinfachen
und übersichtlicher zu gestalten.

Zum Thema Öffentlichkeitsbeteiligung.Wir haben bereits
drei Faltblätter auf den Weg gebracht: „Wasser in Eu-
ropa“, „Wasser in Hessen“ und „Wasserrahmenrichtlinie
allgemein – Organisation und Umsetzung“. Soeben
wurde auch das Überarbeitungsprojekt Mittelrhein ange-
sprochen. Dies ist ein länderübergreifendes Pilotprojekt.

Wir sind auch im Internet präsent.Wir haben einen Beirat
eingerichtet, in dem alle beteiligten Verbände mit uns
über das Thema diskutieren können.

Das letzte Wasserforum fand am 25. November 2003 statt:
„Wasser in Hessen – alles klar“. – Ich denke, dass wir allen
Möglichkeiten geben, über all diese Dinge zu diskutieren.

Der Antrag spricht auch das Thema vorbeugender Hoch-
wasserschutz an. Ich glaube, dass wir in der Novelle des
letzten Wassergesetzes in Hessen alle dafür notwendigen
Voraussetzungen geschaffen haben.

(Ursula Hammann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Im Gegenteil, es gab eine Rückentwick-
lung!)

Das Thema Bauen im Überschwemmungsgebiet wurde
ebenfalls angesprochen. Im Wassergesetz haben wir gere-
gelt, dass Bauen außerhalb der Ortslagen in Über-
schwemmungsgebieten untersagt ist.

Grenzüberschreitender Hochwasserschutz im Bereich
des Rheins. Wir haben nicht nur 10 Millionen c pro Jahr
für den Deichbau zur Verfügung gestellt und Rückhalte-
maßnahmen an den Zuflüssen veranlasst, sondern da-
rüber hinaus haben wir bereits insgesamt 20 Millionen c
für Rückhaltemaßnahmen z. B. für Baden-Württemberg
und Frankreich zur Verfügung gestellt. Das zeigt, dass wir
dieses Thema schon über Jahrzehnte hinweg bearbeiten.
Ehrlicherweise muss ich hinzufügen, dass dies schon vor
unserer Zeit begonnen wurde.

Diese grenzüberschreitende Zusammenarbeit ist für uns
auch auf europäischer Ebene sehr wichtig. Diese Zu-
sammenarbeit hat es auch im Zusammenhang mit dem
Hochwasser an der Elbe im Jahr 2000 mit Beteiligung des
Landes Hessen gegeben. In den nächsten Wochen und
Monaten wird die Broschüre „Instrumente und Hand-
lungsempfehlungen zur Umsetzung der Leitlinien für ei-
nen zukunftsweisenden Hochwasserschutz“ veröffent-
licht. Dann werden auch dort deutliche Zeichen gesetzt.

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Minister, die Fraktionsredezeit ist abgelaufen.

Wilhelm Dietzel, Minister für Umwelt, ländlichen Raum
und Verbraucherschutz:

Meine Damen und Herren, im Regierungsprogramm 2003
bis 2008 haben wir einen „Aktionsplan Hochwasser-
schutz“ vorgesehen. Wir arbeiten daran.

Wir werden die Richtlinie nach unserem Zeitplan zeitnah
umsetzen. Vor allen Dingen wollen wir die notwendige
Transparenz und die Beteiligung aller am Verfahren. –
Danke schön.

(Beifall bei der CDU)

Präsident Norbert Kartmann:

Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor.

Dann werden die beiden Anträge unter Tagesordnungs-
punkt 17 und Tagesordnungspunkt 53 an den zuständigen
Ausschuss für Umwelt, ländlichen Raum und Verbrau-
cherschutz überwiesen. Widerspricht dem jemand? – Das
ist nicht der Fall. Dann ist das so beschlossen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 20 auf:

Entschließungsantrag der Fraktion der SPD betreffend
Missachtung des Parlaments durch die Landesregierung 
– Drucks. 16/1886 – 

Das Wort hat Herr Kollege Kahl für die SPD-Fraktion.

Reinhard Kahl (SPD):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Das Fragerecht zählt zu den wichtigsten Kontroll-
instrumenten des Landtags.

(Zuruf von der SPD: Das stimmt!)

Dieser Satz dürfte bei Parlamentariern eigentlich unstrit-
tig sein. Nur, und dies zeigt sich im ersten Jahr der neuen
Legislaturperiode mehr als deutlich: Die Landesregierung
ist offensichtlich nicht bereit, dieses Kontrollrecht des
Landtags und insbesondere der Opposition ernst zu neh-
men.

(Beifall bei der SPD und den Abg. Kordula Schulz-
Asche (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) und Nicola
Beer (FDP))

Erstens. Von bisher 388 Kleinen Anfragen von Abgeord-
neten meiner Fraktion sind 256 unbeantwortet geblieben.
Bei diesen 256 Anfragen ist bei 255, also bis auf eine ein-
zige, die Frist zur Beantwortung von sechs Wochen über-
schritten.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Zuruf von der
SPD: Skandal!)

Dies ist nicht hinnehmbar. Hier werden die von der Ver-
fassung garantierten Rechte der einzelnen Abgeordneten
– ich betone: der einzelnen Abgeordneten – von der Lan-
desregierung mit Füßen getreten.

Zweitens. Von den sieben bisher eingebrachten Großen
Anfragen der SPD-Fraktion war bis zur Einreichung un-
seres Antrages keine einzige beantwortet.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Bei vier Großen Anfragen war die Frist zur Beantwortung
von drei Monaten überschritten. Ich will sie einmal nen-
nen. Die Große Anfrage, die die Kommunalleasingge-
schäfte betrifft, stammt vom 2. Juli 2003. Es ist angekün-
digt, dass sie im März 2004 beantwortet werden soll. Das
war im letzten Sommer eine aktuelle Diskussion. Die Be-
antwortung der Großen Anfrage wird aber um ein Drei-
vierteljahr hinausgeschoben. Das ist unerträglich.

Die Große Anfrage hinsichtlich ständischer Versorgungs-
werke in Hessen stammt vom 3. September 2003. Die Be-
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antwortung wurde für Januar 2004 angekündigt. Der ist
nun schon wieder vorbei.

(Michael Siebel (SPD): Drückeberger!)

Die Große Anfrage zur Kofinanzierung der Europäischen
Strukturfonds stammt vom 29. September 2003. Heute
nun liegt die Antwort vor.

(Frank Gotthardt (CDU): Na also!)

Die Große Anfrage zur Weiterbildung an Hochschulen
stammt vom 8. Oktober 2003. Keiner weiß, wann sie be-
antwortet werden wird.

Die Große Anfrage betreffend Bibliotheken nach PISA
stammt vom 8. Dezember 2003. Die Beantwortung ist für
April 2004 vorgesehen.

Die Große Anfrage betreffend hessische Bildungspolitik
nach PISA stammt vom Dezember letzten Jahres. Hierzu
liegen keine Informationen über den Zeitpunkt vor, wann
sie beantwortet werden soll.

Die Große Anfrage betreffend Lage der Zeitungen in
Hessen stammt vom 19. Dezember 2003. Es wurde jetzt
angekündigt, dass diese Große Anfrage im Juni 2004 be-
antwortet werden soll.

Das ist eine klare Brüskierung des Landtages. Es grenzt
an Arbeitsverweigerung der Landesregierung.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des Abg.
Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

Mit dieser Haltung befindet sich die von der CDU ge-
führte Landesregierung in negativer Hinsicht in Konti-
nuität zu der Landesregierung der letzten Legislaturpe-
riode.

(Clemens Reif (CDU): Diese furchtbaren Angriffe!
– Michael Siebel (SPD): Das ist einmalig in dieser
Republik!)

– Seien Sie einmal ganz ruhig. – Dass Anfragen nicht frist-
gerecht beantwortet wurden, war auch Gegenstand der
Behandlung in der Enquetekommission „Künftige Aufga-
ben des Hessischen Landtags an der Wende zum 21. Jahr-
hundert“, die in der letzten Legislaturperiode tagte. Dabei
hat die Enquetekommission einstimmig – ich betone: ein-
stimmig – Folgendes beschlossen:

In der Hessischen Verfassung sollte geregelt wer-
den, dass die Landesregierung parlamentarische
Anfragen unverzüglich zu beantworten hat.

Diese Empfehlung wurde einstimmig beschlossen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Clemens Reif
(CDU): Was haben Sie früher immer gemacht?)

– Außer Vergangenheitsbetrachtung fällt Ihnen dazu also
nichts ein. Das ist ein bisschen wenig.

(Lachen bei Abgeordneten der CDU)

Es wird aber noch spannender. Mitglied der Enquete-
kommission war auch Abg. Grüttner.

(Volker Hoff (CDU): Guter Mann!)

Heute ist er als Chef der Staatskanzlei dafür verantwort-
lich, dass die Landesregierung die Anfragen nicht fristge-
recht beantwortet. Herr Grüttner, da kann ich Sie nur fra-
gen: Haben Sie so schnell vergessen, was Sie selbst – ich
betone: Sie selbst – hinsichtlich der Rechte des Parlamen-

tes und der Abgeordneten vor etwa zwei Jahren mit be-
schlossen haben? – Das ist die Realität.

(Beifall bei der SPD)

Diese Landesregierung entzieht sich durch Nichtstun der
parlamentarischen Kontrolle. Das kann so nicht hinge-
nommen werden. Deshalb ist eine deutliche Rüge des
Parlamentes mehr als angebracht.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des Abg.
Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) –
Volker Hoff (CDU): Oh!)

Ich will das ganz ernsthaft gerade auch den Mitgliedern
der CDU sagen.Auch die Abgeordneten der CDU-Mehr-
heitsfraktion, die sich als Parlamentarier und nicht nur als
bedingungslose Unterstützer der Regierung verstehen,
dürften einen solchen Umgang der Exekutive mit dem
Frage- und Kontrollrecht des Parlamentes nicht tolerie-
ren. Meine Damen und Herren, wenn Sie sich als Abge-
ordnete verstehen, sollten Sie das nicht zulassen.

(Beifall bei der SPD – Volker Hoff (CDU):Wir sind
sogar direkt gewählte Abgeordnete!)

– Dann ist das noch schlimmer. – Ich betone es sehr klar:
Hier muss das Parlament in seinem ureigenen Interesse
ein klares und deutliches Zeichen setzen.

(Beifall bei der SPD und der Abg. Nicola Beer
(FDP))

Präsident Norbert Kartmann:

Das Wort hat Herr Staatsminister Grüttner.

(Volker Hoff (CDU): Ich weiß noch, dass die Be-
antwortung einer Großen Anfrage zur Jugendpoli-
tik damals vier Jahre gedauert hat!)

Stefan Grüttner, Minister und Chef der Staatskanzlei:

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Herr Abg. Kahl, Sie haben vollkommen Recht. Ich
habe als Mitglied der Enquetekommission deutlich da-
rauf hingewiesen, dass das Fragerecht des Parlamentes ein
hohes Recht ist. Da gibt es bei mir auch keinen Bewusst-
seinswandel. Alle, quer durch die verschiedenen Fraktio-
nen, haben die Erfahrung gemacht, dass die Beantwor-
tung nicht immer fristgerecht erfolgen kann. Ich habe
dann den Verfahrensvorschlag gemacht, dass man dies
zum Gegenstand einer parlamentarischen Debatte ma-
chen können sollte. Das bezog sich aber auf den jeweili-
gen Inhalt der Fragestellung und nicht auf eine pauschale
Beurteilung. Dazu stehe ich nach wie vor. Ich habe den
Vorschlag unterbreitet, dies in der Geschäftsordnung ent-
sprechend zu verankern. So fand das dann auch Eingang
in den Schlussbericht der Enquetekommission. – Ich
wollte das nur sagen, damit man das weiß. Dazu stehe ich
auch nach wie vor.

Der Antrag ist ein Stück weit ein Ritual. Es geht dabei
nämlich auch um die Richtung, aus der man das jeweils
sieht. Es ist schon viele Jahre her, dass auch die CDU-
Fraktion sich in der Situation befand, in der Opposition zu
sein. Damals hat sie diese Debatte auch geführt. Damals
trat der Chef der Staatskanzlei einer anderen Regierung
hierhin und sagte: Man muss bei solchen Fragestellungen
richtig recherchieren. – Ich habe deshalb auch recher-
chiert und nehme das für mich jetzt genauso in Anspruch.
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Von den sieben Großen Anfragen, die die SPD-Fraktion
bisher gestellt hat, wurden zwei beantwortet.

(Reinhard Kahl (SPD): Was? Welche denn?)

– Ja, das ist so. – Die Großen Anfragen zur Kofinanzierung
der Europäischen Strukturfonds und zu den ständischen
Versorgungswerken in Hessen wurden beantwortet.
Diese beiden wurden beantwortet. Dies entspricht einer
Quote von 29 %. Im gleichen Zeitraum der letzten Regie-
rung, die in der Verantwortung der SPD stand, wurde von
den fünf Großen Anfragen der CDU-Fraktion eine be-
antwortet. Dies sind nur 20 %.

(Lachen des Abg. Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN))

Insofern stehen wir schon einmal um fast 10 Prozent-
punkte besser da als die SPD-geführte Landesregierung
in der Zeit, als sie die Fragen beantworten musste.

(Beifall des Abg. Volker Hoff (CDU))

Bei den Kleinen Anfragen fängt es an, ein Stück weit erns-
ter zu werden. Das will ich dann auch sagen. Da ergibt sich
ein etwas differenzierteres Bild. Hier hat die SPD-Frak-
tion, und zwar insbesondere die SPD-Fraktion, jeweils
dutzendfach wortgleiche Kleine Anfragen zu verschiede-
nen Sparmaßnahmen der Landesregierung gestellt.

(Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Das war nur die SPD-Fraktion! – Nicola Beer
(FDP): Ja, das war nur die SPD-Fraktion!)

Diese Kleinen Anfragen erfordern ausnahmslos umfang-
reiche und langwierige Erhebungen und Bearbeitungen.
Ich möchte ein Beispiel erwähnen.

(Volker Hoff (CDU): Hören Sie jetzt einmal zu!)

Es gibt 58 wortgleiche Kleine Anfragen zu angeblichen
Beeinträchtigungen der Rechtspflege durch die Sparmaß-
nahmen der Landesregierung. Sie weisen jeweils 44 Fra-
gen auf, die sich auf die jeweiligen Amtsgerichte in Hessen
beziehen. Summa summarum ergeben sich durch diese 58
Kleinen Anfragen 2.552 Fragen für den Justizbereich. Da
Sie diese Fragen gestellt haben, werden wir sie auch ge-
wissenhaft beantworten. Darauf haben Sie ein Recht.
Aber das braucht seine Zeit. Denn man kann nicht Ant-
worten auf 2.552 Fragen aus der Hand schütteln. Das muss
dann nämlich auch ordentlich recherchiert werden.

(Beifall des Abg. Volker Hoff (CDU))

Dutzendweise wurden auch so genannte Kleine Anfragen
von Abgeordneten der SPD zu möglichen Auswirkungen
der Einsparmaßnahmen in der Forstverwaltung gestellt.
Dort sind es 25 wortgleiche Kleine Anfragen. Dabei geht
es um 15 Fragen, die sich jeweils auf verschiedene Forst-
ämter beziehen. Da sind es also 375 Fragen.

Zum Stellenabbau bei Schulen gibt es 15 wortgleiche
Kleine Anfragen, die sich auf verschiedene Landkreise
beziehen. Ebenso wurden auch Kleine Anfragen zu fast
allen Bereichen der Landesverwaltung gestellt.

(Volker Hoff (CDU): Das ist schon Missbrauch!)

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Staatsminister, gestatten Sie Zwischenfragen?

Stefan Grüttner, Minister und Chef der Staatskanzlei:

Nein. Bei einer Redezeit von fünf Minuten gestatte ich
keine Zwischenfragen.

An dieser Stelle will ich beispielhaft auf eine Kleine An-
frage eingehen. Ich sage das nur, damit man weiß, was das
im Grund genommen bedeutet. Ich möchte dabei auf die
Kleine Anfrage der Abg. Faeser, Frankenberger, Hof-
mann und Dr. Reuter (SPD) betreffend Situation juristi-
scher Berufe eingehen. In dieser so genannten Kleinen
Anfrage werden der Landesregierung insgesamt 31 Fra-
gen gestellt.

(Reinhard Kahl (SPD): Ja und?)

Darunter befindet sich unter anderem Frage 7 a. Ich zi-
tiere:

Wie viele Personen mit einer juristischen Ausbil-
dung werden in der freien – sonstigen – Wirtschaft
in Hessen (so z. B. Versicherungen, Banken, Ver-
bände, Industriebetriebe etc.) beschäftigt?

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU)

Meine Damen und Herren, Sie haben ein Anrecht auf Be-
antwortung. Das wird aber ein bisschen dauern.

Ich komme jetzt auf die Frage 10 a der Kleinen Anfrage
der Abg. Faeser, Frankenberger, Hofmann und Dr. Reuter
zu sprechen. Mit der Frage 10 a wird die Landesregierung
gefragt:

Wie viele Personen mit einer juristischen Ausbil-
dung werden vom Bund (so z. B. Bundesbank, KfW,
andere Bundesämter) in Hessen beschäftigt?

Es geht dann weiter mit Frage 10 b. Sie lautet:

Liegt der Landesregierung eine Schätzung oder
eine Statistik vor, wie hoch der mit ihrer Tätigkeit
verbundene Anteil am Bruttosozialprodukt des
Landes Hessen ist?

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der
CDU)

Insofern bestreite ich überhaupt nicht das Fragerecht der
Abgeordneten. Sie haben ein Recht auf eine ordentliche
Antwort.

(Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Da muss man nur mit Ja oder Nein antworten! – Zu-
ruf des Abg. Reinhard Kahl (SPD))

Aber Sie müssen auch verstehen, dass manche Kleine An-
frage nicht innerhalb einer entsprechenden Frist beant-
wortet werden kann.

(Beifall bei der CDU)

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Minister, die Fraktionsredezeit ist zu Ende.

Stefan Grüttner, Minister und Chef der Staatskanzlei:

Die spannendste Frage ist natürlich, dass mir immer noch
niemand erklären kann, wie eine Regierung diese 31 Fra-
gen in der von der Geschäftsordnung vorgesehenen Frist
von sechs Wochen überhaupt beantworten soll, wie das
überhaupt möglich ist. Dabei haben wir uns noch nicht
einmal darauf verständigt, was wir unter „juristische Be-
rufe“ verstehen. Ist damit der Volljurist gemeint? Oder ist
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auch derjenige gemeint, der möglicherweise nur das erste
Staatsexamen hat und dann in einem juristischen Beruf,
z. B. als Prokurist, in der freien Wirtschaft oder sonstigen
Wirtschaft arbeitet. Wir haben auch ein Problem, zu defi-
nieren, was „sonstige Wirtschaft“ ist. Das bedarf entspre-
chender Nachfragen und Erhebungen. Aber das ist die
Qualität der Kleinen Anfragen, deren Beantwortung die
SPD-Fraktion anfordert.

Deswegen zitiere ich gerne § 35 GOHLT:

Sie sollen ... so gehalten sein, dass sie von der Lan-
desregierung in kurzer Form beantwortet werden
können.

Meine Damen und Herren, das entspricht nicht diesen
Gegebenheiten.

(Michael Siebel (SPD): Da haben Sie Recht! Es
kommt nur auf die Landesregierung an!)

Ich habe aus diesem Grunde bereits vor einiger Zeit den
Präsidenten des Hessischen Landtags angeschrieben und
darauf hingewiesen. Der Präsident hat mir mit Schreiben
vom 22. Januar 2004 geantwortet. Er hat gesagt, dass er im
Hinblick auf die Anzahl der Kleinen Anfragen bereits in
einer Geschäftsführerbesprechung eine entsprechende
Anmerkung gemacht habe und er sich an die Fraktionen
im Hinblick auf die Tatsache gewandt habe, dass Kleine
Anfragen in einer großen Menge mit gleicher Fragestel-
lung für alle Landkreise in Hessen auf die Landtagsver-
waltung zukämen, was eine erhebliche Erschwernis in der
Bearbeitung vor dem Hintergrund der sehr dünnen Per-
sonaldecke der Landtagsverwaltung sei.

Ich kann nur sagen: Es ist genauso schwer, diese Fragen
von den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Landes-
regierung beantworten zu lassen, weil Sie schließlich ein
Anrecht auf gewissenhafte Antworten haben.

Insofern liegt es mir wirklich fern, die legitimen Aus-
kunftsrechte der Abgeordneten des Hessischen Landtags
in irgendeiner Form infrage zu stellen, aber sie korres-
pondieren nach meiner Auffassung auch mit der Pflicht
der Abgeordneten zur Rücksichtnahme auf die Funktion
und Arbeitsfähigkeit der Landesregierung.

(Beifall bei der CDU)

Dies ist auch gängige Rechtsprechung. Vor dem Hinter-
grund werden wir dort, wo wir nicht fristgerecht antwor-
ten können, entsprechend Fristverlängerung beantragen.

(Zuruf des Abg. Manfred Schaub (SPD))

Aber ich meine, es tut manchmal ganz gut – ich erinnere
an die 2.552 Fragen zum Justizbereich –, vielleicht auch zu
überlegen, ob es tatsächlich Auskunftswünsche sind oder
ob mit solchen Fragen andere Intentionen verbunden
sind. Dann müssen wir auf einer anderen Ebene diskutie-
ren, aber nicht unter dem Gesichtspunkt der Parlaments-
rechte. – Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und der Abg. Ruth Wagner
(Darmstadt) (FDP))

Präsident Norbert Kartmann:

Das Wort hat Herr Abg. Kaufmann für die Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

(Volker Hoff (CDU): Jetzt kommt der Lordsiegel-
bewahrer der chemischen Industrie mit einer Klei-
nen Anfrage!)

Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Ein gewisses Spannungsverhältnis zwischen Parla-
ment und Regierung muss sicherlich vorhanden sein, zu-
mal im Verhältnis zu den Oppositionsfraktionen. Denn
schließlich ist die parlamentarische Kontrolle den Regie-
renden nicht immer überaus angenehm. Herr Kollege
Hoff, insoweit kann man für eine gewisse Reserviertheit
der Regierung gegenüber parlamentarischen Initiativen
ein gewisses Verständnis haben.

Herr Staatsminister Grüttner, was wir allerdings in dieser
Legislaturperiode erleben, ist eine deutliche Steigerung
der Unverschämtheit der Landesregierung im Umgang
mit dem Landtag im Vergleich zur letzten Wahlperiode.
Bereits seit Amtsantritt der ersten Regierung Koch muss-
ten wir uns daran gewöhnen, dass es nach dem Motto
ging: Der Landtag fragt, die Regierung hüllt sich in
Schweigen.

Zunächst konnten wir vermuten, dass es daran lag, dass
man sich schwer tat, die richtigen Formulierungen zu fin-
den. Denn die Wahrheit wollte man nicht einfach mittei-
len, und gute Legenden brauchen Muße, um richtig kom-
poniert zu werden.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, wir erinnern uns noch sehr gut
daran, wie in der vergangenen Wahlperiode der Kollege
Grüttner entsprechender Kritik im Ältestenrat seinerzeit
ausdrücklich zustimmte und uns mehr als einmal ver-
sprach, für Abhilfe zu sorgen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Reinhard Kahl (SPD): Richtig!)

Indes waren die Bemühungen, Herr Grüttner, so sie über-
haupt stattgefunden haben, vergebens. Nichts wurde bes-
ser. Im Gegenteil, Jochen Riebel stellte seinen Schreib-
tisch in der Staatskanzlei auf. Da wurde es erst richtig
schlimm.

(Beifall der Abg. Ursula Hammann (BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN))

Buchstäblich alles, was die Ministerien auf parlamentari-
sche Initiativen hin erarbeitet hatten, verschwand für Mo-
nate. Manchmal tauchte es aus dem Bermudadreieck
überhaupt nicht mehr auf.

Meine Damen und Herren, wir wissen doch, selbst dem
Ministerpräsidenten – obwohl er seine Interessen immer
weniger in Hessen verfolgt – war dies am Ende zu viel. Mit
der neuen Regierungsbildung wurde Jochen Riebel aus
der Karibik vertrieben. Stefan Grüttner, derjenige, der
uns so oft Abhilfe versprochen hatte, sollte nun das Ber-
mudadreieck unschädlich machen.

(Dr. Walter Lübcke (CDU): Gute Wahl!)

Meine Damen und Herren, wie wir bereits in der Debatte
über die Zuständigkeitsverteilung am 6. Mai vergangenen
Jahres kommen sahen: Das Gegenteil ist eingetreten. Ob
Stefan Riebel oder Jochen Grüttner, alles ist verwirrt und
insgesamt in den karibischen Strudel geraten. Die Regie-
rungszentrale wurde zwar reichlich mit neuem, jungem,
logischerweise stramm konservativem Personal geradezu
voll gestopft, doch auch dies war, wie wir eben von Staats-
minister Grüttner gehört haben, völlig kontraproduktiv.
Er hat uns doch gerade erklärt, dass er überhaupt nicht
mehr weiß, wie man Anfragen beantwortet.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Eine schlichte Frage, die ich so nie stellen würde, weil ich
Regierungen kenne, und die mit Ja und Nein zu beant-
worten wäre: „Liegen der Landesregierung Erkenntnisse
vor ...?“, wird natürlich nicht mit Nein beantwortet. Da
schämt man sich, weil man seine Ahnungslosigkeit be-
kannt geben müsste.

(Zurufe von der CDU: Oh!)

Man weiß es aber tatsächlich nicht. Insofern sagt man
auch nicht Ja. Dann müsste man eine Antwort geben. Des-
wegen nimmt man die dritte Variante: Wir bitten um Ver-
längerung der Beantwortung – und es dauert Monate.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei Abgeordneten der SPD)

Meine Damen und Herren, dann kommt noch die neue
Kompetenz, die der Staatskanzlei zugeordnet wurde,
nämlich für ein einheitliches Erscheinungsbild der Lan-
desregierung zu sorgen. Sie führt jetzt offensichtlich zur
finalen Blockade. Die Abstimmung zwischen dem multi-
lozilen Jochen Riebel und dem neuen Majordomus Stefan
Grüttner ist anscheinend so schwierig, dass es Monate
dauert, bis eine simple Kleine Anfrage beantwortet ist.
Vielleicht dauert es auch nur Monate, bis sie sich zufällig
einmal treffen, um darüber zu reden.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Zuruf des Abg. Volker Hoff (CDU))

Meine Damen und Herren, das ist nun gar nicht lustig;
denn wir haben schon gehört, welche Pflichten die Regie-
rung hat, die auch in der Verfassung festgelegt sind. Herr
Hoff, deswegen ist es auch Ihr Problem

(Volker Hoff (CDU): Ich habe kein Problem! Sie
haben Probleme!)

und hauptsächlich Ihr Problem als Regierungsfraktion,
wenn Sie nicht immer wieder Ihren Ruf bestätigen wollen,
dass Sie nichts als eine Claqueurrolle in Anspruch neh-
men, dass Sie nicht dafür sorgen, dass das Parlament seine
Rechte durchsetzen kann.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Demonstrativer Beifall des Abg. Clemens Reif
(CDU))

Meine Damen und Herren, ich spreche den Vorsitzenden
der CDU-Fraktion, Herrn Kollegen Dr. Jung, ganz per-
sönlich an. Herr Kollege Dr. Jung, Sie sind doch lange ge-
nug Parlamentarier, um selbst zu erkennen, welch misera-
bles Bild diese von Ihnen getragene Regierung und damit
gemeinsam auch die Regierungsfraktion hier abgeben.
Das müsste Ihnen doch peinlich sein. Sie können sich
doch sicher an die Zeiten erinnern, in denen Sie parla-
mentarischer Geschäftsführer der CDU-Opposition wa-
ren. Auch wenn Sie jetzt gerne das Gegenteil behaupten
wollen und Herr Grüttner hier komische Statistikspiel-
chen mitgebracht hat – die Wahrheit ist immerhin, dass
damals der Respekt der Regierung vor dem Landtag we-
sentlich größer war als heute.

(Zuruf des Abg. Volker Hoff (CDU))

Man könnte aus heutiger Sicht sagen, dass das vielleicht
ein Fehler von uns war. Das mag sein. Aber eindeutig ist:
So unverschämt unser Informationsrecht negierend ist
bisher keine Regierung umgegangen wie die Regierungen
Koch.

(Zurufe der Abg. Volker Hoff und Clemens Reif
(CDU))

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Kollege, die Redezeit ist zu Ende.

Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herr Präsident, ich komme zum Schluss, aber nicht ohne
den Kollegen Dr. Jung noch einmal persönlich zu bitten:
Sagen Sie doch der Staatskanzlei unmissverständlich, dass
wir als Parlamentarier alle miteinander eine andere Be-
antwortung erwarten und fordern als das, was wir bisher
erleben mussten. Wenigstens dies müssten Sie bei Ihrem
langjährigen politischen Intimus, dem Ministerpräsiden-
ten, durchsetzen können. Wirklich, unser aller Wünsche
begleiten Sie. Tun Sie es für uns alle.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der SPD)

Präsident Norbert Kartmann:

Das Wort hat Frau Kollegin Beer für die Fraktion der
FDP.

Nicola Beer (FDP):

Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Herr
Kollege Kaufmann, zunächst einmal weise ich natürlich
mit Abscheu und Empörung zurück, dass in der letzten
Legislaturperiode die verspätete Beantwortung von An-
fragen oder Berichtsanträgen die Regel gewesen sei. Es
mag hin und wieder vorgekommen sein.

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Von Montag bis Freitag, wöchentlich!)

Aber ich glaube, wir haben doch noch eine deutliche Ver-
schlechterung im letzten Jahr beobachten können.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Lieber Herr Staatsminister Grüttner, Sie mögen mit der
einen oder anderen Massenanfrage der SPD Recht ha-
ben. Das ist uns auch aufgefallen. Der FDP-Fraktion kön-
nen Sie allerdings solche Massenanfragen wahrlich nicht
vorwerfen. Das ist uns zu kleinkariert. Doch wenn ich se-
hen muss, dass bei uns alleine 55 % der Kleinen Anfragen
zu spät beantwortet wurden, dann ist das einfach ärger-
lich.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Ärgerlich ist auf jeden Fall auch, wie diese Antworten
dann aussehen, wenn sie kommen, denn sie sind in der Re-
gel völlig inhaltsleer.

(Beifall des Abg. Jürgen Walter (SPD) – Volker
Hoff (CDU): Na, na, na! – Frank-Peter Kaufmann
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): So wie die Lan-
desregierung!)

Die Art und Weise, wie mittlerweile beantwortet wird, ist
schon sprichwörtlich geworden, wie bei den Berichtsan-
trägen der FDP-Fraktion zu den Behördenstandorten.
Dort wurde absolut gemauert und behauptet, Daten und
Fakten lägen nicht vor und seien schwierig zu beschaffen.
In dem einen oder anderen Fall konnte nachher sogar be-
wiesen werden, dass die Information der Landesregierung
vorgelegen haben muss.

Die Krönung ist der Vorgang im Ausschuss für Wissen-
schaft und Kunst gewesen.Während der kursorischen Le-
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sung im Wissenschaftsministerium wurden mir bestimmte
Informationen – Teile aus dem Berichtsantrag – vom zu-
ständigen Abteilungsleiter zugesagt. Er hat gesagt, Infor-
mationen lägen vor, man könne sofort Fotokopien davon
anfertigen. Vier Wochen später im Ausschuss waren sie
nicht zu beschaffen. Nachher wurden die Berichtsanträge
in den einzelnen Ausschüssen für erledigt erklärt, obwohl
die Fragen noch nicht beantwortet waren. Diese Art und
Weise des Umgangs mit dem Parlament ist doch sehr
sprichwörtlich für die neue Legislaturperiode.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Auffallend ist dabei auch, dass man auf eine übertriebene
Art und Weise im Ausschuss von Monat zu Monat vertrös-
tet wird. Damit wird auch immer die Bereinigung der Ta-
gesordnung der Ausschüsse erreicht. Ich kann mich sehr
gut an Anfragen meiner Fraktion zum Museumsstandort
Kassel erinnern, an Anfragen oder Berichtsanträge zur
Professorenbesoldung, bei denen wir von Monat zu Mo-
nat gesagt bekommen haben: Frau Beer, das verstehe ich
überhaupt nicht, bei mir ist das schon längst raus, das habe
ich schon vor Wochen unterschrieben.

(Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Bermuda! – Michael Siebel (SPD): Aha!)

Die Nachfrage in der Staatskanzlei hat Ähnliches erge-
ben, aber das Ding kommt nie in irgendeinem Briefkasten
an. Wenn man dann noch sieht, dass nachher außer „Wir
wissen es nicht“ in den Anträgen nichts steht, dann fragt
man sich wirklich, meine Damen und Herren von der
CDU-Landesregierung: Sind Sie so ahnungslos, oder sind
Sie so schlecht organisiert? – Ich vermute leider: häufig
beides.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Präsident Norbert Kartmann:

– Das Wort hat der Abg. Gotthardt.

(Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Die sind alle beim Riebel schubladisiert! – Frank-
Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Was passiert eigentlich beim Umzug? – Weitere Zu-
rufe von der SPD)

Das Wort hat der Abg. Frank Gotthardt.

Frank Gotthardt (CDU):

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Das Antragsrecht, das Fragerecht und das Informations-
recht der Abgeordneten sind mit Sicherheit die höchsten
und wichtigsten Rechte – darüber brauchen wir in diesem
Landtag nicht zu streiten.

(Beifall des Abg. Clemens Reif (CDU))

Herr Kollege Kahl, wir können aber gerne darüber strei-
ten, ob das vor 1999 alles besser war, als das jetzt der Fall
ist.

(Jörg-Uwe Hahn (FDP): Von 1999 bis 2002 war es
am besten!)

Meine Erfahrung ist es nicht unbedingt. Insofern kann
man vielleicht die eine oder andere Krokodilsträne auch
trocknen.

Die Geschäftsführer waren bei der Geschäftsführerbe-
sprechung dabei, die Kollege Grüttner eben schon ange-
sprochen hat. Es war nicht so gewesen, dass die Landesre-
gierung gesagt hätte, sie sehe sich nicht in der Lage, die
Vielzahl von gleich lautenden Kleinen Anfragen zu be-
antworten. Es war so, dass der Landtagspräsident und die
Landtagskanzlei vorgetragen haben, dass sie inzwischen
Probleme haben, die Vielzahl von identischen Anfragen
zu drucken, zu verteilen und in den Geschäftsgang zu ge-
ben. Insofern soll man hier nicht so tun, als handele es sich
nur um ein Problem der Landesregierung.

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Sie sollen die Landesregierung nicht
verteidigen, sondern kontrollieren!)

Mit dem, was Sie alles zu Forstämtern, Versorgungsäm-
tern und Ähnlichem fragen, ist es ja nicht so, dass Sie wirk-
lich auf die Antwort warten, wenn ich das einmal so sagen
darf.

(Gerhard Bökel (SPD): Unerhört! – Michael Siebel
(SPD): Unverschämtheit! – Hildegard Pfaff (SPD):
Verdrehte Welten! – Zuruf der Abg. Ruth Wagner
(Darmstadt) (FDP))

Sonst hätten Sie doch die Diskussion der Behördenstan-
dorte heute Mittag nicht so führen können, wie es vorhin
geschehen ist. Das ist doch das Schöne: Sie stellen auf der
einen Seite zu jedem Forstamt eine Frage. Sie diskutieren
aber in der Öffentlichkeit, in der heimischen Zeitung und
im Parlament schon über die Strukturreformen, die statt-
finden sollen.

(Reinhard Kahl (SPD): Sollen wir ruhig bleiben?)

Sie bedürfen offensichtlich gar nicht der Antwort. Sie wer-
den sie ja kriegen, doch an der Stelle sind die Krokodils-
tränen etwas zu trocknen. Herr Kollege Kahl, eines muss
ich sagen, auch mit einer gewissen Anerkennung: Wie Sie
das in der Fraktionsgeschäftsstelle der SPD schaffen,
diese identischen Sachen

(Jörg-Uwe Hahn (FDP): Vorsicht!)

immer halbwegs – da gibt es noch genug Korrekturen von
der Landtagskanzlei – so für alle Abgeordneten vorzube-
reiten, dass die das nur noch unterschreiben müssen, das,
muss ich gestehen, ist serviceorientiert.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Aber ich würde Ihnen raten, im Sinne der Verwaltungsre-
form eher eine Große Anfrage zu stellen, dann sparen wir
nämlich Papier und bekommen die Antworten trotzdem.

Präsident Norbert Kartmann:

Gestatten Sie eine Zwischenfrage von Herrn Bökel?

(Frank Gotthardt (CDU): Ja, sicher! – Volker Hoff
(CDU): Vom Spitzenkandidaten zum Beauftragten
für Kleine Anfragen!)

Gerhard Bökel (SPD):

Herr Kollege, stimmen Sie mir zu: Wenn die Landesregie-
rung genauso systematisch arbeiten würde wie die Ge-
schäftsstelle der SPD-Landtagsfraktion, lägen die Ant-
worten schneller vor.

(Beifall bei der SPD – Heiterkeit bei dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP)
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Frank Gotthardt (CDU):

Herr Kollege Bökel, da wir uns darauf geeinigt haben,
dass Antworten immer kurz sein sollten: Nein.

(Heiterkeit)

Wir brauchen doch wirklich nicht darüber zu streiten, dass
das Frage- und Kontrollrecht wichtig ist.Wenn ich aber an
den Ausschuss für Umwelt, ländlichen Raum und Ver-
braucherschutz denke, bei dem immer die gefürchteten
Dringlichen Berichtsanträge der Kollegin Hammann, be-
stehend aus 56 Fragen, eingehen und dann innerhalb von
fünf Tagen beantwortet werden müssen, dann muss ich
schon die Frage stellen, ob hier nicht zu viel von der Lan-
desregierung erwartet wird.

Ich bewundere, ehrlich gesagt, mit wie viel Geduld die
Landesregierung sich bemüht, die Anfragen zu beantwor-
ten, auch wenn die Frist nicht eingehalten ist.

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Das kann schon sein! – Gegenruf des
Abg. Dr. Franz Josef Jung (Rheingau) (CDU))

Herr Kollege Kaufmann, Sie haben gesagt, man könne
viele Fragen viel schneller und eindeutig beantworten, in-
dem man mit Ja oder Nein antwortet.

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Wenn sie so gestellt sind!)

Wir machen das herzlich gerne. Ich bin gespannt, wie das
dann aussieht.Wenn an die Landesregierung die Frage ge-
stellt wird: „Liegen der Landesregierung Erkenntnisse
über die beschäftigten Juristen vor?“, und die Landesre-
gierung mit „Ja“ antwortet, dann bin ich gespannt, was Sie
von der Antwort haben. – Herzlichen Glückwunsch.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wenn Sie mit
Ihren zahlreichen Kleinen Anfragen das Ziel haben, in
Hessen Arbeitsplätze zu schaffen, dann werden Sie dieses
Ziel auf diese Art und Weise vielleicht erreichen. Dabei
schaffen Sie aber die Arbeitsplätze an der falschen Stelle.
Wenn Sie versuchen, die Regierung mit Ihren vielen Klei-
nen Anfragen lahm zu legen, dann probieren Sie es doch
einfach einmal mit Qualität statt Quantität. – Herzlichen
Dank.

(Beifall bei der CDU)

Präsident Norbert Kartmann:

Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor.

(Zurufe von der CDU: Oh! – Wir wollen Herrn Bö-
kel!)

Wir haben über einen Entschließungsantrag zu beschlie-
ßen.Wer diesem Entschließungsantrag der SPD-Fraktion,
Drucks. 16/1886, zustimmen möchte, den bitte ich um das
Handzeichen. – Wer ist dagegen? – Enthält sich jemand
der Stimme? – Das ist nicht der Fall. Damit ist der Ent-
schließungsantrag durch die Stimmen der CDU-Fraktion
bei Zustimmung der Fraktionen der SPD, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN und der FDP abgelehnt worden.

Meine Damen und Herren, ich erlaube mir einen Hin-
weis: Ich habe in der Geschäftsordnung geblättert. Unter
§ 35 Abs. 1 steht in den Sätzen 4 und 5 zu Kleinen Anfra-
gen:

Sie sollen knapp und sachlich formuliert und so ge-
halten sein, dass sie von der Landesregierung in
kurzer Form beantwortet werden können.

Jetzt kommt der spannende Punkt. Darüber denke ich in
der nächsten Zeit einmal nach:

Anfragen, die gegen Satz 1 bis 4 verstoßen, weist die
Präsidentin oder der Präsident zurück.

(Heiterkeit bei der FDP – Dr. Franz Josef Jung
(Rheingau) (CDU): Das haben wir nicht ohne
Grund in die Geschäftsordnung aufgenommen! –
Gerhard Bökel (SPD): Das hängt davon ab, was die
Regierung sich zutraut!)

Freunde, das ist unsere Seite, aber die andere Seite ist die
Regierung, die zu antworten hat. Sie hat pflichtgemäß zu
antworten, weil sie dafür den Auftrag hat. Aber das trifft
uns, und wir sollten im Ältestenrat darüber reden, wie das
in Zukunft aussieht, ob wir das verfeinern müssen oder ob
wir nach dieser Geschäftsordnung handeln.

(Zuruf des Abg. Reinhard Kahl (SPD) – Clemens
Reif (CDU): Sehr gut!)

Meine Damen und Herren, ich rufe Tagesordnungspunkt
21 auf:

Antrag der Fraktion der FDP betreffend Sprachenvielfalt
in Europa – Drucks. 16/1887 –

Die FDP-Fraktion stimmt zu, dass er ins nächste Plenum
geschoben wird. – Damit ist das so beschlossen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 24 auf:

Antrag der Fraktion der SPD bereffend Meisterbrief als
Zugangsvoraussetzung für ein Hochschulstudium in Hes-
sen – Drucks. 16/1890 –

gemeinsam mit Tagesordnungspunkt 60:

Dringlicher Entschließungsantrag der Fraktion der CDU
betreffend Meisterbrief als Zugangsvoraussetzung für ein
Hochschulstudium in Hessen – Drucks. 16/1945 –

Das Wort hat zunächst die Abg.Tesch für die Fraktion der
SPD.

Silke Tesch (SPD):

Verehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen
und Herren! Zu später Stunde ein wichtiges Thema. Seit
dem 1. Januar dieses Jahres ist die neue Handwerksord-
nung in Kraft. Die Bundesregierung hat mit der Moderni-
sierung, Zukunftssicherung und EU-Festigkeit dafür ge-
sorgt, dass das Handwerk den Stellenwert erhält, der ihm
zusteht, und die Möglichkeit geschaffen, dass Meisterin-
nen und Meister einen Zugang zur Hochschule bekom-
men.

(Beifall bei der SPD)

Selbst die Handwerkskammern haben die Chance er-
kannt und schaffen neue Marketinginstrumente zur Auf-
wertung des Meisterbriefs.

(Unruhe)

– Meine verehrten Herren von der CDU, Ihnen war das
Thema einmal sehr wichtig. Ich bitte doch, dass Sie mir zu-
hören.

(Beifall bei der SPD)

Nun ist die Landesregierung am Zug, eine alte Forderung
der Meisterinnen und Meister umzusetzen und den Meis-
terbrief als Zugangsvoraussetzung für ein Hochschulstu-
dium zu ermöglichen.
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(Anhaltende Unruhe – Gerhard Bökel (SPD): Herr
Präsident, geben Sie ihr doch einmal die Chance, zu
reden!)

Präsident Norbert Kartmann:

Frau Kollegin, Sie haben das Wort.

Silke Tesch (SPD):

Wir haben 2002 erstmals diese Forderung aufgestellt. Sie,
meine Damen und Herren von der CDU-Fraktion, haben
gestern erst um 17 Uhr einen handschriftlich geänderten
Dringlichen Antrag eingebracht, was wieder einmal be-
weist, dass Sie überall aus der Hüfte schießen – und, wie
so oft, zu spät und mit alten Waffen.

(Beifall bei der SPD)

Ich hätte mir eine Initiative des Wirtschaftsministers ge-
wünscht. Der ist leider auch nicht zugegen. Aber er hätte
sich mit Herrn Corts abstimmen müssen. Mein Eindruck
ist, dass zwischen Wirtschafts- und Wissenschaftsministe-
rium die Themen gern hin- und hergeschoben werden und
somit keine Entscheidungen möglich sind, siehe Nano-
technologie.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten der
FDP)

Dieser neue Bildungsweg eröffnet Menschen neue Mög-
lichkeiten und erweitert die Durchlässigkeit unseres Bil-
dungssystems.Wer die Praxis kennt, weiß, dass viele Meis-
terinnen und Meister in dem Betrieb, in dem sie arbeiten,
oft jahrelang, meist vergeblich, auf eine frei werdende
Meisterstelle warten. Ein Studium kann ihnen neue Mög-
lichkeiten eröffnen und auch den Weg in eine qualifizierte
Selbstständigkeit erleichtern.

Ein wichtiger Aspekt ist, dass die Attraktivität erhöht
wird, einen Handwerksberuf zu erlernen. Wenn ich weiß,
dass ich in späteren Jahren die Qualifikation für ein Stu-
dium erlangen kann, muss ich mich nicht so früh festlegen,
auch ein Durchhänger wird mir verziehen, ich verbaue
mir durch einen mittleren Bildungsabschluss nicht meine
Zukunft, wie es heute ist. Dies wäre gerade eine weitere
Wertschätzung und Anerkennung unserer Jugendlichen.
Wir erwarten, dass junge Menschen flexibel sind. Dann
sollten wir auch unnötige Stolpersteine aus dem Weg räu-
men.

(Beifall bei der SPD)

Ich selbst habe Meisterkurse besucht. Wer die hohe
Hürde der Meisterprüfung erklommen und viel Zeit und
Geld investiert hat, wird keine Schwierigkeiten mit einem
Hochschulstudium haben. Die Erfahrungen zeigen, dass
die Studienzeiten kürzer und die Abschlüsse durchweg
besser sind. Das Handwerk in die Hochschulen zu holen
wird eine Erweiterung des Horizonts für diese sein.

(Anhaltende Unruhe)

– Ich muss schon sagen, meine Herren, dass es sehr
schwierig ist, hier zu reden, wenn ständig am rechten
Rand dieses Plenarsaals Dialoge geführt werden.

(Beifall bei der SPD)

Junge Menschen, die ihr Handwerk seit Jahren ausüben,
leisten mit ihrem fundierten Wissen einen qualifizierten
Beitrag und bereichern die Hochschulen. Diese Erkennt-

nis, Herr Jung, finden wir bei all denjenigen, die den zwei-
ten Bildungsweg beschreiten.

Meine sehr verehrten Damen und Herren der Landesre-
gierung, hier können Sie erstmals in diesem Jahr zeigen,
dass Sie es ernst meinen mit Ihrem Slogan „Bildungsland
Hessen“.

(Beifall bei der SPD)

Das Niedersächsische Hochschulgesetz berechtigt Meis-
terinnen und Meister zur Aufnahme eines Studiums an
Fachhochschulen und an allen wissenschaftlichen und
künstlerisch-wissenschaftlichen Hochschulen. Einer be-
sonderen Bescheinigung hierfür bedarf es nicht. Ich per-
sönlich bin für die Übernahme des niedersächsischen Ge-
setzes, um bundesweit eine möglichst hohe Einheitlichkeit
herzustellen.Auch ist es wichtig, dass hessische Meisterin-
nen und Meister in Niedersachsen studieren können und
umgekehrt.

(Beifall bei der SPD)

Wer eine Einschränkung will, der eröffnet die Debatte ei-
ner Wertung. Dies ist an dieser Stelle nicht angebracht
und disqualifiziert Menschen, die den zweiten Bildungs-
weg gegangen sind, von der Werkbank bis zum Hörsaal,
vom Hauptschüler zum Professor. Warum eigentlich
nicht?

(Beifall bei der SPD)

Wir wissen, dass Bildung noch immer vom Einkommen
der Eltern abhängig ist. Die Annahme unseres Antrags
wäre ein großer Beitrag zur Chancengleichheit im Bil-
dungssystem. Zeigen Sie in Ihrer Praxis, wie wichtig Ihnen
das Handwerk wirklich ist, und handeln Sie schnell. Dann
können zum Wintersemester die ersten Meisterinnen und
Meister die Hochschulen bereichern. – Für die Aufmerk-
samkeit danke ich heute nicht.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Norbert Kartmann:

Das Wort hat Herr Abg. Klein von der Fraktion der CDU.

Hugo Klein (Freigericht) (CDU):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Zunächst freue ich mich sehr, dass Sie, verehrte Kol-
leginnen und Kollegen der SPD-Fraktion, mit Ihrem
heute vorgelegten Antrag dem Meisterbrief einen hohen
Stellenwert einräumen und damit der Meisterausbildung
Ihre Wertschätzung bekunden.

(Dr. Franz Josef Jung (Rheingau) (CDU): Auf
Bundesebene war das anders!)

Auch wir sehen in dem großen Befähigungsnachweis
Meisterbrief eine herausragende berufliche Qualifika-
tion, die es entsprechend zu würdigen und anzuerkennen
gilt. Allerdings, verehrte Frau Tesch, erlauben Sie mir an
dieser Stelle schon einen Seitenhieb. Ich hätte mir sehr ge-
wünscht, dass auch die Bundesregierung und die Mehr-
heitsfraktionen von SPD und GRÜNEN in Berlin bei der
Debatte um die Novellierung der Handwerksordnung
dem Meisterbrief eine größere Wertschätzung und eine
höhere Anerkennung eingeräumt hätten.

(Beifall bei der CDU – Michael Boddenberg
(CDU): Da war doch was!)
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In diesen Diskussionen war leider nichts, aber auch gar
nichts von einer Aufwertung des Meisterbriefs und einer
damit verbundenen Aufwertung der Attraktivität des
Handwerks zu erkennen. Im Gegenteil, Frau Tesch, der
Meisterbrief wurde sträflich und fahrlässig abgewertet.

(Beifall bei der CDU)

Die qualitativ hochwertige Meisterausbildung wurde re-
gelrecht abgemeiert. Frau Tesch, das war Handlung der
SPD und der GRÜNEN in Berlin.

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Herr Klein, Sie wissen doch selber,
dass dies nicht stimmt!)

– Herr Kaufmann, das stimmt.

Nun zurück zum vorliegenden SPD-Antrag, Meisterinnen
und Meistern den Zugang zum fachbezogenen Hoch-
schulstudium ohne die derzeitigen Zusatzanforderungen
in Form eines Prüfungsgesprächs zu ermöglichen. Ver-
ehrte Kolleginnen und Kollegen der SPD-Fraktion, in-
haltlich gibt es bei der Bewertung des angesprochenen
Sachverhalts keine nennenswerten Differenzen zwischen
Ihrer und unserer Auffassung zu diesem Thema. Die ge-
forderten Erleichterungen beim Zugang zum fachbezoge-
nen Hochschulstudium sind für uns als CDU-Fraktion nur
ein erster Schritt, aber immerhin ein erster Schritt in die
richtige Richtung.

Im Regierungsprogramm 2003 bis 2008 finden Sie im Ab-
schnitt „Lebensbegleitendes Lernen“ unter dem Punkt
„Solide berufliche Erstausbildung“ die Aussage: „Der
Meisterbrief soll zum allgemeinen Hochschulzugang be-
rechtigen.“

(Silke Tesch (SPD): Aber wann?)

Ministerpräsident Roland Koch hat in seiner Regierungs-
erklärung am 23.April 2003 wörtlich erklärt – ich zitiere –:

Zugleich wollen wir die Durchlässigkeit zwischen
den ...Ausbildungsgängen erhöhen. Deshalb wird ...
der Meisterbrief in der Regel auch die Berechti-
gung zum allgemeinen Hochschulzugang umfassen.

In einem Antrag der CDU-Fraktion – Drucks. 16/56 – vom
29.April 2003 betreffend Gütesiegel Meisterprüfung kön-
nen Sie im letzten Absatz nachlesen: „Weitere Erleichte-
rungen sehen wir im Bereich des uneingeschränkten
Hochschulzugangs für Meister ...“

Präsident Norbert Kartmann:

Gestatten Sie Zwischenfragen, Herr Kollege Klein?

Hugo Klein (Freigericht) (CDU):

Am Ende dann.

Diese Zitate belegen, dass wir als CDU-Fraktion nicht
nur die geforderte Erleichterung für Meisterinnen und
Meister beim Zugang zum fachbezogenen Hochschulstu-
dium anstreben, sondern dass wir in einem weiteren
Schritt den Meisterbrief noch einmal enorm aufwerten
wollen, indem Meisterinnen und Meister die Zugangsbe-
rechtigung zum allgemeinen Hochschulstudium erhalten
sollen.Aus diesem Grund hat die CDU-Fraktion auch den
von Frau Tesch angesprochenen Dringlichen Entschlie-
ßungsantrag vorgelegt, der zwei Punkte enthält. Nach den
mir erteilten Auskünften aus dem Ministerium, verehrte
Frau Tesch, ist derzeit bereits eine Änderung der Verord-

nung über den Zugang besonders Befähigter zu den
Hochschulen im Land Hessen vom 13. Juni 2002 in Arbeit
und soll in Kürze in die Anhörung gehen.

Mit dieser Änderung entfällt für die Meisterinnen und
Meister die bisherige Hochschulzugangsprüfung, und ein
Handlungsauftrag, wie im SPD-Antrag vorgesehen, ist
nach unserer Auffassung daher nicht mehr notwendig.

Lassen Sie mich an dieser Stelle erwähnen: Sie erklären,
wir würden zu spät handeln. Ich erkläre an dieser Stelle,
dass Sie zu spät handeln. Bis Sie dazu auffordern, etwas zu
tun, hat diese Landesregierung ihre Aufgabe bereits er-
füllt. Die Vorlage ist in Vorbereitung.

(Widerspruch bei der SPD)

Im ersten Absatz unseres Dringlichen Entschließungsan-
trags begrüßen wir daher ausdrücklich diese Initiative der
Landesregierung als einen ersten Schritt in die richtige
Richtung.

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Eine Vorlage, von der Sie bis gestern
nichts wussten und die keiner kennt!)

– Herr Kaufmann, bleiben Sie ganz ruhig.

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Ich bleibe ruhig, Herr Kollege!)

Ich will darauf hinweisen, dass in der Aussprache zur Re-
gierungserklärung Herr Al-Wazir laut Protokollnotiz den
Zwischenruf getätigt hat: „Wenigstens ein Punkt, zu dem
wir Ja sagen können!“ Es ging dabei um die Hochschulzu-
gangsberechtigung für Meisterinnen und Meister.

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Sie wollen etwas begrüßen, was noch
nicht auf dem Tisch liegt! Das ist ein bisschen sehr
vorauseilend!)

Ausnahmsweise sind Sie hier auf dem richtigen Weg.

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Kollege, Ihre Redezeit ist abgelaufen.

Hugo Klein (Freigericht) (CDU):

Im ersten Absatz unseres Antrags unterstützen wir die ge-
plante Änderung der Verordnung. Im zweiten Absatz be-
grüßen und unterstützen wir als CDU-Fraktion uneinge-
schränkt, dass die Hessische Landesregierung im Rahmen
der vorgesehenen Änderung des Hessischen Hochschul-
gesetzes Meisterinnen und Meistern zukünftig den Zu-
gang zum allgemeinen Hochschulstudium ermöglichen
wird. Damit bekunden wir als CDU-Fraktion eindrucks-
voll den hohen Stellenwert, den der Meisterbrief und die
damit verbundene, qualitativ hochwertige Meisterausbil-
dung für unsere Fraktion besitzen.

(Beifall bei der CDU)

Präsident Norbert Kartmann:

Nächster Redner ist der Abg. Denzin für die FDP-Frak-
tion.
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Michael Denzin (FDP):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Der Hoch-
schulzugang erfordert in zweierlei Hinsicht besondere
Qualifikationen. Er erfordert zum einen, dass man in der
Lage ist, sein Studium selbst so zu organisieren, dass man
es in einer bestimmten Zeit abschließen kann. Das kön-
nen viele noch nicht gut genug, die aus dem Schulbetrieb
kommen. Die zweite Voraussetzung ist, dass man eine
Wissensgrundlage hat, auf der man die Vertiefung seiner
Kenntnisse aufbauen kann. Diese Aussagen sind Allge-
meinplätze, das ist unstreitig.

In der Fachwelt erhebt sich zunehmend die Frage: Rei-
chen diese Qualifikationen aus? Da auch schon in der
Vergangenheit viele Wege nach Rom führten und es ne-
ben der allgemeinen Zugangsvoraussetzung Abitur auch
andere Zugangsvoraussetzungen – teilweise mit Zusatz-
prüfung, teilweise ohne – gab, ist das in der Fachwelt, we-
niger in der Öffentlichkeit, ein heiß diskutiertes Thema.
Die Kernfrage lautet: Wie ist der qualitative Eingangsle-
vel zu definieren? 

Im Antrag der SPD ist konkret von dem Zugang zu einem
fachbezogenen Hochschulstudium die Rede, obwohl es in
der mündlichen Begründung so klang, als ob es Ihnen um
den Zugang zu einem allgemeinen Hochschulstudium ge-
hen würde. Die SPD will damit bei den bisherigen Zu-
gangswegen im Grunde genommen nur das Prüfgespräch
herausnehmen. Das hat allerdings eine hohe Signalwir-
kung und eine hohe symbolische Bedeutung. Möglicher-
weise sind die Aufnahmegespräche an der einen oder an-
deren Universität anders gehandhabt worden, als man
sich das dachte oder bei der Abfassung der Verordnung
vorgestellt hat, aber im Grunde genommen geht es hier
mehr um den Symbolwert.

Um etwas anderes geht es bei der Frage der Zugangsbe-
rechtigung zum allgemeinen Hochschulstudium. Hier gibt
es in der Tat unterschiedliche Meinungen, auch in unserer
Fraktion. Eine Gegenmeinung vertritt hier unsere ehema-
lige Wissenschaftsministerin Ruth Wagner. Darum ma-
chen wir überhaupt kein Geheimnis. Deshalb werden wir
in der Ausschussberatung die Argumente noch einmal
sehr genau prüfen, aber ich kann Ihnen genauso deutlich
sagen, dass die Mehrheit der Fraktion – ich stehe hier, weil
ich zu der Mehrheit gehöre – den Meisterbrief bzw. die
Meisterprüfung als hinreichende Voraussetzung ansieht.

Stellen Sie sich einmal Folgendes vor. Ein junger Mensch
absolviert eine berufliche Ausbildung und schließt die mit
einer Gesellenprüfung ab. Dann arbeitet er in seinem Ge-
werk, sammelt dabei praktische Erfahrungen, muss sich
aber gleichzeitig auf eine Führungsaufgabe hin qualifizie-
ren. Das ist nicht wenig aufwendig, nicht nur materiell,
sondern auch von den Leistungsanforderungen her. Die-
ser Vorgang qualifiziert ihn in dreierlei Hinsicht: zum ei-
nen in seinem unmittelbaren beruflichen Bereich, zum
zweiten pädagogisch, weil er Lehrlinge ausbildet, und drit-
tens in wirtschaftlichen Belangen. Ich glaube schon, dass
das insgesamt eine hinreichende Heranführung an einen
Level ist, der mit dem eines Neunzehnjährigen, der außer
in seiner Schullaufbahn bis dahin keine weiteren Lebens-
erfahrungen gesammelt hat, mindestens vergleichbar ist.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Dieser Level ist auf jeden Fall hinreichend, sich das Stu-
dium einzurichten. Denn das kann dieser junge Mensch
besser als die anderen. Dafür hat er in seinem Leben ziel-
strebig und motiviert schon sehr viel aus sich gemacht. Ich
glaube, man kann auch dem Zweifel begegnen, dass bei

ihm von der theoretischen Ausgangsvoraussetzung her
vielleicht noch nachgearbeitet werden müsse. Ich glaube
es nicht.

Wer so motiviert ist, wer neben seiner beruflichen Tätig-
keit die notwendigen Ausbildungen absolviert und dann
die Meisterprüfung macht, der weiß, worum es geht.Wenn
der studiert, studiert er nicht just for fun, sondern ein Fach
nach seiner Neigung, mag das unmittelbar mit dem Beruf
zusammenhängen oder vielleicht eine andere Aufgabe
sein, die er entdeckt hat.

Unser Bundeskanzler hat zwar keine Meisterprüfung ab-
gelegt, sondern in einem normalen Beruf im Einzelhandel
gearbeitet, aber er hatte das Glück, sich über die Abend-
schule drei Jahre lang die Hochschulzugangsvorausset-
zungen aneignen und danach studieren zu können.
Warum soll einer, der neben der Arbeit – vielleicht auch
neben der Familie – all das leistet, nicht so viel mitbringen,
dass er nicht nur weiß, worum es in einem Studium geht,
dass er nicht nur weiß, wie er sein Studium organisiert,
sondern dass er auch die inhaltlichen Anforderungen, die
auf ihn zukommen, bewältigen kann? Ich bin überzeugt,
dass er sein Studium sogar hervorragend abschließen
wird, weil er gelernt hat, Herausforderungen zu meistern.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
SPD)

Präsident Norbert Kartmann:

Das Wort hat Frau Sorge für die Fraktion BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN.

Sarah Sorge (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Die ganze De-
batte wird doch ein bisschen lebhafter, als ich es mir vor-
gestellt hatte.

Wir haben bei diesen beiden Anträgen die skurrile Situa-
tion, dass die Opposition die Landesregierung auffordert,
Meisterinnen und Meister auch ohne die derzeitigen Zu-
satzanforderungen zum Hochschulstudium zuzulassen,
und es seit gestern einen ominösen Dringlichen Ent-
schließungsantrag der Regierungsfraktion gibt, der die
Landesregierung dafür feiern will, dass sie eben dieses
vorhat. Es hört sich also so an, als seien sich alle einiger-
maßen einig. Passiert ist trotzdem bisher nichts.

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der CDU, wenn es
Ihnen um die Sache ginge, dann würden Sie dem SPD-An-
trag zustimmen können. Er enthält wirklich keinerlei Po-
lemik und keinerlei Kritik an der Landesregierung. Ich
gebe zu, das ist bei Initiativen der Oppositionsfraktionen
nicht immer der Fall. Aber in diesem Falle ist es wirklich
so. Der Antrag fordert lediglich das, was Sie selbst für rich-
tig halten.

Der Dringliche Entschließungsantrag der CDU-Fraktion
ist hingegen eine substanzlose Antwort auf den SPD-An-
trag. Er ist wirklich so lächerlich, dass ich Sie gerne auf-
fordern würde, ihn zurückzuziehen. Auf die Lippenbe-
kenntnisse der Landesregierung verlassen wir uns jedoch
nicht.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und des Abg. Jörg-Uwe Hahn (FDP))

Wir begrüßen auch nicht, was wir noch nicht kennen.
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Bereits im Regierungsprogramm der Landesregierung
stand, dass der Meisterbrief zum allgemeinen Hochschul-
zugang berechtigen soll. Außerdem wurde dort verspro-
chen, in der gewerblichen Wirtschaft nach dem Meister-
lehrgang entsprechenden Weiterqualifizierungsmaßnah-
men zu schauen, die zum allgemeinen Hochschulzugang
berechtigen können. Nur, es wurde bisher noch nichts da-
von umgesetzt.Wir wissen bereits, dass Sie dies vorhaben,
meine Damen und Herren von der CDU. Jetzt sind aller-
dings Taten gefragt.

(Michael Boddenberg (CDU): Sie wissen, dass wir
fünf Jahre Zeit haben!)

Durch den uneingeschränkten Hochschulzugang würde
der Meistertitel eine Aufwertung erfahren. Dadurch
würde die Durchlässigkeit zwischen den verschiedenen
Bildungswegen erhöht. Die Vielfalt der Möglichkeiten, zu
einem Hochschulabschluss zu kommen, würde vergrö-
ßert, und die Attraktivität der dualen Ausbildung würde
dadurch noch einmal verbessert. Außerdem würde damit
bewiesen, dass man es mit der Gleichwertigkeit der allge-
meinen und der dualen Ausbildung wirklich ernst meint.

Ein Meister oder eine Meisterin hat gelernt, zu lernen.
Daran besteht kein Zweifel. Defizite in bestimmten Be-
reichen werden sich daher schnell ausgleichen lassen. Wir
GRÜNEN finden deshalb sogar, dass jegliche Form der
Beschränkung des Hochschulzugangs für Meisterinnen
und Meister wegfallen sollte. Das schließt neben den Zu-
gangsprüfungen und Eignungsgesprächen auch die Be-
schränkung auf bestimmte Fachbereiche ein.

Es ist doch wirklich absurd, dass gestandene Menschen,
die bereits ein Leben voller Prüfungen hinter sich haben,
für die Aufnahme eines Studiums ihr Wissen erneut unter
Beweis stellen müssen. Dabei haben sie bereits etwas vor-
zuweisen, was ihnen garantiert nicht geschenkt wurde.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dass es bei einer Einführung des Hochschulzugangs für
Meister ohne Zusatzprüfungen nicht zu Katastrophen
kommt, zeigen die Erfahrungen in Niedersachsen. Dort
gibt es seit eineinhalb Jahren eine entsprechende Rege-
lung. Ich glaube, sie hat nicht zu einem Massenansturm
auf die Hochschulen geführt. Leider, kann man fast sagen,
denn inzwischen sollte bekannt sein, dass wir in Deutsch-
land mehr Menschen mit einem akademischen Abschluss
brauchen.

Zudem brauchen wir in der Wissensgesellschaft durchläs-
sige Wege zu lebenslanger Fort- und Weiterbildung. Das
heißt, wir müssen den Zugang zu dem Bildungssystem auf
allen Stufen öffnen und die Übergänge zwischen den ein-
zelnen Bereichen erleichtern. Die uneingeschränkte Öff-
nung der Hochschulen für Meisterinnen und Meister wäre
ein wichtiger Baustein. Daher ist es höchste Zeit, auch in
Hessen eine entsprechende Regelung einzuführen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Herr Klein, um auch für Sie etwas hinzuzufügen: Unsere
Befürwortung des Hochschulzugangs für Meisterinnen
und Meister steht nicht im Widerspruch zu unserem En-
gagement für das inzwischen in Kraft getretene dritte Ge-
setz zur Reform der Handwerksordnung. Hierbei geht es
um eine Begrenzung der Bereiche, in denen der Meister-
titel die Voraussetzung für die Selbstständigkeit ist. Dieses
Gesetz wurde zur Erleichterung von Existenzgründun-
gen, zur Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen und
zur Überführung von Schwarzarbeit in normale Beschäf-
tigung geschaffen. Es ging also immer nur um den Zugang

zum Arbeitsmarkt. Dass der Meisterbrief ein Qualitäts-
merkmal ist, wurde von uns nie in Abrede gestellt.

Bei dem jetzt geforderten Hochschulzugang für Meis-
terinnen und Meister ohne Wenn und Aber geht es aber
gerade darum, die Würdigung und Anerkennung des
Meisterbriefs als Qualifikationsmerkmal wieder herzu-
stellen.

Auch der Hessische Handwerkstag hält es für äußerst
wichtig, dass es in Hessen endlich einen uneingeschränk-
ten Hochschulzugang für Berufstätige mit abgeschlosse-
ner Meisterprüfung gibt. Er ist enttäuscht, dass seinen
Forderungen bislang noch nicht entsprochen wurde.

In diesem Sinne fordern wir die Landesregierung auf, end-
lich in die Puschen zu kommen und die längst überfällige
und unstrittige Reform umzusetzen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Norbert Kartmann:

Kommen Sie bitte zum Ende.

Sarah Sorge (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Ich bin dabei.Vielen Dank, Herr Präsident. – Wenn Sie an
diesem Punkt endlich handeln, habe ich auch kein Pro-
blem damit, Sie zu loben. Aber bevor Sie sich feiern las-
sen, müssen Sie schon ein bisschen arbeiten, meine Da-
men und Herren.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der SPD)

Präsident Norbert Kartmann:

Das Wort hat Herr Staatsminister Corts.

Udo Corts, Minister für Wissenschaft und Kunst:

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Nur um die Fakten festzuhalten, möchte ich nicht all
das wiederholen, was der Kollege Klein bereits vorgetra-
gen hat. Das ist eine aus unserer Sicht richtige Betrach-
tung des Sachstands. Der Verordnungsentwurf ist heute
an die Anzuhörenden gegangen.

(Beifall bei der CDU)

Wir sprachen vorhin über die Anfragen und darüber, wie
weit Landtag und Landesregierung voneinander entfernt
sind. Ich bin immer erstaunt, wenn ich feststellen muss,
dass dann, wenn wir etwas in Vorbereitung haben, pünkt-
lich ein Antrag der SPD kommt.

(Nicola Beer (FDP): Die FDP ist immer vorher!)

Ich weiß nicht, wie das zusammenhängt. Ich freue mich
aber darüber. Erstens heißt das nämlich, dass Sie das, was
die Landesregierung tut, sehr genau verfolgen, und zwei-
tens ist das ein guter Anhaltspunkt dafür, dass Sie das Re-
gierungsprogramm wirklich gelesen haben.

Es gibt zwei Anmerkungen, die man dazu machen kann.
Erstens. Rot-Grün hat den Meistertitel wieder entdeckt.
Die Handwerkskammern werden sich darüber freuen. Ich
glaube, es ist ganz wichtig, das festzustellen.

Zweitens. In den Programmen von SPD und GRÜNEN
habe ich nichts über die allgemeine und die fachgebun-
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dene Hochschulzugangsberechtigung für Meister gelesen,
über die wir hier sprechen. Das ist also etwas, was Sie neu
entdeckt oder einfach bei uns abgeschrieben und jetzt auf
die Tagesordnung gesetzt haben.

Es ist moniert worden, dass wir nicht auch gleich den
zweiten Schritt machen. Ich denke, es ist wichtig, differen-
ziert an die Sachen heranzugehen. Selbstverständlich ist
es richtig, die Hürden zu beseitigen, die dem fachgebun-
denen Hochschulzugang entgegenstehen.Aber wir möch-
ten uns noch einmal ganz genau anschauen, wie wir den
zweiten Punkt, nämlich die allgemeine Hochschulzu-
gangsberechtigung, umsetzen. Das ist nicht einfach mit ei-
nem Federstrich zu erledigen. Darüber müssen wir ge-
meinsam diskutieren. Das steht im Regierungsprogramm,
und wir werden es umsetzen.Aber inwieweit das im Zuge
weiterer Maßnahmen an den Hochschulen erfolgt, wer-
den wir im Laufe des Herbstes sehen. So weit, so gut.

Ich bedanke mich, dass, soweit ich sehen kann, Sie alle
dem jetzigen Verordnungsentwurf zustimmen werden. Ich
freue mich aber insbesondere, dass Sie, wie ich gehört
habe, auch den zweiten Schritt mittragen werden. – Vielen
Dank.

(Beifall bei der CDU)

Präsident Norbert Kartmann:

Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor.

Dann überweisen wir den Antrag an den Ausschuss für
Wissenschaft und Kunst. – Dem widerspricht niemand.
Damit ist der Antrag, Drucks. 16/1890, an den Ausschuss
für Wissenschaft und Kunst überwiesen worden.

Zudem überweisen wir den Dringlichen Entschließungs-
antrag der CDU, Drucks. 16/1945, ebenfalls an den Aus-
schuss.Widerspricht dem jemand? – Das ist auch nicht der
Fall. Dann ist das so beschlossen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 26 auf:

Antrag der Fraktion der SPD betreffend übereilte Fu-
sionspläne der Landesregierung für die Hochschulmedi-
zin – Drucks. 16/1892 – 

gemeinsam mit Punkt 61:

Dringlicher Antrag der Fraktion der CDU betreffend
Weiterentwicklung und Qualitätssicherung der Hoch-
schulmedizin in Hessen – Drucks. 16/1946 –

Das Wort hat der Abg. Dr. Spies für die Fraktion der SPD.
Die Redezeit beträgt fünf Minuten.

Dr. Thomas Spies (SPD):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Die Debatte
um die Universitätskliniken insbesondere in Mittelhessen
ist keineswegs neu. Sie läuft seit Jahren und lässt die Ge-
müter vor Ort zweifellos hochkochen, obwohl das für uns
keineswegs der entscheidende Gesichtspunkt sein sollte.

Kollege Möller verkündet, dass die Überlegungen, die
Universitätskliniken zusammenzuführen, nicht nachvoll-
ziehbar seien. Der „Gießener Anzeiger“ sagt ihm für das
Jahr 2008 sogar eine sichere Niederlage voraus, falls es
dazu käme. Kollege Gotthardt – das ist schon fünf Jahre
her – ließ sich dazu hinreißen, zu erklären, er würde sogar
gegen die Fraktionsdisziplin stimmen, wenn Abteilungen
zusammengeführt würden, ohne dass dem qualitative Kri-
terien zugrunde lägen. Die CDU Gießen fordert einen of-

fenen und sachgerechten Diskussionsprozess, und die Be-
schäftigten haben Angst.

In Wahrheit ist das, was hier passiert, doch ein „Fiasko
Koch“. Ohne Not und ohne nachzudenken verkündet er
im Rahmen der „Operation düstere Zukunft“ die Zu-
sammenlegung der mittelhessischen Universitätskliniken.
Der Finanzminister assistiert ihm jubilierend ob der zu er-
wartenden Einsparungen. Das Ganze erfolgt ohne Not
und ohne Verstand. Dabei deutete er seinerzeit auch noch
an, Ende 2003 würde das Ganze über die Bühne gehen.

Meine Damen und Herren, das Land spart nur dann Geld,
wenn es bei Forschung und Lehre spart. Dann stellt sich
die Frage, ob wir aufgrund des Arbeitszeitgesetzes und an-
gesichts eines zunehmend deutlicher werdenden Mangels
an Ärzten tatsächlich weniger Mediziner brauchen, als es
vor 20 Jahren in der Diskussion war, oder ob wir sogar
mehr benötigen.

Die Frage wurde nicht gestellt, geschweige denn, dass sie
beantwortet wurde. Kann an der medizinischen Wissen-
schaft in Hessen, in der Apotheke Europas, an irgendeiner
Stelle gespart werden? – Für Biotech tut diese Regierung
nichts. Aber dass sie auch noch die wissenschaftliche Ba-
sis zusammenstreicht, ist in keiner Weise zu rechtfertigen.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, bevor eine Regierung etwas
verkündet, sollte sie nachdenken, ob die Annahmen von
vor 20 Jahren noch stimmen. Im November 2003 haben
wir die Landesregierung gefragt, welche strukturellen
Kriterien sie hat – keine Antwort. Welche Kriterien, ge-
schweige denn Daten zu den Kriterien? Die Frage nach
dem Bedarf an Studienplätzen und einem hochschulme-
dizinischen Konzept – Fehlanzeige. Die Frage sachlicher
Parameter – Fehlanzeige. Nicht einmal die Höhe der
DFG-Mittel in den letzten zwei Jahren kann diese Lan-
desregierung binnen drei Monaten beschaffen – prima Sa-
che.

Weil alles gute Zureden doch nichts genützt hat, deshalb
der Antrag der Sozialdemokratischen Fraktion: Wir müs-
sen endlich einmal zu sachlichen Kriterien kommen. Wir
müssen erst die Voraussetzungen prüfen und anschlie-
ßend vorurteilsfrei und unter Einbeziehung aller Stand-
orte bitte schön prüfen, welche Kriterien und welche
Parameter eine Rolle spielen.

Die Hochschulmedizin ist eines der teuersten und wert-
vollsten Besitztümer des Landes. Sie hat es verdient, dass
die Landesregierung Neustrukturierungen sachlich, neu-
tral und ohne Privilegien für einzelne Standorte prüft.
Wenn der Minister aus Frankfurt kommt und der „Gieße-
ner Anzeiger“ spekuliert, dass vielleicht Frau Roth an die
Spitze der Staatskanzlei und Herr Corts auf den Chefses-
sel der Mainmetropole wolle, kann man verstehen, dass er
dann den Frankfurtern nichts tun würde. Besser und sach-
licher macht es das Ganze nicht.

(Zurufe von der SPD: Ah! – Widerspruch bei der
CDU)

Meine Damen und Herren, zum krönenden Abschluss be-
kommen wir einen Antrag der Union, der – das ist wirk-
lich interessant – als Erstes das Abstimmungsverhalten
der Landesregierung zur Gesundheitsreform im Bundes-
rat geißelt. Wenn Sie die kritisieren, dann rate ich in die-
sem Landtag, wir wenden uns an die Landesregierung.
Dieser Antrag spricht, wie immer sachwidrig, nur von
Gießen und Marburg.
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(Anne Oppermann (CDU): Die DRG habt ihr ein-
geführt und wir nicht!)

Das Problem der ganzen Übung ist, der Ministerpräsident
verkündet, ohne nachzudenken. Dieser Dilettantismus
verängstigt die Beschäftigen und erschwert den Prozess
über alle Maßen. Jetzt rudert man zurück, und das ist auch
gut so. Es sollte endlich angefangen werden, in Ruhe und
vernünftig zu prüfen. Meine Damen und Herren, wenn
Sie der Ansicht sind, dass Landespolitik einer sachlichen
Prüfung nach sachlichen Kriterien bedarf, dann sollten Sie
unserem Antrag zustimmen. Er hilft der Landesregierung
auf den richtigen Weg. Das Fiasko eines Verkündungs-MP
ist weit genug vorangeschritten. Jetzt sollte wieder sach-
lich geprüft und sachlich diskutiert werden. Dann können
wir zu sachlichen und sinnvollen Ergebnissen kommen. –
Danke.

(Beifall bei der SPD – Frank Gotthardt (CDU): Da-
für garantiert der Herr Spies!)

Präsident Norbert Kartmann:

Nächste Rednerin, Frau Kollegin Beer für die Fraktion
der FDP.

Nicola Beer (FDP):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Lieber Kol-
lege Spies, ich muss ganz ehrlich sagen, für die FDP-Frak-
tion ist das Thema zu wichtig und auch zu schwerwiegend,
in vielen Fragen auch zu kompliziert, um es in der Art und
Weise zu diskutieren, wie Sie es eben getan haben.

(Beifall bei der FDP und des Abg. Frank Gotthardt
(CDU))

Dieses Haus und vor allem Sie, Herr Minister Corts, müs-
sen zur Kenntnis nehmen, dass sich die Bevölkerung in
Mittelhessen fragt, wohin die Reise in Sachen Universi-
tätsklinika geht und vor allem nach welchen Kriterien.
Herr Minister, der Vorwurf ist schon gerechtfertigt, dass
es in Ihrem Hause eine babylonische Sprachverwirrung
gibt. Im September letzten Jahres wurde noch seitens des
Finanzministeriums unter dem Eindruck des Sparpakets
„Operation sichere Zukunft“ gesagt: Wir müssen Einspa-
rungen haben, und deswegen arbeiten wir an einer Fusion
zu einem Klinikum Mittelhessen.

Im Februar ist die Aufregung verständlicherweise in der
Region da. Dazwischen war nur Closed Shop. Kollege
Spies hat Recht, detaillierte Anfragen und Nachfragen im
Ausschuss wurden mit Nichtwissen beantwortet. Noch in
der letzten Ausschusssitzung haben Sie auf meine Nach-
frage gemauert, Sie seien noch nicht informiert und hätten
noch keine Gelegenheit gehabt, mit dem Staatssekretär
über die Vorgänge, die da abgegangen seien, zu diskutie-
ren. Ich kann mir nicht vorstellen, dass es im Zeitalter der
modernen Kommunikationsmittel überhaupt denkbar ist,
dass Sie innerhalb von 24 Stunden nicht auf den neuesten
Stand gebracht werden.

Jetzt plötzlich diskutiert die CDU die Frage Klinika
Mittelhessen unter dem Aspekt Stärkung von Forschung
und Lehre, wenn ich Ihre letzte Presseerklärung richtig
verstanden habe. Und die enthält das Wörtchen „ Koope-
ration“. Was die CDU unter Kooperation versteht, kann
man nicht so richtig orten, denn die Eingeweihten wissen,
dass zwischen der Äußerung, die zum Teil fällt, „zwei
Standorte“ – so der Ministerpräsident –, und der Äuße-
rung „zwei Klinika“ – so der Regierungssprecher – Welten

liegen können. Genau das sind die Ängste, die in der Re-
gion vorherrschen, Herr Minister.

(Beifall bei der FDP)

Mit diesen Vernebelungsaktionen, die wir in den letzten
zwei Wochen verstärkt beobachten können, schüren Sie
Verunsicherung und als Folge Panikmache in Mittelhes-
sen, wie wir sie auch beim Kollegen Spies beobachten
konnten. Das ist gefährlich, denn es gilt, in dieser Diskus-
sion einerseits kein Porzellan bei einem wahrlich, man
möchte meinen, seit Jahrzehnten sehr sensiblen Thema zu
zerschlagen. Lieber Kollege Spies, auf der anderen Seite
ist Ihr Antrag nicht zustimmungsfähig, so gut er gemeint
ist, gilt es doch, die Zukunftspläne für die Universitätskli-
niken in Gießen und Marburg nicht auf die lange Bank zu
schieben.

(Beifall bei der FDP)

Meine Damen und Herren, wir alle wissen doch, dass es
ab 01.01.05, respektive ab 2007, mit den neuen Fallpau-
schalen Ernst wird und wir dann bei der Umstellung auf
die DRG die Situation haben, dass wir ohne eine zukunfts-
trächtige Umstrukturierung der beiden Kliniken – aller,
nicht nur der Universitätskliniken und damit auch Gießen
und Marburg – zu massiven finanziellen Problemen kom-
men. Das hängt dann mit dem jetzt schon befürchteten
Personalabbau zusammen.

Sehr geehrter Herr Minister Corts, die Reorganisation der
Universitätskliniken müsste mit dem nötigen Fingerspit-
zengefühl und handwerklichem Können im Hinblick auf
die bekannten Ängste in der Region bezüglich der Kran-
kenversorgung geschehen.

(Beifall bei der FDP)

Ich halte es daher für einen Fehler, dass diese Diskussion
bislang fast ausschließlich unter dem Klinikblick geführt
wird. Wir sprechen von Universitätskliniken. Das heißt,
im Mittelpunkt der Diskussion müssten Forschung und
Lehre stehen, denn schon in unserem Universitätsklini-
kengesetz steht in § 5 Abs. 1, dass die Klinik zuvörderst
Forschung und Lehre des Fachbereichs Medizin der Uni-
versität unterstützen soll.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Die SPD hat sich nicht geäußert, wie wir die Probleme lö-
sen wollen.Aus Sicht der FDP ist im Unterschied zur SPD
eine vernünftige Kooperation der richtige Weg, die Schritt
für Schritt Möglichkeiten der Vernetzung von Kranken-
versorgung einerseits und Forschung und Lehre anderer-
seits umsetzt.

(Beifall bei der FDP)

Herr Minister, wenn man den hochschulmedizinischen
Standort Mittelhessen international stärken will, müssen
beide Bereiche gleichwertig betrachtet, ihr gemeinsames
Profil geschärft und die Synergien einer starken Koopera-
tion genutzt werden.

(Beifall bei der FDP)

Präsident Norbert Kartmann:

Ihre Redezeit ist zu Ende, Frau Kollegin.
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Nicola Beer (FDP):

Ich komme sofort zum Schluss.

Lieber Herr Spies, dabei sind natürlich auch die Bereiche
in Frankfurt, vor allem in Forschung und Lehre, in den
Blick zu nehmen. Das geschieht schon jetzt, wenn Sie z. B.
an die Wissenschaftsachse Gießen – Bad Nauheim –
Frankfurt in der Herz-Lungen-Forschung denken. Das ist
nichts Neues und verstärkt lediglich das Profil der einzel-
nen Standorte.

Meine Damen und Herren, aus Sicht der FDP ist es aber
in diesem Zusammenhang nicht sinnvoll, wenn beispiels-
weise ein Leistungsspektrum mit besonderem For-
schungsschwerpunkt an einer der Universitäten nur des-
halb der Schließung anheim fallen könnte, weil eine, wie
auch immer geartete, Personalfluktuation oder die bauli-
che Situation die Möglichkeit zur Schließung dieses Be-
reichs in der Klinik eröffnet. Wir plädieren vielmehr für
eine verstärkte Kooperation der beiden Universitätskli-
nika, die allerdings einer so festen Verbindlichkeit bedarf,
dass ein Verstoß letztlich auch sanktionierbar sein muss.

(Beifall bei der FDP)

Herr Minister, allerdings – lassen Sie mich das abschlie-
ßend sagen – bedeutet dies, dass, abgestimmt auf die Ko-
operation der beiden Standorte, in die Bausubstanz inve-
stiert werden muss.

Präsident Norbert Kartmann:

Frau Kollegin.

Nicola Beer (FDP):

Herr Präsident, es ist der letzte Satz.

Insbesondere in Gießen darf man dann nicht mehr länger
dem Verrotten der künftig noch notwendigen Infrastruk-
tur zusehen. Hier ist die Landesregierung gefordert. Wir
hoffen, Sie tun es, ohne weiteres Porzellan zu zerschlagen.
– Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Präsident Norbert Kartmann:

Nächste Rednerin, Frau Kollegin Sorge von BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN.

Sarah Sorge (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Wie zurzeit
mit den Universitätsklinika umgegangen wird, ist schon
ein bisschen absurd. Der Veränderungswillen aller Betei-
ligten ist da. Die Einsicht zur Sparnotwendigkeit ist bei al-
len Beteiligten da.Aber die Landesregierung bekommt es
offenbar nicht hin, in dieser Diskussion einen Fahrplan
vorzulegen,

(Frank Gotthardt (CDU): Na, na, na!)

wann welche Gremien unter welcher Beteiligung ent-
scheiden sollen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Frank Gotthardt (CDU): Jetzt keine unnötige
Schärfe!)

Die Landesregierung schafft es nicht, die verschiedenen
Einzelinteressen auszuloten und zu einem Gesamt-
interesse des Landes zu bündeln.

(Jörg-Uwe Hahn (FDP): Gesamtkunstwerk!)

Es ist aber höchste Zeit, Herr Leonhard, Herr Corts, Herr
Koch, oder wer auch immer sich dafür verantwortlich
fühlt, es ist höchste Zeit, das Gerüchtechaos einzudäm-
men und die große Verunsicherung zu beenden.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der FDP)

Sie ergehen sich aber leider nur in schwammigen und sich
immer wieder widersprechenden Äußerungen. Das ist
wirklich wenig hilfreich. Wenig hilfreich sind allerdings
auch einige offensichtlich nur von lokalpolitischen In-
teressen geleitete Äußerungen mancher Landespolitiker.
Hier geht es nämlich nicht um Lobbyarbeit – meine Da-
men und Herren, Herr Spies –, sondern um eine ausgewo-
gene Sachentscheidung.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der FDP)

Es ist nicht dienlich, eine Neiddebatte mit Frankfurt vom
Zaum zu brechen.

(Lachen bei der SPD – Zurufe: Ah!)

Dass Frankfurt in eine neutrale Prüfung einbezogen wird,
halte ich allerdings für selbstverständlich.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und des Abg. Frank Gotthardt (CDU))

An der Diskussion ist schwierig, dass verschiedene Berei-
che ineinander spielen und von den Handelnden immer
wieder miteinander vermischt werden. Es geht zum einen
um die medizinische Versorgung und zum anderen um die
wirtschaftliche Notwendigkeit, umzustrukturieren, unter
anderem wegen der Änderung der Fallpauschalenzah-
lung. Da wir das Thema wissenschaftspolitisch diskutie-
ren, müssen wir auf jeden Fall im Kopf haben, dass sich ein
Bettenabbau auf die Ausbildungskapazität auswirken
wird. Der Bedarf an Ärztinnen und Ärzten wird aber in
Zukunft steigen,

(Dr. Thomas Spies (SPD): Eben!)

zum einen aus demographischen Gründen – Stichwort:
mehr ältere Menschen – und zum anderen durch das
EuGH-Urteil von Ende letzten Jahres zur Arbeitszeit der
Ärztinnen und Ärzte, das den Personalbedarf in Kliniken
steigen lässt.

(Beifall der Abg. Dr. Thomas Spies und Thorsten
Schäfer-Gümbel (SPD))

Kapazitätenabbau nur aus Geldmangel wäre sehr unklug.
Neben der medizinischen Versorgung geht es allerdings
auch darum, die jeweiligen Lehr- und Forschungsstand-
orte zu stärken,

(Beifall des Abg. Dr. Thomas Spies (SPD))

die Profile der Hochschulen herauszuarbeiten und über
weitere sinnvolle Kooperationen in Forschung und Lehre
nachzudenken. Das wird durchaus zwischen den Univer-
sitätsklinika schon gemacht, muss nur deutlich ausgebaut
werden. Beispielsweise hat sich Gießen in seinem Profil
auf die Lebenswissenschaften konzentriert.

(Frank Gotthardt (CDU): Die Studenten in Mar-
burg wissen auch, was Lebenswissenschaften sind!)
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Ein Vorschlag, der diese auch interdisziplinären Struktu-
ren zerschlagen würde – das sind unter anderem die Ängs-
te bei den Fusionsplänen –, würde den Autonomiegedan-
ken der Hochschulen konterkarieren.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Profile und Schwerpunkte müssen genau wie die Bewer-
tung von Forschung und Lehre in die Zukunftsplanungen
der Klinika einbezogen werden. Hierfür gibt es Standards
wie eingeworbene Drittmittel, Sonderforschungsberei-
che, den Impactfaktor usw. Einer sinnvollen Umstruktu-
rierung verschließt sich keiner der Beteiligten. Daher ist
es auch eine Unverschämtheit, wenn seitens des Wissen-
schaftsministeriums von Panikmache gesprochen wird.

Meine Damen und Herren, Sie sind es, die Panikmache
betreiben. Von Ihrem Nichthandeln und Ihrer Meinungs-
vielfalt geht doch die Panik aus. In Teilen ist die Angst um
eine kalte Fusion sehr berechtigt. Wir haben einen Inves-
titionsstau in Gießen. Die ersten Bleibeverhandlungen –
so hörten wir gestern – stehen offenbar kurz vor dem
Scheitern. Dass die Betroffenen Angst haben, ist vollkom-
men verständlich, weil eine Nichtentscheidung in der mo-
mentanen Situation beiden Standorten – Marburg und
Gießen – schon jetzt anfängt zu schaden. Herr Koch, Herr
Corts, wer auch immer, daher fordere ich Sie auf, hier eine
schnelle, aber überlegte Entscheidung unter Einbezie-
hung der Vorschläge der Beteiligten zu treffen. – Ich be-
danke mich.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei Abgeordneten der FDP)

Präsident Norbert Kartmann:

Das Wort hat Frau Abg. Kühne-Hörmann für die Fraktion
der CDU.

Eva Kühne-Hörmann (CDU):

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten Da-
men und Herren! Herr Kollege Spies, das, was Sie heute
mit Ihrer Rede abgeliefert haben, zeigt deutlich, Ihnen
geht es nur um Klamauk und nicht um die Sache. Das ist
dem Standort in Hessen nicht dienlich.

(Beifall bei der CDU)

Sie haben die Ängste der Menschen in Mittelhessen be-
wusst mitgeschürt. Das halte ich für unverantwortlich.

(Beifall bei der CDU – Günter Rudolph (SPD):
Textbausteine!)

Wir reden heute über die Hochschulmedizin in Hessen.
Bei dieser Gelegenheit will ich darstellen, dass es zwi-
schen allen Parteien unbestritten ist, dass sich Universi-
tätsklinika vor großen Umstrukturierungen befinden. In
der ganzen Republik befinden sich die Universitätskli-
nika vor großen Umstrukturierungen. Das liegt an zweier-
lei, an der Gesundheitsreform – sie ist angesprochen wor-
den – und an den Anforderungen, die generell an die me-
dizinischen Fachbereiche neu gestellt werden.

Die Gesundheitsreform zwingt dazu, dass Umstrukturie-
rungen in großem Umfang vorgenommen werden. Wenn
man die Schätzungen nimmt, sieht es so aus, dass 25 % ih-
rer Erlöse in den kommenden drei Jahren verloren gehen
und damit Handlungsbedarf besteht. Die medizinischen
Hochschulen in Hessen sind eng mit der Krankenversor-
gung verbunden. Deswegen reden wir als Wissenschafts-

politiker an dieser Stelle auch über eine Umstrukturie-
rung im Forschungsbereich.

Die Landesregierung hat, wie es bei den Universitäten im
Rahmen der Autonomie üblich ist, ein Verfahren ange-
fangen, in dem die Beteiligten, die dort zuständig sind, in
Gremien darüber diskutieren und Konzepte vorlegen
sollten. Das ist genau der richtige Weg. Herr Spies, im
Gegensatz zu Ihnen wollen wir von politischer Seite nicht
vorgeben, wie das in Hessen aussehen soll, sondern wir
wollen die Fachleute fragen und Konzepte mit den Fach-
leuten entwickeln.

(Zuruf des Abg. Dr. Thomas Spies (SPD))

Genau das passiert derzeit. In den Aufsichtsräten, in den
Gremien, die es im Ministerium gibt, sind die zuständigen
Fachleute zusammengeholt worden. In diesen Gremien ist
über dieses Thema geredet und debattiert worden. Hinzu
kommt, es gab in den Gremien auch schriftliche Vorlagen,
die an die Öffentlichkeit gelangt sind, bevor überhaupt in
diesen Gremien eine Stellungnahme, eine Abstimmung,
eine Kenntnisnahme erfolgt waren. Durch dieses Stück-
werk, das im Verfahren nicht hätte passieren dürfen, ist
eine große Unsicherheit entstanden.

Wir haben heute einen Dringlichen Antrag vorgelegt, der
diese Ängste im mittelhessischen Raum nehmen und das
Verfahren klarstellen soll, was wir in Hessen weiter ma-
chen wollen. – Erste Feststellung: Wir wollen die Stand-
orte Gießen und Marburg selbstverständlich erhalten und
wollen zwei medizinische Zentren in Hessen haben.

Die zweite Aussage ist, dass bei der Hochschulmedizin in
Hessen eine Strukturierung nach Schwerpunktsetzung er-
folgen muss. Selbstverständlich muss auch Frankfurt ein-
bezogen werden, denn sonst gibt es überhaupt keine Ver-
netzung. Der Dekan der Universität Gießen hat selbst
dargestellt, dass die Vernetzung, die er mit der Frankfur-
ter Klinik vornimmt, für ihn in Teilen konzeptionell besser
als mit Marburg ausfällt und man deswegen über die
Hochschulmedizin in Hessen insgesamt reden muss.

Uns geht es darum, dass wir in der Hochschulmedizin
international wettbewerbsfähig bleiben. Uns geht es da-
rum, dass in den verschiedenen Gremien dargestellt wird,
was es für Möglichkeiten und Konzepte gibt. Wenn man
dieses Verfahren einhält und die Fachleute zu Wort kom-
men lässt und nicht von politischer Seite erwartet, dass es
dirigistisch von oben bestimmt wird, wie Sie das in der
Vergangenheit gemacht haben, dann haben wir gute
Chancen, die Hochschulmedizin in Hessen voranzubrin-
gen.

Ganz klar ist, dass die Ängste an den Standorten auch da-
durch zustande kommen, dass Umstrukturierungen anste-
hen. Überall, wo Umstrukturierungen anstehen, müssen
sich die Menschen daran gewöhnen, dass sich Änderun-
gen ergeben. Da hoffe ich, dass die heutige Debatte und
das Konzept, das im Sommer von den Fachleuten vorge-
legt wird, dazu führen werden, die Standorte Marburg,
Gießen und Frankfurt in der Hochschulmedizin zu stär-
ken, die Ängste der Bevölkerung zu nehmen und Hessen
in der Hochschulmedizin international wettbewerbsfähig
zu machen. – Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Präsident Norbert Kartmann:

Das Wort hat der Wissenschaftsminister. Herr Corts, bitte.
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Udo Corts, Minister für Wissenschaft und Kunst:

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Ich merke aus der Diskussion – das mag daran liegen,
dass es kurz vor sechs ist –, dass eine allgemeine Ermü-
dung eingetreten ist.

(Frank Gotthardt (CDU): Nur bei der Opposition!)

Lieber Herr Spies, die SPD hat diesen langen Antrag ein-
gebracht.

(Reinhard Kahl (SPD): Ein guter Antrag!)

Ich versuche immer, auf das einzugehen, was Sie im Ein-
zelnen vortragen. Mir ist nichts eingefallen. Das ist jetzt
keine Retourkutsche. Das Einzige, was mir eingefallen ist,
was noch gepasst hätte: Wollen Sie Oberbürgermeister
von Marburg werden?

(Lachen bei der SPD – Lebhafter Zuruf des Abg.
Dr. Thomas Spies (SPD))

Lieber Herr Spies, Sie müssten dafür sorgen, dass keiner
in Marburg erfährt, was Sie hier heute vorgetragen haben.
Das wäre nämlich peinlich, ein Desaster.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU – Jörg-Uwe
Hahn (FDP): Also, wird Frankfurt Außenstelle von
Gießen oder von Marburg?)

Frau Beer, Sie sprachen von der letzten Ausschusssitzung.
Ich hatte ausdrücklich darauf hingewiesen, dass es sich um
eine Aufsichtsratssitzung gehandelt hat.

(Nicola Beer (FDP): Presseöffentlich!)

Da Sie Juristin sind, kennen Sie die Pflichten von Auf-
sichtsratsmitgliedern und die Hemmung, in der Öffent-
lichkeit aus Sitzungen des Aufsichtsrates zu berichten. Sie
haben von babylonischem Sprachengewirr oder etwas
Ähnlichem gesprochen und haben dargestellt, in dem ers-
ten Vorschlag der Landesregierung im Rahmen der „Ope-
ration sichere Zukunft“ werde von einem Standort in
Mittelhessen ausgegangen.

(Zuruf der Abg. Nicola Beer (FDP))

Da ich fast vermutet hatte, dass es irgendeiner bringen
würde, habe ich die Ausführungen mitgebracht. Dort
heißt es ausdrücklich: „Prüfung, ob die beiden Universi-
tätskliniken Gießen und Marburg zu einem gemeinsamen
Klinikstandort Mittelhessen weiterzuentwickeln sind“.
Meine Damen und Herren, darüber diskutieren wir – über
nichts anderes. Liebe Frau Beer, ich bitte um Verständnis.
Ich hätte heute Nachmittag mehr von Ihnen erwartet.

(Jörg-Uwe Hahn (FDP): Hör doch mit der Noten-
geberei auf, Herr Minister! – Nicola Beer (FDP):
Selber kein Konzept!)

– Lieber Herr Hahn, „Notengeberei“. Wenn ich höre, was
wir alles falsch gemacht haben und wo wir investieren sol-
len – –

(Jörg-Uwe Hahn (FDP): Sollen wir jetzt alle Inter-
views der letzten drei Monate vorlesen?)

Ich möchte kurz und knapp festhalten, worum es geht.
Erstens. Die Versuche in der Vergangenheit, irgendetwas
in Mittelhessen für die Zukunft zu ändern, sind in der al-
ten sozialdemokratisch-grünen Regierung kläglich ge-
scheitert, sowohl unter Frau Hohmann-Dennhardt als
auch unter Frau Mayer.

(Jörg-Uwe Hahn (FDP): Das ist richtig!)

Zweitens. Was ist das Ziel? Wir wollen die hessischen
Standorte in Forschung und Wissenschaft stärken.

(Nicola Beer (FDP): Deswegen auch: „Operation
sichere Zukunft“!)

Wir wollen sicherstellen, dass gleichzeitig die Kranken-
versorgung gewährleistet ist.

Meine Damen und Herren, insbesondere von der SPD,
aus Ihrer Argumentation ersehe ich, dass Sie, wie in Ber-
lin, überhaupt keine Bereitschaft haben, irgendwelche
Reformen anzugehen. Diese Reformen müssen wir aber
angehen. Denken Sie an die Gesundheitsreform, an DRG.
Wenn wir nichts machen, dann haben wir Erlösverluste in
Höhe von 25 bis 45 %.

(Dr.Thomas Spies (SPD): Das können Sie doch gar
nicht sagen!)

Lieber Herr Dr. Spies, nichts davon haben Sie in Ihrer
Rede ausgeführt. Das sind alles Störmanöver. Wir hinge-
gen reagieren auf die Gesundheitsreform. Wir reagieren
auf die Einführung von DRG. Bis zum Jahr 2007 muss et-
was geschehen. Wir wollen den Wissenschaftsstandort
Hessen im europäischen und internationalen Wettbewerb
stärken und nachdrücklich festigen.

Mein Staatssekretär Prof. Leonhard hat als Aufsichtsrats-
vorsitzender in allen drei Kliniken einen Diskussionspro-
zess in den Aufsichtsräten, mit den Kliniken und mit den
Vorständen in Gang gesetzt. Dass dann ein Gerüchte-
chaos entsteht, dass dann daraus geplaudert wird, weil
sich vielleicht der eine oder andere unsicher fühlt, daran
können wir nichts ändern. Wir versuchen, das weiterhin
auf einem ordentlichen Weg zu halten.

Die Rahmenbedingungen sind eindeutig. Wir wollen die
Funktionsfähigkeit der hessischen Kliniken aufrechter-
halten.Wenn Sie sich die Zahlen anschauen würden, wüss-
ten Sie, dass wir am unteren Ende stehen. Wir können 
– das hat schon meine Vorgängerin im Amt immer wieder
deutlich gemacht – uns in Hessen finanziell nur zwei Kli-
niken leisten. Wir haben aber drei. Das kann man hervor-
ragend nachweisen. Deswegen müssen wir Schwerpunkte
setzen. Wir müssen dafür sorgen, dass die Kliniken mit-
einander arbeiten, dass die Forschungsbereiche miteinan-
der arbeiten und dass dies koordiniert wird. Wir warten
auf Vorschläge der Kliniken, auf Vorschläge aus Mittel-
hessen und von den Universitäten. Das wird zusammen-
geführt. Das wird diskutiert. Das wird Ihnen am Ende vor-
gestellt. Wir werden es sicherlich auch von außen noch
einmal evaluieren lassen. Dann werden wir Sie darüber
informieren. Dann können wir gerne noch einmal darüber
diskutieren – Herr Spieß, ich freue mich darauf –, und
zwar mit Substanz. – Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Präsident Norbert Kartmann:

Der Kollege Hahn hat das Wort, bitte schön.

Jörg-Uwe Hahn (FDP):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Herr Staatsminister, Ihre Rede hat mich dazu provo-
ziert, noch einmal an das Pult zu treten und Sie zu fragen,
was Sie eigentlich wollen. Ich glaube, dass die Debatte, die
wir hier führen, und die Debatte, wie sie in den letzten Ta-
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gen in den Medien in Mittelhessen nachzulesen war, be-
endet werden müssen.

(Beifall der Abg. Nicola Beer (FDP))

Es ist die Aufgabe des Ministers – dafür sind Sie politisch
verantwortlich, Herr Corts –, zu sagen, wohin die Reise
geht. Es kann nicht sein, dass Sie sich hier vorne hinstel-
len, den verschiedenen Kollegen Landtagsabgeordneten
in der einen oder anderen Weise in blumiger Form Noten
geben und sich dann – ich sage es einmal schmunzelnd –
wieder auf den Platz setzen, ohne etwas gesagt zu haben.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten der
SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Herr Corts, Sie sind gewählt worden, um politische Ver-
antwortung zu übernehmen. Dann übernehmen Sie auch
die politische Verantwortung. Es ist doch nicht die Oppo-
sition in diesem Hause, die die babylonische Sprachver-
wirrung in Mittelhessen produziert hat, sondern das wa-
ren Kabinettsmitglieder. Es war der Staatsminister des In-
nern,Volker Bouffier, der als Heimatabgeordneter ein In-
teresse daran hat, dass die Fusion aus der Welt kommt.
Deshalb wird er z. B. in der „Gießener Allgemeinen“ vom
16.02. zitiert: „Vokabel Fusion ist aus der Diskussion“.

Es ist Ihr Staatssekretär – Sie haben es eben gesagt –, der
als Aufsichtsratsvorsitzender der Kliniken eine Rolle zu
übernehmen hat, in der er Aktienrecht zu beachten hat.
Er hat in den letzten Tagen mehrere Interviews gegeben.
Ich sage es nun höflich: Es gelingt mir nicht, die Interviews
deckungsgleich zu bekommen. Das geht nicht nur mir so,
sondern das geht den Mitarbeitern der Kliniken in Mar-
burg und in Gießen genauso.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten der
SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Herr Minister, deshalb ist es Ihre Pflicht, jetzt aus der
Deckung herauszukommen und zu sagen, was Sie wollen.
Es ist doch kein Geheimnis, dass der Ministerpräsident
schon das eine oder andere Mal erklärt hat – Sie haben es
eben im Prinzip wiederholt –, dass wir künftig nur noch
zwei Universitätskliniken in Hessen haben werden. Ich
streite mich mit Ihnen auch nicht über diese Aussage, son-
dern ich sage: Verdammt noch einmal, Sie sind an der Re-
gierung. Sie sind seit einem Jahr im Amt. Jetzt sagen Sie
bitte, wo die Reise hingeht; denn das Durcheinander in
Mittelhessen ist groß. Herr Corts, das ist Ihre Aufgabe.
Kommen Sie noch einmal an das Pult, und sagen Sie end-
lich, was Sie wirklich wollen. – Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Präsident Norbert Kartmann:

Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor.

Der Antrag der Fraktion der SPD, Drucks. 16/1892, und
der Dringliche Antrag der Fraktion der CDU, Drucks. 16/
1946, werden an den Ausschuss für Wissenschaft und
Kunst überwiesen. Widerspricht dem jemand? – Das ist
nicht der Fall. Dann ist das so beschlossen.

Es ist vereinbart worden, Tagesordnungspunkt 28, den
Antrag der Fraktion der CDU betreffend Beteiligung von
politischen Parteien an Printmedien, in das nächste Ple-
num zu schieben.

Es ist vereinbart worden, Tagesordnungspunkt 29, den
Entschließungsantrag der Fraktion der CDU betreffend

Schaffung neuer Berufsbilder und Ausbildungsberufe,
ebenfalls im nächsten Plenum zu beraten.

Vereinbarungsgemäß rufe ich nun Tagesordnungspunkt
30 auf:

Entschließungsantrag der Fraktion der CDU betreffend
zügige Sanierung der Winterdeiche an Rhein und Main 
– Drucks. 16/1896 –

sowie Tagesordnungspunkt 56:

Dringlicher Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN betreffend fehlendes Hochwasserschutzkon-
zept in Hessen – Drucks. 16/1939 –

Der Entschließungsantrag und der Dringliche Antrag
werden ohne Aussprache zur abschließenden Beratung an
den Ausschuss für Umwelt, ländlichen Raum und Ver-
braucherschutz überwiesen. Widerspricht dem jemand? –
Dann ist das so beschlossen.

Tagesordnungspunkt 31, der Antrag der Fraktion der SPD
betreffend mehr Rechte für Opfer, wird vereinbarungsge-
mäß im nächsten Plenum aufgerufen.

Ich rufe nun Tagesordnungspunkt 34 auf:

Antrag der Fraktionen der CDU, der SPD und der FDP
betreffend Stärkung des Luftverkehrsstandortes Hessen
durch Einrichtung eines europäischen Luftverkehrskom-
petenzzentrums EACC (European Aviation Competence
Center) – Drucks. 16/1901 –

In der in dem Antrag aufgeführten Reihenfolge der Frak-
tionen werde ich das Wort erteilen. Ich erteile somit zu-
nächst Herrn Abg. Reif für die CDU-Fraktion das Wort.

Clemens Reif (CDU):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Hessen ist ein privilegierter Standort hinsichtlich der
globalen Luftverkehrsindustrie. Der Luftverkehr ist eine
der wenigen Industrien, die in Zukunft noch globale Zu-
wächse haben werden. Gutachten und Prognosen, deren
Aussagen sich in den letzten Jahren verstetigt haben, zei-
gen uns, dass es bei der Luftverkehrsindustrie in den
nächsten zehn bis zwölf Jahren zumindest zu einer Ver-
doppelung kommen wird. Das bedeutet, dass wir in der
Bundesrepublik Deutschland in Zukunft zumindest um
die 200 bis 240 Millionen Flugpassagiere haben werden.
Sie werden auf den verschiedenen Flughäfen Deutsch-
lands abfliegen und landen.

Ähnliche Prognosen sagen uns voraus, dass sich die Luft-
fracht in den nächsten zehn bis zwölf Jahren zumindest
verdreifachen wird.

Ich will das zur Verdeutlichung sagen. Die einzelnen Zen-
tren des Luftverkehrs in der Welt werden näher zu-
sammenrücken. Dabei werden sich wenige globale Zen-
tren entwickeln.

Wir wollen in Hessen von diesem Zuwachs wirtschaftlich
profitieren. Denn aus diesem Zuwachs ergibt sich ein ge-
waltiges Momentum für die Schaffung von Arbeitsplät-
zen. Wir, ich meine damit die Mitglieder der CDU, der
SPD und der FDP, haben in diesem Zusammenhang
überwiegend gemeinsam allesamt wegweisende Entschei-
dungen für den Ausbau des Flughafens getroffen. Es ist
dann sinnvoll, dass Firmen und Institutionen aus der Luft-
fahrtindustrie an uns mit dem Wunsch herangetreten sind,
ein Zentrum für den Luftverkehr, ein Kompetenzzentrum
etablieren zu wollen. Sinnvollerweise wollen sie dies in
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der Rhein-Main-Region oder deren näherer Umgebung
ansiedeln, damit die Anbindung an den Flughafen Rhein-
Main vorhanden ist.

Dieses Zentrum läuft unter dem Arbeitstitel European
Aviation Competence Center. Dort sollen Aufgaben
interdisziplinär gebündelt werden. Beispielsweise geht es
da um die Frage, wie sich die Luftfahrt in Zukunft ent-
wickeln wird. Es geht um die Frage, welche Fluggeräte es
geben wird und auf welchen Feldern solche Entwicklun-
gen stattfinden werden. Es geht auch um die Fragen, wel-
cher Art die Kooperationen der Fluglinien untereinander,
aber auch mit anderen Verkehrsträgern sein können.
Letzteres betrifft etwa die Bahn, also die Schiene, aber
auch schnellere Verkehrsmittel. Es geht dabei beispiels-
weise auch um die Frage, wie Großräume miteinander
verbunden werden können. Dabei geht es auch darum,
den Luftverkehr verschiedener Räume untereinander zu
optimieren. Es geht beispielsweise auch um die Frage, wie
sich das Luftverkehrsrecht entwickeln wird. Luftfahrt und
Gesundheit ist eines der wichtigsten Themen. Denn durch
den Luftverkehr können neu aufgetretene Viruserkran-
kungen global verbreitet werden. Dementsprechend müs-
sen sie auch global bekämpft werden.

Ähnliches gilt hinsichtlich der Ökologie, des Wetters, des
Customer-Relation-Managements, der Informationssys-
teme, der Sicherheit, der Flughafenkonzepte und vielem
anderen mehr.

In diesem Zusammenhang sind natürlich die Fluglinien
die privilegierten Kooperationspartner. In erster Linie ist
das also die Lufthansa. Das betrifft aber auch andere
deutsche und europäische Fluglinien. Das betrifft bei-
spielsweise auch die Flughafenbetreiber und damit natür-
lich auch Fraport. Das betrifft aber auch andere deutsche
und internationale Flughafenbetreiber. Das betrifft die
Flugsicherungen auf nationaler und internationaler
Ebene, die Wetterdienste und die Wissenschaften, die sich
um diese Industrie herum angesiedelt haben.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, unter Beteili-
gung, Moderation und Mediation der Landesregierung
und mit Beteiligung der Fraktionen sollten wir diese
Chance ergreifen, die dem Standort gut tut und neue
Chancen aufzeigt. Das wäre eine großartige Sache für den
Standort Hessen. Ich würde mich freuen, wenn wir zu die-
sem Antrag eine überwiegende und breite Mehrheit fin-
den könnten.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Präsident Norbert Kartmann:

Nächster Redner ist Herr Abg. Klemm für die SPD-Frak-
tion.

Lothar Klemm (SPD):

Herr Präsident, meine Damen, meine Herren! Der Luft-
verkehr ist in unserer Zeit die Wachstumsbranche in der
Weltwirtschaft. Er ist eine Wachstumsbranche für die
deutsche Wirtschaft. In besonderer Weise ist dies natür-
lich für die wirtschaftliche Zukunft unseres Standorts hier
in Hessen entscheidend. Denn das Wachstum dieser Bran-
che bestimmt wie wenig andere Faktoren das Ausmaß der
wirtschaftlichen Prosperität dieses Standorts. Ich möchte
an die Diskussionen erinnern, die wir in dieser Plenarwo-
che und in der vorhergehenden Plenarwoche geführt ha-
ben. Es ist wichtig, dass wir uns Gedanken darüber ma-

chen, wie wir uns für diese Branche so positionieren, dass
auch morgen an dem heute so wichtigen Standort Hessen
keiner vorbeigehen kann.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Die Luftverkehrsbranche hat sich in den vergangenen
Jahrzehnten sehr stark auf die Technik fokussiert. Es ging
dabei um die Schnelligkeit der Flugzeuge, die Größe der
Flugzeuge und die Lärm- und Umweltbelastung. Das alles
hat eine große Rolle gespielt. Von daher gibt es viele Ein-
richtungen, die sich mit den technischen Fragen des Luft-
verkehrs befassen.

Unter den Bedingungen der globalen Wirtschaft richtet
sich der Fokus des heutigen Luftverkehrs sehr viel stärker
auf andere Fragen. Dabei geht es darum: Wie kann ich
kundengerechte attraktive Dienstleistungsangebote orga-
nisieren? Wie bin ich in der Lage, unter den globalen
Wettbewerbsbedingungen eine Fluglinie betriebswirt-
schaftlich erfolgreich zu betreiben? Wie optimiere ich das
Geschäft am Flughafen? Wie optimiere ich das Geschäft
in der Luft? Der Fokus im Luftverkehr wendet sich also
von der Technik ab. Fragen der Technik bleiben natürlich
wichtig. Fragen der Organisation werden aber zuneh-
mend wichtiger.

Das war der Hintergrund, weshalb sich die deutsche Luft-
verkehrswirtschaft zu einer Initiative für den Luftverkehr
in Deutschland zusammengeschlossen hat. Sie haben zu-
sammen mit dem Bundesverkehrsminister vor einigen
Monaten ein Positionspapier vorgelegt. Dort ist eine
Reihe von Aufgabenstellungen aufgeführt, denen man
sich gemeinsam zuwenden will. Ein Punkt in diesem Pa-
pier lautet: Ein europäisches Luftverkehrskompetenzzen-
trum soll in Deutschland gegründet werden. – Dieses soll
den qualitativ hochwertigen Standort Deutschland über
die Vernetzung über die im Luftverkehr tätigen deutschen
Unternehmen hinaus weltweit sichtbar repräsentieren
und wissenschaftliche Forschung antreiben.

Jetzt stehen wir vor der Frage:Wo soll das in Deutschland
entstehen? – Hinsichtlich des Standorts gibt es durchaus
denkbare Alternativen.Wir haben diesen Antrag gemein-
sam eingebracht, weil wir heute folgende Signale geben
wollen.

Erstens. Hessen ist für dieses Kompetenzzentrum der
richtige Standort.

Zweitens. Die hessische Politik will über die Parteigren-
zen hinweg erreichen, dass Hessen Standort dieser euro-
päischen Einrichtung wird.

Das ist der Hintergrund, weshalb wir diesen Antrag ge-
stellt haben.

(Beifall bei der SPD und des Abg. Dr. Franz Josef
Jung (Rheingau) (CDU))

Ich will mich jetzt in wenigen Bemerkungen nur noch
darauf konzentrieren, was dieses Zentrum für den Luft-
verkehr und für den Standort bedeuten kann. Dann will
ich noch ein paar Sätze darauf verwenden, zu unterstrei-
chen, warum ich glaube, dass es eine vernünftige Ent-
scheidung wäre, Hessen als Standort zu wählen.

Das, was das Zentrum werden soll, verbindet sich am
ehesten mit der Idee von Silicon Valley. Man kann es auch
vergleichen mit dem, was hinsichtlich der Software-
zentren in Bangalore stattgefunden hat. Wenn wir Ver-
gleiche in unserer Nähe suchen wollen, dann kann man es
vielleicht am ehesten mit dem vergleichen, was sich in der
Schweiz hinsichtlich der Finanzdienstleistungszentren
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und der Einrichtungen, die dazu gehören, entwickelt hat.
Dies sind Einrichtungen wissenschaftlicher Art, aber auch
Dienstleistungszentren. Solche Einrichtungen führen zu
neuen Ideen und zusätzlichen Initiativen.

Man sollte sich einmal anschauen, was den Erfolg solcher
Initiativen, die immer auch politisch gestützt wurden, be-
stimmt hat. Der Erfolg hatte etwas damit zu tun, dass es
dort anwendungsorientierte Forschung gab. Er hat aber
auch etwas damit zu tun, dass es dort Aus- und Weiterbil-
dungsangebote für die Branche gab. Das hat dann dazu
geführt, dass sich die Branche auf einen solchen Standort
fokussiert hat. Es muss dann aber auch Angebote über die
gesamte Wertschöpfungskette des industriellen Prozesses
geben. Das heißt: Angebote hinsichtlich der technischen
Einrichtung und Angebote für Dienstleister für die Flug-
linien und Dienstleister für die Flughäfen.

Darüber hinaus muss man die kritische Masse erreichen.
Denn man muss eine Größenordnung erreichen, mit der
man dann wirklich wahrgenommen wird. Man muss in der
Lage sein, entsprechende Dienstleistungsangebote an sol-
chen Standorten bereitzustellen. Zum Schluss möchte ich
sagen, dass das Ganze aber auch in einem Umfeld gesche-
hen muss, das so gestaltet ist, dass sich diejenigen, die dort-
hin gehen, sicher sein können, dass sie dort von der Politik
gewollt sind. Sie dürfen dort nicht nur geduldet werden.
Vielmehr müssen sie auf eine Szene stoßen, die die Be-
reitschaft hat, den Weg gemeinsam mitzugehen.

Es gibt solche Zentren des Luftverkehrs in der Welt. Es
gibt sie in den USA, es gibt sie in England, es gibt sie in
Frankreich. Alle diese Zentren sind aber technisch ausge-
richtet. Es gibt kein Zentrum, das sich auf Dienstleistun-
gen und Operationen ausrichtet. Darin liegt aus meiner
Sicht die Chance.

Das Zentrum mit den attraktivsten Clusterbildungen ist
im Übrigen in Toulouse. Dieses Zentrum in Toulouse
zeichnet sich aus durch die Airbus-Industrie auf der einen
Seite, durch entsprechende Raumfahrtunternehmen auf
der anderen Seite. Das sind um die 35.000 Arbeitsplätze,
die in dieser Region vorhanden sind, 500 Zulieferbe-
triebe, die auf diese Luftfahrt- und Raumfahrtindustrie
ausgerichtet sind, und die bisher führende europäische
Hochschule für die zivile Luftfahrt, bei der 25 % der Stu-
denten aus dem Ausland kommen.

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Kollege, ich muss Sie auf die Redezeit hinweisen.

Lothar Klemm (SPD):

Ich komme ganz schnell zum Ende. – Wenn Sie dieses Bei-
spiel auf die deutschen Standorte fokussieren, dann kom-
men Sie auf die Standorte Hamburg, Frankfurt und Mün-
chen. Die kritische Masse ist in Frankfurt am deutlichsten,
ohne dass man die anderen Standorte schlechtreden muss.
Am Standort Frankfurt haben Lufthansa 30.000, Fraport
über 20.000, die Deutsche Flugsicherung 5.000 Arbeits-
plätze. Das heißt, hier habe ich ein kreatives Umfeld zu
bilden, und ich habe 18 Professoren an der Technischen
Universität Darmstadt und weitere an der Universität
Frankfurt, die dazu in der Lage sind.

Wenn wir heute diese Initiative sinnvoll aufgreifen und
verstärken, dann ist das eine Chance für den Standort
Hessen, um im Bereich von Dienstleistung und Operation
eine Einrichtung zu schaffen, die sich im internationalen

Vergleich sehen lassen kann. Da die Initiative selbst da-
von ausgegangen ist, dass das nicht eine Forderung ist, die
heißt: „Die Politik soll einmal für uns ...“, sondern da man
davon ausgeht, dass man das als eine Public Private Part-
nership entwickelt, glaube ich, ist das die Grundlage für
eine gute Perspektive, am Standort Hessen deutlich zu
machen: Wir sind heute ein wichtiger Standort für inter-
nationale Verkehrsdienstleistungen und wollen die Vor-
aussetzungen dafür schaffen, dass wir es auch morgen
bleiben.

(Beifall bei der SPD, bei Abgeordneten der FDP
und des Abg. Dr. Franz Josef Jung (Rheingau)
(CDU))

Präsident Norbert Kartmann:

Das Wort hat Herr Abg. Denzin für die FDP-Fraktion.

Michael Denzin (FDP):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich bin Herrn
Klemm sehr dankbar für seine Initiative. Er hat in der Be-
gründung alles dargelegt. Ich muss dem nichts weiter an-
schließen, als dass ich froh bin, dass wir das gemeinsam
machen. Vielleicht schließt sich die vierte Fraktion auch
noch an.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU und der SPD)

Präsident Norbert Kartmann:

Jetzt stimmt die Redezeit wieder. – Das Wort hat Herr
Abg. Wagner für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN.

(Florian Rentsch (FDP): Bitte noch kürzer!)

Mathias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Uns liegt ein
Antrag von nicht allen Fraktionen in diesem Hause vor,
sondern von drei Fraktionen dieses Hauses: CDU, SPD
und FDP.

(Frank Gotthardt (CDU): Sauber recherchiert!)

Mit uns wurde das Gespräch über diesen Antrag vorher
nicht gesucht.Wenn ich es richtig verstehe, hat der Antrag
zum Ziel, eine fraktionsübergreifende Initiative zu initiie-
ren. Da frage ich mich schon: Wieso wurde vorher mit ei-
ner Fraktion nicht das Gespräch gesucht?

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich glaube, ich habe auch eine Erklärung dafür: weil es bei
einigen Kolleginnen und Kollegen hier im Hause ein
grundlegendes Missverständnis über unsere Position zum
Flughafen in Frankfurt gibt.

(Ursula Hammann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Richtig!)

Unsere Position zum Flughafen in Frankfurt ist eine Ab-
wägung zu den weiteren Perspektiven des Frankfurter
Flughafens. Wir wägen den Wirtschaftsstandort Frankfurt
gegen den Lebensort Frankfurt ab, die Interessen, die die
Wirtschaft beispielsweise an einem Ausbau des Frankfur-
ter Flughafens hat, den wir ablehnen, gegen die Interessen
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der Region an einem Erhalt der Lebensbedingungen, an
einer nicht verlärmten Region. Das ist unsere Abwägung,
wie wir entscheiden, was wir am Frankfurter Flughafen
gut finden und was wir nicht gut finden.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Clemens Reif (CDU): Sie wollen lieber die chemi-
sche Industrie in Frankfurt!)

– Wir führen hier nicht die Ticona-Debatte, Herr Reif.Wir
führen jetzt die Debatte über diesen Antrag. – In diesem
Abwägungsprozess befinden wir uns bei den Fragen, die
sich mit der Zukunft des Frankfurter Flughafens beschäf-
tigen, weil auch von meiner Fraktion nicht bestritten wird,
dass der Frankfurter Flughafen so, wie er jetzt ist, viele Ar-
beitsplätze in der Region schafft und sichert. Wir müssen
uns aber die Frage stellen: Hat das Wachstum des Flugha-
fens Grenzen? Dazu sagen wir ganz klar: Dieses
Wachstum hat Grenzen.

Deshalb wird sich an unserer ganz klaren Position zur
Nordwestbahn und zum Ausbau des Frankfurter Flugha-
fens nichts ändern. Ein solches Wachstum des Flughafens
ist nicht vereinbar mit ökologischen Kriterien und ist
nicht vereinbar mit den Interessen der Menschen in der
Region an einer lebenswerten Region Frankfurt/Rhein-
Main.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Clemens Reif (CDU): Deshalb sind Sie nicht ge-
fragt worden!)

– Das ist dann eben der Irrtum, Herr Reif, dass man dann
nicht gefragt wird, wenn man eine solche abwägende Po-
sition hat. – Was in diesem Antrag steht, ist sehr interes-
sant. Sie wollen das Kompetenzzentrum, um strategische
Allianzen zu ermöglichen. Das ist genau unser Vorschlag:
eine strategische Allianz der Flughäfen Frankfurt, Frank-
furt-Hahn und Köln. Das würde eine weitere Bahn am
Frankfurter Flughafen überflüssig machen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wenn das gemeint ist mit der Einrichtung des Kompe-
tenzzentrums, dann hätten Sie mit uns sprechen sollen, ob
wir den Antrag mit unterzeichnen. Dann lese ich hier:
Aufgabe des Kompetenzzentrums ist eine nachhaltige
Entwicklung. – Über nachhaltige Entwicklung können Sie
mit BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN in diesem Haus wirk-
lich immer reden, zu jeder Tages- und Nachtzeit.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Zuruf der Abg. Ursula Hammann (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN))

– Gut, mit Herrn Reif würde ich nur zur Tageszeit über
das Thema reden. Das ist völlig richtig.

Nachhaltige Entwicklung heißt für uns aber: kein Ausbau
des Frankfurter Flughafens, weil sich das mit Nachhaltig-
keit nicht verträgt.

Sie sagen, Sie wollen über gesellschaftliche Perspektiven
in einem solchen Kompetenzzentrum reden. Auch dage-
gen haben wir nichts. Eben weil wir diese gesellschaft-
lichen Perspektiven sehen, lehnen wir den Ausbau des
Frankfurter Flughafens ab, denn wir sagen: In der Abwä-
gung zwischen gesellschaftlichen Interessen und wirt-
schaftlichen Interessen ist ein Ausbau nicht zu verantwor-
ten.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Man kann mit uns also sehr sachlich über dieses Thema
reden. Wenn das Kompetenzzentrum so gemeint ist, wie

ich es gerade dargestellt habe und wie wir diesen Antrag
verstehen, dann hätte man uns vorher fragen sollen, ob
wir diesen Antrag unterzeichnen.

Der Antrag ist noch etwas unklar. Wir haben uns im Vor-
feld ein bisschen umgehört. Das Wirtschaftsministerium
weiß auch noch nicht so richtig, was sich dahinter verbirgt.
Deshalb kann man heute keine unkonditionierte Zustim-
mung geben. Wir werden, wie ich es dargestellt habe und
wie wir dieses Kompetenzzentrum verstehen, diesem An-
trag zustimmen, behalten uns aber natürlich vor, uns die
konkrete Ausgestaltung anzugucken. Denn wenn dieses
Kompetenzzentrum das Ziel hat, eine neue Bahn am
Frankfurter Flughafen zu unterstützen, dann wird es nicht
unsere Zustimmung finden. Wenn es die Vernetzung von
verschiedenen Flughäfen zum Ziel hat, um die Belastung
der Region in erträglichen Grenzen zu halten, dann stim-
men wir diesem Kompetenzzentrum zu.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Norbert Kartmann:

Das Wort hat Herr Staatsminister Grüttner.

Stefan Grüttner, Minister und Chef der Staatskanzlei:

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Ich möchte zuallererst die Gelegenheit wahrnehmen,
mich bei den Fraktionen, die den Antrag eingebracht ha-
ben, dafür zu bedanken, dass sie diese Initiative ergriffen
haben. Was das Ergebnis des Wortbeitrags des Kollegen
Wagner anbelangt, so sind wir am Ende von drei Tagen
zum Teil sehr unterschiedlich und hart geführter Debatten
vielleicht auf dem Weg, einen Antrag gemeinsam zu ver-
abschieden. Das ist möglicherweise ein Wert an sich.

Ich will an dieser Stelle schon versuchen, es zu verdeut-
lichen: Ein solcher Antrag – so verstehe ich ihn schon – ist
allerdings im Hinblick auf die Entwicklung und Bedeu-
tung des Luftverkehrsstandortes Hessen so zu verstehen,
dass das eine gemeinsam getragene, wichtige standortpo-
litische Entscheidung für unser Land ist. Da es nicht
selbstverständlich ist, dass es einen solchen fraktionsüber-
greifenden Antrag gibt, weiß ich dies deshalb umso mehr
zu schätzen. Deswegen bin ich der Überzeugung, dass es
mit einer sehr breiten Unterstützung auch gelingen wird,
einen standortpolitischen Leuchtturm mit Ausstrahlungs-
kraft weit über die hessischen und nationalen Grenzen
hinweg zu setzen, der sich sehr schnell zu einem attrakti-
ven Kristallisationspunkt für alle luftverkehrlichen Frage-
stellungen entwickeln wird.

Wenn Sie sich jetzt wundern, dass ich momentan hier
stehe und nicht der Wirtschaftsminister, mit dem ich in der
Sache vollkommen einig bin,

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Hier wundert uns gar nichts mehr!)

dann möchte ich an dieser Stelle deutlich sagen, dass der
Ansatz dieses Kompetenzzentrums zunächst einmal ein
ressortübergreifender gewesen ist.

Insofern hat es auch eine Reihe von Vorgesprächen und
Überlegungen gegeben, die in der Zuständigkeit einer
ressortübergreifenden Koordination von der Staatskanz-
lei geführt worden sind. Inhaltlich bestehen keinerlei Dif-
ferenzen mit dem Wirtschaftsminister. Die luftverkehrs-
rechtlichen Fragestellungen, die sonst noch zu behandeln
sind, werden gut weiter behandelt.
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Eines ist auch klar: Wir haben nur eine Chance, eine sol-
che Standortentscheidung für Hessen zu treffen, wenn wir
dem Frankfurter Flughafen eine Entwicklungschance ge-
ben. Es ist sehr abgewogen gewesen, was Herr Wagner
versucht hat, als Position der GRÜNEN darzustellen. Ich
will an dieser Stelle verdeutlichen: Alle Diskussionen
über die Frage der Erweiterung und Entwicklung des
Frankfurter Flughafens hängen davon ab, dass wir es
schaffen, ihn zu erweitern, d. h. auszubauen, weil nur dann
Arbeitsplätze gesichert und neue geschaffen werden kön-
nen.

(Mathias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Das ist falsch!)

Dies ist auch einer der entscheidenden Punkte dafür, dass
es uns gelingen kann, möglicherweise ein europäisches
Kompetenzzentrum in Hessen zu installieren.

(Sarah Sorge (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Na
ja!)

Wir bieten nämlich gerade für diese Ansiedlung in unse-
rem Bundesland ideale Voraussetzungen. Wir liegen mit-
ten in Europa, wir sind mit dem Rhein-Main-Gebiet eine
der wirtschaftsstärksten Regionen in Deutschland und
zugleich auch eine der dynamischsten.

Mit dem Finanzplatz Frankfurt verbinden sich globale
Geschäftsbeziehungen mit einer besonderen Präsenz von
in- und ausländischen Investoren im Rhein-Main-Gebiet.
Gleichzeitig besitzen wir mit dem Flughafen Rhein-Main
den größten Flughafen auf dem europäischen Festland.
Man kann es nicht oft genug hören: Hier arbeiten immer-
hin 63.000 Menschen.

Meine Vorredner haben zum Teil schon auf die Kompe-
tenzpartner hingewiesen. Es ist wichtig, dass die Luft-
hansa mit dabei ist, denn Frankfurt ist der Heimatflugha-
fen der Lufthansa und wird von ihr als Drehscheibe ge-
nutzt. Deswegen ist es wichtig, die Lufthansa als Koope-
rationspartner zu gewinnen. Zweitens dürfen wir auch die
Fraport nicht vergessen. Mit über 16.000 Beschäftigten ist
sie nach der Deutschen Lufthansa das bedeutendste Luft-
verkehrsunternehmen, das seinen Sitz in Hessen hat und
nicht an einem anderen Standort. Dass der Flughafen
Frankfurt in der Weltliga spielt, ist ein wichtiges Zeichen
für Hessen. Darauf sind wir ausgesprochen stolz.

Herr Kollege Klemm hat es angesprochen, wir haben auch
noch die Deutsche Flugsicherung mit ihren Beschäftigten
und ihren Kompetenzen. Sie hat die Aufgaben der Ver-
kehrslenkung und der Flugkontrolle. Das ist auch ein
wichtiger Partner für das Kompetenzzentrum, genauso
wie die Lufthansa, wie die Fraport und wie andere Luft-
verkehrsgesellschaften. Und wir haben zwei hervorra-
gende Universitäten: die Universität Darmstadt und die
Universität Frankfurt. Damit haben wir Kompetenzen,
die wir schlicht und ergreifend ziehen können. Wir haben
in Darmstadt beispielsweise auch noch EUMETSAT, also
die europäische Wetterbehörde. Das ist eine der wesent-
lichen Voraussetzungen dafür, dass man diese mit als Ko-
operationspartner gewinnen kann. – Ich sage als Offenba-
cher: Der Deutsche Wetterdienst sitzt auch in Hessen.

(Zuruf von der SPD: Redezeit!)

Auch in diesem Bereich ist es gut, und die Aktivitäten sind
dort viel besser aufgehoben als bei einem Wetterpfad.

Präsident Norbert Kartmann:

Die Fraktionsredezeit ist zu Ende, Herr Kollege.

Stefan Grüttner, Minister und Chef der Staatskanzlei:

Deswegen glaube ich, dass die Landesregierung an dieser
Stelle sicherlich den drei antragstellenden Fraktionen
Folge leisten wird,

(Zuruf des Abg. Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN))

in Verhandlungen mit den infrage kommenden Koopera-
tionspartnern für eine zügige Einrichtung des Kompe-
tenzzentrums zu sorgen. Das liegt im Interesse des Lan-
des. Die Gespräche werden deswegen unmittelbar aufge-
nommen. Irgendwann werden wir uns auch über die Frage
zu unterhalten haben, ob es einen finanziellen Beitrag ge-
ben muss, wie er ausgestaltet sein kann, wie es aussieht.
Ich hoffe, dass wir dann eine ebenso breite Unterstützung
haben werden wie jetzt bei der Beauftragung, diese Ver-
handlungen zu führen. – Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU und bei Abgeordneten der
FPD)

Präsident Norbert Kartmann:

Das Wort hat Kollege Kaufmann für die Fraktion der
GRÜNEN.

Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Wenn der Staatsminister Grüttner eben geschwiegen
hätte, hätte er der Sache mehr geholfen als durch seinen
Beitrag.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei Abgeordneten der SPD)

Wir haben insbesondere vom Initiator der Angelegenheit,
dem Kollegen Klemm, sehr deutlich gehört, um was es
geht. Herr Staatsminister, wenn Sie jetzt wieder versu-
chen, die Frage des Ausbaus da hineinzumengen, sozusa-
gen als gedankliche Voraussetzung, dann tun Sie der Sa-
che einen großen Schaden. Sie ziehen dann nämlich genau
den Konflikt in die Bewerbung hinein, der, so wie wir den
Ansatz verstanden haben und wir ihn auch unterstützen,
nicht in diese Frage gehört.

Völlig unabhängig von der Frage, wie die Positionen zum
Ausbau sind, ob man ihn für sinnvoll hält oder, wie wir
GRÜNEN, wie Sie wissen, ihn am Standort Frankfurt für
falsch hält, sind die Fragen, die sowohl der Kollege
Klemm genannt hat als auch mein Kollege Wagner hier
noch einmal aufgelistet hat, sinnvolle Gegenstände einer
solchen Betrachtung.

Sie könnten ja einmal das Gedankenexperiment machen:
Selbst wenn man den Ausbau hätte, wäre das nicht das
Ende der Fahnenstange. So wie die Entwicklung des Luft-
verkehrs in der Welt von den meisten eingeschätzt wird,
ist das dann eine Generation weiter. Man sollte auch über
andere Fragen bis hin zu gesellschaftlichen Fragen, die da-
mit verbunden sind, nachdenken. Die Sache an sich ist
richtig und wichtig, und wir würden uns dem als Aller-
letzte entziehen. Deswegen bin ich noch einmal nach
vorne gekommen, um zu sagen, dass wir bei dem bleiben,
was der Kollege Wagner angekündigt hat: Wir stimmen
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dem Antrag zu, weil wir die Einrichtung des Kompetenz-
zentrums wollen, weil eine ganze Reihe von Fragen, die
wir als sehr wichtig erachten, mit Inhalt dieser Arbeit sein
sollen. Wir stimmen aber ausdrücklich nicht dem Vortrag
des Staatsministers Grüttner zu, der gemeint hat, er müsse
den Ausbau als Voraussetzung nehmen.

Herr Staatsminister, das ist genau der Irrtum, von dem Sie
herunterkommen sollten. Die Probleme der Akzeptanz
von Luftfahrt, die ökonomischen, die ökologischen und
gesellschaftlichen, um nur drei Aspekte zu nennen, sind
völlig unabhängig davon. Wenn Sie ein europäisches
Kompetenzzentrum einrichten wollen, dann können Sie
auch nicht nur auf die Situation in Frankfurt gucken. So,
wie Sie das hier vorgetragen haben, ist das sozusagen eine
zusätzliche Unterstützungsmaßnahme für den Ausbau.
Das sollten Sie tunlichst nirgendwo mehr sagen. Denn
sonst wird die Chance, dass das Kompetenzzentrum nach
Hessen kommt, gleich null. Die anderen, die auch mitar-
beiten sollen, können das nicht wollen. Es geht genau da-
rum, übergreifende Fragen, weil hier Kompetenz herrscht
– ganz ohne Zweifel –, hierher zu bekommen.

In diesem Sinne bleiben wir bei der Zustimmung zum An-
trag. Herr Grüttner, wir bitten Sie: Überlegen Sie, wenn
Sie auftreten und Verhandlungen führen, dass das mit
dem Ausbau nichts zu tun hat. Wer den mit hineinnimmt,
gefährdet das Projekt dieses Zentrums.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei Abgeordneten der SPD)

Präsident Norbert Kartmann:

Es liegen jetzt keine Wortmeldungen mehr vor. Wir wer-
den über den Antrag abstimmen.

Wer dem Antrag Drucks. 16/1901 zustimmen will, den
bitte ich um das Handzeichen. – Ist jemand dagegen? –
Stimmenthaltungen? – Damit ist dieser Antrag einstim-
mig beschlossen.

Es ist vereinbart, dass der Tagesordnungspunkt 39 im
nächsten Plenum aufgerufen wird. Ebenso ist vereinbart,
dass der Tagesordnungspunkt 55 im nächsten Plenum auf-
gerufen wird.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 57 auf:

Dringlicher Antrag der Fraktion der SPD betreffend Be-
wertung der Privilegierung nach § 35 BauGB des geplan-
ten Kellereineubaus am Steinberg der Hessischen Staats-
weingüter GmbH – Drucks. 16/1940 –

Es ist vereinbart, dass dieser Dringliche Antrag dem Aus-
schuss für Umwelt, ländlichen Raum und Verbraucher-
schutz zur abschließenden Beratung überwiesen werden
soll. Widerspricht dem jemand? – Dies ist nicht der Fall,
damit ist das so beschlossen.

Meine Damen und Herren, wir sind am Ende der Tages-
ordnung. Ich bedanke mich für die drei Tage und wünsche
Ihnen ein paar närrische und erholsame Tage. – Auf
Wiedersehen.

(Schluss: 18.29 Uhr)






